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Zusammenfassung 

Die Arbeit analysiert die ethisch-normativen Grundlagen sowie die gewinn-
bringende und sinnstiftende Generierung des gesellschaftlichen Mehrwerts auf 
der Grundlage legitimen Wirtschaftens in Russland. Vor diesem Hintergrund der 
Suche nach neuen Formen des Zusammenlebens und des Wirtschaftens stellt 
sich die Frage, was die ethisch-normativen Grundlagen legitimen Wirtschaftens 
in Russland sind, die einen gewinnbringenden wie sinnstiftenden Beitrag zum 
gesellschaftlichen Mehrwert leisten können. 

Dabei ist die Entwicklung der russischen ObšOina zu berücksichtigen. Sie voll-
zog sich vom Familienverband über die Interessengemeinschaft und Verwal-
tungseinheit und führte zur Genese der außer- und innerbetrieblichen ObšOina. 
Diese handelt einen gemeinschaftlichen Konsens in einer Wirtschafts-
organisation beziehungsweise einem Wirtschaftsrayon über die Zumutbarkeit 
ökonomischer Aktivitäten aus. In den Extremen des Verständnisses von Gesell-
schaft, ObšOestvo, von staatlicher Herrschaftsausübung bis hin zur egalitären 
Beteiligung aller an allen Entscheidungs-, Arbeits- und Verteilungsprozessen im 
Zusammenhang des Ideals der Sobornost’ vollzieht sich die Kontrolle dieser 
Zumutbarkeit sowie der ökonomischen Aktivitäten insgesamt.  

Auf diesen Legitimitätsvoraussetzungen baut das Konzept der russischen inte-
grativen Wirtschaftsethik auf. ObšOina und ObšOestvo als Grundlagen bilden die 
Voraussetzung, um einerseits eine ökonomische Autonomie der Wirtschafts-
organisationen und gleichzeitig deren Beitrag zur sozialen Sicherheit zu disku-
tieren. In der Ausprägung einer individuellen Autonomie der Wirtschafts-
organisationen sowie als Kommunikationsplattform können Unternehmen einen 
nachhaltigen Beitrag zum gesellschaftlichen Mehrwert leisten. Gleichzeitig kön-
nen ordnungspolitische Regulierungen und das Prinzip Sobornost’, hier ver-
standen als Harmonie zwischen den divergierenden Interessen und Ansprüchen, 
zu einem guten und gerechten Zusammenleben führen. Die Arbeit schließt mit 
Handlungsempfehlungen dazu ab, wie dieses faire Zusammenleben ganz kon-
kret umgesetzt werden kann. 
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1 Einleitung 

1.1 Vorbemerkung 
Vor dem Hintergrund der zunehmenden moralischen und sittlichen Unsicherhei-
ten in einer Epoche des politischen, sozialen und wirtschaftlichen Wandels rü-
cken breite gesellschaftliche Gruppierungen von den Trends des 
20. Jahrhunderts – der Ausdifferenzierung der Teilsysteme Politik, Wirtschaft, 
Gesellschaft und Arbeitsteilung – ab. In Anbetracht folgenschwerer gesellschaft-
licher Herausforderungen durch die Entkopplung der Wirtschaft von anderen 
Teilsystemen sind Gesellschaften um eine neuerliche Zusammenführung be-
müht. Der Ausdifferenzierung wirtschaftlicher, vor allem finanzwirtschaftlicher 
Aktivitäten fehlen mehr und mehr die Legitimitätsgrundlagen; Forderungen 
nach einer „Humanisierung“ der Wirtschaft und neuen Rahmenbedingungen in 
einem globalen Kontext wurden vor allem nach der internationalen Finanzkrise 
von 2008 laut. Die aktuelle Krise zeigt aber auch, dass Staaten ebenfalls in die 
Pflicht zu nehmen sind, wenn es um den gesellschaftlichen Zusammenhalt geht. 
Zwar steht vor allem das gesellschaftliche Teilsystem Wirtschaft unter öffentli-
chem Druck, weil es viele der heutigen sozialen und ökologischen Probleme 
hervorgerufen hat. Das kann allerdings nicht zu einer Staatsvergessenheit füh-
ren, welche entweder die Verantwortung des Staates an den gesamtgesellschaft-
lich zu tragenden Risiken negiert oder seine Rolle als regulierende Instanz ver-
nachlässigt. Er muss nach wie vor einen ordnenden Rahmen schaffen, innerhalb 
dessen ein gerechtes Leben möglich ist, wobei darauf verwiesen wird, dass der 
Staat deswegen trotzdem nicht auf der operativen Ebene tätig werden sollte. 

Die Krise 2008 hat auch Russland betroffen. Nach den Transformationspro-
zessen in den 1980er und 1990er Jahren, einer zunehmenden Kapitalisierung der 
Wirtschaft und weit reichenden Privatisierung der Unternehmen stand die Pro-
fitmaximierung als zentrale wirtschaftliche Aktivität im Vordergrund. Die neue 
strategische Ausrichtung der Unternehmen auf rein ökonomische Faktoren warf 
jedoch die Frage nach ihrer Legitimität auf. Denn Themen wie soziale Sicher-
heit, politische Stabilität, Bildung, Gesundheit und Umweltschutz sind unmittel-
bar mit dem ökonomischen Erfolg eines Unternehmens verknüpft. Das wurde 
besonders deutlich, als die Finanzkrise 2008 das aufgrund der hohen Rohstoff-
preise auf dem Weltmarkt rasante und stabile Wachstum der russischen Wirt-
schaft bremste. Strukturelle und institutionelle Probleme, aber auch die Ver-
nachlässigung eines werteorientierten Handelns von Unternehmen, die fehlende 
Rückkopplung an eine ganzheitliche Sichtweise sowie der unausgewogene Dia-
log und die ungenügende gegenseitige Kontrolle gesellschaftlicher Akteure führ-
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ten zur Legitimitätskrise unternehmerischen Handelns (Riha, 1994; Tay-
lor/Kazakov/Thompson, 1997; Meirovich/Reichel, 2000; Allen, 2003; Clarke, 
2004; Guriev/Rachinsky, 2005; Hasse/Kunze, 2005; Adachi, 2010).  

Die vorliegende Arbeit nimmt eine Rückkopplung der Wirtschaft an die 
übergeordnete Ganzheit, die Gesamtgesellschaft vor und legt in einem ersten 
Schritt einen kulturhistorischen Abriss über die ethisch-normativen Grundlagen 
des Wirtschaftens in Russland vor. Die Erkenntnisse aus diesem Abgleich wer-
den in einem zweiten Schritt der aktuellen Debatte über die russische Ökonomie 
und Wirtschaftsethik in Russland gegenübergestellt. Ziel ist es, herauszufinden, 
wie eine zeitgemäße russische integrative Wirtschaftsethik aussieht und wie sie 
in der Umsetzung zum gesellschaftlichen Mehrwert sowie zu einem guten und 
gerechten Zusammenleben beiträgt. 

 

1.2 Forschungsfrage und Thesen 
Die Arbeit analysiert die ethisch-normativen Grundlagen sowie die gewinnbrin-
gende und sinnstiftende Generierung des gesellschaftlichen Mehrwerts auf der 
Grundlage legitimen Wirtschaftens in Russland. Die steigende soziale Un-
gleichheit und die wachsende Brisanz von Themen wie Umwelt- und Ressour-
censchutz sowie Gesundheits- und Rechtsschutz in Russland zeigen, dass sozia-
ler Friede und Gerechtigkeit nicht auf der Grundlage von Wirtschaftswachstum 
allein zu gewährleisten ist. Entsprechend wird aktuell nach neuen Formen des 
Zusammenlebens und des Wirtschaftens gesucht. Vor diesem Hintergrund stellt 
sich die Frage, was die ethisch-normativen Grundlagen legitimen Wirtschaftens 
in Russland sind, die einen gewinnbringenden wie sinnstiftenden Beitrag zum 
gesellschaftlichen Mehrwert leisten können. 

Daraus ergeben sich folgende Thesen: 
 

I. Die interne und externe Legitimität, das heißt unternehmenseigene Ge-
schäftsethik und ordnungspolitische Mitverantwortung, sind die Voraus-
setzungen für jedwede wirtschaftliche Aktivität. 

II. Die Legitimität des Wirtschaftens in Russland setzt sich traditionell aus 
den ethisch-normativen Prinzipien der wirtschaftlichen Gemeinschaft 
„ObšOina“ und des gemeinschaftlichen Wirtschaftens „ObšOestvo“ zu-
sammen.  

III. Die Erneuerung der Begriffe ObšOina als „gemeinschaftlicher Konsens“ 
und ObšOestvo als „gesellschaftliche Kontrolle“ schafft die zeitgemäße 
Legitimitätsvoraussetzung für wirtschaftliche Tätigkeit in Russland. 
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IV. Auf der Basis dieser Legitimitätsvoraussetzung können ökonomische Ak-
teure durch Erweiterung ökonomischer Autonomien sowie durch Erhö-
hung sozialer Sicherheiten ihren Beitrag zum gesellschaftlichen Mehrwert 
leisten.  

V. Die russische integrative Wirtschaftsethik kann zu gewinnbringenden und 
sinnstiftenden Wirtschaften führen. 

 
 

interne und externe  

Legitimität 

¹ 

zusammengesetzt aus 

unternehmenseigener Geschäftsethik ordnungspolitischer Mitverantwortung 

sowie 

 ObšOina ObšOestvo  

(wirtschaftliche Gemeinschaft) (gemeinschaftliches Wirtschaften)  

¹     ¹ 

werden erneuert durch 

gemeinschaftlichen Konsens gesellschaftliche Kontrolle 

¹     ¹ 

schaffen Voraussetzung für  

 ökonomische Autonomie  soziale Sicherheit 

¹      ¹ 

tragen in ihrer Ausprägung als  

¹   ¹ 

- individuelle Autonomie - ordnungspolitische Regulierung 

- Kommunikationsplattform  - Sobornost’ 

zum gesellschaftlichen Mehrwert bei 

Abb. 1.1: Darstellung des Arguments. Quelle: eigene Darstellung, 2011 
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Es gilt also, eine russische integrative Wirtschaftsethik zu entwerfen, die in 
ihrer Anwendung in der Wirtschaft zum gesellschaftlichen Mehrwert ökonomi-
scher Aktivitäten beiträgt. Die Konzentration auf den Begriff „Legitimität“ als 
Ausgangspunkt rührt daher, dass er am besten geeignet ist, den Aushandlungs-
prozess zu berücksichtigen, während Termini wie „Verantwortung“ zu sehr mo-
ralisierend sind oder „Bürgerschaft“ beziehungsweise „Citizenship“ (Unterneh-
mensbürgerschaft, Corporate Citizenship) politische Kategorie darstellen.

 

1.3 Aufbau der Arbeit 
Der erste Teil der vorliegenden Arbeit befasst sich mit der Legitimität als Vo-
raussetzung für wirtschaftliche Aktivität. Nur auf der Grundlage legitimen Wirt-
schaftens lässt sich gesellschaftlicher Mehrwert schaffen, der zu einem guten 
und gerechten Zusammenleben führt. Die Arbeit erschließt in ihrem zweiten 
Teil die kulturellen Möglichkeitsbedingungen. Es wird danach gefragt, was das 
ethisch-normative Fundament des legitimen Wirtschaftens in Russland ist. 

Im dritten Teil wird daran anknüpfend die Wirtschaftsethik auf ein neues 
Fundament gestellt: die interne Legitimität „ObšOina“ als Konsens und die ex-
terne Legitimität „ObšOestvo“ als Kontrolle. Beide Prinzipien sind Vorausset-
zung für die Legitimität wirtschaftlicher Aktivitäten in Russland. Sie bilden für 
die Wirtschaft Russlands insgesamt und russische Unternehmen im Einzelnen 
die Voraussetzung für einen Beitrag zum gesellschaftlichen Mehrwert. 

Der vierte Teil befasst sich mit dem zu schaffenden gesellschaftlichen 
Mehrwert ökonomischer Aktivitäten und unternehmerischen Tätigseins. Hier 
wird außerdem ein Vorschlag entworfen, wie gesamtgesellschaftliche Zielvor-
stellungen realisiert werden können und welchen Beitrag unternehmerische Tä-
tigkeit dazu leisten kann.  

Tab. 1.1: Darstellung der Vorgehensweise. Quelle: eigene Darstellung, 2011 

Schritt 1 Entwurf des Legitimitätsbegriffs im ökonomischen Kontext 

Schritt 2 Darstellung des Legitimitätsbegriffs im speziellen russischen ökonomi-
schen Kontext 

Schritt 3 neue Definition des Legitimitätsbegriffs sowie Entwurf einer russischen 
integrativen Wirtschaftsethik 

Schritt 4 Definition des gesellschaftlichen Mehrwerts ökonomischer Aktivitäten 
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1.4 Stand der Forschung 
Der Stand der Forschung zur Wirtschaftsethik in Russland und der sozialen so-
wie ökologischen Rechenschaftspflicht russischer Unternehmen ist vielfältig. Im 
westeuropäischen und angelsächsischen Raum kamen erste Untersuchungen aus 
der Richtung des Managements mit der Beschreibung von Ethik und Moral des 
Betriebsdirektors sowjetischer Betriebe sowie deren Belegschaft (Delamotte, 
1962). Aus der Soziologie und den Religionsstudien kam der Versuch einer nach 
Weber’schem Vorbild hergeleiteten Wirtschaftsethik des russisch-orthodoxen 
Christentums (Buss, 1989). Weite wissenschaftliche Kreise befassten sich mit 
den unterschiedlichen Aspekten der wertnormativen Desorientierung von Wirt-
schaft und Gesellschaft im russischen Transformationsprozess am Ende des 
20. Jahrhunderts (Riha, 1994; Apressyan, 1997; Taylor et al., 1997). Die man-
gelnde moralische Vorbildfunktion von Oligarchen, Finanzholdings, Betriebsdi-
rektoren und Unternehmern sowohl während als auch nach den wirtschaftlichen 
Restrukturierungsprozessen ist ebenfalls Thema diverser Arbeiten und Untersu-
chungen (Meirovich/Reichel, 2000; Robertson et al., 2000; Summer et al., 
2000). Hinzu kommt die Arbeitsmoral als spezifisches Thema der auf die mora-
lischen Grundlagen des Wirtschaftens gerichteten Forschungen (Tidmarsh, 
2000). Einige empirische Untersuchungen befassen sich auch mit den philanth-
ropischen Ansprüchen der russischen Wirtschaftseliten. Vor allem Dinello 
(1998) hebt das Aufleben privaten Engagements für die Kunst in Russland her-
vor, begrüßt die Privatisierung der Wohltätigkeit in Russland nach Jahrzehnten 
der staatlichen Regulierung von Charity und Gemeinnützigkeit.  

In all diesen Forschungen werden Wünsche und Hoffnungen gehegt, dass 
die russische Wirtschaft sich nach den Vorstellungen westeuropäischer und an-
gelsächsischer Vorbilder transformieren und die ethisch-normativen Grundlagen 
dieser Gesellschaften adaptieren wird. Doch gut ein Jahrzehnt nach der Auflö-
sung der Sowjetunion setzte sich in der Wissenschaft zunehmend die Erkenntnis 
durch, dass Russland im Bereich der Wirtschafts- und Unternehmensethik einen 
anderen Weg beschritten hat und wohl auch verfolgen und weiterentwickeln 
wird. Cordeiro (2003) beispielsweise fragt nach einer anderen Wirtschaftsethik 
für Transformationsökonomien; andere Forschungen versuchen, die Unterschie-
de der russischen und der US-amerikanischen Wirtschaftsethik (Beekun et al., 
2003) sowie die Westeuropas und Russlands (Matten/Moon, 2008) einander ge-
genüberzustellen. Es werden Gemeinsamkeiten und Unterschiede herausgearbei-
tet; gleichzeitig tauchen Themen wie Corporate Governance und Compliance in 
der wissenschaftlichen Auseinandersetzung rund um die Wirtschafts- und Un-
ternehmensethik in Russland auf (McCarthy/Puffer, 2003). Die Korruptionsan-
fälligkeit und die Frage nach der Gesetzeskonformität russischer Unternehmen 
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dominieren heute die Debatte in Westeuropa und Nordamerika, aber auch in 
Russland. 

Darüber hinaus spielen Philanthropie und Philanthropen in der russischen 
wissenschaftlichen Auseinandersetzung eine große (Livishin/Weitz, 2006). Rus-
sische Autoren kommen knapp zehn Jahre nach Dinello (1998) und von der rus-
sischen Wirklichkeit ganz anders geprägt zu dem Ergebnis, dass mit dem phi-
lanthropischen Engagement russischer Wirtschaftseliten im Wesentlichen staat-
liche und politische Herausforderungen adressiert werden. Die Stärkung bürger-
schaftlicher Partizipationsmöglichkeiten und privater Wohltätigkeit ist hier weit 
weniger relevant als beispielsweise im angelsächsischen Raum. Wirtschaftspoli-
tische Themen wie Gesundheit, Wohnungsbau, Landwirtschaft und Bildung ste-
hen bei den privaten Philanthropen im Vordergrund und lassen der persönlichen 
Entscheidungsfreiheit Einzelner zur Verwirklichung eigener Projekte sowie zum 
Einbringen eigener Themen wenig Handlungsspielraum. Gegen diese weit rei-
chende Lenkung privater Wohltätigkeit durch den Staat sowie seine Einfluss-
nahme in den Prozessen, Strukturen und Aktivitäten unternehmenseigener sozia-
ler und ökologischer Rechenschaftspflicht wendet sich beispielsweise 
Polishchuk (2010), der um die Effektivität hervorragender CSR-Maßnahmen 
fürchtet. Strižov (2006) hebt außerdem die Konzentration der Unternehmensres-
sourcen auf die soziale Infrastruktur der Mitarbeiter und Angestellten hervor, 
während Frye (u. a. in: Yakovlev/Yasin/Frye, 2009) in seiner Forschung nach 
den Gründen für die Investitionen in nationale, staatlich aufgelegte Großprojekte 
fragt. Beliebt für eine wissenschaftliche Analyse sozialen Engagements in Russ-
land ist außerdem Archie Carrolls dreidimensionales Modell für Unternehmens-
performanz (Alyamkin, 2007), ebenso sein mehrstufiges CSR-Modell (Blagov, 
2007). Durch die in diesem Modell auf der einen Seite vergleichsweise ober-
flächliche Darstellung unternehmerischer Verpflichtungen innerhalb der vier 
Teilbereiche lässt sich andererseits eine breite Masse ganz unterschiedlicher Ak-
tionen und Aktivitäten russischer Unternehmen als erfolgreiche Unternehmens-
verantwortung bewerten und darstellen. Soboleva (2006) hingegen schlägt ver-
trauensvolle Partnerschaften vor, welche zwischen Unternehmen und deren An-
spruchsgruppen für ein besseres Leben im Unternehmensumfeld etabliert wer-
den sollen. Diese Partnerschaften bilden für sie die dritte Ebene eines verantwor-
tungsvollen Handelns, dem die erste in Form von regelmäßigen Lohnzahlungen, 
Steuerzahlungen und Qualität der Produktion sowie die zweite Ebene in Form 
von Investitionen in die Mitarbeiter und Sozialpakete vorausgingen. Diese Dar-
stellung von Unternehmensverpflichtungen ist weit verbreitet und findet sich 
neben der Wissenschaft auch in einer Reihe öffentlicher Debatten sowie den Ei-
gendarstellungen der Unternehmen wieder.  
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Darüber hinaus findet auch eine Auseinandersetzung mit dem Wandel des 
negativen Images der Wirtschaft und des Unternehmertums in Russland statt. 
Yakovlev und Avraamova (2008) beispielsweise kommen zu dem Schluss, dass 
nur neue Player, neue Unternehmer sowie eine neue politische Elite zu einer 
neuen Legitimität verhelfen können. Eine Minderheit befasst sich mit den Men-
schenrechten im Zusammenhang verantwortungsvoller Unternehmensführung 
(Puncheva-Michelotti, 2010). Das von Porter und Kramer (2011) neu entworfe-
ne Modell des Creating Shared Value (CSV) ist ebenfalls in die russische Debat-
te mit aufgenommen worden. Allerdings findet die CSV-Debatte bis dato kaum 
in Begleitung der Wissenschaft statt; Treiber der Diskussion sind die Öffentlich-
keit, allen voran Wirtschaftseliten des Landes mit internationaler Ausrichtung. 

Junge Nachwuchswissenschaftler (u. a. Sidorov, 2003; Lachina, 2009) be-
dienen sich weitestgehend der westeuropäischen und angelsächsischen Debatte 
um soziale Unternehmensverantwortung, nutzen deren Modelle und theoretische 
Rahmenbedingungen. Gleichzeitig machen sie jedoch zunehmend auf die An-
dersartigkeit russischer unternehmerischer Verantwortung aufmerksam, versu-
chen, sie auf die russische Realität anzuwenden, und unterlegen diese Überle-
gungen mit praxisnahen Untersuchungen russischer Ökonomen und Wissen-
schaftler (Blagov, 2009) oder werten eigene Erhebungen und Datenmaterial aus. 
Die Ergebnisse sind recht ähnlich und besagen, dass sich die russische soziale, 
ökologische und ökonomische Rechenschaftspflicht durchaus an globalen Pro-
zessen orientiert und dennoch ihre eigene Ausprägung hat. So schlägt Verevkin 
(2010) beispielsweise vier Modelle der sozialen Verantwortung vor: die Unter-
nehmen der Monostädte, welche große Teile der sozialen Infrastruktur zur Ver-
fügung stellen, Unternehmen mit freiwilligem Charity/Sponsoring, die Unter-
nehmen, welche Teile ihrer Produkte im Tausch für die Dienstleistung anderer 
Organisationen in Anspruch nehmen, und die Unternehmen, welche in Form von 
Sozialpartnerschaften eingebunden sind. Letztere sind allerdings bis dato ausge-
sprochen selten anzutreffen, so Verevkin (2010). Den Weg vom Dialog zu Part-
nerschaft und Institutionalisierung der Gegenseitigkeit hält Kostina (2010) we-
sentlich für die Entwicklung sozialer Unternehmensverantwortung in Russland. 
In beiden Arbeiten wird die aktuelle Vielfalt der sozialen Verantwortung russi-
scher Unternehmen beschrieben; es fehlt jedoch an einem auf russischen Grund-
lagen beruhendem ethisch-normativen Prinzip. In Russland konzentriert man 
sich auf westeuropäische und angelsächsische Wirtschaftstheorien und -modelle. 
Die Übernahme von Erfahrungen aus anderen Teilen der Welt allein reicht je-
doch nicht aus; daneben sollte nach einer der russischen Realität entsprechenden 
ethisch-normativen Grundlage des Wirtschaftens gefragt werden. Nur dann kann 
man die aktuellen Prozesse und Debatten um Unternehmensverantwortung, das 
Engagement im Bereich der sozialen und ökologischen Nachhaltigkeit sowie 
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den Dialog der Unternehmen mit ihren unterschiedlichen Anspruchsgruppen 
nachvollziehen und adäquate Handlungsempfehlungen ableiten. Denn das An-
knüpfen an eine nicht spezifisch russische ethisch-normative Grundlage erklärt 
beispielsweise nicht die staatliche Präsenz in dem Bereich der sozialen Unter-
nehmensverantwortung oder die Konzentration der Sozialinvestitionen auf die 
Belange der Mitarbeiter, ganz abgesehen von den Unternehmensinvestitionen in 
die kommunale und soziale Infrastruktur einer Region. 

Dabei ist das Fehlen einer Verbindung westeuropäischer und angelsächsi-
scher Modelle sowie der gelebten Praxis in Russland mit den eigenen nationalen 
Ökonomen keineswegs zwingend. Gerade nationale Wirtschaftswissenschaftler 
und -philosophen feiern in den vergangen zwanzig Jahren eine Renaissance in 
Form ausgesprochen vieler Neuauflagen und Veröffentlichung klassischer Texte 
– allen voran derjenigen Autoren, die im 18. und 19. Jahrhundert die Sonder-
entwicklung Russlands gegenüber den westeuropäischen Großmächten betonten. 
Die aktuellen Debatten über die wirtschaftstheoretische und -philosophische 
Ausrichtung des Landes werden von Wissenschaftlern einer neuen nationalen 
Ökonomie dominiert. Theoretisch bedient man sich in Russland darüber hinaus 
einerseits des Modells des Solidarismus, welches bereits von im Exil lebenden 
russischen Ökonomen in der Mitte des vergangenen Jahrhunderts als Alternative 
zum sowjetischen Staatssozialismus gedacht wurde und die wirtschaftliche Soli-
dargemeinschaft hervorhebt. Andererseits scheint der Staatskapitalismus eine 
Alternative zu sein, welcher Elemente des Kapitalismus und des Sozialismus in 
sich vereint und auf eine enge Verbindung der Wirtschaft mit der Politik ab-
stellt. Diese Auseinandersetzung befasst sich zwar mit der Stellung der Wirt-
schaft in der Gesellschaft und den ethisch-normativen Grundlagen einer gerech-
ten und sinnvollen Wirtschaftspraxis. Sie lässt allerdings außer Acht, welchen 
Beitrag die Wirtschaft und ganz konkret die Unternehmen im Rahmen einer leis-
tungsfähigen Gesellschaft leisten, auf welchen Grundlagen ihre Legitimität be-
ruht und wie eine verantwortungs- und vertrauensvolle Gegenseitigkeit erlangt 
werden kann.  

Für die spezifische Frage der vorliegenden Untersuchung sind die integrati-
ve Wirtschaftsethik von Peter Ulrich sowie die Weiterführung seiner Gedanken 
durch Palazzo und Scherer relevant. Peter Ulrich fand in Übersetzungen eines 
russischen Philosophieprofessors der Universität Konstanz bereits den Weg nach 
Russland. Sein Werk wird dort allerdings verkürzt dargestellt: Auf Russisch 
liegt von ihm lediglich seine Kritik der Ökonomie vor, als der zweite Teil seiner 
Integrativen Wirtschaftsethik, während sein Lösungsansatz und die weiteren 
Teile seiner Integrativen Wirtschaftsethik nicht mit übersetzt worden sind. In 
einer Art Zusammenfassung von circa fünfzehn Seiten ist dieser zweite Teil al-
lerdings gesondert im russischen Journal für ökonomische Theorie unter der 
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Reihe „Wege der Orientierung im ökonomischen Denken“ im Jahre 2003 er-
schienen. Palazzo und Scherer hingegen haben bis dato noch keinen Eingang in 
die russische Debatte um Wirtschafts- und Unternehmensethik gefunden. Des 
Weiteren erfolgt in der vorliegenden Arbeit ein Abgleich mit russischen Öko-
nomen des 19. und 20. Jahrhunderts (Posoškov, Golicyn, Voroncov, Bunge, 
Tugan-Baranovskij, KoOarovskij, Vitte, Stolypin, Lenin) sowie mit philosophi-
schen Überlegungen zur Sobornost’ unter anderem von Solov’ev, Bulgakov und 
Berdjaev, um die Prinzipien der Ethik des Wirtschaftens in Russland herauszu-
arbeiten. Eine Weiterführung ihrer Gedanken schließt sich durch die Berück-
sichtigung russischer Regionalökonomen des 19. und 20. Jahrhunderts (Seme-
nov-Tian-Shanskii, Kržižanovskij, Kolosovskij, Nekrasov) an. Die Suche nach 
einem eigenen Lösungsansatz für die Frage nach dem gerechten Zusammenle-
ben und dem sinnvollen Wirtschaften wird durch die Ökonomen des 
21. Jahrhunderts (Abalkin, Sorokin, Kul’kov) eingeleitet. 

 

1.5 Theoretische Konzepte 
Die vorliegende Arbeit versucht, eine Brücke zu schlagen zwischen West und 
Ost sowie zwischen den Disziplinen. Sie bezieht sich explizit auf die Ul-
rich’sche Integrative Wirtschaftsethik, weil die Frage nach der Legitimität wirt-
schaftlicher Aktivitäten elementar für ein faires Miteinander in der Gesellschaft 
ist. Es wird in der Weiterführung dieser Überlegungen jedoch ein etwas pragma-
tischerer Ansatz als der Ulrich’sche gewählt und die Konzeption der anwen-
dungsbezogenen deliberativen Unternehmensverantwortung von Palazzo und 
Scherer berücksichtigt. Anschließend werden die im russischen Wirtschaften 
verankerten Prinzipien ObšOina (wirtschaftliche Gemeinschaft) und ObšOestvo 
(gemeinschaftliches Wirtschaften) herausgearbeitet und als Grundlage des neuen 
Legitimitätsbegriffs, des Beitrags der Wirtschaft und der Unternehmen zum ge-
sellschaftlichen Mehrwert in Russland, konzipiert. Dabei findet erneut die 
Rückkopplung zu Peter Ulrich und seinen Modellen der unternehmenseigenen 
Geschäftsethik sowie der ordnungspolitischen Mitverantwortung von Unter-
nehmen unter Berücksichtigung der zuvor herauskristallisierten ethisch-
normativen Grundlagen des Wirtschaftens in Russland (ObšOina und ObšOestvo) 
statt.  
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1.6 Methodik 
Methodisch wird auf die Beschreibung interner und externer Legitimität russi-
scher Unternehmen sowie die Erläuterung der Zusammenhänge mit sozialen und 
politischen Prozessen anhand von Fallbeispielen zurückgegriffen. Abweichun-
gen von der Methode der Phänomenologie wird es dahingehend geben, dass die 
Arbeit an den Schluss der Beobachtungen eigene Handlungsempfehlungen für 
die Unternehmen in Russland setzt. 

Der Auswertung der Fallbeispiele liegt die qualitative Inhaltsanalyse des 
Datenmaterials von und über das gesellschaftliche Engagement russischer Un-
ternehmen sowie einer Reihe weiterer gesellschaftlicher Großgruppen in Russ-
land vor. Zudem werden Erkenntnisse aus der teilnehmenden Beobachtung bei 
den Deutsch-Russischen Gesprächen in Baden-Baden mit einbezogen. Diese 
Gespräche finden zwei Mal jährlich zwischen deutschen und russischen Mana-
gern statt, setzen sich aus Vorträgen, Workshops und Diskussionsrunden zu 
Wirtschaft und Gesellschaft im deutsch-russischen Kontext zusammen und bie-
ten dadurch eine Plattform des informellen Austauschs von Wissen, Erfahrungen 
und Erkenntnissen. 

Ein Kriterium dieser Untersuchung ist das unternehmerische Engagement in 
Russland, zusammengesetzt aus Indikatoren zum Business Case für Corporate 
Social Responsibility, aus Indikatoren zu Corporate Givings und Indikatoren für 
gesellschaftlichen Mehrwert. Das Schaffen von Beteiligung, die Förderung von 
Selbstorganisation, die Ressourcenallokation im Unternehmen sowie das Schaf-
fen von Sichtbarkeit sind statistisch messbar und auswertbar gemacht worden. 
Selbiges gilt für die Indikatoren der Prinzipien ObšOina im Rahmen der Auf-
wärts- und Abwärtsstrukturierung eines Unternehmens und ObšOestvo im Rah-
men der ordnungspolitischen Mitverantwortung als direkte und indirekte Unter-
nehmensbeteiligung. 

Die Auswahl und Aussagefähigkeit der Fallbeispiele haben während des ge-
samten Forschungsprozesses eine Reihe von Methodenproblemen hervorgeru-
fen. Das rührt im Wesentlichen daher, dass nur Großunternehmen, das heißt Un-
ternehmen ab einer Milliarde US-Dollar Umsatz jährlich, in die Betrachtung mit 
einbezogen wurden. Zudem beschränkt sich die Auswahl der Fälle lediglich auf 
Unternehmen, die ihren Hauptsitz innerhalb der Grenzen der Russischen Födera-
tion haben. Das breite Band der Materialien und Quellen liefert keine repräsen-
tative Datenbasis, dennoch ist es im Rahmen der vorliegenden Arbeit möglich, 
bestimmte Daten gezielt einzusetzen und sich nicht auf rein zufällig gefundene 
zu beschränken, da der Abgleich der Daten mit unterschiedlichen Quellen er-
folgte sowie Unternehmensvertreter und russische Wissenschaftler persönlich 
konsultiert wurden.  
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Die Beschränkungen dieser Vorgehensweise insgesamt werden durchaus be-
rücksichtigt. Entsprechend widmet sich ein eigenes Kapitel den privaten Phi-
lanthropen in Russland, den russischen kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen sowie jeweils ein Kapitel der Geschäftsethik und der ordnungspoliti-
schen Mitverantwortung der Unternehmen in Belarus und der Ukraine, welches 
jedes für sich Gegenstand weiterführender Forschungen sein können.  

Es wird außerdem darauf hingewiesen, dass da, wo es notwenig war, russi-
sche Zitate, aber auch russische Titel von Institutionen, Organisationen und Do-
kumenten von der Autorin nach bestem Wissen und Gewissen selbst vom Russi-
schen ins Deutsche übertragen und übersetzt worden sind. 

 

1.7 Beitrag zu Wissenschaft und Praxis 
Die politischen Ökonomen Russlands führen zwar eine rege Debatte über die 
normativen Grundlagen des Wirtschaftens im Lande. Diese findet jedoch paral-
lel zur Diskussion über fundamentale Fragen der Wirtschaftsethik sowie die mo-
ralische und ethische Grundhaltung der Wirtschaft in der Gesellschaft statt. In 
dieser Arbeit geht es um die Kritik der normativen Grundlagen der Wirtschafts-
ethik in Russland mit dem Ziel, diese auf ein neues Fundament stellen zu kön-
nen: auf die Prinzipien ObšOina als gemeinschaftlicher Konsens und ObšOestvo 
als gesellschaftliche Kontrolle zur Erlangung ökonomischer Autonomie und so-
zialer Sicherheit. Der starke Bezug zu Peter Ulrich sowie zu Palazzo/Scherer 
rührt daher, dass es eine Reihe äußerlicher Ähnlichkeiten zwischen deren theo-
retischen Konzepten und der Wirtschafts- und Unternehmenspraxis in Russland 
gibt. Allerdings fehlt in Russland das Fundament, die moralische Basis ökono-
mischen Handelns: die interne und externe Legitimität. Soziale Investitionen 
von Unternehmen und ihr gesellschaftliches Engagement bleiben überwiegend 
instrumentell, sind karitativ oder korrigieren begangene „Fehler“ der Unterneh-
men. Erst die Legitimität auf der Grundlage neuer Definitionen von wirtschaftli-
cher Gemeinschaft und gemeinschaftlichem Wirtschaften tragen zum guten und 
gerechten Leben in der Gesamtgesellschaft bei. Fehlt die Legitimität, sind weder 
Geschäftsethik noch ordnungspolitische Mitverantwortung freiwillige Bestand-
teile unternehmerischer Praxis und werden von der Gesellschaft lediglich als 
Vehikel zur Durchsetzung eigener Partikularinteressen der Unternehmen gewer-
tet. Der Mehrwert dieser Arbeit für die Wissenschaft und Praxis liegt erstens in 
der Schaffung eines neuen ethisch-normativen Fundaments für das Wirtschaften 
in Russland. Zweitens ist die Auflistung praktischer Handlungsempfehlungen 
relevant, die darlegt, wie auf der theoretischen Basis einer russischen integrati-
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ven Wirtschaftsethik gesamtgesellschaftliche, das heißt ökonomische, politische 
und soziale Zielvorstellungen und Erwartungen verfolgt werden können. 
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2 Wirtschaftsethik 

2.1 Integrative Wirtschaftsethik  
Spätestens seit der Auflösung der Sowjetunion durchleben ihre Nachfolgestaa-
ten, aber auch die Staaten Westeuropas und Nordamerikas eine umfassende 
Ordnungskrise (Ulrich, 2009). Im Zuge der dritten Industriellen Revolution er-
fahren unsere Gesellschaften einen Wandel, bei dem wir sowohl den Bedeu-
tungsverlust des Nationalstaates und der nationalen Identität als auch die Ab-
nahme der produzierenden zugunsten der Dienstleistungswirtschaft erfahren 
(Habermas (2001) in Palazzo/Scherer, 2006). Im Zentrum dieses Wandlungs-
prozesses steht das unklar gewordene Verhältnis zwischen Wirtschaft und Ge-
sellschaft. So unklar dieses Verhältnis auch ist, fest steht, dass es auch in Zu-
kunft kein von ethisch-normativen und politischen Voraussetzungen freies Wirt-
schaftssystem geben wird. Wie bei allen postindustriellen Nationen und ver-
stärkt durch die Transformationsprozesse im ausgehenden 20. Jahrhundert stellt 
sich auch in Russland die Frage nach der Gestaltung einer „zivilisierten Markt-
wirtschaft“ (Ulrich, 2009: 15), in der die „Lebenslage der Bürger […], deren 
reale Freiheit und Gleichberechtigung“ nicht von der „strukturellen Parteilich-
keit des [reinen] Marktes“ (Ulrich, 2009: 15) eingegrenzt und die Lebensqualität 
sowie die Leistungsfähigkeit der Gesamtgesellschaft durch eine reine ökonomi-
sche Rationalität eingeschränkt wird. 

Inspirierend für diese Überlegungen ist die im Geiste einer humanistischen 
und liberalen Sichtweise entwickelte Integrative Wirtschaftsethik von Peter Ul-
rich. Im Allgemeinen befasst sich Wirtschaftsethik mit der Anwendung ethisch-
normativer Prinzipien auf die Ökonomie. Diese „angewandte“ Ethik zielt auf die 
Vorgabe von Bedingungen ab, die als „Gegengift“ gegen zu viel Ökonomie hel-
fen sollen, das gesellschaftliche Gleichgewicht zu wahren oder wiederherzustel-
len. Die Wirtschaftsethik hat hier eine die Wirtschaft eingrenzende Funktion, 
indem sie Fehlentwicklungen zu korrigieren versucht. Ein zweiter Ansatz von 
Wirtschaftsethik befasst sich mit der Nutzung von Moral und normativen Prin-
zipien, um ökonomisch noch erfolgreicher zu sein. In diesem Fall hat die Wirt-
schaftsethik die Aufgabe einer funktionalen Voraussetzung für erfolgreiche un-
ternehmerische Tätigkeiten (Ulrich, 2001). 

Das Reizvolle an der Integrativen Wirtschaftsethik ist jedoch die Tatsache, 
dass sie auf dem einfachen Grundsatz beruht: „Behandle andere so, wie du 
selbst behandelt werden willst.“ Damit werden die ethisch-normativen Prinzi-
pien über alle anderen Rationalitäten, auch die ökonomische, gestellt. Ulrich 
nennt sie die „Vernunftethik des Wirtschaftens“ (Ulrich, 2001: 126). Es bedeu-
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tet, dass vernunft- und verantwortungsvolles Wirtschaften stets auf der Grundla-
ge einer kritischen Auseinandersetzung mit der reinen ökonomischen Rationali-
tät, den Kosten-Nutzen-Kalkülen und der unbedingten Profitmaximierung zu 
erfolgen hat. Im Gegensatz zur korrektiven und zu funktionalistischen Wirt-
schaftsethik stellen hier die ethisch-normativen Prinzipien nicht das Gegenstück 
zur ökonomischen Rationalität dar. Sie bilden vielmehr das Fundament, auf wel-
chem die Verträglichkeit und Zumutbarkeit ökonomisch begründeter Entschei-
dungen geprüft werden muss (Ulrich, 2001). Lediglich das Primat der Politik 
vor der Logik des Marktes und eine angemessene Zeit-, Arbeits- und Sozialpoli-
tik können die Leistungsfähigkeit einer Gesellschaft (Arbeit, Einkommen, Bil-
dung, Gesundheit, Ökologie, Partizipation) gewährleisten und ein „gutes Leben“ 
ebenso wie ein „gerechtes Zusammenleben“ ermöglichen. Das „gerechte Zu-
sammenleben“ zielt ferner auf die Legitimitätsfrage des Wirtschaftens ab: Für 
wen sind Werte zu schaffen? Demgegenüber geht es beim „guten Leben“ um 
den Sinn wirtschaftlicher und unternehmerischer Aktivitäten: Welche Werte 
sind zu schaffen? Es geht also um die Legitimität ökonomischer Aktivitäten an-
gesichts gesamtgesellschaftlicher Zielvorstellungen und der Zumutbarkeit des 
Wirtschaftens gegenüber Mensch und Natur. Lediglich die von der Gesellschaft, 
also vom Unternehmensumfeld, als zumutbares Wirtschaften erachtete unter-
nehmerische Aktivität ist legitimes Wirtschaften. Auf den Tätigkeiten der Un-
ternehmen, als wichtigster Organisationen marktwirtschaftlicher Strukturen, 
liegt in diesem Zusammenhang ein besonderes Augenmerk. 

 

2.1.1 Ulrich’sche Unternehmensethik 
Für die weiteren Überlegungen in dieser Arbeit und der Frage danach, wie die 
ökonomische Tätigkeit eines Unternehmens auf der Basis ethischer und morali-
scher Prinzipien erfolgreich ist, bietet Peter Ulrich mit der von ihm entworfenen 
Unternehmensethik ein hilfreiches Fundament. Er definiert Orte der Moral des 
Wirtschaftens (Ulrich, 2001) auf der Mikro-, Meso- und Makroebene, verortet 
also die Ethik auf der individuellen Ebene (Wirtschaftsbürgerethik), auf der 
Ebene der einzelnen Wirtschaftsorganisationen (Unternehmensethik) und auf 
der Ebene des ordnenden Rahmens, genauer: des Staates (Ordnungsethik). Auf 
der individuellen Ebene plädiert Ulrich für einen ausgeprägten Bürger- und Ge-
meinsinn, der in der Lage ist, eine kritische Öffentlichkeit zu schaffen, um Legi-
timationsdruck zu erzeugen. Nur so kann wirtschaftliche Tätigkeit auf ihren 
Sinn und auf ihren Beitrag zu einer leistungsfähigen Gesellschaft hin geprüft 
werden. Auf ordnungspolitischer Ebene steht integrative Wirtschaftsethik für 
eine Marktlenkung nach ethischen Prinzipien, für das Primat der Politik vor der 
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Logik des Marktes. Nur so kann ein menschenwürdiges Leben und das gerechte 
Zusammenleben realisiert werden (Ulrich, 2001). Im Vergleich dazu sieht er auf 
der Mesoebene die große Herausforderung für Wirtschaftsorganisationen im 
Ausgleich des Verhältnisses von „Gewinnprinzip“ und dem Sinn sowie der Le-
gitimität ihres unternehmerischen Handelns. Vor dem Hintergrund der Sinn- und 
Legitimitätsfragen „Welche Werte – für wen?“ kann die „[s]trikte Gewinnma-
ximierung […] prinzipiell keine legitime unternehmerische Handlungsorientie-
rung sein […]. Legitimes Gewinnstreben ist stets moralisch begrenztes Gewinn-
streben“ (Ulrich, 2001: 415).  

Die Unternehmensethik klärt sozusagen die Geschäftsgrundlagen eines Un-
ternehmens: Wirtschaften heißt demzufolge, in sinnhafter und legitimer Weise 
Werte schaffen (Ulrich, 2004). Dieser Legitimations„zwang“ als normative Vo-
raussetzung für die Gewinnerwirtschaftung führt dazu, dass die Legitimation 
wirtschaftlicher Aktivitäten anders erfolgen muss, als nur durch gelegentlichen 
„situativen Gewinnverzicht“ im Falle einer korrektiven Unternehmensethik, der 
„außerökonomischen Gewinnverwendung“ im Falle der karitativen Unterneh-
mensethik oder der „instrumentell ethischen Gewinnerzielung“ im Falle einer 
instrumentalisierten Unternehmensethik. Was man stattdessen erfährt und be-
greift, ist ein ganzheitlicher Ansatz, der Ethik und betriebswirtschaftliche Er-
folgslogik zusammenführt. In der Umsetzung bedeutet dies, den Ansprüchen 
werteorientierten Handelns Genüge zu tun sowie gleichzeitig der Profitorientie-
rung Rechnung zu tragen: „Es ist nicht alles unmoralisch, was unternehmeri-
schen Erfolg bringt, aber auch nicht alles unökonomisch, was ethisch verant-
wortbar und sinnvoll ist“ (Ulrich, 1993: 16). Diese Integration von Ethik und 
Ökonomie kann jedoch nur dann Basis der wirtschaftlichen Tätigkeit eines Un-
ternehmens werden, wenn sie ordnungspolitisch Unterstützung erfährt. Gleich-
zeitig setzt diese Unterstützung aber voraus, dass „die Unternehmen […] über 
die unmittelbare Geschäftsethik hinaus ihre republikanisch-politische Mitver-
antwortung auf Firmen- ebenso wie auf Verbandsebene wahrnehmen“ (Ulrich, 
2001: 429). Die eigens dafür von Ulrich (2001) entwickelte und vielfach zitierte 
zweistufige Konzeption der Unternehmensethik sieht auf ihrer ersten Stufe der 
republikanischen Unternehmensverantwortung die Aufgabe der Unternehmen, 
rentable Wege für legitimes Wirtschaften innerhalb bestimmter ordnungspoliti-
scher Rahmenbedingungen zu finden. Ziel dieser Geschäftsethik ist die unter-
nehmerische Wertschöpfung einerseits und die Sinngebung im Tun andererseits. 
Auf der zweiten Stufe der Unternehmensverantwortung steht die kritische 
Hinterfragung vorhandener Wettbewerbsbedingungen, die Unternehmen in 
Dilemmasituationen führen können. Ziel der republikanischen Unternehmens-
ethik ist die Standardisierung ethisch verantwortbaren unternehmerischen Tuns 
einerseits und die Schaffung von Engagementinfrastrukturen für die Teilhabe 
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von Unternehmen an gesellschaftlichen und politischen Entscheidungsprozessen 
andererseits. 
 

2.1.2 Unternehmenseigene Geschäftsethik: der Kon-
sens in der Gemeinschaft 

So gesehen, liefert die republikanische Unternehmensverantwortung, deren 
praktische Umsetzung eine unternehmenseigene Geschäftsethik ist, die Basis für 
eine interne Legitimation unternehmerischen Handelns. Idealerweise ist das Un-
ternehmen als Gemeinschaft zu verstehen, die auf der Basis eines „solidarischen 
Zusammenhalts jenseits der Partikularinteressen“ (Ulrich, 2001: 290) ökono-
misch aktiv ist. Die Geschäftsethik setzt sich aus Grundsätzen und Prinzipien 
zusammen, die innerhalb dieser Gemeinschaft einer Wirtschaftsorganisation 
ausgehandelt wurden und nach denen sich jedes Mitglied dieser Wirtschaftsor-
ganisation richtet. Praktische Umsetzungen im Unternehmenskontext sind bei-
spielsweise der Code of Ethics oder ein Verhaltenskodex, der das „richtige 
Tun“, das anerkannte Arbeiten definiert. Nur die Tätigkeiten im Rahmen dieser 
republikanisch, also allgemein und öffentlich ausgehandelten Geschäftsethik 
sind legitim. Dabei geht diese republikanische Unternehmensverantwortung von 
einem autonomen Individuum aus, das nicht nur an der wirtschaftlich tätigen 
Gemeinschaft partizipiert, sondern sich auch über seine Teilhabe an dieser Ge-
meinschaft identifiziert. Zentrale Prinzipien einer Geschäftsethik in dieser Ge-
meinschaft sind die Gerechtigkeit untereinander sowie die größtmögliche per-
sönliche Freiheit für jeden Einzelnen.  
 

2.1.3 Ordnungspolitische Mitverantwortung: die de-
mokratische Kontrolle 

Wenn es nun aber um die Schaffung von Engagementinfrastrukturen geht, die 
Unternehmen in gesellschaftliche und politische Entscheidungsprozesse einbin-
den sollen, dann ist ein eher pragmatischer Ansatz gefordert. Doch zuvor muss 
die Frage geklärt werden, ob es Wirtschaftsorganisationen überhaupt zusteht, 
sich an solchen Prozessen zu beteiligen, beziehungsweise ob es der Öffentlich-
keit zusteht, solche Forderungen an die Unternehmen zu adressieren. Vor dem 
Hintergrund der bereits geschilderten gesellschaftlichen Wandlungsprozesse 
(postindustriell, das heißt dienstleistungsgetriebene Wirtschaften, und postnatio-
nal, das heißt Verlust der nationalen Identität als Bezugsgröße) wird hier die 
Auffassung vertreten, dass Unternehmen sich durchaus an diesen Prozessen zu 
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beteiligen haben und dass es der Öffentlichkeit zusteht, den Einsatz von Unter-
nehmensressourcen zur Lösung aktueller gesellschaftlicher Herausforderungen 
zu fordern.  

Unternehmen haben im Zuge der gesellschaftlichen Wandlungsprozesse 
mehr kommerzielle Möglichkeiten erhalten (Moon/Crane/Matten, 2008). Durch 
das Outsourcen und die Privatisierung staatlicher Aufgaben zugunsten privat-
wirtschaftlicher Unternehmen sind diese für immer mehr Bereiche des bürgerli-
chen Lebens verantwortlich. Gleichzeitig ist der Trend weg von der Güterpro-
duktion hin zum Konsum und einer immer neuen Güterentwicklung zu beobach-
ten. Durch die Erhöhung nationaler Direktinvestitionen, des inter- und transna-
tionalen Handels sowie des Waren- und Dienstleistungsverkehrs üben Unter-
nehmen einen immer stärkeren Einfluss auf nationale ordnungspolitische Rah-
menbedingungen aus. Einerseits haben Regierungen und politische Organisatio-
nen „reduced some modes of exercising their authority“ (Moon/Crane/Matten, 
2008: 51); andererseits entwickelt sich der Kapitalismus in unterschiedlichen 
Staaten und Regionen ganz unterschiedlich und wir beobachten eine 
„institutional diversity in contemporary capitalism“ (Kinderman, 2009: 12). Ei-
nes dieser Resultate ist beispielsweise die Bereitstellung von Renten, Bildung, 
Gesundheit, Arbeitnehmerrechten und Umweltschutzmaßnahmen durch Wirt-
schaftsorganisationen. Das Unternehmen wird damit immer mehr zum Teil der 
(Staats-)Bürgergesellschaft. Der Status eines Staatsbürgers bleibt für sie aller-
dings eingeschränkt. Ihr Verhältnis zum Staat ist zwar durch das Primat der Po-
litik von Über- und Unterordnung gekennzeichnet, und sie haben auch die Mög-
lichkeit der kritischen Reflexion und Stellungnahme zu politischen Entschei-
dungen (Ulrich, 2001). Doch ihr Engagement bleibt auf Lobbying, Entschei-
dungsfindung und Mobilisierung sowie das Denken in den Kategorien der öko-
nomischen, sozialen und ökologischen Wertschöpfung beschränkt 
(Moon/Crane/Matten, 2008).  

Scherer und Palazzo (2006) gehen in Anknüpfung an Ulrichs Gedanken des 
ordoliberalen Engagements von Unternehmen zum Zweck einer lebensdienli-
chen Marktwirtschaft noch einen Schritt weiter und fordern von den Unterneh-
men als quasi-öffentliche und somit auch dem Gemeinwohl verpflichtete Orga-
nisationen politische Legitimierung ihrer ökonomischen Tätigkeiten. Und sie 
sind nicht allein: “Very Big Enterprises (VBEs) [are] the ultimative structuring 
forces of the world economy and the real drivers of globalization […] self-
regulation of these enterprises by corporate social responsibility (CSR)-type 
regulation initiatives may well not be suffice to counterbalance their long-term 
structuring power” (Dembinski, 2010: 67). Auch Dembinski spricht die Politi-
sierung des Privaten sowie den Ruf nach einer neuen Ordnungspolitik an, wel-
che die Unzulänglichkeiten staatlicher Regulierungen sowie die wachsende Un-
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kontrollierbarkeit des Wirtschaftens ausbalancieren soll. Palazzo und Scherer 
entwickeln auf der Grundlage der Unternehmen als „most important new politi-
cal institution[s] in the contemporary political order“ (Scherer/Palazzo, 2006: 
78) dazu ein Angebot. Vor allem international tätige Unternehmen sind nicht 
mehr bloß Adressaten von Regulierungen, sondern haben sich trotz einer forma-
len Entpolitisierung der Wirtschaft zu politischen Akteuren mit neuen Formen 
der politischen Partizipation und Regulierungsmechanismen entwickelt (Wett-
stein, 2009). Deutlich wird das zum Beispiel, wenn eines dieser Unternehmen 
die Achtung und Wahrung der Menschenrechte in seiner Geschäftsethik inte-
griert hat, aber in einem Umfeld oder Land tätig ist, das eben jene UN-
Menschenrechtskonvention nicht achtet. Damit erfolgt eine zunehmende Politi-
sierung der Legitimität unternehmerischen Handelns. Eine Wirtschaftsorganisa-
tion muss heute auf die Eigenschaften der sie umgebenden Gesellschaft einge-
hen, die ihrerseits einen ganz bestimmten themenorientierten Dialog und Aus-
tausch fordert. Gleichzeitig wirkt die Art und Weise, wie eine Wirtschaftsorga-
nisation in den Dialog mit der Umgebung tritt und wie sie diesen Dialog wiede-
rum intern widerspiegelt, auf ihre Legitimität. Letzten Endes geht es um einen 
Aushandlungsprozess, bei dem die moralische Legitimität eines Unternehmens 
immer wieder neu geschaffen wird (Scherer/Palazzo, 2006).  

Gesellschaftliche Partizipation, der Dialog in neuen Netzwerken zum gegen-
seitigen Austausch sowie die kollektive Entscheidungsfindung als Beitrag zum 
guten und gerechten Zusammenleben beruhen auf dem normgeleiteten Verhalten 
der Unternehmen (Palazzo/Scherer, 2007). Gleichzeitig rücken damit kollektive 
Akteure immer weiter in den Vordergrund. Dem Unternehmen als Gemeinschaft 
stehen andere Vereinigungen gegenüber, die Menschen formen, um ihren Willen 
zu artikulieren. Handlungs- und zielorientiertes Vorgehen für die konstante Ver-
besserung und Transformation von Prozessen und Institutionen sowie die pro-
zessorientierte Interpretation von Legitimität lassen Unternehmen zum Akteur 
im Meinungsbildungsprozess werden. Zudem kann ein Unternehmen seine Res-
sourcen einsetzen, um im internationalen Kontext rechtliche und moralische 
Standards nicht nur zu setzen, sondern auch durchzusetzen, womit erneut seine 
moralische Legitimität erzeugt wird. Wirtschaftsorganisationen werden dadurch 
Problemlöser für gesellschaftliche Herausforderungen, das Engagement bleibt 
aber stets eingebunden in einem gesamtgesellschaftlichen Diskurs, gekenn-
zeichnet von Offenheit und Rechenschaftspflicht sowie einer langfristigen poli-
tisierten Zusammenarbeit mit Politik und Gesellschaft. Diese Bemühungen ha-
ben die demokratische Kontrolle der Unternehmen zum Ziel, die auf der Gegen-
seitigkeit von Wirtschaft, Gesellschaft und Politik beruht. 
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2.2 Zwischenbilanz 
Die Integrative Wirtschaftsethik, das Ineinandergreifen von Ethik und Ökono-
mik für ein besseres und gerechteres Ganzes, bietet die Basis für die Legitimität 
unternehmerischer Tätigkeiten. Diese sind vor dem Hintergrund gesamtgesell-
schaftlicher Zielvorstellungen stets aufs Neue zu prüfen, zu hinterfragen und 
gegebenenfalls anzupassen. Die Wirtschaft als Ganzes ist lediglich ein Teilsys-
tem der Gesellschaft, die einzelnen Wirtschaftsorganisationen treten darin als 
quasi-öffentliche, auch dem Wohl der Allgemeinheit und somit nicht ausschließ-
lich privatwirtschaftlichen Interessen verpflichtete Institutionen auf. Das unter-
nehmerische Handeln wiederum baut auf der Geschäftsethik als interner Legiti-
mation sowie der ordnungspolitischen Mitverantwortung als externer Legitima-
tion auf. Nicht nur Eigentümer und Management, sondern auch die Öffentlich-
keit und die Arbeitnehmer werden in den Entscheidungs- und Legitimationspro-
zess mit eingebunden. Durch Aushandlungsprozesse mit anderen gesellschaftli-
chen Teilsystemen wird nicht nur ein Konsens in der Gemeinschaft über die 
wirtschaftlichen Aktivitäten hergestellt. Diese Aushandlungsprozesse, in welche 
die Wirtschaftsorganisationen durch spezifische Engagementinfrastrukturen ein-
gebunden sind, stellen zugleich eine demokratische, das heißt von allen Seiten 
her öffentliche und transparente Kontrolle über ökonomischen Aktivitäten dar. 

 

 

Abb. 2.2: Darstellung der Legitimationskomponenten. Quelle: eigene Darstellung, 2011
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2.3 Forschungsschwerpunkt 
Doch was hat das mit Russland zu tun? Zentral für die Wahl des Forschungs-
schwerpunktes Russland ist die jahrhundertealte russische Debatte über den 
„dritten Weg“ des Landes sowie seine sich in zweierlei Hinsicht vollziehende 
Transformation.  
 

2.3.1 Der dritte Weg 
Grundlegend ist in der vorliegenden Arbeit die in vielerlei Hinsicht besondere Stel-
lung und Lage des Landes sowie seine daraus folgende eigene Gesellschaftsord-
nung, politische Herrschaft und Wirtschaftsweise. Dritte Wege werden jedoch 
nicht nur in diesem kulturspezifischen Kontext diskutiert. Ulrich und Maak 
(2000) denken mit Verweis auf die osteuropäischen Transformationsprozesse 
ebenfalls über eine ordnungspolitische Alternative zu Markt- und Planwirtschaft 
nach, die sowohl zwischen dem „markthörigen Wirtschaftsliberalismus“ einer-
seits und dem „staatshörigen Realsozialismus“ andererseits hindurchführt. Sie 
entwerfen das Bild einer Bürgergesellschaft, eines republikanischen Liberalis-
mus, in der eine Gesellschaft freier und gleicher Bürger ihre Zielvorstellungen 
von einem guten und gerechten Leben formuliert, die sowohl vor der Marktfrei-
heit wie auch vor dem staatlich-administrativen Apparat Vorrang haben. Ihre 
Alternative verortet die Wirtschaft in der Gesellschaft, statt sie separat daneben-
zustellen oder in eine durch Traditionen gebundene Staatsgemeinschaft zu ver-
legen (Ulrich/Maak, 2000). 
 

2.3.2 Die russische Praxis unternehmerischer Verant-
wortung 

Des Weiteren wurde das Land für diese Arbeit als Forschungsschwerpunkt aus-
gewählt, weil sich seine Wirtschaft und seine Unternehmen, wie noch nachzu-
weisen sein wird, im Spannungsverhältnis zwischen einem zwingend nötigen 
Konsens in der Gemeinschaft einerseits und der gesamtgesellschaftlichen Kon-
trolle andererseits befinden. Im praktischen Alltag bedeutet dieses Spannungs-
verhältnis, dass der Ausbalancierung gegenseitiger Interessen und Ansprüche 
der Wirtschaftsakteure in vielen Fällen die gesellschaftliche Legitimität des 
Handelns fehlt. Der historisch zu verortende Erhalt einer sozialen Infrastruktur 
im unternehmerischen Umfeld hemmt vermeintlich die russischen Unternehmen 
einerseits bei einer raschen und umfassenden technischen sowie betriebswirt-
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schaftlichen Umgestaltung der Unternehmen für eine adäquate Präsenz auf dem 
Weltmarkt. Andererseits fordert die internationale Geschäftswelt Akte der 
Selbstverpflichtung zu sozialen und ökologischen Investitionen. So haben die 
Großunternehmen zwar formal CSR-Reporte und Geschäftsgrundsätze vorzule-
gen, ob sie jedoch in einem deliberativen internen und externen Prozess ausge-
handelt wurden, ob sie die gewünschten Erfolge haben und auf die realen Be-
dürfnisse der Anspruchsgruppen ausgerichtet sind, ist offen. Ebenso offen ist die 
ganz handlungsorientierte Frage, ob die im weltweiten Vergleich beispiellos ho-
hen sozialen Investitionen russischer Unternehmen (Livishin/Weitz, 2006) einen 
nachhaltigen Beitrag zum gesellschaftlichen Mehrwert leisten. Für viele russi-
sche Unternehmen stellt sich somit die Frage, wie der Spagat zwischen dem na-
tionalen Bewusstsein der Wirtschaftsorganisation als eine dem Gemeinwohl 
verpflichtete öffentliche Institution, den internationalen Erwartungen hinsicht-
lich einer wirtschaftlichen Liberalisierung sowie der zunehmenden globalen 
Standardisierung sozialer und ökologischer Unternehmensverantwortung, allzu 
oft allerdings im Sinne instrumenteller und funktionalistischer Wirtschaftsethi-
ken, zu schaffen ist. 
 

2.3.3 Die russische Transformationsökonomie 
Schließlich ist das Land im Sinne der politischen Ökonomie wie auch der Sozio-
logie eine Transformationsökonomie, in welcher gesellschaftliche Wandlungs-
prozesse wegen der Gleichzeitigkeit der Transformationsprozesse in Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft besonders hervorstechend ins Auge fallen (Merkel, 
1994). In seiner Ökonomismuskritik befasst auch Ulrich (2001) sich mit gesell-
schaftlichen Wandlungsprozessen und hinterfragt gegebene gesellschaftliche 
Verhältnisse. Gleichzeitig bietet er mit seiner Integrativen Wirtschaftsethik ei-
nen Weg zu einem neuen Verhältnis zwischen Wirtschaft und Gesellschaft an. 
Indem er dieses theoretische Konzept entwirft, fordert er eine Transformation 
der ethischen Grundlagen des Wirtschaftens, als deren Ziel nicht die unbedingte 
Profitmaximierung als normative Grundlage steht, sondern die Frage nach der 
Zumutbarkeit unternehmerischer Aktivitäten für die Gesellschaft und die natür-
liche Umwelt. Im Falle von Russland kann man sogar von einer doppelten 
Transformation sprechen, weil die Entwicklung des Landes den Weg einer tradi-
tionell staatsnahen zu einer kapitalistisch-marktliberal ausgerichteten Wirtschaft 
ebenso widerspiegelt wie die Herausforderung bei der Umwandlung und Akku-
mulation von vorhandenem ökonomischen Kapital in soziales und kulturelles – 
eine Herausforderung, vor der alle entwickelten Volkswirtschaften im 
21. Jahrhundert stehen.  



 

22 

Die traditionelle Staatsnähe der russischen Wirtschaft reicht weit in die Ge-
schichte des Landes zurück. Eine mögliche historische Erklärung ist die unter 
der zaristischen Autorität starke Abhängigkeit einzelner Wirtschaftseinheiten 
(Ländereien, Manufakturen, vorindustrielle Betriebe, Binnen- und Außenhandel) 
von der Verwaltung, in erster Linie vom Thron und vom Zaren persönlich. Im 
Zusammenhang mit der russischen Wirtschaftsentwicklung wird oft von 
Patrimonialismus1 gesprochen (u. a. Buss, 1989; Zweynert, 2002). Nach der Zeit 
der Wirren im 16. Jahrhundert wurde mit Michail Romanov ein Vertreter einer 
Moskauer Großhändlerfamilie zum Zaren ernannt. Damit begann nicht nur die 
Durchsetzung der patriarchalischen Herrschaftsausübung, sondern auch die Mo-
nopolisierung des Handels in den Händen der Staatsführung, die Konfiszierung 
des Klosterlandes (circa ein Drittel des russischen Bodens war zur damaligen 
Zeit im Besitz der Kirche) sowie die Zentralisierung der wirtschaftlichen Res-
sourcen weg von der Kirche hin zur Krone. Katharina II. erließ schließlich 1764 
ein Dekret über die Säkularisierung aller Kirchengüter. Durch die vom Zaren 
bestimmte Landvergabe an die Untertanen wurde zusätzlich deren Gehorsam 
eingefordert, was eine einseitige Dienstpflicht des Lehnsmanns gegenüber dem 
Herrscher zur Folge hatte (Buss, 1989).  

Die Landvergabe hatte außerdem zur Folge, dass die Vorstellung vom eige-
nen, privaten Grund und Boden weitestgehend unbekannt blieb. Da die Boden-
schätze und natürlichen Ressourcen ebenfalls Eigentum der Krone blieben, auch 
wenn sie privatwirtschaftlich produziert und verarbeitet werden konnten, hatte 
der russische Staat stets eine besondere Stellung und einen herausgehobenen 
Einfluss auf die wirtschaftliche Aktivitäten in seinem Land. So wurde die wirt-
schaftliche Macht und der Reichtum des Landes von „Väterchen Zar“ kontrol-
liert und verteilt, der in autoritärer, patriarchaler Weise darüber herrschte. Die 
private Kapitalbildung blieb infolgedessen stets begrenzt, auf bestimmte Wirt-
schaftszweige beschränkt und von persönlichen Netzwerken dominiert. Die Ein-
führung der Neuen Politischen Ökonomie nach der Oktoberrevolution und die 
spätere Kollektivierung der Landwirtschaft sowie die Einführung der Plan- und 
Verwaltungswirtschaft in den zwanziger Jahren des 20. Jahrhunderts hoben pri-
vatwirtschaftliche Initiativen vorerst gänzlich auf (Döpmann, 1967; Nyssen, 
1984; Goehrke, 2003).  

Dennoch war die Herrschaft der Verwaltung über die Wirtschaft in der Sow-
jetunion nicht bis zu deren Ende hin totalitär. Die folgende Darstellung soll zei-
gen, dass die ökonomische Transformation nicht erst 1991 einsetzte, sondern ein 
                                                            

1 Ursprünglich ist der Patrimonialismus ein von Weber entwickeltes Herrschaftskonzept, 
das sich auf Familienstrukturen konzentriert, in denen die Herrschaft des Vaters, des 
Patriarchen, innerhalb der Familie dominant ist. 
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langer Prozess war, der im Ergebnis überhaupt erst eine Marktwirtschaft zuließ. 
Mit dem Betriebsverfassungsgesetz in seiner Fassung aus den 1960er Jahren gab 
die administrative Wirtschaftsplanung der Sowjetunion in Teilen der seit Mitte 
der 1950er stattfindenden Debatte um Preisplanung und Kapitalrechnung der 
Betriebe nach. Grund dafür war das sich verlangsamende Wachstum bezie-
hungsweise die Stagnation der sowjetischen Volkswirtschaft. So fand 1965 das 
erste Mal seit zehn Jahren eine neue Preisfestsetzung der in den staatseigenen 
Betrieben produzierten Güter statt (Horwitz, 1966). Anreizprämien und Boni 
sollten zudem als Stimuli für eine effektivere und Ressourcen schonendere Pro-
duktion eingesetzt werden. Gleichzeitig sollten damit auch die Kapazitäten der 
Mitarbeiter ausgelastet und das Interesse an Gewinnstreben geweckt werden. 
Die Betriebe waren seitdem in der Lage, direkt miteinander Verträge und Ge-
schäfte auszuhandeln sowie über Fonds ihre technischen Neuerungen selbst zu 
finanzieren. Schließlich wurde auch der Preisbildung eine gewisse Funktion in 
der Wirtschaftslenkung zuerkannt und es kam zur Gründung eines staatlichen 
Preiskomitees (Vogel/Kontetzki, 1966).  

Eine am Angebot und der Nachfrage orientierte Preispolitik, der Wettbe-
werb um Ressourcen und Güter sowie Dezentralisierungsbestrebungen in der 
Wirtschaft waren hier also die Elemente einer Marktökonomie, die im admini-
strierten Markt greifen sollten. Der individuelle Spielraum des Betriebsdirektors 
weitete sich dadurch aus und führte zu einer höheren Flexibilität bei Liefereng-
pässen, der Produktqualität und dem Ressourcenverbrauch. Da der Staat jedoch 
wichtigster Hauptakteur in der sowjetischen Wirtschaft blieb, waren die persön-
lichen Beziehungen zur regionalen Verwaltung für die Durchsetzung wirtschaft-
licher Interessen nach wie vor wichtig. Die Ausbalancierung von Lieferengpäs-
sen und die Beschaffung ökonomischer Ressourcen für die Planerfüllung waren 
das dringlichste Anliegen. Mit einer engen regionalen und lokalen Kooperation, 
durch ein engmaschiges Beziehungsgeflecht zwischen Politik und Produktion, 
da ja beide gleichermaßen am Wirtschaftsprozess beteiligt waren, entwickelten 
sich im Laufe der Jahre Strategien heraus, die zum Unterhalt einer Parallelwirt-
schaft, vorbei an den offiziellen Plänen, führten. Eine ganz gebräuchliche Form 
war die Selbstversorgung durch Reparatur und Improvisation. Statistiken zufol-
ge waren 25–28 % der Arbeiter für die Reparatur von Anlagen in den Unter-
nehmen eingestellt; 20 % der lokalen Unternehmen um einen Großbetrieb herum 
waren für die Reparatur und weitere Dienstleistungen bei dem jeweiligen Groß-
betrieb oder seinen Anlagen zuständig (Rutland, 1993). Eine weitere Strategie 
war die Verschleierung der tatsächlichen Produktionsleistungen, um bei Engpäs-
sen die vorgegebenen Normen dennoch zu erfüllen. Dazu kamen die Lagerung 
der Lieferungen und das Horten unnötiger Bestellungen (Rutland, 1993). Diese 
Prozesse waren aufgrund der Größe des Landes schwer zu kontrollieren, zumal 
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sich daraus der horizontale Handel entwickelte, bei dem die gehorteten Güter 
mit Produkten und Dienstleistungen anderer Betriebe getauscht wurden. Dafür 
hatten die Unternehmen ihre eigenen Disponenten (À������, TolkaOi), meistens 
sogar hochbezahlt, die wussten, wo man welche Güter und Dienstleistungen ge-
gen andere für welchen Betriebsteil tauschen oder handeln konnte. Hier kommt 
vor allem das oben erwähnte Beziehungsgeflecht aus Politik und Wirtschaft zum 
Tragen, denn ein großes Netzwerk war genauso erforderlich wie Geschick und 
Vertrauen. Außerdem mussten die Betriebsunterlagen so angepasst werden, dass 
die zentrale Verwaltung der Gossnab (Abkürzung für Gosudarstvennyj komitet 
po material’no-techniOeskomu snabženiju, ��������������� ������� �� 
�����������-������������ ���������, Staatliches Komitee für materiell-
technische Versorgung der UdSSR) auf die Lagerung sowie den unplanmäßigen 
Tausch und Handel nicht aufmerksam wurde (Rutland, 1993).  

Somit fand schon vor der offiziellen Transformation der sowjetischen, i. e. 
russischen Ökonomie ein Prozess der Kapitalisierung und des Wettbewerbs um 
die knappen Güter statt. Allerdings erfolgte dieser Prozess ohne strukturelle und 
institutionelle Wandlungen und ohne die Grundlage des Preises (Tauschwerts) 
als Warenwert, sondern auf der Grundlage sozialen Kapitals und der persönli-
chen Beziehungen untereinander. Es herrschte der „Vorrang der Logik einer so-
zial gebundenen Gemeinschaft“ (Ivleva, 2008: 37), in welcher der Marktpreis 
eines Gutes keine Rolle spielte, sondern der Zugang zu Netzwerken und Res-
sourcen. Eine Modifizierung dieses Modells war selbst dann nicht mehr mög-
lich, als bereits die sogenannte „dritte Welle der Industrialisierung“ über die 
Sowjetunion hinwegrollte. Die voranschreitende Technisierung und Digitalisie-
rung der Wirtschaftsprozesse hätte vor allem ein noch flexibleres Entschei-
dungssystem gefordert, in erster Linie kürzere Verwaltungswege und eine noch 
höhere Autonomie der Betriebe. Wer in dem bestehenden System jedoch die 
Kontrolle hatte, wollte sie nur ungern oder gar nicht hergeben, und auch als Mit-
te der 1980er Jahre das Recht auf Privateigentum eingeführt sowie mehr Trans-
parenz und Öffentlichkeit hergestellt wurden, konnte nicht verhindert werden, 
dass die Sowjetunion sich auch aufgrund wirtschaftlicher Überdehnung in der 
Binnen- wie in der Außenwirtschaft auflöste.  

Der Prozess der Transformation einer Volkswirtschaft setzt sich aus Sicht 
der politischen Ökonomie also aus folgenden Merkmalen zusammen: System-
wechsel, Privatisierung, liberale Preispolitik, Wettbewerbspolitik, 
Deindustrialisierung, Dezentralisierung der Produktion sowie Neuordnung der 
Außenwirtschaftsbeziehungen (Merkel, 1994). Die als kollektive Autonomie in 
den russischen Betrieben angedachte Voucher-Privatisierung scheiterte jedoch 
an den unzureichenden rechtlichen Rahmenbedingungen sowie an der mangeln-
den Durchsetzung von Eigentumsrechten in Russland. Die enorme Freisetzung 
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von Arbeitskräften infolge der Deindustrialisierung mitsamt der damit einherge-
henden Güterknappheit führte zur anhaltenden prekären Lage der Wirtschaft, zu 
Krisen und Inflation in den 1990er Jahren. Aufgrund dieser Erfahrungen kehrte 
die russische Volkswirtschaft zu einer stärkeren Zentralisierung des Wettbe-
werbs und der wirtschaftlichen Freiheit zurück. In ihr ist zwar ein Pluralismus in 
den Eigentumsformen und im Wirtschaften an sich vorhanden, das Staatseigen-
tum sowie die Gewährleistung sozialer Garantien von Unternehmen werden je-
doch in besonderer Weise geschützt und bewahrt. Damit ist die Staatsnähe der 
Wirtschaft heute erneut stark wie eh und je. 

Ist diese Tatsache Anlass, von einer gescheiterten Transformationsökonomie 
zu sprechen? Oder sind diese Entwicklungen eine den globalen Tendenzen fol-
gende Transformation, vergleicht man etwa die Prozesse in Russland mit den 
Verstaatlichungsbemühungen im deutschen Bankensektor oder die Rettung des 
Opel-Konzerns für den Erhalt des sozialen Friedens in Deutschland im Zuge der 
internationalen Finanzkrise von 2008? Fest steht, dass diese Erscheinungen der 
Ausdruck des unklar gewordenen Verhältnisses von Wirtschaft und Gesellschaft 
sowie die Bemühungen sind, neue ordnungspolitische Rahmenbedingungen für 
eine lebensdienliche Wirtschaft in der Gesellschaft zu erarbeiten. Kosten-
Nutzen-Kalküle und die unbedingte Profitmaximierung können nicht die 
ethisch-normativen Grundlagen der Ökonomie sein und was wir erleben, ist die 
Transformation des moralischen Fundaments des Wirtschaftens. 
 

2.3.3.1 Die Transformation der Kapitalformen 

Der Einordnung einer Transformationsökonomie aus soziologischer Perspektive 
werden die Überlegungen von Pierre Bourdieu über die Akkumulation und die 
Umwandlung von Kapital vorangestellt. Sie sind deshalb von Bedeutung, weil 
das Thema Wettbewerb um die besten Köpfe, um Wissen und Bildung in 
Dienstleistungsgesellschaften, das heißt in postindustriellen Gesellschaften und 
auch in der russischen Ökonomie, eine immer größere Bedeutung hat. Bourdieu 
setzte sich Zeit seines wissenschaftlichen und forschenden Lebens mit den 
Macht- und Ungleichheitsverhältnissen innerhalb einer Gesellschaft auseinander 
und befasste sich auch eingehend mit dem Kapitalbegriff. Er definiert Kapital 
als „soziale Energie“ (Fuchs-Einritz/König, 2005: 157), die akkumuliert, gespei-
chert und umgewandelt werden kann. Sie kann in materieller Form oder als im-
materielles Gut vorkommen und definiert je nach ihrer Größe die unterschiedli-
chen Möglichkeiten des Einzelnen oder von Gruppen. Er unterscheidet außer-
dem je nach gesellschaftlichem Umfeld verschiedene Kapitalsorten, wobei für 
unseren Zusammenhang lediglich das ökonomische, das soziale sowie das kultu-
relle Kapital von Bedeutung sind. Das ökonomische Kapital schließt alles Mate-
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rielle ein, was der Ware-Geld-Beziehung zugeführt werden kann, auch das Ei-
gentumsrecht. Das kulturelle Kapital tritt in zweifacher Form auf, einmal objek-
tiv in Form von technischen Instrumenten, Büchern und Kunstgegenständen 
und, wie es für diese Arbeit auch gebraucht und verwendet wird, in Form von 
Kenntnissen, Fähigkeiten und Fertigkeiten, das heißt in Form von Bildung des 
Einzelnen. Das soziale Kapital schließlich umfasst das Netz an Beziehungen, die 
Einzelne oder gesellschaftliche Gruppen zueinander pflegen und das durch „Be-
ziehungsarbeit“ (Fuchs-Einritz/König, 2005: 166) stets erneuert werden muss. 
Es dient in erster Linie dazu, die Möglichkeiten zum Erhalt und zur Mehrung 
des ökonomischen und kulturellen Kapitals zu sichern. Gleichzeitig gilt das 
Prinzip der „Erhaltung der Energie“, das heißt, Verluste bei der einen Kapital-
form werden mit Gewinnen bei einer anderen Kapitalform kompensiert: „Die 
Tatsache der gegenseitigen Konvertierbarkeit der verschiedenen Kapitalarten ist 
der Ausgangspunkt für Strategien, die die Reproduktion des Kapitals (und der 
Position im sozialen Raum) mit Hilfe möglichst geringer Kapitalumwandlungs-
kosten (Umwandlungsarbeit und inhärente Umwandlungsverluste) erreichen 
möchten“ (Bourdieu, 1983: 197).  

Konvertierbarkeit als Transformation – welche Bedeutung hat die Kapital-
transformation für die Volkswirtschaften im 21. Jahrhundert und warum ist die 
Auseinandersetzung damit so wichtig? Vor allem die Transformation ökonomi-
schen Kapitals in kulturelles Kapital ist zentral; Bildung, Innovationsfähigkeit 
und Patentzulassungen tragen zum gesellschaftlichen Mehrwert bei; die Unter-
stützung kultureller Einrichtungen und die Wahrung des kulturellen Erbes des 
Landes sind gleichermaßen von Bedeutung. Denn erst ab einem gewissen Bil-
dungsniveau ist überhaupt eine qualifizierte Partizipation an wirtschaftlichen 
Aushandlungs-, Entscheidungs- und Durchführungsprozessen möglich. Wie wir 
noch sehen werden, hatte diese Erkenntnis bereits für die Mitarbeiterpartizipati-
on in sowjetischen Betrieben Relevanz und ist im Laufe der vergangenen zwan-
zig Jahre gewichtiger geworden. Daneben ist die Transformation des ökonomi-
schen in soziales Kapital eine Herausforderung für Unternehmen: Soziale Inves-
titionen von Unternehmen führen zu kollektivem Handeln, sie werden zu einem 
öffentlichem Gut, zu dem aber nicht jeder Zugang hat, da nicht jeder jeden kennt 
oder in allen Netzwerken aktiv beziehungsweise als Organisation vertreten ist. 
Soziales Kapital führt aber auch zu unternehmensinternen wie -externen Beteili-
gungs- und Engagementinfrastrukturen sowie zu bürgerschaftlichen Aktivitäten. 
Diese Transformation von Kapital erhöht die Legitimation für unternehmerische 
Aktivitäten, indem sie als Teil der Geschäftsethik ins unternehmerische Handeln 
inkorporiert wird oder indem sie als Ausdruck der ordnungspolitischen Mitver-
antwortung im unternehmerischen Beziehungsgeflecht geltend wird. Gleichzei-
tig tragen Akkumulation und Transformation der Kapitalsorten eines Unterneh-
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mens, vor allem in soziales und kulturelles Kapital, zu einem Wandel der 
ethisch-normativen Grundlagen des Wirtschaftens in der Gesellschaft bei und 
liefern eine Antwort auf die Fragen: Welche Werte – für wen? 

 

2.4 Zwischenbilanz 
Die interne und externe Legitimität, unternehmenseigene Geschäftsethik und 
ordnungspolitische Mitverantwortung, sind die Voraussetzungen für jedwede 
wirtschaftliche Aktivität 

Peter Ulrich nimmt ebenso wie Palazzo und Scherer Wirtschaftsorganisatio-
nen als öffentliche Institutionen wahr, die zwar in verschiedenen Eigentumsfor-
men auftreten, aber dennoch dem Wohle der Allgemeinheit sowie den privat-
wirtschaftlichen Interessen verpflichtet sind. In Russland ist das Phänomen zu 
beobachten, dass Unternehmen aufgrund historischer und kulturspezifischer 
Pfadabhängigkeiten als öffentliche Institution in Form von Gemeineigentum 
wahrgenommen werden. Darum stoßen Privateigentum und Eigentumsrechte 
hier auf eine geringere Akzeptanz, als die Theorie es voraussetzt, die von öffent-
lich im Sinne der demokratischen Kontrolle ausgeht und nicht im Sinne des 
Gemeineigentums. Der zu beschreitende Dritte Weg betont die Andersartigkeit 
des Landes und wird in den theoretischen Konzepten von der Gesellschaft her 
gedacht, von einer erhöhten Partizipation, während er in Russland vom Staat her 
gedacht wird, von seiner Dominanz in allen gesellschaftlichen Teilsystemen. 
Transformation beschreibt im Ulrich’schen Sinn eine Neuverortung der Wirt-
schaft in der Gesellschaft und eine Neuausrichtung der ethisch-normativen 
Grundlagen ökonomischer Aktivitäten. Im Zusammenhang mit Russland spre-
chen wir bei Transformation über den Übergang von Wirtschaftssystemen, dem 
aber auch ein moralischer Wandel zugrunde liegt. Zusammengefasst lässt sich 
feststellen, dass sich die äußeren Erscheinungen sehr ähnlich sind, Theorie und 
praxisrelevantes Beispiel im Kern jedoch eine Reihe unterschiedlicher Aus-
gangsbedingungen haben. Als eine Verbindung, eine Brücke von der Ul-
rich’schen Konzeption zur russischen Realität, die ihrer äußeren Erscheinung 
nach, aber nicht ihrem Kern nach ähnlich sind, können das Prinzip ObšOina, im 
Sinne einer wirtschaftlichen Gemeinschaft sowie im Sinne des Konsenses in der 
Gemeinschaft, und das Prinzip ObšOestvo, im Sinne des gemeinschaftlichen 
Wirtschaftens sowie der demokratischen Kontrolle, fungieren. Sie stellen das 
Fundament für legitimes Wirtschaften in Russland, das seinerseits einen Beitrag 
zum gesellschaftlichen Mehrwert leistet.  

Und weil die Ulrich’schen theoretischen Kernaussagen in vielem mit der 
russischen gelebten Wirtschaftsethik übereinzustimmen scheinen, wurde die 
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Ethik des Wirtschaftens in Russland als Forschungsschwerpunkt ausgewählt. 
Dennoch bleiben die Innenwelten von Theorie und Praxis unterschiedlich, da die 
Frage nach der Legitimität in beiden Fällen unterschiedlich beantwortet wird. In 
dieser Arbeit geht es also auch darum, die Legitimität russischer ökonomischer 
Aktivitäten zu überprüfen und sie auf Grundlage eines gemeinschaftlichen Kon-
senses sowie der gegenseitigen Kontrolle neu zu entwerfen. 

Tab. 2.1: Darstellung des Forschungsschwerpunktes. Quelle: eigene Darstellung, 2011 

Integrative Wirtschaftsethik: Theoretische 
Kernaussagen 

Russkand: Praxisrelevantes Beispiel 

Wirtschaftsorganisationen sind aufgrund 
ihres gesamtgesellschaftlichen Wirkungs-
kreises quasi-öffentliche Institutionen. 

Unternehmen werden in Russland aufgrund 
historischer und kulturspezifischer Pfadab-
hängigkeiten als öffentliche Institution wahr-
genommen. 

Der republikanische Liberalismus (Bürger-
gesellschaft) weist als Dritter Weg eine ord-
nungspolitische Alternative zwischen Markt- 
und Planwirtschaft, zwischen Wirtschaftsli-
beralismus und Sozialetatismus auf.  

Die jahrhundertealte Betonung von Russlands 
Sonderstellung im globalen gesellschaftli-
chen, politischen und wirtschaftlichen Kon-
text fordert einen Dritten Weg als Ausdruck 
des guten und gerechten Zusammenlebens. 

Das Verhältnis zwischen Wirtschaft und Ge-
sellschaft ist unklar geworden – die Be-
schreibung des Wandels dient als Grundlage 
der Integrativen Wirtschaftsethik. 

Russland ist eine Transformationsökonomie 
im doppelten Sinne. 

 



 

29 

3 Ethik des Wirtschaftens in Russland 

Der sozio-kulturelle Hintergrund der Wirtschaftsethik in Russland ist die ge-
meinschaftliche Einbettung des Einzelnen in einem sozialen, ökonomischen und 
politischen Organisationsgebilde. Demgegenüber steht die individuelle Selbst-
versorgung des Lebens im westlichen Kulturraum. „Schon sehr früh scheint sich 
[…] die Stammverfassung als Ortsgemeindeverfassung gestaltet zu haben, Zar 
und Gemeinde (mir) waren von Anfang an in der Staatsanschauung des russi-
schen Volkes die Gegenstände der höchsten, ja man kann sagen, einer heiligen 
Verehrung und Anhänglichkeit“ (Haxthausen, 1866: 39). Daraus ergeben sich 
zwei wesentliche Prinzipien der russischen Gesellschaft und des russischen 
Wirtschaftslebens: „Russland setzt sich aus zwei sozialen Integralen überwälti-
gender Stärke zusammen, im Kern sind das Selbstherrschaft und Bauernschaft“ 
(KoOarovskij, 1926: 77).  

Der folgende Teil der Arbeit befasst sich mit diesen beiden „Integralen“ und 
übersetzt sie mit den Begriffen ObšOestvo und ObšOina. Dabei wird wie folgt 
vorgegangen: erst wird der Begriff ObšOina erläutert, seine Genese von der Be-
schreibung der Sippe beziehungsweise der Familie über die Interessengemein-
schaft und Verwaltungseinheit bis zur Definition der ObšOina als wirtschaftliche 
Gemeinschaft. Dabei wird zwischen der internen wirtschaftlichen Gemeinschaft 
innerhalb eines Betriebes und der externen wirtschaftlichen Gemeinschaft im 
nahen Umfeld von Abbau- und Produktionsstätten (Monostädte) unterschieden. 
Kennzeichnend für die ObšOina ist ihre innere Autonomie, der allerdings im 
Laufe der Zeit die ökonomische Selbständigkeit schrittweise aberkannt wurde. 
Der Kritik am Fehlen der wirtschaftlichen Unabhängigkeit der ObšOina schließt 
sich im vierten Teil der Arbeit die Erneuerung des Begriffs an, die auf der öko-
nomischen Autonomie und dem demokratischen Konsens in der Gemeinschaft 
über die Zumutbarkeit ökonomischer Tätigkeiten basiert.  

Anschließend folgt die Erläuterung des Begriffs ObšOestvo. Er entsteht auf 
der Grundlage des Widerspruchs zwischen dem Verständnis von Gesellschaft 
als staatliche Herrschaftsausübung, der Zentralisierung der Wirtschaft in den 
Verwaltungs- und Machtstrukturen einerseits und dem Ideal der Sobornost’, der 
All-Einheit der Dinge und des Lebens sowie der Gleichheit und Beteiligung al-
ler am Wirtschafts- und Verteilungsprozess andererseits. Die Erneuerung des 
Begriffs ObšOestvo im vierten Teil geschieht auf der Basis einer Synthese dieser 
widersprüchlichen Standpunkte. Einerseits kann gemeinschaftliches Wirtschaf-
ten nicht nur auf der Basis herrschaftlicher Kontrollmechanismen geschehen, es 
braucht eine demokratische, umfassende Kontrolle. Andererseits fordert die 
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gleichberechtigte Teilhabe aller an wirtschaftlichen Prozessen und Entwicklun-
gen auch die Prüfung aller Aktivitäten durch alle Beteiligten.  

 

3.1 Wandel und Kontinuität der Obš�ina 

3.1.1 Die Obš�ina als Familienverband 
Die Entstehung und der Bedeutungswandel des Begriffs ObšOina (russisch: 
��¥���; Übersetzung: Gemeinde, Gemeinschaft; auch gebräuchlich: Mir; rus-
sisch: ���; eine der Übersetzungen: Dorfgemeinschaft mit Gemeinbesitz an Bo-
den) sind eng mit der historischen Entwicklung der ostslawischen, i. e. russi-
schen Gesellschaft sowie regionalen Ausprägungen im Süden des Reiches ver-
bunden. Ursprünglich bedeutete er Lebenswelt, Gemeinde und Gemeindemit-
glieder. Markant in dieser Lebenswelt ist die Gleichheit der Interessen sowie die 
Gleichheit der Mitglieder untereinander, die jedoch alle entweder dem leiblichen 
Vater oder einem Herrscher unterstellt sind.  

Die Slawen waren ursprünglich ein Nomadenvolk, siedelten im Norden Ost-
europas längs der Flüsse und kolonisierten später das Landesinnere aufgrund 
stetig wachsender Bevölkerungszahlen. Die Verbindung zu den alten Gebieten 
sowie die Hoheit der alten über die neuen blieben jedoch bestehen. Noch heute 
spricht man von der „Mutter“ Rostov oder der Mutter „Jaroslavl“, den Siedlun-
gen am Ufer der Flüsse, von denen aus die Kolonisierung der Regionen startete 
und von denen aus sich die ersten Fürstentümer herausbildeten (Haxthausen, 
1866). Die Selbstversorgung der Sippe und das sich herausbildende autarke 
Hofsystem waren die ökonomischen Grundlagen dieser sozialen Ordnung. Der 
Begriff der „Familie“ hat hier eine eigene Bedeutung erhalten: Er bezog sich 
nämlich nicht nur auf Blutsverwandte, da es durchaus üblich war, auf dem Hof 
arbeitende Sklaven und Kriegsgefangene mit in die Familie aufzunehmen. Höfe 
und Siedlungen konnten sich dadurch ein Höchstmaß an Autonomie und wirt-
schaftlicher Selbständigkeit bewahren (LyšOov, 1969). 

Parallel dazu bildete sich in Byzanz die slawische ObšOina auf der Grundla-
ge eines gemeinsamen Alltags heraus. Vor allem in Byzanz hielten die Slawen 
an ihren Bräuchen und Sitten fest, nahmen die byzantinischen Gesetze nicht an, 
waren aber andererseits wanderwillig und dadurch für die Kolonisierung der 
Randgebiete sowie als Krieger geeignet (Kaufman, 1890). Zusätzlich stärkten 
zwei grundlegende byzantinische Gesetze ihre Gemeindeautonomie. Das erste 
gab ihnen das Recht auf eine im Gemeindeverbund organisierte Landwirtschaft 
mit dem Recht auf Gemeindeboden, welchen der Einzelne bearbeiten konnte, 
sowie die persönliche Freiheit der Bauern. Das zweite gab ihnen das Recht auf 
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eine Selbstverwaltung, die eigenständige Führung des Alltags und die Rekrutie-
rung der Krieger für Byzanz auf der Grundlage der ObšOina. Die ObšOina stellte 
hier ebenfalls alle familiären, aber auch alle steuerrechtlichen und administrati-
ven Bindungen des Einzelnen dar (Kaufman, 1890). 

Wichtig ist dieser Kontext der Entstehung und Entwicklung der slawischen 
Gemeinden, weil er auf die wirtschaftliche Autonomie der ObšOina aufmerksam 
macht, die durch neue Strukturen der Interessengemeinschaft und Verwaltungs-
einheit nach und nach verloren ging. Damit stellt sich gleichzeitig die Kritik an 
der Ökonomie in Russland ein, nämlich die fehlende wirtschaftliche Autonomie 
der Gemeinden und der arbeitenden Bevölkerung zur Durchsetzung eigener 
ökonomischer Interessen, was einen Konsens über die Zumutbarkeit ökonomi-
scher Tätigkeiten erfordern würde. 
 

3.1.2 Die Obš�ina als Interessengemeinschaft 
Mit der wachsenden ökonomischen Stärke einer ObšOina wuchs das Bedürfnis 
nach Verteidigung gegen äußere Feinde sowie nach innerem Schutz und Sicher-
heit. Da die Verteidigung der Siedlungen, der Äcker, Marktplätze und Handels-
häfen in der Ausrüstung kostspielig war sowie Übung und Bezahlung eigener 
Kämpfer erforderte, übernahmen die wohlhabendsten Händler, Kaufleute und 
Bauern als Herren mit ihren Gefolgsleuten (Družina) die Kontrolle in dem von 
der Gemeinde bewirtschafteten Gebiet. Die Gemeinde wiederum wurde steuer-
pflichtig, um den Schutz und die Verteidigung zu finanzieren. Obgleich die in-
nere Autonomie der ObšOina blieb, stellte sich doch eine zunehmende ökonomi-
sche Abhängigkeit im Innern und nach Außen hin ein. Diese Abhängigkeit ist 
einerseits auf die Steuerpflicht für Schutz und Sicherheit zurückzuführen, ande-
rerseits aber auch auf die Art, wie die Steuern erhoben wurden. Es handelte sich 
nämlich nicht um eine Steuer auf einzelne Höfe oder Bauern, sondern um eine 
Gemeindesteuer, welche der ObšOina als Ganzes auferlegt wurde. Die Gemein-
demitglieder legten unter sich fest, wer welchen Anteil an der zu leistenden Ge-
samtschuld zu tragen hatte. So hatte die ObšOina das Recht auf Verpachtung, 
Pfändung, Vermietung und Suche nach Neusiedlern in Todesfällen, damit der 
Steueranteil, der auf jedem Stück Land lag, beglichen werden konnte. Nur wer 
diesen Teil aufbringen konnte, war vollwertiges Mitglied der ObšOina und 
brauchte auch keinen Frondienst zu leisten. Die wirtschaftliche Unselbständig-
keit besteht hier einerseits in der Abhängigkeit der Bauern von den anderen Ge-
meindemitgliedern zur Entrichtung der gemeinsamen Steuerpflicht. Andererseits 
ist der Steuerpflicht für Schutz und Sicherheit der Wirtschaftsgrundlagen (Land, 
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Handelsplätze, Waren) gegenüber den Fürsten als solche sowie deren willkürli-
che Festsetzung eine Steigerung ökonomischer Abhängigkeit. 

Im 16. Jahrhundert kam es dennoch zu einer umfassenden Entfaltung bäuer-
licher Rechte und dem Schutz der Selbständigkeit der bäuerlichen und städti-
schen Gemeinden gegenüber den Großfürsten und seinen Statthaltern. Es wur-
den Gemeindeschreiber eingesetzt, die eine eigene Dokumentation anlegten und 
Protokolle parallel zu denen der Statthalter aufsetzten, um sich vor deren Will-
kür zu schützen. Die Befugnisse der Gemeinde reichten von der eigenen Ver-
hängung und Vollstreckung von Todesurteilen bis hin zum Gesuch um eine 
komplett freie Selbstverwaltung und Unabhängigkeit vom Statthalter. Der inter-
nen Autonomie stand andererseits die steigende ökonomische Abhängigkeit von 
großen Grundherren gegenüber, da der Mangel an Schutz zunahm, die Steuerlast 
wuchs und die Ausdehnung der Dienstgüter für die Gefolgsleute der Fürsten vo-
ranschritt. So bildeten die Stadtverteidigung und die schwindende ökonomische 
Autonomie durch Frondienste ärmerer Bevölkerungsteile bei Fürsten und auf 
Kirchengütern, um die Steuerschuld zu begleichen, hierarchische Herrschafts-
strukturen heraus. Daraus formierten sich die ersten politischen Verwaltungs-
einheiten, später die ersten Fürstentümer (u. a. Haxthausen, 1866; Keussler, 
1876; Kaufman, 1890; Kovnir, 2011).  

 

3.1.3 Die Obš�ina als Verwaltungseinheit 
Mit der Einführung der Schollenpflicht 1597 und der Durchsetzung der Leibei-
genschaft im 17. Jahrhundert zur Sicherstellung einer konstanten Einnahmequel-
le wurde die territoriale Gemeinde zur ständischen. Ihre Organisation baute seit-
her auf staatlichen Strukturen und Regierungsgrundsätzen auf. Unabhängig vom 
Verlust der ökonomischen Autonomie2 blieb die ObšOina jedoch im Sinne der 
Selbstorganisation und -verwaltung sowie in ihrer Funktion als einigendes Gan-
zes zur sozialen Sicherheit des Einzelnen auch unter den Bedingungen der Leib-
eigenschaft bestehen (Goehrke, 2003). Mitglieder einer ObšOina konnten bei-
spielsweise Versammlungen abhalten, wenn sie vorher angemeldet und geneh-
migt wurden. Sie wählten einen Ältesten, der als Mittler zwischen der Gemein-
de, den Leibeigenen und dem Herren oder Krongutverwalter fungierte und die 
Interessen der ObšOina vertrat:  
                                                            

2 Unbeachtet bleibt hier die Kleinstkreditvergabe sowie der Tausch von Waren und 
Dienstleistungen unter den ObšOina-Mitgliedern, da sie zwar einen gewissen 
ökonomischen Spielraum zuließen, aber noch lange keine wirtschaftliche 
Unabhängigkeit ausmachten. 
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„Jedes einzelne unserer Dörfer ist sich tief dessen bewußt, daß es seiner Natur nach 
etwas Einiges, Ganzes und Lebendiges ist; dieses Bewußtsein spricht sich in allen 
Handlungen aus und findet seinen vollsten Ausdruck in dem vielbedeutenden Worte 
‚Mir’. Viele unserer Schriftsteller […] schätzen unsere Landgemeinde hoch als das 
feste Material, aus welchem das russische Reich sich zusammenfügt und erbaut hat, 
und ahnen in ihr die durch das Leben selbst vorbereitete Lösung der socialen Fragen, 
welche für das westliche Europa unentschieden bleiben“ (Haxthausen, 1866: 412). 

Und auch Keussler steht aus sozial-ökonomischen Gründen für das Prinzip der 
ObšOina ein: die Entfaltung in der Gemeinde sei schon seit jeher die Lösung der 
sozialen Frage in Russland gewesen, denn die  

„Entwicklung des germanischen Prinzips der Persönlichkeit [führt] […] an sich 
nicht zu dem zu erstrebenden Ziel, d. i. zur normalen Gestaltung der freien Gesell-
schaft […]‚ dieses Prinzip erschien nicht als naturgemässe Frucht der Entwickelung 
der Persönlichkeit, sondern als Widersacher dieser Entwickelung, und trat in das 
Bewusstsein der Denker des westlichen Europa aus der Sphäre der Religion, die 
occidentale Welt stelle jetzt die Forderung einer organischen Versöhnung des Prin-
zips der Persönlichkeit mit dem Prinzip der objektiven, für Alle gültigen Norm –, 
d. i. die Forderung der ��¥���, der Kommune (im Sinne der neuen socialen Bewe-
gung), und diese Forderung falle mit unserer Wesenheit […] zusammen: zur Lösung 
der Frage bringen wir unser Leben […] dar, und hierin liegt der Berührungspunkt 
unserer Geschichte mit der des Westens“ (Keussler, 1876: 123). 

Damit reißen beide an, was russische Ökonomen die Lösung der sozialen Fragen 
einer industrialisierten Gesellschaft nennen: die Übertragung der ordnenden, er-
ziehenden und kollegialen ObšOina auf die Fabriken. Die Stärkung und Zentrali-
sierung der ökonomischen Macht des Landes in den Händen des Zaren setzte 
sich vollends ab Peter I. durch. Militärische Auseinandersetzungen, Expansion 
sowie die Flottengründung waren von einer enormen wirtschaftlichen Entfaltung 
begleitet. Talentierte Handwerker von den Gütern, leibeigene Bauern, aber auch 
freie Lohnarbeiter wurden in neuen Manufakturen eingesetzt und stellten aus 
den Gewohnheiten der ObšOina heraus in den neu geschaffenen Wirtschaftsor-
ganisationen ihre eigene, tradierte Sozial- und Arbeitsordnung her. Da sich Ge-
werbe und Industrie überwiegend auf dem Land und in den Regionen verstreu-
ten, kamen neun von neunzehn Arbeitern in den Fabriken aus den Dörfern. Da-
mit wurden auch Kapitalisierung und Urbanisierung keine typischen Begleiter-
scheinungen der industriellen Entwicklung Russlands. Tauschhandel und das 
Zahlen in Naturalien waren weiterhin verbreitet, die Städte blieben überwiegend 
Verwaltungszentren oder Garnisonsherbergen. Erst durch die Legalisierung des 
bäuerlichen Handels in den Städten wuchsen deren Bevölkerungszahlen be-
trächtlich. Zum einen sollte die Versorgung der Städte ermöglicht werden, wel-
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che durch Krämer und Kaufleute allein nicht mehr zu bewältigen war; zum an-
deren sicherte dieser Handel zusätzliche Steuern für den Staat sowie Zinsein-
künfte für den Adel aufgrund der gewerblichen Tätigkeiten seiner Leibeigenen 
(Hildermeier, 1986). Die ökonomische Ausdifferenzierung der dörflichen 
ObšOina aufgrund dieser Handels- und Gewerbetätigkeit führte zu Cliquenbil-
dung, mächtigen Fraktionen und oligarchischen Strukturen innerhalb der Ge-
meinde. Außerdem versuchten ihre Mitglieder durch verschiedene Allianzen, 
Patronage und Klientelismus staatliche Lasten und Verpflichtungen abzuwenden 
(Gestwa, 1999). So blieb der Alltag auf die unterschiedlichsten Formen der Ko-
operation ausgerichtet, bei dem die Bauern ihr Leben überwiegend selbst unter 
sich organisierten. Das gab dem Einzelnen gleichsam eine Sicherheit im sozia-
len Raum und schützte ihn bei allen innergemeinschaftlichen Unbillen doch vor 
der Macht von außen, vor der Obrigkeit.  

Die ökonomische Differenzierung durch die Bewilligung des bäuerlichen 
Handels in den Städten war mit dem Anstieg der Zahl der Kleinunternehmer und 
Handwerksbetriebe verbunden. Zusätzlich sollte durch die Aufhebung der Leib-
eigenschaft 1861 ein Arbeitsmarkt für die Fabrik- und Industrieanlagen entste-
hen. Doch wegen der fehlenden flächendeckenden Infrastruktur der Lohnarbeit, 
des Anstiegs der Armut der Landbevölkerung aufgrund der Abhängigkeit vom 
Dienstherren und der Verpflichtungen im Gemeindeverbund, die nicht mit dem 
Gesetz von 1861 aufgehoben wurden, sowie der fehlenden Perspektiven und 
Mobilitätsmöglichkeiten blieb der Arbeitsmarkt beschränkt.  

 

3.1.4 Die Entwicklung der bäuerlichen Obš�ina 
Die Aufhebung der Leibeigenschaft änderte folglich kaum etwas an der gesell-
schaftlichen Organisationsstruktur auf dem Land und in den Städten. Sie brachte 
keine Liberalisierung der Wirtschaft insgesamt und der Landwirtschaft im Be-
sonderen, da sie grundsätzlich auf die Sicherung der ObšOina ausgerichtet war, 
entsprechend also auch die Anbindung der Bauern und ihrer Nachkommen an 
die bestehende Gemeinde beibehielt und das Verbot des Austritts aus der Ge-
meinde vorsah. Daneben blieb die Gemeinschaftshaftung der ObšOina ebenso 
bestehen wie das Verbot der Isolierung oder Privatisierung eines Landteils, das 
einem Bauern vom Gemeindeland für die Bewirtschaftung zur Verfügung ge-
stellt wurde. Diese Voraussetzungen bremsten von vornherein die Initiative des 
Einzelnen, mehr zu erwirtschaften und wirtschaftliche Eigenständigkeit zu er-
langen (Haxthausen, 1966).  

Erst Bunge, von 1880 bis 1895 im russischen Finanzministerium tätig und 
als „liberaler Bürokrat“ (Stepanov, 1998: 297) im nationalen Gedächtnis veran-
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kert, senkte die Freikaufgebühren ehemaliger Leibeigener und führte die Frei-
kaufverpflichtung für Bauern ein. Er nahm zusätzlich die Umgestaltung des 
Steuersystems in Angriff, das auf der Grundlage des Einkommens erstellt wer-
den sollte, und gründete die erste Bauernbank. Obwohl er sich für die private 
Landwirtschaft sowie für das Recht auf Privateigentum an Boden aussprach, 
stellte er doch fest, dass das Gemeindewesen eine lebensdienlicher sozialer Or-
ganismus sei, der so eng mit den ökonomischen Aktivitäten des Landes sowie 
der absolutistischen Herrschaft verbunden sei, dass man ihn nicht mit einem ein-
fachen Gesetz wegwischen könne. Denn die bäuerliche ObšOina hatte mehr 
Funktionen gehabt, als nur den sozialen Zusammenhalt zu fördern: Sie nahm als 
Verwaltungseinheit eine Reihe staatlicher Aufgaben wahr, trieb die Steuern ein 
und setzte die Dienstpflicht sowie staatliche Gesetze um. So sollte seiner Mei-
nung nach erst in einem zweiten Schritt die individuelle ökonomische Tätigkeit 
der Bauern erfolgen; in einem ersten blieben die einzelnen Bauern, wollten sie 
sich freikaufen oder Land erwerben und bewirtschaften, auf die Gemeinde an-
gewiesen.  

Die Agrarreform unter Stolypin, von 1906-1911 russischer Premierminister, 
war um einiges radikaler. Nach der Revolution von 1905 war die Liquidierung 
der ObšOina und die Einführung einer neuen gesellschaftlichen Schicht, nämlich 
die der besitzenden Bauern, das Ziel. Da die bäuerliche ObšOina in den Augen 
der Reformer die Ausdifferenzierung der Landbevölkerung und somit den sozia-
len und ökonomischen Fortschritt behinderte, wurde sie mit den Verordnungen 
von 1906, welche die ObšOina sowie alle ständischen Beschränkungen der Bau-
ern aufhob, komplett abgeschafft. Ein wesentlicher Punkt der Reform war au-
ßerdem das Recht der Bauern, ihr bereits erwirtschaftetes Privateigentum eben-
falls aus dieser Gemeinschaft herauszuführen. Die auf diese Weise erhoffte Pri-
vatisierung der Landwirtschaft und die Einteilung der Gemeindelandflächen in 
Privateigentum sollten für mehr Stabilität in der russischen Gesellschaft führen 
und weitere Aufstände abwenden. Daneben war die Verstaatlichung der Böden 
angedacht, die genossenschaftlich bewirtschaftet werden konnten und zur Ent-
stehung einer Schicht aus Kleinbauern beitragen sollten (Kabytov, 2007). 
Grundsätzlich konnten dabei von nun an alle Ländereien, ob staatlich oder pri-
vat, zu Marktpreisen frei verpachtet, gemietet, ge- und verkauft werden. Für die-
se Reformmaßnahmen wurde ein eigener Fond angelegt, welcher der Bauern-
bank übergeben wurde. Außerdem wurde die Massenumsiedlung nach Sibirien, 
in den Ural und in den Nordkaukasus angeordnet, begleitet von finanzieller Un-
terstützung und günstigen Krediten, um den Wegzug der Bauern aus der Ge-
meinde und die Errichtung eigener Höfe zu ermöglichen.  

Der Einsatz der Agrarbank für Entwicklungen in der Landwirtschaft und die 
neue Umsiedlungspolitik hatten einerseits das Ziel, alte Strukturen aufzubre-
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chen, zu desorganisieren und die Abhängigkeit von staatlichen Stellen zu erhö-
hen, um einer neuen Revolution vorzubeugen (Kabytov, 2007). Andererseits 
sollte die auf privatwirtschaftlichem Engagement basierende ökonomische Ent-
wicklung auf dem Land vorangetrieben werden. Bis zum Ersten Weltkrieg blie-
ben jedoch weiterhin 75 % der Bauern in Form der ObšOina organisiert 
(Bogomazov/Blagich, 2010). Das Scheitern der Reformbemühungen, die mit 
weit reichender finanzieller Unterstützung des Staates realisiert werden sollten, 
ist auf die Verbindlichkeiten und Verpflichtungen innerhalb der ObšOina zu-
rückzuführen sowie auf den Kampf gegen Austrittswillige und gegen die Mo-
dernisierung der wirtschaftlichen Basis der ObšOina, welche in ihrer bestehenden 
Form das Existenzminimum durch eine kollektive Solidarität absicherte 
(Goehrke, 2003).  
 

3.1.5 Die innerbetriebliche wirtschaftliche Obš�ina 
Diejenigen, die als Arbeiter in den Manufakturen und vorindustriellen Betrieben 
angestellt waren, inkorporierten hingegen die tradierte Form des (bäuerlichen) 
Wirtschaftens in die neuen Produktionsanlagen des 19. Jahrhunderts (Tugan-
Baranovskij, 1922). Tugan-Baranovskij zitiert in seinen Abhandlungen bei-
spielsweise aus dem Department für Manufakturen und Binnenhandel einen 
Fabrikanten, der schilderte, wie unter den Fabrikarbeitern Gleichheit bestehe, 
weil jeder die Traditionen seines Dorfes mit sich bringe: harte Arbeit, Leben und 
Schaffen in der Gemeinschaft, Entbehrung und Unterwerfung unter die Pflicht. 
Arbeiterorganisationen, Vereinigungen und Vertretungen seien demnach nicht, 
wie im Westen, aus der Not des Individualismus und der Atomisierung in der 
Fabrik entstanden, sondern wurden schon mit in die Fabrik hineingebracht. So 
unterschieden sich seiner Meinung nach auch die Ziele dieser Vereinigungen 
von denen in westlichen Industriebetrieben: Es ging in erster Linie nicht um den 
Aufbau einer Front gegen den Fabrikanten, die Aushandlung von Löhnen, Ar-
beits- und Lebensbedingungen, sondern um den Erhalt der ObšOina. Zu diesem 
Zweck wurden die sogenannten raboOie arteli3 (������� ������, Arbeitszirkel) 
gegründet, welche die Selbstorganisation der Arbeiter institutionalisierten. Sie 

                                                            

3 „Artel’“ ist ursprünglich ein Begriff aus der russischen Landwirtschaft – was wieder 
zeigt, in welcher intensiven Ausprägung die dörfliche Gemeinde in den Industriestätten 
weiterlebte. Er beschrieb ursprünglich eine genossenschaftsähnliche, freiwillige 
Vereinigung von Bauern, Fischern, Saisonarbeitern und Handwerkern (die in der 
Mehrzahl ebenfalls Leibeigene waren und auf dem Land auf den Gütern lebten und 
arbeiteten) gleichen Berufs, die gemeinsam Arbeit ausführten. 
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schlossen Konsumgenossenschaften sowie Selbsthilfekassen für soziale und kul-
turelle Belange der Arbeiter mit ein. Sie waren natürlich je nach Standort ver-
schieden ausgeprägt und wurden entweder vom Unternehmer selbst initiiert oder 
aber durch Arbeiterstreiks und erst nach Auseinandersetzungen bewilligt und 
eingeführt. Selbst die Organisation der ObšOina-Kooperationen wurde über-
nommen: Wie auf den ersten Höfen und in den ersten Siedlungen der Slawen 
arbeiteten in den Fabriken Arbeitsgruppen von 9–10 beziehungsweise 15–20 
Leuten zusammen, die den Ertrag ihrer Arbeit unter sich gleich und gerecht ver-
teilten (Janžul, 1907; Tugan-Baranovskij, 1922; KoOarovskij, 1926; Voroncov, 
2008).  

In den 1880ern wurde zum Zwecke des sozialen Friedens in den Fabriken 
erste Sozialmaßnahmen und Gesetze eingeführt: So wurde die Kinderarbeit ge-
setzlich verboten, die Arbeitszeit für Jugendliche, Alte und Frauen wurde be-
grenzt, und Finanzminister Bunge führte freie Tage an Sonn- und Feiertagen ein. 
Hinzu kamen weitere Arbeitergesetze wie etwa geregelte Arbeitszeiten mit dem 
Verbot der Nachtarbeit für Frauen, Buchführung über Entlohnung der Arbeiter 
und zweiwöchige Kündigungsfristen. Die Fabrikgesetzgebung verabschiedete 
schließlich auch ein Gesetz über Geldstrafen (Lenin, 1962: 31ff.), das die bis 
dahin willkürlich gehandhabten Fälle und das Ausmaß an Strafgeld regelte, das 
im Falle vernachlässigter Arbeit, des Nichterscheinens oder bei Verstößen gegen 
die Ordnung über die Arbeiter verhängt werden konnte. Die Strafgelder gingen 
dabei nicht in das Eigentum des Fabrikanten über, sondern wurden für die Be-
dürfnisse der Arbeiter verwendet: zur Unterstützung von Arbeitsinvaliden oder 
temporär Kranken, zur Beihilfe für Schwangere, die in der Regel erst zwei Wo-
chen vor der Entbindung die Arbeit einstellten, oder zur Beihilfe für heimische 
Brandschäden oder andere Unglücke.  

1903 trat das Gesetz über den Fabrikältesten unter dem von 1892-1903 täti-
gen russischen Finanzminister Vitte (1912) in Kraft, der als Nachfolger Bunges 
neben verschiedenen anderen Maßnahmen auch die wirtschaftliche ObšOina fes-
tigte, die unabhängig von Familie und Heimat eine Einheit darstellen sollte. Zu-
sätzlich sollten Betriebsinspektoren die Einhaltung der Gesetze kontrollieren, 
allerdings mit ganz unterschiedlichen Folgen. Während die Gesetze in 
St. Petersburg ohne weiteres wirksam werden konnten, wehrten sich die Fabri-
kanten in Moskau gegen die Einmischung des Staates in ihre Angelegenheiten 
(Stepanov, 1998). Als Fabrikinspekteur wurde beispielsweise Janžul (1907) di-
rekt mit den Lebens- und Arbeitsbedingungen vor Ort konfrontiert. Vielerorts 
nahm er Desinteresse der Fabrikanten an ihm persönlich sowie an seiner Arbeit 
und den neuen Fabrikgesetzen wahr. Die Uneinheitlichkeit in der Umsetzung 
der Gesetze bemängelte er ebenso wie die Unzulänglichkeiten der Reformen 
insgesamt, die erstens zu wenig durchdacht und zweitens mit einer zu starken 
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Lobby von Unternehmern im Rücken der Politiker beschlossen worden seien. 
Denn Unternehmens- und Kapitalgesellschaften erlebten seit dem 
19. Jahrhundert zwar einen Aufschwung, allerdings blieb der Anteil der Teilha-
ber immer überschaubar. Der Kreis setzte sich meistens aus Familienmitglie-
dern, persönlich eng verbundenen Investoren oder besonders vertrauenswürdi-
gen Mitarbeitern eines Unternehmens zusammen; in zunehmendem Maße gehör-
ten Vertreter des Adels und vor allem der Bürokratie dazu. Janžul forderte daher 
Gesetze für die Arbeiter und keine, mit denen sich Politiker und Staatsangestell-
te die eigene Existenzberechtigung einräumten und ihre Legitimität bestätigten 
(Janžul, 1907). Lobendes Beispiel in seinen Ausführungen war der Textilfabri-
kant Maljutin. Er errichtete ein Entbindungshaus für Arbeiterinnen, Fabrikschu-
len, eine Sparkasse, ein Armenhaus, zwei Krankenhäuser sowie steinerne Arbei-
terkasernen und ein gemauertes Bad. Er erlaubte den Müttern außerdem, wäh-
rend der Arbeitszeit ihre Säuglinge zu stillen (Puttkamer, 1996) und trug damit 
innerhalb der wirtschaftlichen Gemeinschaft zu einer sozial ausgerichteten Ord-
nung bei. Insgesamt seien die Lebens-, Arbeits- und Hygienebedingungen in den 
Fabriken jedoch laut Janžul (1907) verheerend gewesen. 

Im gleichen Maße, wie die Wirtschaftsweise in den Fabriken traditionell 
gemeinschaftlich war und es kaum Differenzierungen zwischen den Arbeitern in 
Form qualifizierter Aus- und Berufsbildung oder Lohndifferenzen gab, blieb 
auch das Selbstverständnis des Unternehmers traditionell patriarchalisch (Putt-
kamer, 1996). Er trat als der strenge, aber fürsorgliche Herr auf, was vor allem 
in den Betrieben auf dem Land und in den Regionen zum Tragen kam, da diese 
fast alle Lebensbereiche der Arbeiter abdeckten. Tugan-Baranovskij (1922) geht 
außerdem davon aus, dass das Unternehmen so durchaus einen moralischen Ein-
fluss auf die Arbeiter gehabt habe, weil hier das Verhältnis Vater-Sohn im Ver-
hältnis Fabrikant-Arbeiter zum Tragen gekommen sei. Dem Unternehmen wird 
in dieser Betrachtungsweise ebenso eine ethische und moralische Vorbildfunkti-
on wie der Schutz der Arbeiter nahegelegt. Dieses Selbstverständnis rührte nicht 
zuletzt daher, dass viele Staatsdiener in den Führungspositionen der industriellen 
Betriebe eingesetzt wurden und ganz natürlich, von Staates und Amtes wegen, 
Vorbild-, Schutz- sowie Kontrollfunktionen verkörperten.  

Die von Janžul bemängelte enge Verflechtung der Politik mit der Wirtschaft 
sollte also einerseits zum Erhalt des Absolutismus und andererseits zum Erhalt 
der Präsenz des Staates als Hauptwirtschaftsakteur dienen. Dennoch wurde 1912 
der erste nationale Unternehmerkodex in Russland eingeführt, der moralische 
Prinzipien über Staatsansprüche und einseitige Interessenvertretungen stellen 
sollte: „Sieben Prinzipien zur Erledigung von Geschäften in Russland“. Der ers-
te und wesentlichste Punkt bleibt jedoch die Ehrung der Macht. Erst an dritter 
Stelle, noch nach Ehrlichkeit und Gerechtigkeit, kommt die Ermahnung zur Eh-
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rung der Gesetze, bevor der Kodex zur Mildtätigkeit, Vertrauenswürdigkeit, 
dem Maßhalten und der Zielstrebigkeit beim Arbeiten mahnt (Korizkij, 2005; 
Kabytov, 2007).  

In den Jahren 1918–1922 kam es dann unter Lenin zu einer Reihe von neuen 
Gesetzesinitiativen, die sich mit der Lebenslage der Arbeiter und Bauern sowie 
der gesellschaftlichen Verantwortung von Betrieben und Fabriken befassten. 
Zentral blieb aber weiterhin der Erhalt der nunmehr wirtschaftlichen Gemeinde. 
Die Einführung der Arbeitsdienstpflicht, das Recht auf Arbeit, der Arbeitsschutz 
durch örtlich gewählte Arbeitsinspektoren, die Einführung der Sozialversiche-
rung, welche aus Beiträgen der Betriebe und Verwaltung finanziert wurde, die 
Gründung von Gewerkschaften für die Interessenvertretung der Arbeiter, aber 
auch die zwangsweise Vereinigung der Bevölkerung in Konsumgenossenschaf-
ten (+ Warenaustausch) sind nur einige Beispiele dafür (Lenin, 1962). Lenins 
Neue Ökonomische Politik sah darüber hinaus aber auch Anreizmechanismen 
vor, den privaten Handel und das Kleinstunternehmertum zu fördern: Laut die-
ser Politik konnten beispielsweise Bauern, die über das Auslieferungssoll hinaus 
produzierten, die überschüssigen Produkte privat verkaufen. Das Ziel war hier 
die Steigerung der Agrarproduktivität.  

Die Zwangskollektivierung und Industrialisierung beziehungsweise Mecha-
nisierung der Landwirtschaft unter Stalin stoppte diese Entwicklungen dann al-
lerdings. Die innerbetriebliche Gemeinschaft war zuvor durch den Ersten Welt-
krieg, den darauf folgenden Bürgerkrieg und Massenmigrationen sowie die 
nachholende Industrialisierung, die Konzentration der Wirtschaft auf die 
Schwerindustrie mit den damit einhergehenden hohen humanitären Opfern, aber 
auch durch den stalinistischen Terror, durch Gulag (Abkürzung für Glavnoje 
upravlenie ispravitel’no-trudovych lagerej i kolonij, ������� ���������� 
�������������-�������� ������� � �������, Hauptverwaltung der Besse-
rungsarbeitslager) und Zwangsarbeit stark unter Druck geraten. Lediglich das 
egalitäre Moment blieb, was sich unter anderem in den nur äußerst geringfügi-
gen Lohnunterschieden zwischen qualifizierten und unqualifizierten Arbeitern 
niederschlug. Dazu kam der Zweite Weltkrieg, der eine Evakuation der gesam-
ten Industrie in den Ural und nach Sibirien erforderte sowie den überwiegenden 
Teil der Arbeiter an die Kriegsfront brachte.  

Erst in den 1950er Jahren lebte die innerbetriebliche Gemeinde wieder auf: 
Gewerkschaften, denen in der Sowjetunion allerdings eher die Rolle des Ver-
mittlers staatlicher Direktiven und Beschlüsse der Unternehmensleitung an die 
Belegschaft denn die Interessenvertretung der Arbeiter zukam, das Produktions-
kollektiv sowie die Wiedereinführung der Kameradschaftsgerichte, die Lenin 
bereits 1919 etabliert hatte, welche unter Stalin jedoch bedeutungslos und erst 
nach seinem Tod wiederbelebt wurden, trugen zur Stärkung der Gemeinschafts-
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struktur innerhalb eines Betriebes bei. Vor allem die Kameradschaftsgerichte 
sollten der Selbstverwaltung, der Stärkung der internen Autonomie dienen, setz-
ten sich aus Arbeitern eines Betriebes zusammen und übten eine starke soziale 
Kontrolle aus. Gleichzeitig wurden sie von der Partei sowie der Gewerkschaft 
geleitet, waren also eng mit den staatlichen Organen verflochten. Sie regelten in 
erster Linie interne Angelegenheiten des Betriebes; allen voran ging es dabei um 
erzieherische Maßnahmen und die Aufrechterhaltung der kollektiven Ordnung. 
Das Ziel war die Ein- und Unterordnung des Einzelnen in das kollektive Ganze, 
aber auch die Entlastung der staatlichen Zivilgerichte (Knüsli, 1978). 

Ein wesentlicher Bestandteil dieser kollektiven Ordnung war zudem das Be-
triebsverfassungsgesetz der UdSSR. In seiner Fassung aus der Mitte der 1960er 
Jahre wurden alle Verantwortlichkeiten des Betriebs gegenüber der innerbetrieb-
lichen und außerbetrieblichen ObšOina geregelt. Die Fusion der politischen, so-
zialen und auch ökonomischen Sphäre sowie das sowjetische Ideal einer sozia-
listischen Gesellschaft fanden ihren Niederschlag in der Einführung weit rei-
chender Sozialmaßnahmen für die Mitarbeiter und Angestellten der Betriebe. 
Denn die „optimale Befriedigung des gesellschaftlichen Bedarfs läßt sich nicht 
mit einem strikten betriebswirtschaftlichen Effizienzkriterium in Einklang brin-
gen“ (Huber, 1983: 255). Das Betriebsverfassungsgesetz von 1966 führte die 
Normierung betriebsinterner sozialer Prozesse ein, welche die sozialen und öko-
logischen Verantwortungsbereiche eines Unternehmens mit den ökonomischen 
gleichsetzen sollte. Nach der Wirtschaftsreform von 1965 legten § 14 und § 19 
des Betriebsverfassungsgesetzes fest, dass die Fonds der Betriebe dazu verwen-
det werden, Wohnungen für die Arbeiter zu errichten, Sport- und Kulturstätten 
zu bauen, Krankenhäuser, Polikliniken, Sanatorien, Kurhäuser, Kindergärten 
(§ 55), Jugendlager (§ 56) sowie Weiterbildungsstätten für die Erwachsenenbil-
dung und Universitäten (§ 88) einzurichten. Darüber hinaus ist der Betrieb laut 
§ 17 und § 18 für die laufenden Kosten all dieser Einrichtungen sowie für die 
Auszahlung der Weiterbildungs- und Universitätsstipendien verantwortlich. Das 
Betriebsverfassungsgesetz legte ebenso umfassende Arbeiterrechte fest, bei-
spielsweise die Ausbildungs- und Arbeitsplatzgarantie. Zusätzlich regelten § 15, 
§ 35 sowie § 36 die Löhne und Boni der Mitarbeiter und Betriebsdirektoren. 
Bemerkenswert ist trotz all dieser positiven Entwicklungen die Tatsache, dass 
die Teilhabe der Arbeiter und Angestellte an Management- und Verwaltungs-
aufgaben nirgends berücksichtigt wird, die individuelle ökonomische Autono-
mie einer Wirtschaftsorganisation formal nach wie vor ausblieb.  

Da die Sowjetunion nicht im luftleeren Raum existierte und gesamtgesell-
schaftliche Strömungen nicht vor ihren Außengrenzen Halt machten, wuchs 
auch hier das Bewusstsein für Umwelt- und Ressourcenschutz. So schaffte es 
ein wenn auch nur kurzer und allgemeiner Absatz zum Thema Natur- und Um-
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weltschutz sogar in die Betriebsverfassung von 1965: § 40 des Betriebsverfas-
sungsgesetzes legte fest, dass jeder Betrieb Maßnahmen zu treffen habe, um die 
Luft- Boden- und Wasserverschmutzung einzudämmen und gleichzeitig die Le-
bensqualität der Menschen zu schützen (Vogel/Kontetzki, 1966). Gut zehn Jahre 
später deckte die dritte Verfassung der UdSSR (1977) auch das Thema ökologi-
sche Nachhaltigkeit ab: § 18 der sowjetischen Staatsverfassung hatte den Schutz 
der Umwelt und Natur für zukünftige Generationen zum Gegenstand, § 42 be-
fasste sich mit der Gesundheitsvorsorge, einschließlich der höheren Lebensqua-
lität in einer sauberen Umwelt und § 67 zog sogar die Bürger zur Verantwortung 
– sie hatten beim Schutz und dem Erhalt der Natur mitzuwirken (Verfassung der 
UdSSR (von 1977), 1985).  

Das Betriebsverfassungsgesetz sah neben dem Zusammenschluss der Mitar-
beiter unter einer intern autonomen Führung allerdings keine Maßnahmen für 
die Schaffung einer betriebsinternen Öffentlichkeit oder gar ökonomischen Au-
tonomie vor – schon gar nicht im Hinblick auf die Planung und Steuerung der 
Produktion. Auch blieb die Intensität und Qualität der Durchsetzung des Be-
triebsverfassungsgesetzes von einzelnen Akteuren innerhalb des Betriebes be-
stimmt und variierte stark je nach Betrieb und Region. Ein Hauptproblem blieb 
die ungleiche Entlohnung bei gleicher Arbeit, abhängig von der Frauenquote, 
der regionalen Lage und dem technischen Niveau der Produktion. Darüber hin-
aus variierten die Bildungsniveaus je nach Region und Branche weiterhin stark. 
Der Gesundheitszustand der Mitarbeiter und Angestellten variierte ebenfalls 
deutlich – je nach Sport-, Erholungs- und Kulturangebot sowie der Umsetzung 
des Arbeitsschutzes in den Betrieben.  

Huber (1983) sieht das Hauptproblem dieser neuen rechtlichen Grundlagen 
zur Gleichstellung ökonomischer und sozialer Zielvorstellungen demnach nicht 
in den Zielen der eingeführten Sozialpolitik in Form des Betriebsverfassungsge-
setzes, sondern in dessen Umsetzung. In ihren Augen ist lediglich die Partizipa-
tion der Mitarbeiter geeignet, die Gleichstellung ökonomischer und sozialer Zie-
le durzusetzen und eine umfassende Einbeziehung der Angestellten in den Lei-
tungsprozess zur Umsetzung der sozialen Leistungen zu gewährleisten. Da ihrer 
Meinung nach die Qualität und Effektivität der Partizipation erst ab einem be-
stimmten Bildungsniveau (einem bestimmten Maß an kulturellem Kapital) über-
haupt tragfähig ist, plädierte sie für die Hebung des Lebens- und Bildungsstan-
dards sowie die Ausweitung der Bildungsinhalte in den sowjetischen Wirt-
schaftsorganisationen, damit die individuellen Fähigkeiten und Erwartungen für 
eine sinnvolle Beteiligung an Planungs- und Steuerungsprozessen sowie die Er-
höhung der ökonomischen Autonomie überhaupt ausgebildet werden können.  
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3.1.6 Die außerbetriebliche wirtschaftliche Obš�ina 
Mit diesen Sicherungsbemühungen der ObšOina in Form der betriebsinternen 
Festigung einer wirtschaftlichen Gemeinschaft (seit der Sowjetunion auch in den 
Agrarbetrieben), die sich nun mittlerweile weder über die Familienzugehörigkeit 
noch über gemeinsame Interessen oder als staatliche Verwaltungseinheit defi-
nierte, ging die betriebsexterne Implementierung der wirtschaftlichen Gemein-
schaft einher. Nachdem sich TatišOev bereits im 18. Jahrhundert als erster russi-
scher Geograph über die Standortverteilung möglicher Bergbaubetriebe und der 
dazugehörigen Infrastruktur Gedanken machte, befassten sich auch Lomonosov 
und Humboldt mit den Wohn-, Lebens- und Arbeitsverhältnissen sowie der 
wirtschaftlichen Tätigkeit als einigendes Moment unterschiedlicher Volksgrup-
pen und Kulturen in Russland und Sibirien (Sauškin, 1978; Beck, 1983). Ar-
sen’jev (1854) wiederum teilt in seiner allgemeinen Geographie über das russi-
sche Reich die Städte des Landes sowie die in Russland lebenden Volksstämme 
anhand ihrer Nähe zur Küste oder ihrer Zugehörigkeit zu einem Flusssystem ein. 
Er differenziert die Gemeinden aufgrund ihrer wirtschaftlichen Lage im Han-
delsnetz und definiert sie als funktionale wirtschaftliche Gemeinschaften entlang 
der Haupthandelsrouten. Semenov-Tian-Shanskii nahm die ObšOina ebenfalls 
als funktionale, wirtschaftliche Gemeinschaft wahr. Als Präsident der physikali-
schen Abteilung der Geographischen Gesellschaft und später als deren Vize-
Präsident war er in der Lage, die erste Einteilung des Russischen Reiches in Ra-
yons auf der Grundlage geographischer und wirtschaftsbezogener Eigenschaften 
vorzunehmen und durchzusetzen (Lincoln, 1980).  

Im Zuge der Industrialisierung in den 1920er Jahren war Kržižanovskij 
(1934) mit der Elektrifizierung der noch jungen Sowjetunion befasst, welche 
dann tatsächlich die Grundlage für die ökonomisch-industrielle Einteilung des 
Landes und seiner Bevölkerung legen sollte. Er war an der Ausarbeitung des 
ersten Gosplans (Abkürzung für Gosudarstvennyj Komitet po Planirovaniju, 
��������������� ������� �� ������������, Staatskomitee für Planung) be-
teiligt und schuf mit seiner Einteilung eine Geographie neuen Typs: die Indust-
riegeographie, auf der eine neue Organisation der Wirtschaft, der Bevölkerung 
und damit verbunden auch der gesamten sozio-ökonomischen Verfasstheit des 
Landes aufbaute. Die Elektrifizierung galt als materielle Grundlage der sowjeti-
schen Volkswirtschaft, da sie zur Maschinisierung der Arbeit sowie zur Indust-
rialisierung und Rationalisierung der Arbeits- und Produktionsprozesse führen 
sollte. Da die Elektroenergie aus verschiedenen Ressourcen gewonnen wurde, 
standen die Themen Energie, Kraftwerke und Brennstoffe an erster Stelle des 
Gosplans; sie zu finden und zu fördern hatte oberste Priorität. Die Grundlage 
dieser neuen Ökonomie war die Entwicklung der Ölindustrie (zu dieser Zeit vor 
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allem in Aserbaidschan, im Bakinskij und Groznenskij Rayon) und ein effekti-
ver, wirtschaftlicher Abbau von Steinkohle (im Donbass). Das Neue an der sow-
jetischen Wirtschaft und dem Gosplan bestand also vor allem in der Tatsache, 
dass zum ersten Mal, und das gilt bis heute, die Energiequellen Russlands sowie 
seine fossilen Energieträger als Grundlage der Volkswirtschaft thematisiert wur-
den, während es die Jahrhunderte zuvor immer der Handel, die Handels- und 
Transitrouten sowie die Landwirtschaft gewesen waren.  

Um die „historische Aufgabe“ der Elektrifizierung des Landes vollbringen 
zu können, bedurfte es laut Kržižanovskij (1934) der Arbeitsteilung zwischen 
Zentrum und Region, denn die Energieressourcen mussten erschlossen und die 
Elektroinfrastruktur musste bereitgestellt werden. Dazu sollte jeder Rayon ent-
sprechend den in seiner Region vorhandenen Energieträgern einen Energieplan 
ausarbeiten, während das Zentrum sich darum zu kümmern hatte, um die Ab-
baugebiete von Energieträgern und die Stromkraftwerke herum weitere Indust-
rien entstehen zu lassen und Landwirtschaft anzusiedeln. Die Reichweite der 
Stromnetze sowie der Anteil abbaubarer Energieträger entschieden über die 
Größe, Einteilung und Ausgestaltung des Wirtschaftsrayons. So war jeder Ra-
yon als wirtschaftliche Einheit zu verstehen, mit seinen eigenen wirtschaftli-
chen, kulturellen und historischen Besonderheiten, die bei der Planerstellung 
und Ansiedlung der Industrie um die Energieträger herum berücksichtigt werden 
sollten. Die Einteilung des Landes in solche wirtschaftliche Gemeinden galt als 
einer der wesentlichsten Punkte zur Schaffung einer neuen Form der Arbeitsor-
ganisation, welche den vorherrschenden natürlichen Bedingungen, den Energie-
ressourcen, den Transportwegen und der Elektroinfrastruktur angepasst wurde 
und gleichzeitig das wirtschaftliche Moment zur Bildung einer Gemeinde in ei-
nem Gebiet hervorhob.  

Kolosovskij (1969), Ökonom und Mitbegründer der sowjetischen wirt-
schaftsgeographischen Schule, wirkte bei der Einteilung des Landes in Wirt-
schaftsrayons dahingehend, dass er eine Lösung für die effektive Verteilung der 
Arbeiter auf dem Gebiet der UdSSR, in erster Linie aber in West- und Ostsibiri-
en sowie dem Fernen Osten umzusetzen suchte. Der wirtschaftliche Rayon war 
für ihn die „wichtigste Form, wenn auch nicht die einzige, der Entwicklung der 
Produktivkräfte und der industriellen Wechselbeziehungen auf regionaler Ebene 
sowie im ganzen Land“ (Kolosovskij, 1969: 10). Die gesellschaftlichen Umwäl-
zungen in der Sowjetunion der 20er und 30er Jahre des 20. Jahrhunderts, ausge-
löst durch den Ersten Weltkrieg und den mit dem Bürgergrieg verbundenen Sys-
temwechsel, führten zu enormen Migrationsbewegungen, aber auch zu Zwangs-
umsiedlungen, zu Zwangs- und Lagerarbeit selbst in den entlegenen Teilen des 
Landes, wodurch die gesamte Bevölkerung aus ihrer tradierten Lebensweise 
herausgerissen wurde und sich in den einzelnen Wirtschaftsorganisationen wie-
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der zu Gemeinden zusammenschloss – freiwillig oder unfreiwillig: „Produkti-
onskräfte sind ihrem Charakter nach gemeinschaftlich-territoriale Teile der Be-
völkerung […], die aus einem Komplex an Produktionselementen bestehen und 
die in Wechselbeziehung zu den natürlichen Ressourcen, der Landschaft und der 
allgemeinen Beschäftigung der Menschen in dieser Region stehen“ 
(Kolosovskij, 1969: 28). Die ökonomische Autonomie blieb diesen wirtschaftli-
chen Gemeinschaften, den Wirtschaftseinheiten als „Komplex an Produktions-
elementen“, offiziell dennoch versagt. Die zentrale Planung gab die Art und 
Weise der ökonomischen Tätigkeit vor.  

Auch Baranskij (1957) und Nekrasov (1978), beides Ökonomen und Geo-
graphen, befassten sich eingehend mit dieser neuen Lebensform der Gemeinde 
als wirtschaftliche Einheit nach dem Zweiten Weltkrieg. Und erst Nekrasov 
brachte die Menschlichkeit sowie einen humanitären Standpunkt wieder in die 
Debatte um die wirtschaftliche Gemeinschaft ein. Er forderte ein territoriales 
Ausgleichssystem für die unter extremen natürlichen und klimatischen Bedin-
gungen arbeitende Bevölkerung: höhere Löhne, Herabsetzung der Dauer des 
Arbeitsverhältnisses, das zum Erhalt von Vergünstigungen führen sollte, bessere 
Wohnbedingungen zur Attraktivitätssteigerung der Arbeitsplätze, Unterstützung 
der Familien in der Landwirtschaft in Sibirien (südliche Zone) und dem Fernen 
Osten, Herabsetzung der Tarife für Energie in Gebieten mit Großkraftwerken, 
Tarifermäßigung für die Arbeiter im hohen Norden und Fernen Osten und in der 
zivilen Luftfahrt, Entwicklung des Tourismus vor Ort sowie die Gewährung von 
Lohnzuschlägen für Arbeiter der Leicht- und Nahrungsgüterindustrie, des Bil-
dungs- und Gesundheitswesens, des Wissenschafts-, Kultur- und Wohnungswe-
sens, die sich um die Hauptindustrie ansiedeln (Nekrasov, 1978).  

Diesen Forderungen wurde mit dem bereits erwähnten Betriebsverfassungs-
gesetz nachgegangen und es festigten sich damit vor allem in den Monostädten 
die außerbetrieblichen wirtschaftlichen Gemeinden um die Kernindustrie in ei-
ner bestimmten Region oder einem bestimmten Abbaugebiet herum. Das Be-
triebsverfassungsgesetz unterstützte diese Entwicklungstendenzen dahingehend, 
dass es durch die Einbettung der Betriebe und Fabriken in die Gesellschaft das 
Leben auf der lokalen Ebene sozial akzeptabel gestaltete, denn die ObšOina war 
ausgesprochen beschränkt auf ein begrenztes Territorium und auf einen be-
stimmten Personenkreis sowie eine bestimmte wirtschaftliche Tätigkeit. In Be-
zug auf die Energieversorgung kann man dennoch von einer ökonomischen Au-
tonomie der Wirtschaftsrayons sprechen, selbst wenn dies, zumindest offiziell, 
nicht für den Produktionsprozess sowie die Lenkung und Verteilung der Res-
sourcen, Güter und Dienstleistungen galt. Um es mit Nekrasovs eigenen Worten 
zu sagen: „a) gegenwärtig werden in der Regel Großbetriebe gruppiert, die auf 
die Volkswirtschaft einen wesentlichen Einfluß ausüben; b) eine Gruppierung 
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von Industriebetrieben an einem neuen Standort bzw. in der Nähe einer Stadt 
schafft die Bedingungen für die Schaffung einer produktiven und sozialen Infra-
struktur und bildet damit ein Industriezentrum von Republiks- und Unionsbe-
deutung […]“ (Nekrasov, 1978: 182). Diese Schaffung von „territorialen Pro-
duktionskomplexen“ und die differenzierte sozio-ökonomische Standortentwick-
lung sind auch heute noch typisch für die Regionen Russlands4. 
 

3.1.7 Zusammenfassung 
Es ist also eine gegensätzliche Dynamik in der Entwicklung der internen Legi-
timität innerhalb eines Wirtschaftsverbandes festzustellen: Während auf der ei-
nen Seite versucht wurde, die ObšOina auf dem Land im Zuge der Modernisie-
rung und der Industrialisierung der Landwirtschaft abzuschaffen, gab es auf der 
anderen Seite Bestrebungen, die Arbeiter in den Fabriken mit diesem Gemein-
schaftskonzept zusammenzuhalten, die Arbeitsmoral zu stärken, die Disziplin zu 
fördern und die Aus- und Weiterbildung der Arbeiter untereinander zu organi-
sieren. Zusätzlich wurde mit der Einführung von Wirtschaftsrayons die regiona-
le und lokale wirtschaftliche Gemeinschaft weiter gefestigt. Allerdings liegt der 
Schluss nahe, dass die ObšOina als wirtschaftliche und soziale Gemeinschaft ei-
ne eigene innere Dynamik besaß, die durch staatliche Bemühungen oder anderen 
gesellschaftlichen Kräften von außen kaum gebremst werden konnte. Sie war 
zwar als altmodische Wirtschaftsweise in der Landwirtschaft nicht mehr will-
kommen, sollte jedoch andererseits in der modernen, industriellen Produktion 
für die nötige soziale Stabilität sorgen. In beiden Fällen, der Landwirtschaft so-
wie der Industriewirtschaft, setzte sie sich dennoch als ordnendes Prinzip, als 
Rahmen für legitimes ökonomisches Handeln durch den Beibehalt einer internen 
Autonomie durch. 

                                                            

4 Eine sehr detaillierte Beschreibungen der ökonomischen Geographie im 
Zusammenhang mit den ökonomischen und sozialen Gegebenheiten der Sowjetunion 
bieten die im VEB Haack, Geographisch-Kartographische Anstalt Gotha/Leipzig 
erschienen Bücher, u. a. Pokšiševskij, V. V. (1964): Sowjetunion. Regionale 
ökonomische Geographie, auf Deutsch1967 erschienen, sowie Gerloff, Jens U./Zimm, 
A. (1978): Ökonomische Geographie der Sowjetunion. 
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Tab. 3.1: Die Genese der Obš�ina. Quelle: eigene Darstellung, 2011 

Familienverband – Ökonomische Autonomie des Verbandes 
– Gleichheit der Mitglieder 

Interessengemeinschaft – Eingeschränkte ökonomische Autonomie der 
 Gemeinschaft 
– Gleichheit der Interessen 

Verwaltungseinheit – Stark abhängige ökonomische Autonomie der 
 Einheit 
– Gleichheit gegenüber der Obrigkeit 

Wirtschaftliche Gemeinschaft – Interne Autonomie der Wirtschaftsorganisationen 
 ohne ökonomische Selbstbestimmung 
– „Außerplanmäßige“ ökonomische Autonomie der 
 Wirtschaftsorganisationen 
– Ökonomische Autonomie im Bezug auf die Ener
 gieversorgung eines Wirtschaftsrayons 
– Soziale Gleichstellung 

 

3.2 Obš�estvo im Spannungsverhältnis zwischen 
autoritär und libertär 

3.2.1 Obš�estvo als Gesellschaft mit orthodoxen Mo-
ralvorstellungen 

ObšOestvo (russisch: ��¥�����) bedeutet wörtlich übersetzt Gesellschaft, auch 
Allgemeinheit. Der Begriff wird hier als Bezeichnung des zweiten Teils eines 
ethisch-normativen Fundaments für legitimes Wirtschaften in Russland verwen-
det. ObšOestvo bezieht sich auf das Wirtschafts- und Unternehmensumfeld, mit 
dem die Aushandlungsprozesse über die Zumutbarkeit wirtschaftlichen Han-
delns stattfinden. Wir haben eben die Entwicklung der ObšOina beleuchtet, in 
der die gemeinsame wirtschaftliche Tätigkeit ein bindender moralischer Grund-
satz war. Dabei ging es jedoch nicht nur um das Überleben unter teilweise ext-
remen Bedingungen und um die gemeinsame Arbeit. Der orthodoxen Tradition 
folgend, wurde die Arbeit, die schaffende Tätigkeit weder als Geißel noch als 
Plage Gottes wahrgenommen, sondern als Grundlage des Lebens, als das größte 
Wohl und gottgefälliges Tun. Das Leben ging in der Arbeit auf, in der Arbeit 
mit anderen zusammen. Nur die Arbeit in der Gemeinschaft und für das Wohl 
des Ganzen, der Gesellschaft, führte zur Selbstreinigung und zur Heiligkeit 
(Bogomazov/Blagich, 2010; Kovnir, 2011).  
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Die Kirche und der Glauben prägten damit unmittelbar das gesellschaftliche 
und ökonomische Leben einer Gemeinde. Sie beeinflussten und regulierten es 
nicht zuletzt dadurch, dass die Kirche selbst eigene Ländereien besaß, sie kaufte 
oder geschenkt bekam und dass in kirchlichen Gebäuden um die Kapelle bezie-
hungsweise den eigentlichen Gottessaal herum Wandelgänge oder freie Flächen 
für den Handel mitgebaut wurden (Goehrke, 2003). Damit „durchtränkte [sie] 
mit ihrem Geist das soziale und wirtschaftliche Leben der orthodoxen Völker“ 
(Nyssen, 1997: 140). Die Kirche trennte ihre Aufgaben niemals von der Gesell-
schaft oder versank vollständig in ihre Innenwelt zum Zwecke der Selbstver-
vollkommnung, noch vertrat sie eine dem Staat entgegengesetzte Position im 
Hinblick auf gesellschaftliches Wirken (Nyssen, 1997). Der Glaube war somit 
nicht nur auf das Religiöse beschränkt, sondern auf die gesamten alltäglichen 
Aktivitäten des Menschen ausgerichtet. Er schuf eine ganzheitliche, organische 
Einheit des Seins der Menschen mit seiner Umwelt, in der der Einzelne dennoch 
seinen individuellen, unverwechselbaren Charakter beibehielt.  

„Die Religiösität beruht beim eigenthlichen russischen Volke vorzugsweise auf ei-
nem naturnothwendigen, naturzwingenden tiefen Gefühle, sie ist etwas Ganzes und 
umfasst den ganzen Menschen in seinen Gedanken, Gesinnungen, Gefühlen, sie ist 
die Luft, ohne die er nicht zu atmen vermag. Sein ganzes Leben bewegt sich in reli-
giösen Gefühlen, die Naturtriebe, die Liebe und Anhänglichkeit zu den Aeltern, 
steigern sich zur religiösen Ehrfurcht, zum religiösen unbedingten Gehorsam, und 
von da an durch alle Generationen der über dem Stehenden hinauf, gegen alle 
Auctoritäten bis zum Zaar, der ihm wieder der Vater in höchster Potenz ist“ 
(Haxthausen, 1852: 84). 

Das Streben nach Güte, Gerechtigkeit und Menschenliebe, die Verachtung der 
Habgier sowie die Ächtung der aufkommenden Ware-Geld-Beziehung als Übel 
der steigenden sozialen Ungleichheit waren als orthodoxe Dogmen in der russi-
schen Wirtschaftswelt weithin verbreitet. Es galt nach wie vor die kirchliche 
Vorstellung, dass die bäuerliche Arbeit, die schöpferische Tätigkeit um des 
Tätigseins willen, die Grundlage aller ökonomischen Aktivitäten sei. Das Stre-
ben nach materiellen Gütern per sé galt nicht als Grund für wirtschaftliche Tä-
tigkeit, das Arbeiten für Reichtum war kein erstrebenswertes Lebensziel. Arbei-
ten war kein Selbstzweck zur individuellen Bereicherung, sondern sein Ziel in 
erster Linie ein Mittel zur Entdeckung der Persönlichkeit, zur Vervollkomm-
nung des Menschen und zur Erfüllung höherer Verpflichtungen – vor allem 
Verpflichtungen gegenüber der Gesamtheit der Menschen (Bogomazov/Blagich, 
2010).  
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3.2.2 Obš�estvo als staatliche Herrschaftsausübung 
Die Umstände, dass die slawischen Fürstentümer aus Händlern, die Krieger 
wurden, geschaffen worden waren, weil es während der Mongolenherrschaft 
weder einen florierenden Binnenmarkt noch eine einheimische Produktion ge-
geben hatte, dass ein Moskauer Großhändler zum Zaren gewählt worden war 
und dass sich die Wirtschaftsmacht Kirche dem Staat untergeordnet hatte, führ-
ten dazu, dass der Staat zur mächtigsten Wirtschaftsorganisation im Land wurde. 
Staatliche Herrschaftsstrukturen hatten seit der Konsolidierung des Moskauer 
Reiches im 16. Jahrhundert einen starken Einfluss auf die gesamte Gesellschaft, 
so auch auf die private Geschäftstätigkeit. Denn gerade die wirtschaftliche Tä-
tigkeit des Reiches wurde von Anfang an als eine Aufgabe der gesamten Nation 
wahrgenommen. Der am Ende des 17. und zu Beginn des 18. Jahrhunderts tätige 
Posoškov (1951) gehört zu den ersten russischen Ökonomen und war gleichzei-
tig einer, der sich durch eine starke Hinwendung zur eigenen russischen Traditi-
on, zur russischen Geistesgeschichte und Philosophie auszeichnete. Infolgedes-
sen war er der Erste, der die orthodoxen Moralvorstellungen mit dem zeitgenös-
sischen Modernisierungswillen Peters I. verband, die Wichtigkeit einer Autorität 
in der Wirtschaft hervorhob und sich gegen die individuelle Selbstverwirkli-
chung durch Arbeitserfolg und die Prädestinationslehre, welche vom später ent-
wickelten Konzept der Weber’schen protestantischen Wirtschaftsethik wieder 
aufgegriffen wurde, wandte. Er vertrat die Position, dass die Macht der adeligen 
Landbesitzer geschwächt werden müsse, ebenso wie die wirtschaftliche Macht 
der Kirche. Gleichzeitig bemängelte er die Ausbeutung der Bauern, wandte sich 
gegen die Privilegien des Adels, und obwohl er nicht offen gegen die Leibeigen-
schaft auftrat, war er dennoch der Überzeugung, dass auch andere gesellschaftli-
che Schichten als der Zar und die Kirche das Recht auf Land besäßen.  

In seinen Arbeiten ging er der Frage nach, was der Ursprung des Reichtums 
in Russland sei, und fand die Antwort im „Volkseigentum“ (Posoškov, 1951: 
199). Volkseigentum verstand er hier als staatliches Eigentum, und die Aufgabe 
des Staates sah er in der gesamtnationalen Reichtumsmehrung. Er akzentuierte 
somit die ökonomische Macht und die Handlungsfähigkeit großer gesellschaftli-
cher Gruppen, allen voran die des Staates, i. e. der Gesellschaft, damit die Ge-
meinschaft als „ein wirtschaftlicher Mensch“ auftreten könne (Abalkin, 2003). 
Er trieb die Gründung staatlicher Großbetriebe voran, die privatwirtschaftlich 
von Unternehmern geführt werden sollten; Kleinunternehmer konnten lediglich 
unter Aufsicht und Kontrolle aktiv arbeiten. So wurden beispielsweise zu Be-
ginn des 18. Jahrhunderts das Aufspüren und die Gewinnung von Bodenschät-
zen per Gesetz jedem erlaubt, die Bergwerke an sich gingen dennoch in den Be-
sitz des Zaren, des Staates, das heißt der Gesamtgesellschaft über. Ebenso si-
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cherte dieser sich zehn Prozent der von privaten Unternehmern erzielten Gewin-
ne aus den Bergwerken und Hütten (Heller, 1998). Boden und Bodenschätze 
waren also seit jeher Eigentum des russischen Staates, der nationalen Gemein-
schaft. Schutzzölle gegen ausländische Konkurrenz, direkte Einfuhrverbote aus-
ländischer Waren, die Gewährung von Staatszuschüssen für die einheimische 
Produktion zum Manufaktur- und Fabrikbau, der zollfreie Warenabsatz im Bin-
nenhandel, Zwangs- und Bannrechte für die Manufaktur- und Fabrikarbeiter, auf 
dass sie „ewig“ in den Fabriken arbeiten sollten, sowie die Abgabenfreiheit in 
Form einer Befreiung von der Kopfsteuer oder der Befreiung von Unternehmern 
sowie Handwerkern und Bergleuten von der Rekrutenpflicht sicherten eine all-
umfassende Staatspräsenz in den unterschiedlichen Bereichen wirtschaftlicher 
Tätigkeiten (Heller, 1998; Zweynert, 2002).  

Die Entwicklung der russischen Wirtschaft galt dementsprechend als eine 
Aufgabe der gesamten Nation und nicht nur ihrer wirtschaftlichen Einzelbe-
standteile. Unter Katharina II. wurden zwar juristische und konstitutionelle Ver-
änderungen in die Wege geleitet, die eine wirtschaftliche Konsolidierung des 
Bürgertums sowie eine wirtschaftliche Liberalisierung zum Ziel hatten, doch 
angesichts der gesamteuropäischen Wirtschaftskrise nach den Napoleonischen 
Kriegen dienten diese Maßnahmen erneut der Befriedigung steuerlicher Ansprü-
che seitens des Staates (Hildermeier, 1986). Eine Rechtfertigung fand dieses 
Vorgehen unter anderem beim russischen Staatsmann Golicyn, der die Auffas-
sung vertrat, dass der Staat für den Wohlstand der Menschen zu sorgen hätte. Er 
sei darum angehalten, Steuern zu erheben und diese gerecht, das heißt dem bes-
ten Zwecke für das allgemeine Wohl dienend, zu verteilen. Schließlich sei „[d]ie 
Gesellschaft […] der natürliche Zustand des Menschen“ (Golicyn, 1796: 78), in 
welcher „der Gesetzgeber“ Moral und Tugendhaftigkeit durchsetzen müsse, da-
mit der Einzelne zum Gemeinwohl beitragen könne: „Die bürgerliche Freiheit, 
die alle in Gesellschaft vereinigten Menschen genießen, ist mithin nichts anderes 
als die natürliche, durch menschliche Gesetze zum Vorteil der ganzen Gesell-
schaft beschränkte und begrenzte Freiheit“ (Golicyn, 1796: 93).  

Ausdruck des einzelnen Beitrags zum Gemeinwohle sowie dieser Beschrän-
kung von Freiheit waren also die steuerlichen Verpflichtungen des Einzelnen in 
der Gemeinde gegenüber dem Staat, der Gesellschaft. So blieb beispielsweise 
die Kopfsteuer weiterhin erhalten, welche jedes Gemeindemitglied über die kol-
lektive Steuerpflicht zu zahlen hatte. Entsprechend kontrollierten die Gemein-
demitglieder wechselseitig ihre ökonomischen Aktivitäten sehr streng. Der Staat 
trug das Seinige zu dieser Kontrolle bei, indem er die persönliche Mobilität in 
Form eines Passzwangs einschränkte und die längere Abwesenheit Einzelner 
von der Zustimmung der Gemeinde abhängig machte. Auch er hatte aufgrund 
der zu entrichtenden Gemeindesteuern ein Interesse an der Überwachung der 
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ökonomischen Aktivitäten der Gemeinde sowie des Einzelnen. Entgegen der 
Ablehnung der Ware-Geld-Beziehung wurden diese Steueransprüche ab dem 
19. Jahrhundert allerdings nicht mehr in Naturalien abgeliefert, sondern in mo-
netärer Form. Das erhöhte einerseits die privatwirtschaftliche Initiative, anderer-
seits blieb die Naturaliensteuer zur teilweisen Versorgung und Unterbringung 
des Militärs erhalten. Sie lastete besonders auf denjenigen Gemeinden mit gro-
ßen Ländereien, deren öffentliche Kassen aufgrund der Versorgung des Militärs 
in Form von zusätzlicher Naturaliensteuer nicht ausreichten, die Entwicklung 
einer sozialen und ökonomischen Infrastruktur weiterzuführen (Hildermeier, 
1986).  

Das 19. Jahrhundert war aber nicht nur vom Krieg gegen Napoleon und den 
Krim-Kriegen geprägt, sondern auch vom Dekabristenaufstand und einer bren-
nenden Debatte darüber, wie die Volkswirtschaft des russischen Imperiums zu 
gestalten sei. Während die einen für eine Liberalisierung der Ökonomie sowie 
des einzelnen Individuums eintraten, forderten die anderen die Präsenz der Staa-
tes als Hauptakteur in der Wirtschaft sowie die Unterordnung individueller öko-
nomischer Interessen und Aktivitäten unter die der nationalen, staatlichen Ge-
samtgesellschaft. Denn nur durch das gemeinsame Wirtschaften sei ein Wirt-
schaften zum Wohle des Einzelnen möglich. Die Kriege erforderten einen im-
mensen steuerlichen Aufwand, so dass staatliche Regulierungen zur Steuerer-
leichterung und zur Liberalisierung ökonomischer Aktivitäten kaum oder gar 
nicht umgesetzt wurden. Die ökonomischen Motive des Dekabristen-aufstandes 
zielten aber genau darauf ab: auf die Vereinheitlichung geschäftlicher Tätigkei-
ten, höhere Transparenz, Sicherheit und Gesetzlichkeit in den Geschäftsbezie-
hungen. Die Dekabristen forderten weiterhin die Abschaffung der Leibeigen-
schaft, die Einführung einer allgemeinen Lohnarbeit in den Fabriken sowie eine 
vom Staat befreite Entfaltung der nationalen Ökonomie auf der Grundlage pri-
vatwirtschaftlicher Tätigkeit (Pestel’, 1906).  

Graf Mordvinov, herausragender Vertreter des russischen Liberalismus und 
in vielen Punkten mit den Dekabristen übereinstimmend, sprach sich allerdings 
für eine staatliche Herrschaftsausübung, eine Herrschaftsausübung der gesamten 
Gesellschaft als Instanz für die Entfaltung der Wirtschaft aus, nicht für die des 
einzelnen Individuums (Ikonnov, 1873). Sein Vorschlag war die Eröffnung von 
Staatsbanken und eine Monopolbildung, damit die wirtschaftliche Entwicklung 
aktiv gefördert, Gewerbepolitik betrieben und Anregungen für die wirtschaftli-
che Tätigkeit von staatlicher Seite gegeben werden konnten. Er begrüßte außer-
dem eine protektionistische Position im Außenhandel sowie den Zollschutz. Ob-
gleich er die Ungerechtigkeit der Leibeigenschaft wahrnahm, trat er als Adeliger 
gegen eine sofortige Auflösung und für eine Reform „von oben“ (Ikonnov, 
1873) sowie eine schrittweise Aufhebung ein.  
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Die zu dieser Zeit zunehmende Industrialisierung Russlands ging im We-
sentlichen über den Abbau von Bodenschätzen und den Ausbau der Transport- 
und Handelswege (Reedereien, Eisenbahnnetz) vonstatten, weniger über die 
Verfeinerung und Expansion von Handwerk und Manufaktur zur Konsumgüter- 
oder technischen Produktion. Finanzminister Vitte setzte sich zwar ebenfalls für 
die liberale Ökonomie und die Entwicklung des Kapitalismus in Russland ein, 
forderte aber gleichzeitig protektionistische Maßnahmen des Staates und eine 
starke Domestizierung des Marktes. Er war der Überzeugung, dass die produkti-
ve Stärke eines Landes nicht nur von der Arbeit der Einzelnen, sondern von den 
nationalen und politischen Rahmenbedingungen abhängt. Im Staat sah er das 
mächtigste Subjekt der Wirtschaft, mit dessen Hilfe die nationale ökonomische 
Einigung auf der Grundlage einer Arbeitsteilung und der darauf aufbauenden 
Kombination der industriellen Produktion (Netzwerkbildung, gegenseitige Ab-
hängigkeit der Unternehmen und Branchen durch Diversifizierung der Lieferket-
ten) stattfinden sollte. Als Verehrer des deutschen Ökonomen Friedrich List plä-
dierte er daher für den Ausbau der nationalen Infrastruktur und Investitionen in 
die Bildung der Bevölkerung, um die ökonomische Einigung des Landes sowie 
die Arbeitsmigration innerhalb des Imperiums für die geeignetste Ausnutzung 
aller Arbeitskräfte im Sinne einer gesamtgesellschaftlichen Entwicklung voran-
zutreiben. Ziel war es, die internationale Konkurrenzfähigkeit der russischen 
Volkswirtschaft zu erhöhen. Dazu sollte die Arbeitskraft aus der Landwirtschaft 
in der industriellen Produktion eingesetzt werden. Diese sollte dann wiederum 
die Ressourcen zur Verfügung stellen, mit denen in der Landwirtschaft auf dem 
Feld oder in Form heimischer Werktätigkeit gearbeitet oder aber Handel getrie-
ben werden könne. Grundsätzlich mangelte es jedoch an einer technischen Mo-
dernisierung der Landwirtschaft sowie den bereits erwähnten strukturellen Ver-
änderungen auf dem Dorf.  

Im Ersten Weltkrieg übernahm der Staat gänzlich die Kontrolle der Produk-
tion und Verwaltung aller staatlichen und privaten Betriebe. Erste Maßnahmen 
der Planwirtschaft wurden eingeführt; Hungersnöte, Missernten und darauf fol-
gende Nahrungsmittelkrisen führten 1917 zur Revolution. Der dann beginnende 
Bürgerkrieg dauerte bis 1922 an und verschärfte die sozio-ökonomsiche Situati-
on im Land dramatisch. Auf der Suche nach einer alternativen ökonomischen 
Ethik schlug der Agrarwissenschaftler Åajanov die Ethik des bäuerlichen Be-
triebes vor, die auf das Auskommen, nicht den Profit ausgerichtet sei. Die Ar-
beitskraft werde durch die Größe der Familie bestimmt; dies sei günstiger als der 
Einsatz von Maschinen. Nach betriebswirtschaftlicher Rechnung erzielten die 
Betriebe zwar ständig Defizite, dennoch überlebten sie in der Regel und zeigten 
sich in Krisenzeiten sogar widerstandsfähiger als die modernen Betriebe. Darum 
sei das Verhalten keinesfalls unökonomisch, es folge lediglich einer anderen, 
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spezifischen Ökonomie (Goehrke, 2003). Das Gleichgewicht zwischen Bedürf-
nissen und Arbeitsaufwand ist das normative Prinzip dieser Produktionsweise 
und verfolgt damit eine andere Ökonomie als die des Kapitalismus. „[W]enn 
man diese Gedanken, deren Ausgangspunkt die Lehre von dem subjektiven 
Gleichgewichte der innerwirtschaftlichen Faktoren der Familienwirtschaft bildet 
[…], [erwägt,] so kann man zum Aufbau des theoretischen Systems einer 
Volkswirtschaft gelangen, welche die Kategorie des Arbeitslohns nicht kennt“ 
(Åajanov, 1923: 123). Der landwirtschaftliche Familienbetrieb, der unter den 
Bedingungen der Naturwirtschaft und des Subsidiaritätsprinzips arbeitet, sei da-
her mit dem regulativen Moment des Arbeitslohns nicht zu fassen. Außerdem 
arbeiteten die Leute in der Regel mehr und bekämen dafür weniger. Dennoch sei 
es eine erstrebenswerte Form des Wirtschaftens, da der Mensch eins mit der Na-
tur, seiner Umwelt und frei sei. 

Mit der Kollektivierung und Mechanisierung der Landwirtschaft sowie der 
Industrialisierung Ende der 1920er wurden diese Überlegungen allerdings obso-
let. Die finanziellen Erträge aus der Landwirtschaft sollten in den Aufbau ande-
rer Industriezweige gehen. Mit der Einführung der Planwirtschaft, mit der damit 
einhergehenden Zentralisierung und Verstaatlichung, der Industriegeographie 
sowie der Konzentration der Produktion auf die Schwerindustrie ging die Über-
macht des Staates über jegliche ökonomische Aktivität einher. Der „Sittenkodex 
der Erbauer des Kommunismus“ im Programmentwurf der KPdSU (Knüsli, 
1978) trug sein Übriges dazu bei. Er propagierte die „gewissenhafte Arbeit zum 
Wohl der Gesellschaft“ und mahnte die „Sorge eines jeden für die Erhaltung und 
Mehrung des gesellschaftlichen Eigentums; [ein] hohes gesellschaftliches 
Pflichtbewusstsein […] [und die] Unduldsamkeit bei Verstößen gegen die ge-
sellschaftlichen Interessen“ an. Außerdem inkorporierte er mit der Ermahnung 
zum humanen Verhalten, zu Ehrlichkeit und Wahrheitsliebe, zur Achtung der 
Familie, zu Sittlichkeit und Bescheidenheit, Freundschaft und Brüderlichkeit 
sowie zur Unversöhnlichkeit mit den Feinden des Kommunismus unzweifelhaft 
religiöse Motive und Lebensregeln der orthodoxen Kirche. Vor allem die gegen-
seitige Achtung, die Askese und der Wert des einfachen Lebens sowie die Into-
leranz einer anderen Werteorientierung, i. e. Glaubensrichtung gegenüber sind 
wesentliche Momente, die sich durch die Jahrhunderte der russisch-orthodoxen 
Kirche ziehen. Im Wesentlichen handelt es sich aber bei diesem Sittenkodex 
auch wieder um Forderungen des Staates gegenüber dem Bürger, wobei der 
Staat selbst keine Sicherheit und Garantien für den Erhalt dieser Sozialnormen 
sowie der darauf fußenden Gesellschaft gewährt (Knüsli, 1978).  

Neben der einseitigen Ausrichtung der wirtschaftlichen Aktivitäten fielen 
dem stalinistischen Terror fielen weite Kreise der wirtschaftlichen Elite des 
Landes zum Opfer, die Entwicklung des militär-industriellen Komplexes ließ 
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keinen Raum für die Konsumgüterproduktion, und infolge der Autarkie der 
Sowjetunion in den 1930er Jahren fand kaum bis gar kein Außenhandel statt. 
Trotz der enormen Modernisierungsbemühungen der Wirtschaft, der Bemühun-
gen um das Gleichziehen mit den Industrienationen Westeuropas und Nordame-
rikas mit durchaus beachtlichen Erfolgen kam es zu keiner Änderung der Sozial-
struktur sowie der nationalen Ökonomie. Nach wie vor fehlte die ökonomische 
Autonomie der Gemeinschaft sowie des Einzelnen, was die Entwicklung eines 
Marktes ebenso hemmte wie die demokratische Kontrolle der ökonomischen 
Tätigkeit, i. e. der Produktion, die zu einer Differenzierung mit einhergehender 
Spezialisierung und Professionalisierung in allen Zweigen der Wirtschaft und 
Gesellschaft hätten führen können. Der Zweite Weltkrieg, in dem die Sowjet-
union binnen kürzester Zeit fast die Hälfte seiner ökonomischen Ressourcen und 
Produktionsstätten, die ja vor allem im industriell entwickelten europäischen 
Teil zu finden waren, verlor, setzte die Entwicklung der Volkswirtschaft nach 
den Bedürfnissen des Staates fort.  

Bis 1957 war die sowjetische Wirtschaft in Form einer zentralistischen 
Branchengliederung geteilt. Das bedeutete, dass alle Betriebe eines Wirtschafts- 
oder Industriezweigs einem bestimmten Ministerium oder einer zentralen Ver-
waltungsstelle unterstanden. Ein rigide gelenkter Markt und eine administrierte 
Wirtschaft führten anfangs durchaus zu anerkennenswerten wirtschaftlichen Er-
folgen, zu einer beachtlichen Produktionsintensität und relativen Wohlstands-
mehrung. Doch mit der Erhöhung der Wirtschafts- und Lebensqualität stieg das 
Bedürfnis der Bevölkerung nach mehr Eigenverantwortung und einer größeren 
ökonomischen Autonomie. So bemühte man sich Ende der 1950er Jahre um eine 
Wirtschaftsreform, deren Ergebnis die Einteilung der Sowjetunion in circa 100 
Wirtschaftsverwaltungsbezirke war. Diese wurden von Volkswirtschaftsräten 
geführt, denen alle Betriebe der ihnen zugeteilten Region unterstanden; Betriebe 
mit überregionaler Bedeutung blieben davon ausgenommen. Anfang der 1960er 
kam es zu erneuten Reformen der Parteiorganisation und des Wirtschaftsverwal-
tungsapparats. Das Ergebnis dieser Umstrukturierungen war die Reduktion der 
Verwaltungsbezirke auf 47 sowie eine Umstrukturierung der Zentralinstanzen 
für die Wirtschaftsplanung (Salman, 2009). Auch wenn der staatseigene Betrieb 
in dieser Ordnung nach wie vor ein Teil der Wirtschaftsverwaltung war, bestand 
eine größere Selbständigkeit der Betriebe. Das äußerte sich unter anderem in den 
bereits dargestellten, rechtlich anzweifelbaren Praktiken der materiell-
technischen Versorgung und Ressourcenbeschaffung für die Produktion sowie 
bei der Rechungsführung der Betriebe.  

Die Herausforderungen blieben jedoch bestehen: die Koordination der Wirt-
schaftsprozesse, vor allem die materiell-technische Versorgung der staatseige-
nen Betriebe sowie die Festlegung der Plankennziffern (5-Jahres-Pläne), mit de-
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nen die Planerfüllung gemessen wurde, folgten nach wie vor weniger der öko-
nomischen Sachlogik als dem politischen und gesellschaftlichen Auftrag, den 
das staatseigene Unternehmen in der sowjetischen Gesellschaft zu erfüllen hatte. 
Auch die unternehmerischen Fähigkeiten unterschieden sich sehr von denen im 
Kapitalismus, da auf einem administrativen Markt mit staatlichen Eigentums-
rechten nicht der Besitz über die Marktpräsenz entscheidet, sondern die Kontrol-
le über die Produktionsressourcen und -güter. Das wiederum begünstigte die 
ebenfalls beschriebene Parallelwirtschaft und Netzwerkbildung. Die Aufgabe 
der Wirtschaftspolitik war, anders als im Kapitalismus, nicht die Wohlstands-
mehrung, sondern die Sicherung der sozialistischen Eigentums- und Sozialord-
nung. Die gleichberechtigte Teilhabe am ökonomischen Prozess blieb demzu-
folge aus. Planvorgaben kamen nach wie vor zentral und waren nicht in einer 
Art von deliberativem Aushandlungsprozess entstanden. Strukturell blieben die 
Wirtschaftsorganisationen lediglich Ausführungsorgane, auch wenn sie in der 
Praxis durchaus ein hohes Maß an eigenverantwortlicher wirtschaftlicher Aktivi-
tät an den Tag legten. Die Umsetzung des Ideals der Sobornost’, die gleichbe-
rechtigte Partizipation aller am gesamtgesellschaftlichen ökonomischen Ent-
wicklungs- und Durchführungsprozess, blieb dennoch aus.  
 

3.2.3 Obš�estvo als Sobornost’ 
Der Gegenpol zur staatlichen Übermacht in der Entfaltung ökonomischer Akti-
vitäten, das religiöse Ideal der Sobornost’ beziehungsweise das „gläubige Den-
ken“, ist eine von den Slawophilen5 im 19. Jahrhundert in die Debatte einge-
brachte gesamtgesellschaftliche Alternative des Wirtschaftens. Die Sobornost’ 
stellt das Gegengewicht zur Atomisierung der Gesellschaft und zum homo 
oeconomicus dar. Sobornost’ (russisch: c���������) bedeutet in etwa Ganzheit-
lichkeit, entzieht sich allerdings einer umfassenden Übersetzung. „Sobor“ (rus-
sisch: �����) heißt Kathedrale, aber auch kirchliche Gemeinschaftlichkeit, 
Ganzheitlichkeit, Wahrhaftigkeit, Versöhnung und die Freiheit des Einzelnen 
mit der Einheit aller in christlicher Liebe (Zweynert, 2002). Sobornost’ steht im 
engeren Sinne für die Bezeichnung einer spirituellen Gemeinde, die in Harmo-

                                                            

5 Der Bergriff „Slawophile“ bildete sich im russischen Imperium während des 
19. Jahrhunderts heraus und bezeichnet die Vertreter einer auf das ursprünglich 
Russische, die dörfliche Gemeinde und Naturverbundenheit ausgerichteten geistigen 
Haltung. Sie standen im Gegensatz zu den „Westlern“, die eine Industrialisierung und 
Urbanisierung der russischen Wirtschaft und Gesellschaft forderten und sich an 
westeuropäischen Gesellschaftsentwürfen orientierten.  
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nie miteinander lebt. Sie stellt eine Form der Beteiligung, der gleichberechtigten 
Partizipation aller am gemeinschaftlichen, auch ökonomischen Leben dar.  

Eine ausführliche Debatte über dieses Lebens- und Wirtschaftsideal fand 
seit dem 19. Jahrhundert statt, als es um die Frage ging, in welche Richtung die 
sozio-ökonomische Entwicklung des Landes gehen sollte und welche normati-
ven Grundlagen deren Basis sein könnten. Den religiösen Hintergrund beleuch-
ten Chomjakov, Solov’ev, Trubezkoj, Rozanov und Ivanov. Chomjakov wendet 
sich mit seinem Gedanken der Freiheit des Einzelnen, die nur in der Ganzheit 
der Sobornost’ zu finden sei, klar gegen den Protestantismus und die Vorstel-
lung des individuellen Tätigseins und Wirtschaftens. Er spricht sich für den Ab-
solutismus und für eine zentrale Wirtschaftslenkung aus, da die Macht nicht von 
Gott komme, sondern von den Menschen selbst, der ObšOestvo, die sich selbst 
einen Zaren gewählt habe, der ihren Bedürfnissen entgegenkomme und im Sinne 
des alleinheitlichen Tätigseins den Menschen zur Arbeit auffordere. Denn die 
Sobornost’, die Alleinheit, das Eins sein mit allem, was uns umgibt, ist nur in 
der Arbeit erfahrbar (Chomjakov, 1853).  

„Trotz seines Egoismus vermag doch kein Geschöpf in seiner Isoliertheit zu verblei-
ben, von unüberwindlicher Macht getrieben, drängt es, graviert zu den andern, und 
nur in Verbindung mit ‚Allem’ erlangt es seinen Sinn (Logos, ratio) und seine 
Wahrheit“ (Solov’ev, 1874: 73),  

so auch Solov’ev. Und weiter:  

„Die Entzweiung, das sinnlose Dasein der Geschöpfe ist nur ihre falsche Situation; 
[…] ihr wahres Dasein haben jene nur in der Einheit mit allem. Der Vorrang des Da-
seins gehört nicht den einzelnen Teilen, sondern dem Ganzen. Das bedingungslose 
Urelement und die Quelle jeden Seins ist die absolute Ganzheit von allem“ 
(Solov’ev, 1874: 75).  

Solov’ev schildert die Kirche als Leib Christi, als Umschließung der ganzen 
Menschheit und der Natur, weil sie sich aus einer Vielzahl an Menschen zu-
sammensetzt und weil sie eine einheitliche, die einzelnen Menschen bindende 
Form hat. Zusätzlich wirkt sie auf ein einheitliches Tätigsein der Menschen hin. 
Trubezkoj ist zudem der Überzeugung, dass der Mensch ein soziales Wesen sei, 
geprägt durch die Gleichheit in der Gruppe. Diese Gleichheit drücke sich in der 
Solidarität untereinander und im Altruismus aus (Šapošnikov, 1996). Rozanov 
(1902–03) vertritt im Gegensatz zu Solov’ev die Auffassung, dass es die Kirche 
nicht braucht, um den Glauben zu leben, da er der Alltag des Menschen ist, die 
Sobornost’ ihren Ursprung in der Familie hat. Er orientiert sich stark am Leben 
der Menschen, der praktischen Auslebung des Glaubens innerhalb einer Ge-
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meinschaft und zieht daraus seinen eigenen Schluss für das religiöse Fundament 
des Volkes.  

Ivanov (1909) seinerseits begegnet in der Revolutionszeit um 1905 der prin-
zipiell russischen Frage, nämlich der Frage nach der Auflösung des Widerstreits 
zwischen dem „organischen Lebens- und Bewußtseinsgehalt des sozialen Gan-
zen und dem Tun und Trachten der staat- und kulturbildenden Sozialgruppen“ 
(Ivanov, 1909: 4), die dem in so vielem widersprechen. In seinen Augen ist die 
nationale Selbstbestimmung noch nicht abgeschlossen. Er trifft eine Unterschei-
dung zwischen „Reich“ und „Land“, wobei das Land die einheitliche Sprache, 
Kultur und Volkstum ist, welches mit Axt und Pflug erobert wurde, während das 
Reich die politische Macht und Größe des Landes verkörpert. Doch das „Land“ 
ist mit diesem nicht immer deckungsgleich, wodurch es zu Spannungen kommt, 
woraus auch die Spaltung zwischen Herrscher und Volk resultiert. Seiner Mei-
nung nach fühlen sich die Russen jedoch nur dann als wahr, wenn sie in Harmo-
nie mit dem gesamten Volk, dem „Land“ und dem „Reich“ leben. Aus der Sicht 
des „Reiches“, der Intelligenz heißt das: „Als irrig und falsch, illusorisch und 
wurzellos und einem jähen Untergang geweiht empfinden wir instinktiv alles, 
was wir erstreben und erreichen, wenn das „Land“ ihm seine Zustimmung ver-
weigert“ (Ivanov, 1909: 22–23). Für ihn besteht die Sobornost’ aus beiden Tei-
len der Gesellschaft: „All-Einheit des Volkes – unter dieser Form erscheint uns 
zunächst das Ziel [unseres] sehnsüchtigen Langens und Strebens, die beiden 
Wahrheiten in Einklang zu bringen: die Wahrheit der von der Erde Entwurzel-
ten, vorzugsweise der Kinder der städtischen Kultur, und die von den ackerbau-
enden Massen vertretene ‚Wahrheit der Erde’“ (Ivanov, 1909: 23). Mit der 
Sobornost’ beginne die russische Kultur „den Prozess der wahren Integration der 
streitenden Energien und bereitet den Umschwung, der alle Einzelwerte des kri-
tisch-zersplitterten Schaffens überwindet und durch die Werte eines anderen, 
eines in Gott allumfassenden Bewußtseins ersetz[t]“ (Ivanov, 1909: 28–29). Die 
Bestrebungen der Russen lägen in der „Lust des einzelnen, im Ganzen zu ver-
schwinden“ (Ivanov, 1909: 30–31). Es hat in seinen Augen auch etwas Dionysi-
sches, Verschwenderisches an sich, etwas sich selbst Verbrennendes.  

Bulgakov bezieht die Sobornost’ noch viel stärker auf die wirtschaftlichen 
Tätigkeiten des Volkes. In seiner Verbindung von Religionsphilosophie und Ge-
sellschaftsanalyse sieht er das Wirtschaften als eine Einheit von Freiheit und 
Notwendigkeit an. Leben ist für ihn ein ökonomischer Prozess. Er geht also von 
einer intrinsischen Motivation aus, dass der Mensch, um das Leben zu erhalten 
und den Tod abzuwehren, aus sich selbst heraus wirtschaftet. Es geht dem Men-
schen nicht darum, Geld zu verdienen oder materielle Güter anzuhäufen, son-
dern die Kreativität im Arbeitsprozess anzusprechen, damit der Mensch schöpfe-
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risch tätig sein kann. Die Arbeit ist die fundamentale Aktivität der Ökonomie 
und wird als Grundlage des menschlichen Seins verstanden. Die Arbeit sollte 
Bulgakov zufolge in einem Maße stattfinden, das die Harmonie und Einheit mit 
der Natur herstellt. Nur dieses Gleichgewicht führe zur Abkehr vom Tode und 
gleichzeitig zur Annäherung an die Weltseele (Sophia). Für Bulgakov ist die 
Arbeit auch ein kultureller Akt, aufbauend auf den individuellen Fähigkeiten des 
Einzelnen, und keine bloße Gewinnerwirtschaftung oder Profitmaximierung. Für 
ihn ist sie ein Selbstzweck im Sinne der individuellen Vervollkommnung und 
erfüllt erst dann den höchsten aller Sinne, wenn sie im Prinzip nicht nötig ist. 
Das Ziel der Arbeit ist die Schaffung der Sophien-Ökonomie, in welcher der 
Materialismus, das heißt die Gewinnerwirtschaftung, und der Idealismus, das 
heißt die Kreativität im Schaffensprozess, zusammenfließen. Sie soll zur Selbst-
bestimmung und Unabhängigkeit des Menschen gegenüber seinen Sorgen und 
Nöten führen und somit der Retter der Seele sein (Evtuhov, 1997; Bulgakov, 
2000; Schmid, 2003; Simonov, 2005).  

Berdjaev (1916) wiederum war um die Vereinigung von Marxismus und 
dem orthodoxen Christentum bemüht. Mit Gott begründet er die Tatsache, dass 
die Menschen unterschiedlichen Tätigkeiten nachgehen; schließlich gebe er je-
dem Einzelnen unterschiedliche Talente mit. Der Kern des Schaffens ist für ihn 
die Gestaltung von etwas Neuem, Nichtgewesenem. Berdjaev vergleicht dies 
mit der Schaffenskraft von Gott, dem Schöpfer selbst, der aus dem Nichts das 
Universum und die Welt erschuf. Den gleichen Anspruch hat Berdjaev auch an 
die Menschen, und damit meint er sowohl das künstlerische und geistige Schaf-
fen als auch die händische, werkende Tätigkeit. Das Schaffen begreift er als Ka-
tharsis, als eine Befreiung der Seele und als das Geheimnis des Lebens. Sie kann 
sich nur auf der Grundlage der grenzenlosen Freiheit, bestimmter Gaben (Talen-
te, Fähigkeiten) und dem Schöpfungselement in der Welt entfalten. Darum 
braucht sich der Mensch seiner Genialität, seiner Fähigkeiten auch nicht zu 
schämen – sie sind von Gott gegeben, und er sollte sie zum Wohle aller einset-
zen. In diesem Sinne unterscheide sich der „heldenhafte“ Weg des Schaffens 
vom Weg der persönlichen Selbstverwirklichung und individuellen Errettung. 
Während es in der Weber’schen Wirtschaftsethik des Protestantismus um die 
Rettung der eigenen Seele geht, ist das Schaffen, die Arbeit hier gleichsam eine 
Berufung und Bestimmung – für das Kollektiv, für die Gesellschaft. In 
Berdjaevs Augen stellt die Arbeit im Leben des Menschen kein Recht, sondern 
eine Verpflichtung dar; sie ist ein Imperativ in allen Lebensbereichen, bietet je-
doch gleichzeitig den Weg zur religiösen Vervollkommnung. Autonom ist der 
Mensch lediglich in der Ausführung der Arbeit; in diesem Rahmen genießt er 
seine Freiheit, kann seine Energie und Dynamik einsetzen, um materielle und 
immaterielle gesamtgesellschaftliche, all-einheitliche Werte zu schaffen. Sein 
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Ideal ist das Individuum, das im Geiste der Sobornost’ handelt, seine tätige 
Pflicht verrichtet und gleichzeitig einen Beitrag zur Erschaffung des Ewigen 
leistet. Auch für ihn ist die Arbeit, die wirtschaftliche Tätigkeit der Sinn und die 
Grundlage des Lebens, der Weg zur sozialen Wahrheit.  

 

3.2.4 Obš�estvo als alternatives Gesellschaftsmodell 
Alternative Gesellschaftsmodelle russischer Ökonomen und Theoretiker schlie-
ßen in sich stets die beiden Pole, die staatliche Herrschaftsausübung im Bereich 
der Ökonomie sowie die Ganzheit im Wirtschafts- und Verteilungsprozess, mit 
ein. 

Bakunin beispielsweise zweifelte an der religiösen Gleichheit der Menschen 
und an der ökonomischen Tätigkeit als einer ganzheitlichen Aufgabe aller zu 
gleichen Teilen. Er hebt allerdings ein Gleichstellungsmerkmal des russischen 
Volkes heraus: die „Unfreiheit“, die „Knechtung“ (Bakunin, 1996 [1849]: 69). 
Als Vertreter des Anarchismus tritt er gegen die Versklavung an den Glauben 
sowie gegen die Gewalt des Staates ein und fordert die Abschaffung der zentra-
listischen Herrschaft. An seine Stelle solle die politische und ökonomische Or-
ganisation der Menschen nach dem Prinzip der Assoziation oder Föderation tre-
ten, welche von unten nach oben wachse. Hier vertieft er den Gedanken der 
Sobornost’ im Sinne von Gleichheit und Harmonie. Das Eigentum an Produkti-
onsmitteln solle der Gemeinde, der ObšOina übergeben werden. Er stand damit 
Marx kritisch gegenüber, der die Konzentration des Eigentums in den Händen 
des Staates befürwortete. Diese Konzentration drohte in Bakunins Augen auto-
matisch zu einer Bevormundung der Bürger durch den Staat zu führen.  

Mendeleev (1991) wiederum als interdiszipliär ausgerichteter Naturwissen-
schaftler schlug ein evolutionäres, lineares Wirtschaftsmodell vor. Er betont hier 
einerseits die mechanischen Kräfte, wie beispielsweise die menschliche Arbeits-
kraft, Wind-, Wasser-, Sonnen- und elektrische Energie sowie andererseits phy-
sikalische wie chemische Prozesse, Licht, Magnetismus, die beide in der indust-
riellen Produktion zum Einsatz kommen. In seinen ökonomischen Ausführungen 
betont er durch die Zusammenführung dieser Kräfte und Porzoesse die Harmo-
nie von Mensch und Natur, dem Natürlichen und dem Künstlichen, das in einer 
All-Einheit zusammenwirkt und nur im Ganzen, in der Sobornost’ offenbar 
wird. Für ihn war ebenfalls die ObšOina im Sinne der gemeinsamen Arbeit und 
der egalitären Verteilung der Erträge elementar, besonders für die Entwicklung 
der Landwirtschaft (Mendeleev, 1960). Er konzentrierte sich auf Wege zur Ent-
faltung der nationalen Ökonomie und hob die gesellschaftliche, soziale Bedeu-
tung der Industrieproduktion hervor. Da der Mensch ein soziales Wesen sei und 
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ohne die umfassende Entwicklung der Gesellschaft nicht in der Lage sei, seinen 
Platz im Leben zu finden und sittliche Werte zu erfahren, bedürfe es einer star-
ken Gemeinschaft und eines Staates als Garant für das Wohl des Einzelnen. 
Auch die industrielle Produktion sei erst mit der Entstehung der Staatlichkeit 
aufgekommen, die Produktionsgewinne sollten, weil ja jeder seinen Teil dazu 
beitrage, auch gerecht auf alle verteilt werden.  

Der Ökonom Babst artikulierte ähnliche Überlegungen. Er sieht in der 
Volkswirtschaft auch keine Ansammlung einzelner Wirtschaften, sondern einen 
lebendigen Organismus mit gemeinsamen Interessen. Er erkennt zwar den Ei-
gennutz als starke Triebfeder des Menschen, stellt aber heraus, dass sich das in-
dividuelle Interesse dem Interesse des Gemeinwohls unterzuordnen habe 
(Zweynert, 2002). 

Struve (1999), in seiner frühen Zeit als Politiker, Ökonom und Philosoph 
Vertreter des legalen Marxismus, sah später jeodch in der kapitalistischen Wirt-
schaftsform einen möglichen Entwicklungspfad für Russland. Er schätzte den 
Kapitalismus als sehr wandlungs- und gestaltungsfähig ein und konnte sich 
durchaus vorstellen, dass aus ihm einmal ein an das sozialistische Gesell-
schaftsmodell angelehnte Form der Gemeinschaft entstehen könnte. Denn „auf 
der Grundlage der Gleichheit lässt sich keine Produktion aufbauen“. In seinen 
Augen ist die persönliche Verantwortung für ökonomisches Handeln und die 
individuellen ökonomischen Fähigkeiten zentral. Sie unterscheiden die Men-
schen voneinander, und eine ökonomische Entfaltung fußt gerade auf der Aus-
prägung dieser beiden Eigenschaften des Einzelnen. Somit wendet er sich von 
der traditionellen Gemeinde ab und schlägt neue Formen des Zusammenseins 
vor: die einfache Gesamtheit der Menschen, in der einer neben dem anderen, 
aber nicht voneinander abhängig lebt. Im Geiste des Liberalismus plädiert er für 
eine Summe von Menschen, aber keine Gemeinschaft, die voneinander unab-
hängig wirtschaften, was in der Summe die Volkswirtschaft ergibt.  

Alternative Gesellschafts- und Wirtschaftsmodelle für Russland nach der 
Revolution wurden auch in der Emigration entwickelt. Prokopovich beispiels-
weise, Ökonom und Minister für Nahrungsmittel der Provisorischen Regierung 
von 1917, verband eine große Hoffnung auf ökonomischen Aufschwung mit der 
Neuen Ökonomischen Politik Lenins, war aber enttäuscht von dem, was man 
nach Lenin daraus gemacht hatte. Er sah ein Hauptproblem der sowjetischen 
Ökonomie in den fehlenden Stimuli für Arbeiter und Bauern und in der fehlen-
den Motivation infolge des Mangels an ökonomischer Selbständigkeit. Ein zwei-
tes Problem sah er in den staatlich geleiteten Auflösungsbestrebungen der 
ObšOina bei gleichzeitiger Einführung von Kontrollen und Plänen, die sich da-
rüber hinaus nur selten mit der Realität deckten. Eine durchdachte Planung, die 
Flexibilität und mehr Freiheit von Politik und Verwaltung sichert, war seine Al-
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ternative. Nur so könne das Ziel des Sozialismus, das humanistische Ideal der 
ganzheitlichen Entfaltung des Einzelnen und die Befriedigung seiner materiellen 
Bedürfnisse erfolgen. Im Sinne der Sobornost’ hatte er stets die Wirtschaft als 
Ganzes im Auge und sah nur in der Arbeit aller miteinander, allerdings mit 
staatlicher Lenkung, den gesellschaftlichen Fortschritt (BaOurina, 2005). 

Der russische Philosoph Vyšeslavcev (1953) hingegen beklagte neben der 
fehlenden Freiheit auch die fehlende religiöse Moral der Gesellschaft, der sozia-
listischen wie der kapitalistischen. Sein Gegenentwurf war die Wirtschaftsde-
mokratie. Sie basiert auf rechtlichen, i. e. ethischen Grundlagen, die ihrerseits 
wiederum auf der Gegenseitigkeit in der Wirtschaft fußen. Er spricht sich für die 
„Solidarität, Sobornost’ und Brüderlichkeit“ aus, da nur diese Werte die Wirt-
schaft und den Menschen retten könnten. Er stellt damit ebenfalls das Primat der 
Moral, der Ethik über die ökonomische Rationalität. Seine Losung fußt aller-
dings auf der Grundlage des individuellen Wirtschaftens außerhalb einer 
ObšOina. Er plädiert für die ökonomische Autonomie des Einzelnen. Lediglich 
die Produktion der Güter des täglichen Bedarfs sollte zentralisiert sein. Der Staat 
tritt in seinen Überlegungen als Organisator der Freiheit auf, der die Produktion 
zwar nicht vorschreibt, aber die Verteilung der Güter, damit alle von allem ha-
ben können, wenn sie wollen. Das Prinzip der Gleichheit versteht er im Sinne 
der Autonomie der Persönlichkeit. Die Macht im Unternehmen soll „konstituti-
onell“ auf alle Teile des Unternehmens verteilt werden, den Arbeitern sollte hö-
heres Mitspracherecht eingeräumt werden. Nur so kann eine Sozialisierung ohne 
Etatisierung der Ökonomie stattfinden, welche die Beteiligung der Arbeiter am 
Kapital sowie am erwirtschafteten Profit ermöglicht. Nur so kann es zu einer 
„Rettung/Erlösung der schaffenden Menschen“ und „Vermenschlichung der Ar-
beit“ kommen und die ökonomischen Aktivitäten im Sinne der Sobornost’ ge-
lebt werden.  
 

3.2.5 Zusammenfassung 
In Russland wird der Staat stets als Gesellschaft mitgedacht. Wirtschaftliche Ak-
tivität ist demnach auch stets mit dem Staat verbunden. So kann man beobach-
ten, dass die marxistisch-leninistische Wirtschaftsethik heute in Russland noch 
genauso präsent ist wie die religiös-ethischen Inhalte der Orthodoxie, die seit 
jeher galten: Der Mensch nimmt durch die tätige, selbständige und selbstzweck-
gebundene, am Bedarf orientierte Arbeit am göttlichen Schöpfungsprozess teil. 
Er steuert dadurch auf die Selbstverwirklichung zu, während er in Einheit, 
Gleichheit und Genügsamkeit mit den anderen lebt. Geschaffene Werte sollen 
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ausgleichend an alle transferiert werden, indem der Staat die Aufsicht über das 
Allgemeinwohl hat. 

Tab. 3.2: Obš�estvo - zwischen staatlicher Herrschaftsausübung und Sobornost’. Quelle: 
eigene Darstellung, 2011 

Gesellschaft - Gemeinsame Arbeit als Grundlage des Le-
bens 

- Verteilung nach Erwirtschaftung 

Staatliche Herrschaftsausübung - Gemeinsame Arbeit auf staatliche Anordnung
- Gelenkte Verteilung der Erträge 

Sobornost’ - Gemeinsame Arbeit durch individuelle 
Selbstverwirklichung im Einklang mit dem 
inneren Frieden und der umgebenden Umwelt

- Egalitäre Verteilung der Erträge 

Alternatives Gesellschaftsmodell - Gemeinsame Arbeit durch individuelle Über-
zeugung und Bekenntnis zur sozialen Ge-
meinschaft 

- Freie und gerechte Verteilung der Erträge 

 

3.3 Zwischenbilanz 
Die Legitimität des Wirtschaftens in Russland setzt sich traditionell aus den ethisch-
normativen Prinzipien der wirtschaftlichen Gemeinschaft „Obš�ina“ und des gemein-
schaftlichen Wirtschaftens „Obš�estvo“ zusammen. 

Legitimes Wirtschaften in Russland ist das individuelle Tätigsein im Rah-
men einer Gemeinschaft, die jedes ihrer Mitglieder in der individuellen Pflicht-
erfüllung gleichstellt. Diese interne Einheit formt die wirtschaftliche Gemein-
schaft, die ObšOina, auf deren Grundlage sich ein gemeinschaftlicher Konsens 
darüber herstellt, wie die Arbeit, das Wirtschaften zu organisieren sei, damit es 
zum gerechten und guten Zusammenleben führt. Darüber hinaus gilt legitimes 
Wirtschaften als ein Prozess zum Wohle der Gesamtgesellschaft, als die indivi-
duelle Arbeit für ein lebenswertes Ganzes, an dessen oberster Stelle eine für die 
Gesamtgesellschaft verantwortbare Autorität steht (Gott, Zar, Staat). Da aber 
alle gleichermaßen am Arbeits- und Produktionsprozess beteiligt sind, ist die 
demokratische, das heißt gesellschaftliche Kontrolle dieses Prozesses notwen-
dig. 
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Abb. 3.1: Darstellung der russischen Wirtschaftsethik. Quelle: eigene Darstellung, 2011 

Worin liegt also die Tendenz der russischen Wirtschaft, die Unternehmens-
ethik an den Staat zu delegieren? Es liegt zum einen an der wirtschaftlichen 
Gemeinschaft, die kaum ökonomische Autonomie besitzt, woraufhin keine Kon-
sensbildung möglich ist. Der gemeinschaftliche Konsens wird hier nicht auf der 
Grundlage der Partizipation des Einzelnen, i. e. einzelner gesellschaftlicher 
Gruppen, am Entscheidungsprozess über die Zumutbarkeit ökonomischen Han-
delns erzeugt. Es liegt zum anderen daran, dass das gemeinschaftliche Wirt-
schaften ohne demokratische Kontrolle, das heißt auf der Grundlage des Diskur-
ses großer gesellschaftlicher Gruppen über die Zumutbarkeit des ökonomischen 
Handelns, stattfindet, wodurch die Kontrolle durch staatliche Herrschaftsstruktu-
ren nötig wird, soll es nicht zu einer Entfremdung des Teilsystems Wirtschaft 
von der Gesamtgesellschaft kommen. 
 



 

63 

4 Eine integrative Wirtschaftsethik für 
Russland 

Im Folgenden wird eine Wirtschaftsethik für Russland erarbeitet, die nach allen 
Seiten hin vermittelnd ist. Sie baut auf Peter Ulrichs zweistufiger Konzeption 
einer Ethik des Wirtschaftens mit der Basis des werteorientierten Handelns und 
der Teilhabe von Unternehmen an gesellschaftlichen und politischen Entschei-
dungsprozessen auf. Gleichzeitig berücksichtigt sie die kulturellen Möglich-
keitsbedingungen in Russland, baut darauf eine Erneuerung des Begriffs Wirt-
schaftsethik auf und zeigt, welchen gesellschaftlichen Mehrwert Unternehmen 
auf dieser Grundlage erbringen können. 

Die russische Wirtschaft in der Transformationszeit war von ökonomischer 
Liberalisierung und moralischer Desorientierung geprägt. Im Ergebnis wurde sie 
als Teilsystem der Gesellschaft nicht mehr auf ihre Verträglichkeit und Zumut-
barkeit hin überprüft. Wie im vorangegangenen Teil erläutert wurde, entspricht 
der „reine“ Liberalismus jedoch weder der russischen Mentalität noch den histo-
rischen Gegebenheiten. Die Rolle des Staates wurde stets ebenso berücksichtigt 
wie die Rolle der Gemeinschaft als arbeitende und wirtschaftende Einheit. Cha-
rakteristisch für die vergangenen Jahre ist eine starke Hinwendung zu den natio-
nalen Eigenheiten des russischen ökonomischen Denkens und der russischen 
Ökonomie. So gibt es einerseits die Wiedergeburt konservativer Strömungen, 
welche die westlich geprägte Wirtschaftswissenschaft als etwas für die russische 
Realität Fremdartiges und Gefährliches betrachten. Auf der anderen Seite der 
Skala ist aber auch die unreflektierte Übernahme westlicher Modelle und Kon-
zeptionen zu beobachten (beispielsweise: Corporate Social Responsibility). Als 
eine Art Balance und auf der Suche nach dem dritten Weg orientieren sich russi-
sche Wirtschaftsmodelle heute am Solidarismus und Staatskapitalismus.  

 

4.1 Solidarismus 
Der Solidarismus geht auf den „solidarischen Kapitalismus“ vom Ökonomen 
BilimoviO (1936) zurück. Er erkannte die persönliche Freiheit als Grundlage für 
ökonomische Initiativen und wirtschaftliche Tätigkeit des Individuums als un-
abdingbar an, plädierte jedoch dafür, dass Großunternehmen staatlich blieben. 
Dennoch sollte jeder Mitarbeiter am Unternehmenskapital beteiligt oder in Form 
von Kooperativen an das Unternehmen gebunden werden. Kleine und mittel-
ständische Unternehmen können in privater Hand sein. In den 1930er Jahren 
sprach er sich gegen den Sozialismus und für die Einführung des Kapitalismus 



 

64 

in Russland aus. Unter staatlicher Regulierung und der Begrenzung der Freiheit 
„im Namen der Interessen des Ganzen für den gerechten Schutz der Schwachen“ 
(BilimoviO, 1936: 80) plädierte er für die Unbeschränktheit bei der Akkumulie-
rung von Privateigentum, der Privatwirtschaft, Vertragsfreiheit, Preis- und Han-
delsfreiheit. Da er aber ebenfalls erkannte, dass in Russland die Fabriken nicht 
von heute auf morgen in private Hände übertragen werden konnten, kann in sei-
nen Augen der Staat, vor allem in Schlüsselindustrien, nach wie vor der Eigen-
tümer sein. Alternativ dazu sind auch regionale, sich selbst verwaltende Wirt-
schaftseinheiten oder Kooperativen denkbar. Wesentlich ist das Recht, auch Pri-
vatunternehmen neben den staatlichen und kollektiven gründen zu können, da 
nur Privatunternehmen die Lücken im Bedarf schließen, welche die großen 
Staatsunternehmen aufgrund ihrer Struktur und ihrer gesellschaftlichen Rechen-
schaftspflicht nicht füllen können. Er forderte die Schaffung eines Marktes, der 
die Preise und die Arbeiterfrage in staatlichen und privaten Unternehmen über 
alle gesellschaftlichen Einflusskräfte hinweg reguliere. Das bedeutet, dass so-
wohl der Staat als auch Unternehmer und Arbeiter ein Mitspracherecht einge-
räumt bekommen und im gegenseitigen Dialog die für alle Seiten besten Bedin-
gungen und Kompromisse ausgehandelt werden.  

Die moderne Solidarismusdebatte knüpft an die Zusammensetzung aus Alt-
ruismus, Universalismus, dem öffentlichen Recht und der Zentralisierung der 
Ökonomie an. In dieser wirtschaftlichen Solidargemeinschaft wird der Mensch 
als soziales Wesen, als egalitär, libertär sowie frei im Denken und im Handeln 
wahrgenommen, der nur durch das staatliche Recht auf Koordination beschränkt 
werden kann. Der Solidarismus baut auf einem starken „Wir“-Gefühl auf, das 
wiederum nur über die gemeinsame Arbeit und das gleiche und allgemeine 
Schaffen zu realisieren ist. Daraus folgt eine Einheit in den Interessen und Be-
strebungen aller. Mit dem „Primat des Gesamten vor dem Einzelnen […] [und 
dem] Primat des Geistes vor der Materie“ (Sendorov, 2007: 264) findet außer-
dem ein starker Rekurs auf die Ideale der Kirche, der Religion und der 
Sobornost’ statt. 

 

4.2 Staatskapitalismus 
Ein anderes Wirtschaftsmodell ist der auf der geistigen Grundlage des Marxisten 
Bucharin entworfene Staatskapitalismus. Bucharin erkannte das Bedürfnis für 
eine verallgemeinernde Arbeit und erläuterte dies in seinen Aufzeichnungen zur 
Transformation der kapitalistischen in eine kommunistische Gesellschaft 
(Bucharin, 1990: 13). Für ihn war der Staatskapitalismus die Vollendung des 
Kapitalismus, der Vorabend für den sozialistischen Umsturz. Denn imperialisti-
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sche Länder sind in seinen Augen immer staatskapitalistisch, Unternehmen er-
scheinen in ihnen immer als staatskapitalistische Trusts, die zwar privatwirt-
schaftlich, gewinnorientiert wirtschaften, aber ohne staatliche Unterstützung ih-
rer Interessen lange nicht so erfolgreich wären. Das heißt, dass der Staat, als die 
Vertretung der Interessen einer Gesamtgesellschaft, hier zu Befriedigung von 
Partikularinteressen eines Unternehmens oder einer Branche „missbraucht“ 
wird. Nur die Verstaatlichung der Betriebe für eine „neue, harmonische Gesell-
schaft“ (Bucharin, 1990: 190), in welcher der Staat als eben jene Vertrtung der 
Interessen einer Gesamtgesellschaft sich auch tatsächlich für gesamtgesell-
schaftliche Interessen einsetzt, könne der Ausweg sein. Im Staatskapitalismus, 
die Bucharin als „die ‚vollkommenste’ Abart des Kapitalismus“ (Bucharin, 
1990: 171) bezeichnet, ist der Staat zwar das wirtschaftliche Subjekt, der erwirt-
schaftete Mehrwert hingegen fällt jedoch nur der „Kapitalistenklasse“ 
(Bucharin, 1990: 173) zu und nicht der Gesellschaft. Da es also weder staatsei-
gene Betriebe noch verstaatlichten erwirtschafteten Mehrwert gibt, dient der 
Staat lediglich als Instrument, um in bestimmte Märkte zu kommen, sie privat-
wirtschaftlich zu kontrollieren oder Konkurrenten loszuwerden.  

Während der Staatskapitalismus bei Bucharin also als ein ökonomisches 
System kurz vor dem revolutionären Umsturz gedacht wurde und die Transfor-
mation zum Sozialismus einleiten sollte, galt im Reformismus der 1920er Jahre 
die „Theorie vom Organisierten Kapitalismus“ mit seiner Konzentration und 
Zentralisation des Kapitals nicht krisenfördernd, sondern Krisen mindernd und 
stabilisierend. Die Ungleichheit blieb hier lediglich auf die Verteilung be-
schränkt. Im Liberalismus wiederum wird unter Staatskapitalismus die „öffentli-
che Wirtschaftsführung in privatrechtlicher Form“ (Ambrosius, 1981: 60) ver-
standen, denn ein von privater Hand geführtes öffentliches Unternehmen ist 
nach wie vor am Gewinn orientiert und nicht am Gewinnverzicht zugunsten so-
zialer Belange. Das sollte den Unterschied zum Staatssozialismus deutlich ma-
chen. Mit der Definition des Staatskapitalismus als „Keynesianismus in seiner 
folgerichtigsten und entwickeltsten Form“ (Ambrosius, 1981: 115) beschreibt er 
heute allerdings eine ökonomische Gesellschaftsformation, bei dem es sich ent-
weder um ein Wirtschaftssystem handelt, das kapitalistische Elemente (Lohnar-
beit, Profitmaximierung) mit sozialistischen (Staatseigentum) kombiniert, oder 
um eine enge Verbindung von Politik und Wirtschaft, in welcher private Betrie-
be für einen gesicherten Markt produzieren und es keinen Konkurrenzkampf 
gibt. 
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4.3 Russisches ökonomisches Denken im 
21. Jahrhundert 

Unter Berücksichtigung dieser beiden politischen Theorien liefert Kul’kov 
(2008) das wohl umfassendste und durchdachteste Konzept einer russischen 
Ökonomie mit nationalen Eigenschaften wie wirtschaftliche Gemeinschaft, star-
ke Staatlichkeit, soziale Hilfe und Stabilität. Vor dem Hintergrund der Frage, 
welches der bekannten nationalökonomischen Strukturmodelle für Russlands 
Transformationsökonomie Vorbildcharakter haben könnte, lehnt er eine bloße 
Kopie bestehender Modelle ab, da sie die Eigenschaften eines Landes und sei-
nen Entwicklungspfad nicht berücksichtigten. Von der Entwicklung eines völlig 
eigenen Modells rät er allerdings auch ab; schließlich fehle hier nicht zuletzt die 
Kompatibilität mit dem Weltmarkt und den globalen Entwicklungstendenzen. Er 
schlägt vor, ein russisches nationales Wirtschaftsmodell sowohl an die Vielfäl-
tigkeit des Bestehenden anzulehnen und gleichzeitig eigene Notwendigkeiten zu 
berücksichtigen. Wesentliche Faktoren, die seiner Meinung nach einen Einfluss 
auf das Verhältnis Wirtschaft und Gesellschaft in Russland haben, sind die vege-
tativen und klimatischen Bedingungen im Land, die geographische Ausdehnung, 
seine geopolitische Lage sowie seine soziokulturellen Besonderheiten: „traditio-
nelle Werte der russischen Zivilisation sind der Kollektivismus, ein starkes Ge-
spür für soziale Ungleichheit, die Hoffnung auf staatlichen Schutz, die wichtige 
Bedeutung moralischer und geistlicher Stimuli, die besondere schöpferische 
‚Ader’ und andere Werte, welche die bekannten liberalen Vorstellungen über 
den ‚homo oeconomicus’ und das rationale Auftreten korrigieren“ (Kul’kov, 
2008: 13). Ethisch-normative Grundlagen waren seiner Meinung nach für die 
russische Ökonomie stets von zentraler Bedeutung. Der Wert der Güter und der 
Produktion wurden stets mit der Arbeitskraft, dem Arbeitsaufwand und der sozi-
alen Frage in Verbindung gebracht. Kul’kov schließt damit an die Reihe russi-
scher Ökonomen an, die stets die Frage nach der Sinnhaftigkeit und Verhältnis-
mäßigkeit wirtschaftlicher Tätigkeit stellten. Demnach ist das Ziel einer nationa-
len Ökonomie der Erhalt der staatlichen Souveränität, einschließlich ökonomi-
scher und politischer Unabhängigkeit. Ökonomische Sicherheit und die Konkur-
renzfähigkeit auf dem internationalen Markt spielen in der Zielsetzung ebenso 
eine Rolle wie die Bewahrung der nationalstaatlichen Einheit des Landes, ein-
schließlich eines einheitlichen ökonomischen Raums auf der großen Fläche 
Russlands. Besondere Bedeutung wird den Auswirkungen ökonomischer Aktivi-
täten auf andere Lebensbereiche beigemessen. Ziel ist es hier, soziale Stabilität 
zu erlangen. Dazu ist die Herstellung einer gerade im russischen Kontext zentra-
len ethno-ökonomischen Harmonie notwendig, aber auch die Entkriminalisie-
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rung der Wirtschaft sowie Umwelt- und Ressourcenschutz, verbunden mit der 
Sorge um zukünftige Generationen.  

Die Konturen eines russischen ökonomischen Modells für das 
21. Jahrhundert sollten laut Kul’kov folgende Eigenschaften aufweisen: Es sollte 
ein souveränes Modell sein, das reguliert wird, sich an sozialen und geistlichen 
Werten orientiert sowie auf postindustrielles Wirtschaften und Innovationsfä-
higkeit ausgerichtet ist. Es würde somit die russischen Besonderheiten ebenso 
mit berücksichtigen wie die globalen Wirtschaftsprozesse und universelle Ei-
genschaften des gesellschaftlichen Zusammenlebens. Kul’kov gibt allerdings zu, 
dass dies eher dem Ideal denn der Realität entspricht. Nach wie vor sind die 
Auswirkungen der Transformation der 1990er zu spüren, Stabilisierung und 
Wohlstand stellten sich erst in den vergangenen zehn Jahren ein. Obwohl er sich 
für eine Regulierung ökonomischer Prozesse ausspricht, bemängelt er die damit 
einhergehende Volatilität von Entscheidungen. Sie führt zu einem 
Prognosedefizit in der Wirtschaft, woraus sich wiederum keine strategische Un-
ternehmensplanung ausarbeiten lässt. Die schwache Strukturpolitik, der man-
gelnde Schutz von Eigentumsrechten sowie die uneffektive Eigentümerstruktur 
in Russland führen außerdem dazu, dass die informelle Wirtschaftsregulierung 
weiter anhält und die Schatten- oder Parallelwirtschaft nicht überwunden wer-
den kann. Zusätzlich hat die sich abzeichnende soziale Orientierung der Unter-
nehmen keinen Einfluss auf die Lebensqualität und die Minderung der starken 
sozialen Differenzierung im Land. Er bemängelt außerdem die schwache Aus-
prägung des russischen Unternehmertums, die nicht nur auf den Mangel an 
Schutz der Eigentumsrechte zurückzuführen ist, sondern auch auf die hohen 
Eintrittsbarrieren in den russischen Markt und die fehlende Transparenz im 
Wettbewerb.  

Wie viele Ökonomen vor ihm hält auch Kul’kov die Rolle des Staates für 
die Orientierung des russischen ökonomischen Modells für relevant, weist aber 
auf den Unterschied zwischen GosudarstvenniOestvo (��������������������, 
Etatismus) und ogosudarstvennaja Çkonomika (���������������§ È��������, 
„verstaatlichte“ Ökonomie) hin. Der Etatismus betont in diesem Zusammenhang 
die traditionell starke Stellung des russischen Staates in allen Teilsystemen der 
russischen Gesellschaft, auch in der Wirtschaft. Er dürfe allerdings nicht mit ei-
ner ogosudarstvennaja Çkonomika verwechselt werden, wie zu Zeiten der russi-
schen Zaren oder in der Sowjetunion. Der Staat trägt jedoch dazu bei, dass die 
soziale Gerechtigkeit, die so zentral für das Wirtschaften in Russland ist, ge-
wahrt bleibt. Denn die nationalen Charakteristika Russland fordern neben wirt-
schaftlicher Effektivität auch soziale Stabilität und einen einheitlichen sozialen 
Raum, der ohne staatliche Unterstützung nicht denkbar ist. Aus dem Arbeitsge-
setzbuch der Russischen Föderation zitiert Kul’kov darum beispielsweise die 



 

68 

„Sozialpartnerschaft“ als Bestandteil der sozialen Verantwortung von Unter-
nehmen. Es handelt sich hierbei einerseits um Tarifverträge, andererseits um 
gegenseitige Konsultationen, Gespräche, die Teilnahme der Arbeiter an der Fir-
menleitung (zumindest theoretisch) sowie den außergerichtlichen Einigungspro-
zess bei Arbeitsstreiks. Die Voraussetzungen, die zur sozialen Verantwortung 
von Unternehmen in Russland führten, sind in seinen Augen einerseits der sozia-
listische Paternalismus, andererseits der Kapitalismus und die Rechtlosigkeit der 
Arbeiter in den 1990er Jahren. Die Schwäche der Gewerkschaften, der Forma-
lismus von Tarifverträgen und die weite Verbreitung von informellen Beziehun-
gen bei Arbeitssuche, Arbeitstätigkeit und Bezahlung führten zu einer 
„Zwangs“sozialisierung der Unternehmen und Manager. Dies geschah überwie-
gend durch die Auflagen, Betriebskrankenkassen und Pensionsfonds einzurich-
ten, um neben wirtschaftlicher Effizienz auch die soziale Stabilität eines Unter-
nehmens oder einer ganzen Region zu garantieren. Was jedoch auf der einen 
Seite als positiv zu werten ist, sieht Kul’kov auf der anderen Seite auch durch 
teilweise willkürliche Auflagen der regionalen Administrationen missbraucht, 
welche dadurch zusätzliche regionale Bedürfnisse befriedigen, die eigentlich aus 
dem eigenen Haushalt finanziert werden müssten. Dadurch ist die soziale Unter-
nehmensverantwortung seiner Meinung nach in Russland insgesamt weder sys-
tematisch noch tief greifend und in vielen Fällen sehr widersprüchlich. 

Abalkin (2003) als weiterer russischer Ökonom des 21. Jahrhunderts kon-
zentriert sich eher auf die Wirtschaft als ganzheitlichen Organismus, in dem der 
Staat die Rolle einer Planungsinstitution einnimmt. Dabei tritt er in Abalkins 
Konzeptionen idealerweise als Wahrer der ökonomischen Autonomie auf, indem 
er den Schutz der Eigentumsrechte, die Garantie unternehmerischer Freiheiten 
sowie eine Stimulierung der unternehmerischen Tätigkeiten und den Kampf ge-
gen Monopole vorantreibt. Außerdem tritt er als Garant der Konformität der 
Wirtschaft mit dem Gesetz ein, reguliert und sichert die nationale Währung und 
kontrolliert die außenwirtschaftlichen Tätigkeiten. Darüber hinaus reguliert der 
Staat das Verhältnis der Arbeiter und Unternehmer in Form von Sozial-, Tarif- 
und Gewerkschaftsverträgen und garantiert somit die wirtschaftliche und soziale 
Stabilität des Landes (Abalkin in KuOukov, 2011: 25). Auch er hält den „ethi-
schen Charakter“ (Abalkin, 2003: 119) der russischen ökonomischen Philoso-
phie für wesentlich und mahnt die Tatsache an, dass ökonomische Tätigkeiten 
nur in der Gemeinschaft und zum Wohle des Ganzen verrichtet werden können. 
Der gesamtgesellschaftliche Wille habe einen höheren Einfluss auf diese Tätig-
keiten als die wirtschaftliche Analyse ökonomischer Aktivitäten. Auch Abalkin 
spricht sich für moralisches Wirtschaften aus und stellt das Primat ethisch-
normativer Prinzipien vor die Logik ökonomischer Rationalität.  
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Sorokin (1997) sieht im Staat ebenfalls einen Hauptakteur im Wirtschaftsge-
schehen. Der Staat solle seiner stimulierenden und mobilisierenden Rolle in der 
Wirtschaft gerecht werden und die Kontrolle über das Allgemeinwohl behalten. 
Außerdem betont er, wie seine Vorredner, dass der wirtschaftliche Fortschritt 
und die ökonomische Entwicklung mit sozialen Parametern gemessen werden 
sollten und sich nicht allein an mathematischen Kennzahlen orientieren dürfen; 
nur die sozialen Standards geben ihm zufolge Auskunft über den Erfolg des 
Wirtschaftens.  

Charakteristisch für die russische nationale Wirtschaft ist also augenschein-
lich die Tatsache, dass eine Dominanz des Allgemeinwohls vor dem individuel-
len Wohl vorherrscht, gepaart mit einem staatlichen Interventionismus in den 
Hauptindustriezweigen. Außerdem ist die Instrumentalisierung historischer und 
sozialer Traditionen, der geographischen Lage, des Klimas und der Mentalität 
sowie der Arbeitseinstellung ein wesentliches Merkmal des neuen ökonomi-
schen Denkens. In allen Lehrbüchern über Makroökonomie und russisches öko-
nomisches Denken sind dies die einleitenden Bemerkungen. Hinzu kommen die 
negativen Erfahrungen mit der ökonomischen Liberalisierung in den 1990er Jah-
ren, welche tiefe soziale Unsicherheiten, wertnormative Desorientierung und 
eine zum Teil extreme Antihaltung gegenüber der Marktwirtschaft und Marktre-
formen hervorgerufen haben. Insgesamt setzen sich die russischen Ökonomen 
des 21. Jahrhunderts mehr und mehr gegen europäische Modelle des Übergangs 
zur Marktökonomie ein und prüfen die Möglichkeiten eines eigenen Weges zu 
marktwirtschaftlich orientierter ökonomischer Autonomie auf der einen Seite 
und sozialer Stabilität auf der anderen Seite. 

 

4.4 Die Entwicklung gelebter Unternehmensethik 
in Russland 

Eingebettet in diesen theoretischen Rahmen haben sich die moderne Geschäfts-
ethik und ordnungspolitische Mitverantwortung in den letzten zwanzig Jahren in 
Russland in vier Etappen entwickelt. Die erste Etappe bilden die Jahre von der 
Auflösung der Sowjetunion 1992 bis zur Wirtschaftskrise 1998. In dieser Zeit 
war weder der gesellschaftliche Wunsch noch der unternehmerische Wille vor-
handen, sich philanthropisch zu engagieren. Das im Russischen negativ besetzte 
Wort „Philanthropie“ wurde in der Gesellschaft in erster Linie als soziale „Bu-
ße“ beziehungsweise Schuldeingeständnis für unrechtmäßig angeeignetes Ver-
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mögen verstanden6, während es von Unternehmensseite mit zusätzlichen Auf-
wendungen des Geschäftsbetriebs in Verbindung gebracht wurde (Blagov, 
2007). Die bestehenden Forderungen von Seiten der Regionalverwaltung zur 
Sicherung regionaler sozialer Infrastruktur wurden dennoch von den Unterneh-
men befolgt – einerseits, weil es eine politische Notwendigkeit war, anderer-
seits, weil die Gesellschaft es als selbstverständlich erachtete. Schließlich galt 
das Unternehmen jahrzehntelang als eine öffentliche Institution, als Teil des öf-
fentlichen und gesellschaftlichen Lebens. Kul’kov (2008) spricht sogar von ei-
ner antisozialen Haltung, der Trennung der Ökonomie von der Gesellschaft, die 
erst im letzten Jahrzehnt zu einer neuen Gegenseitigkeit fanden. 

Nach der Wirtschaftskrise von 1998 folgte die zweite Etappe bis 2003. Die-
se Jahre standen unter dem Eindruck der Krise und waren von der Suche nach 
einem Modell der nachhaltigen Unternehmensentwicklung geprägt. Das Thema 
soziale und gesellschaftliche Unternehmensverantwortung wurde auf die Ebene 
der Unternehmensverwaltung gehoben und bekam damit eine strategische Be-
deutung (Blagov, 2007). Eine „gute Ordnung“ und „Gerechtigkeit“ waren er-
klärte Ziele wesentlicher Wirtschaftsvertreter, die ihren Ausdruck in einer Reihe 
von Charten, Dokumenten und Erklärungen fanden. Eine konkrete Maßnahme 
war die soziale Berichterstattung, welche auf diese Bekenntnisse folgte. Der ers-
te russische CSR-Report wurde vom Chemieunternehmen EvroKhim 2001 vor-
gelegt. Der Haupteigner dieses Unternehmens gehört gleichzeitig der Geschäfts-
führung der Russischen Union für Industrielle und Unternehmer an, welche 
wiederum die erste russische Sozialcharta für Unternehmen und die Wirtschaft 
entwarf. Drei Jahre später folgten die Tätigkeitsberichte von Unternehmen wie 
der Alfa Bank, Polyus Gold und Uralsib. Nach wie vor werden jedoch soziale 
Aufwendungen und ökologisches Engagement als zusätzliche Betriebskosten 
empfunden; die gelebte Unternehmensethik behält ihren instrumentellen und 
karitativen Charakter.  

Eine zusätzliche Herausforderung für eine gelebte integrative Unterneh-
mensethik ist die Tatsache, dass der Begriff „Corporate Social Responsibility“ 
im Russischen keine Entsprechung hat, da Unternehmen aufgrund ihrer kultur-
historischen Erfahrungen traditionell einen anderen Platz in der Gesellschaft 
einnehmen als die Wirtschaftsorganisationen in Westeuropa oder Nordamerika: 
                                                            

6 Aus diesem Grund wird persönlicher Reichtum in Russland nach wie vor mit Vorsicht 
betrachtet. Russische Großunternehmer neigen daher eher dazu, ihre Spenden nicht 
persönlich als Privatpersonen zu verteilen, sondern sie über die Kanäle der 
Unternehmen fließen zu lassen (Khodorova, 2006). Dem gegenüber steht allerdings die 
bisweilen penetrante Präsentation des Reichtums russischer Oligarchen mit den 
üblichen Statussymbolen. 
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“Firms operating under the market system and enterprises under the socialist 
system serve different purposes and, therefore, require different features” 
(Adachi, 2010: 33). Auch wenn die postsowjetischen Ökonomien marktwirt-
schaftlich organisiert sind, werden Unternehmen längst nicht als ausschließlich 
profitorientierte, ausschließlich an der Schaffung ökonomischen Mehrwerts zu 
messende Organisationen wahrgenommen. Die Erwartungshaltungen an ein Un-
ternehmen sind aufgrund dieser spezifischen Pfadabhängigkeit andere und bis 
heute sind postsowjetische, i. e. russische Unternehmen „‘social organisms at 
the heart of the local community’ that sought to expand production for their own 
benefit, which, in turn, benefited the local community’s social infrastructure“ 
(Adachi, 2010: 33). Darum ist es vonnöten, hier auf die Rolle des Unternehmens 
in der sowjetischen Wirtschaft einzugehen. Ebenso wie im Kapitalismus war das 
Unternehmen, der Betrieb oder die Fabrik die wichtigste Organisationsform – 
allerdings nicht der Wirtschaft, sondern der sowjetischen Gesellschaft. Anders 
als im Kapitalismus, generierte der Betrieb oder die Fabrik nicht in erster Linie 
ökonomische Werte, sondern sicherte den sozialen Zusammenhalt der sowjeti-
schen Gemeinschaft. Im administrierten Markt der Sowjetunion war das Unter-
nehmen staatliches Eigentum. Es ging in erster Linie um das Streben nach An-
erkennung (und Auszeichnung) durch die übergeordneten Instanzen bei 
Plan(über)erfüllungen. Technokratische Regelungen bestimmten über Eintritt 
und Ausstieg eines Betriebes oder einer Fabrik in beziehungsweise aus dem ad-
ministrierten Markt. Sie setzten die Preise fest und schätzten die Nachfrage ein, 
auf welcher Grundlage dann ein Plan erstellt und die Produktion in Gang gesetzt 
wurde (Adachi, 2010). In Russland versteht man daher unter Corporate Social 
Responsibility eher die soziale, ökologische und ökonomische Legitimität eines 
Unternehmens im Sinne eines Aushandlungsprozesses der Wirtschaft mit der 
Regierung darüber, wie gesellschaftliche Herausforderungen und ökonomische 
Leistungssteigerungen adressiert werden sollen. Es geht dabei bisher nicht vor-
rangig um die Einbettung der unternehmerischen Tätigkeit in den gesellschaftli-
chen Kontext und um die Frage nach dem gesellschaftlichen Risiko, die das 
konkrete ökonomische Handeln birgt.  

Von 2003 bis 2008 erfolgte neben der Konsolidierung einer an bestehenden 
Modellen orientierten Wirtschaftsethik auch die Institutionalisierung der Be-
richterstattung über soziales Engagement; die ersten systematischen Auswertun-
gen der Praxiserfahrungen sowie die Erarbeitung innovativer CSR-Konzepte 
und Weiterentwicklungen sozialer Investitionen entstanden. Durch den anhal-
tenden wirtschaftlichen Aufschwung in Russland und die Konsolidierung der 
Gesellschaft war es möglich, gesamtgesellschaftliche Zielvorstellungen über 
lebenswertes Leben und Wirtschaften zu formulieren. Dies schlug sich in um-
fassenden wissenschaftlichen Publikationen russischen Akademiker nieder so-
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wie der Initiierung und Gründung einer ganzen Reihe an Initiativen, neuen Insti-
tutionen und Organisationen, die sich mit den Themen unternehmerischer Ver-
antwortung, sozialer und ökologischer Nachhaltigkeit sowie vertrauensbilden-
den Geschäftspraktiken befassten. Viele der in den kommenden Abschnitten 4.6. 
und 4.7. aufgeführten Beispiele haben ihren Ursprung in diesen Jahren. Doch 
knappe zehn Jahre reichen nicht aus, um in diesem Themenfeld Automatismen 
zu etablieren…  

Und so haben sich durch die Wirtschaftskrise von 2008 der Prozess der In-
stitutionalisierung einer umfassenden Geschäftsethik und die gesellschaftliche 
Konsensbildung über wirtschaftliche Aktivitäten stark verlangsamt. Dennoch 
haben circa drei Viertel der Großunternehmen Geschäftsberichte vorgelegt, ent-
weder monatlich, quartalsweise oder jährlich. Mittlerweile verfügt in etwa ein 
Viertel der Großunternehmen auch über Sozialberichte, viele haben zumindest 
Informationen über Sozial- und Personalpolitik, Wohltätigkeit sowie Umwelt- 
und Ressourcenschutz auf ihren Internetpräsenzen oder in Unternehmensbro-
schüren berücksichtigt. Integrierte Formate der Berichterstattung, in denen Fi-
nanzdaten, Umwelt- und Sozialinformationen sowie die Diskussion über den 
Bericht und die Bewertung des Reports zusammengebracht werden, nehmen in 
Russland nach und nach zu. Beispielhaft ist der integrierte Jahresbericht von 
Polyus Gold von 20107. Gleichzeitig sucht man jedoch verstärkt nach einem ei-
genen wirtschaftsethischen Ansatz. Auf der einen Seite sollen die internationa-
len Erfahrungen mit berücksichtigt werden; auf der anderen Seite steht die Frage 
nach dem Einfluss dieser ganzen Maßnahmen im Raum – sind sie tatsächlich 
eine sinnvolle Einrichtung oder Ausdruck eines „moralischen Imperialismus“ 
(Blagov, 2007)? Hier kommt die Distanz gegenüber einer Wirtschaftsethik zum 
Ausdruck, die nicht auf den Grundlagen des russischen ökonomischen Denkens 
fußt und dadurch von vornherein nur einen begrenzten Geltungsanspruch in 
Russland haben könne. Man ist also auf der Suche nach einer alternativen Wirt-
schaftsethik, nach einem dritten Weg, der sozusagen zwischen Corporate Social 
Responsibility und dem sowjetischen Betriebsverfassungsgesetz hindurch führt.  

                                                            

7 http://www.polyusgold.com/reportes/index-3.htm. 

 

4.5 Gelebte Unternehmensethik für Staat und 
Angestellte 

So bildet sich aktuell in der russischen Gesellschaft ein eigenes Modell gelebter 
Unternehmensethik heraus, welches im Wesentlichen internationalen Trends 



 

73 

folgt, aber auch eigene „nationale“ Charaktereigenschaften besitzt 
(Blagov/Ivanova, 2009). In Anlehnung an die Spielarten des Kapitalismus 
(Hall/Soskice, 2001), an die Ausprägung der Marktwirtschaft in Abhängigkeit 
vom sozio-kulturellen Hintergrund einer Gesellschaft, kann man auch von 
Spielarten der Unternehmensethik sprechen, von Varieties of Business Ethics: 
Olga Alekseevna, Direktorin der Wohltätigkeitsstiftung The Philanthropy 
Bridge Foundation, macht beispielsweise darauf aufmerksam, dass man im an-
gelsächsischen Kontext unter unternehmerischer Verantwortung in erster Linie 
Unternehmensstiftungen oder Privatstiftungen wohlhabender Familien versteht. 
Unternehmen an sich spielen dort ihrer Meinung nach keine große Rolle. Dem-
gegenüber liegt der Anteil privater Stifter in Russland gerade einmal bei circa 
10–15 %; der überwiegende Teil sozialer Investitionen und Wohltätigkeitsmaß-
nahmen wird von Wirtschaftsorganisationen finanziert (Khodorova, 2006).  

Ein weiteres wesentliches Merkmal des russischen Modells ist die „govern-
ment’s active presence as a ‘client’ and ‘appraiser’ of the social responsibility of 
Russian companies“ (Polishchuk, 2009: 74). Der Staat ist in Russland eine der 
zentralen Anspruchsgruppen. Das liegt laut Polishchuk vor allem an der schwa-
chen Institutionalisierung gesellschaftlicher Großgruppen und ihrer fehlenden 
Möglichkeiten, als gleichberechtigter Partner gegenüber der Wirtschaft gesell-
schaftliche Erwartungen zu formulieren. Außerdem sind sie nicht in der Lage, 
Unternehmen als Mitverantwortliche für den Umgang mit sozialen Herausforde-
rungen mit einzubinden. So muss der Staat diese Lücke füllen. Hinzu kommt, 
dass viele Unternehmensmanager und Mitarbeiter die aktive staatliche Beteili-
gung sogar als wünschenswert erachten. Schließlich wisse der Staat am besten, 
was die jeweiligen gesellschaftlichen Herausforderungen sind und wie ein Un-
ternehmen sich adäquat bei der Bewältigung dieser Herausforderungen einbrin-
gen könne (The Economist Intelligence Unit, 2008). Staatlich aufgelegte Fonds 
oder Charity-Projekte werden von einer Vielzahl der Unternehmen als Beteili-
gungsaufforderung wahrgenommen, der in der Regel auch gerne nachgegangen 
wird.  

Wie Kul’kov (2008) bereits anmerkte, ist diese Zusammenarbeit von Seiten 
der Unternehmen jedoch nicht immer unproblematisch; Informationsasymmet-
rien und die Regulierung der Steuern auf einer Ad-hoc-Basis machen die Ko-
operation beschwerlich. Vielerorts werden die CSR-Maßnahmen auch dazu 
verwendet, das gekürzte Staatsbudget zu kompensieren. Diese Kompensation 
erfolgt auf zwei verschiedene Arten: Entweder werden die sozialen Investitionen 
als „supplemental business taxes“, beziehungsweise als „informal taxation under 
the guise of CSR“ (Polishchuk, 2009: 86) verwendet. Dieser Fall schließt aller-
dings nicht aus, dass zusätzliche Steuern erhoben werden können und ein gene-
relles Transparenzdefizit herrscht. Oder aber Staat und Unternehmen stehen sich 
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als gleichberechtigte Partner gegenüber und handeln die von den Unternehmen 
zu erbringenden Sozialleistungen gemeinsam aus. Das betrifft vor allem die Un-
ternehmen in Monostädten, welche im Gegenzug für ihre Investitionen in die 
soziale Infrastruktur von staatlicher Seite finanzielle und organisatorische Unter-
stützung bekommen. Das unternehmerische Engagement bei nationalen Groß-
projekten, in der Kommune oder im Rahmen sozialer Initiativen und Investitio-
nen ist vielerorts mit indirekten Steuern, Transferzahlungen oder bestimmten 
Dienstleistungen verbunden, welche das Unternehmen an die regionale Verwal-
tung tätigt. An runden Tischen mit der Unternehmensleitung und der Regional-
administration werden diese Zahlungen als gegenseitiges Abkommen beschlos-
sen. Diese enge Verflechtung rührt daher, dass ein Großteil der von den Unter-
nehmen zu entrichtenden Steuern (u. a. Mehrwertsteuern, Gewinnsteuer) in den 
föderalen Staatshaushalt fließt, anstatt dem regionalen Etat zugute zu kommen. 
In Russland hat man es vielerorts mit einer schwachen Institutionalisierung von 
Geldtransfers des Zentrums in die Peripherie zu tun. Die Regionen haben also 
nichts von den Investitionen, die in ihnen getätigt werden, und sind dadurch auf 
andere Weise bemüht, eine „Partnerschaft“ mit Wirtschaftsorganisationen anzu-
streben, um ebenfalls von der wirtschaftlichen Prosperität zu profitieren. Bei 
dieser Form der Kooperation kommt allerdings die Frage auf, ob sie in allen Fäl-
len tatsächlich zum Wohle der Bevölkerung und der Allgemeinheit ist 
(Polishchuk, 2009). Was mein Polishchuk damit? Widmen wir uns den For-
schungsergebnissen von Timothy M. Frye, Professor an der Moskauer Higher 
School of Economics am International Center for the Study of Institutions and 
Development: Sein wissenschaftliches Interesse dreht sich seit einigen Jahren 
unter anderem um die Frage, warum in Russland der unternehmerische Altruis-
mus so verbreitet ist und warum die Privatwirtschaft solche Milliardenprojekte 
wie die Olympischen Winterspiele 2014 in Sochi finanziert, die Fußballwelt-
meisterschaft 2018, den Grand Prix der Formel 1, die Schadensbeseitigung der 
Waldbrände vom Sommer 2010 oder den Wiederaufbau des Nordkaukasus (u. a. 
Yakovlev/Yasin/Frye, 2009). Er kommt zu dem Schluss, dass das im Zuge der 
Privatisierungen Anfang der 1990er Jahre akkumulierte Privateigentum nicht 
„unantastbar“ ist und Besitzverhältnisse häufig vom staatlichen Entgegenkom-
men abhängen. Und was heute als gesellschaftliche Legitimation von Unter-
nehmen dargestellt wird, ist häufig nichts anderes als der von staatlicher Seite 
erteilte Auftrag, sich in diesem oder jenem Bereich zu engagieren. Dabei wird 
die staatliche Herrschaftsausübung als gesellschaftlicher Kontrollmechanismus 
ausgesprochen deutlich. Zu den hier vorgestellten Gedankengängen ist aller-
dings anzumerken, dass beispielsweise der Staat keine grundsätzlich zu missbil-
ligende Kontrollinstitution ist. Problematisch wird es nur dann, wenn außer der 
staatlichen Administration keine weiteren gesellschaftlichen Akteure und Kont-
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rollmechanismen vorhanden sind, die über den Beitrag zum gesellschaftlichen 
Mehrwert, den die Wirtschaft in der Gesellschaft leistet, mit entscheiden, wenn 
also der Diskurs mit anderen Anspruchsgruppen fehlt. So werden viele Prestige-
projekte in die Wege geleitet, ohne dabei die realen Bedürfnisse der Bevölke-
rung zu berücksichtigten. Bei einer breiter angelegten Diskussion würden die 
Gelder unter Umständen anders investiert werden, die Legitimität unternehmeri-
schen Handelns damit auf einer stabileren Basis des gemeinsamen Erwirtschaf-
ten und auch des gemeinsamen Investierens stehen. 

Neben der fehlenden Rechtssicherung des Privateigentums wird also der Be-
teiligung verschiedener gesellschaftlicher Großgruppen an einer Mitbestimmung 
zu wenig Bedeutung beigemessen. Erschwerend kommt hinzu, dass Nichtregie-
rungsorganisationen weder politisches noch gesellschaftliches Vertrauen genie-
ßen. Sie sind somit nicht in der Lage, eine wirkungsmächtige Rolle als Vermitt-
ler und Treiber für die Ausarbeitung ordnungspolitischer Mitverantwortung und 
gegenseitiger Kontrollen zu spielen. Strižov (2006) bemängelt außerdem das 
Fehlen an Fachpersonal, welches sich mit interner und externer Legitimität der 
Unternehmen auseinandersetzt. 

Die Mitarbeiter bilden die zweite große Anspruchsgruppe neben dem Staat 
oder der regionalen Verwaltung und sind damit ebenfalls Teil der nationalen Ei-
genschaft gelebter Unternehmensethik in Russland (Strižov, 2006; 
Blagov/Ivanova, 2009). Da seit der Krise 2008 die Unternehmensausgaben für 
Wohltätigkeit zurückgingen und sich die insgesamt geringeren sozialen Investi-
tionen auf ganz bestimmte Gebiete sowie Anspruchsgruppen konzentrierten, 
rückten die Mitarbeiter noch weiter in den Fokus des unternehmerischen sozia-
len Engagements. Natürlich hängt das sehr stark vom Standort des Unterneh-
mens und seines Industriezweiges ab. Doch insgesamt führt das dazu, dass es 
keine institutionalisierte Form der Legitimität sowie keine vereinheitlichte Do-
kumentation und Öffentlichkeit zum Zwecke erhöhter Vergleichbarkeit und 
Transparenz gibt (Grigor’ev, 2008). Das führt zum Mangel an gesellschaftlicher 
Kontrolle der wirtschaftlichen Aktivitäten, da das Unternehmen lediglich inner-
halb seiner eigenen vier Wände einen gemeinschaftlichen Konsens erarbeiten 
muss. CSR-Themen russischer Unternehmen betreffen in den überwiegenden 
Fällen direkt oder indirekt die Mitarbeiter. Das rührt auch von der Tradition der 
wirtschaftlichen ObšOina her, in der man zusammen arbeitete und auch zusam-
men das soziale Leben gestaltete. Das Leben in dieser regionalen Gemeinschaft, 
verbunden mit einer geringen überregionalen Arbeitsmigration innerhalb Russ-
lands verschärft diese einseitige Fokussierung noch und machen es anderen ge-
sellschaftlichen Großgruppen schwer, sich überhaupt erst einmal zu formieren. 
Denn in einer bereits bestehenden Gemeinde ergibt sich keine Notwendigkeit 
dazu; sie entsteht ja erst, wenn man mit anderen Menschen in anderen Regionen 
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zusammenkommt und dort seine sowie die Interessen anderer durchzusetzen 
sucht. Ohne diese Basis sind andere gesellschaftliche Großgruppen natürlich nur 
sehr begrenzt in der Lage, gesamtgesellschaftliche Zielvorstellungen zu formu-
lieren und sich für diese einzusetzen.  

 

4.6 Obš�estvo – ordnungspolitische 
Mitverantwortung und die demokratische 
Kontrolle der Unternehmen? 

Die ordnungspolitische Mitverantwortung beschreibt die Rolle des Unterneh-
mens im gesellschaftlichen Meinungsbildungs- und Aushandlungsprozess über 
die Legitimität wirtschaftlicher Aktivitäten. Als eine auch dem Wohle der All-
gemeinheit, i. e. Gesellschaft verpflichtete Organisation steht das Unternehmen 
einerseits in der Pflicht, sich dem Primat der Politik unterzuordnen. Andererseits 
ist es aber auch dazu angehalten, sich kritisch mit politischen Entscheidungen 
auseinanderzusetzen, ohne dass ihm die Existenzgrundlage entzogen wird. Im 
Folgenden sind die Stellungnahmen gesellschaftlicher Großgruppen in Russland 
zum Platz der Wirtschaft in der Gesellschaft und zur Rolle der Unternehmen als 
kritische, die Politik kontrollierende, aber auch von der Öffentlichkeit kontrol-
liert werdende Institution aufgeführt.  
 

4.6.1 Die Kirche 
Religiöse Moralvorstellungen haben seit jeher einen festen Platz im russischen 
Wirtschafts- und Gesellschaftsleben. Es wurde bereits dargelegt, welche bedeu-
tende Rolle die Kirche nicht nur bei der Akkumulation ökonomischer Ressour-
cen in der russischen Geschichte spielte, sondern auch, mit welchen moralischen 
Grundsätzen sie für eine auf das Gemeinwohl ausgerichtete Wirtschaftstätigkeit 
argumentierte. Selbst aktuelle russische Ökonomen wie Kul’kov (2008) betonen 
die geistliche Haltung der Sobornost’ und des harmonischen, ausgewogenen und 
gemeinschaftlichen Miteinanders, die in der russischen Wirtschaftswelt tief 
verwurzelt sind. So ist es nicht verwunderlich, dass die russisch-orthodoxe Kir-
che auch im 21. Jahrhundert Wegweiser für sinnhaftes und legitimes Wirtschaf-
ten ist und dieses auch aktiv mitgestaltet. 
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4.6.1.1 Die Grundlagen der Sozialdoktrin der russisch-orthodoxen 
Kirche 

Bei den „Grundlagen der Sozialdoktrin der Russisch-Orthodoxen Kirche“ han-
delt es sich, wie die Kirche selbst sagt, um ein richtungsweisendes und Orientie-
rung bietendes, sozialethisches Dokument. Im Vordergrund der im Jahr 2000 
vorgelegten Doktrin stehen die Idee der Menschenwürde sowie die ethischen 
Imperative des Alten und Neuen Testaments, welche durch die orthodoxe Hal-
tung eine eigene Interpretation erfahren. Das gilt vor allem für die Beziehungen 
der Kirche zum Staat, zur Rechtsprechung und zu ihrer Rolle als gesellschaftli-
che Institution. Sittlichkeit, Freiheit und Würde, die Achtung ethischer Normen 
und Verhaltenskodizes sowie die Harmonie der weltlichen und kirchlichen 
Macht auf Erden und die Einordnung der Kirche in die staatliche Verfasstheit 
der Russischen Föderation sind zentrale Elemente des Dokuments: „Jeder leiste 
den Trägern der staatlichen Gewalt Gehorsam. Denn es gibt keine staatliche 
Gewalt, die nicht von Gott stammt“ und „Unterwerft euch um des Herrn willen 
jeder menschlichen Ordnung“ (KAS, 2000: 9).  

Hier erleben wir wieder die russische Interpretation der byzantinischen 
„Symphonia“: den Verzicht der Kirche auf Aufgaben, die im Zuständigkeitsbe-
reich des Staates liegen, sowie die Verpflichtung, dem Staat gegenüber loyal zu 
sein. So hat die Liebe zum Vaterland im Dokument einen ebenso hohen Stel-
lenwert wie die Liebe zu Gott: „Zu allen Zeiten rief die Kirche ihre Kinder dazu 
auf, ihr irdisches Vaterland zu lieben und das Opfer des Lebens zu seiner Ver-
teidigung nicht zu fürchten, wenn ihm Gefahr drohte“ (KAS, 2000: 6). Sie steht 
für die Gleichberechtigung der Menschen, unabhängig von Ethnie, Nationalität 
und Religion, fordert aber dennoch einen „tätigen Patriotismus“. Dieser soll sich 
nicht nur in der Verteidigung des Vaterlandes widerspiegeln, sondern auch in 
der tätigen Arbeit, im Einsatz für das öffentliche Leben und in der Teilnahme an 
staatlichen Angelegenheiten. Somit werden die nationale Kultur und das natio-
nale Selbstbewusstsein gestärkt und die Traditionen bleiben gewahrt (KAS, 
2000). Zudem kann dadurch die Gesellschaft zu ihrer Harmonie finden, zu ihrer 
Ganzheit und Einigkeit. Die wichtigste Verantwortung der Menschen sollte die 
Sorge und die Wohltätigkeit gegenüber den Mitmenschen sein; der Zugang zu 
medizinischer Versorgung, zu Bildung und die Fürsorge für Alte sind elementar. 
Die Kirche, in Einklang mit dem Staat, setzt sich damit gezielt für bürgerrechtli-
ches Engagement ein und fordert von ihren Anhängern sowie der Gesellschaft 
insgesamt die Beteiligung am öffentlichen Leben (KAS, 2000).  

Um diesen Leistungen der sozialen Sicherung gerecht zu werden, um den 
Diskurs und die Öffentlichkeit zu erhöhen, bedarf es auch der Unterstützung des 
Staates. Gleichzeitig sichert sich die russisch-orthodoxe Kirche durch die „Be-
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teiligung an den Repräsentativorganen der Macht“ (KAS, 2000: 23) eine aktive 
Präsenz bei staatlichen Angelegenheiten und definiert folgende Bereiche der Zu-
sammenarbeit von Kirche und Staat: 
 

a. nationale, internationale, interethnische sowie bürgerliche Friedensschaffung 
b. gesellschaftliche Sittlichkeit 
c. Betreuung des Militärs 
d. Maßnahmen gegen Rechtsverstöße 
e. Widerstand gegen pseudoreligiöse Strukturen 
f. Wissenschaft 
g. Gesundheit 
h. Kultur 
i. Massenmedien 
j. Umwelt 
k. Wirtschaft 
l. Familie 
m. Kinder 
n. Bildung und Erziehung 
o. Wohltätigkeit 
p. Erhalt des geistig-kulturellen Erbes 
q. Dialog mit der Staatsmacht 

Bemerkenswert bei dieser Aufzählung ist die Tatsache, dass die Aufgabenberei-
che f. bis q. mit eben jenen übereinstimmen, die auch in die Zusammenarbeit der 
russischen Unternehmen mit dem Staat fallen. Die Idee der Sobornost’, der All-
einheit des staatlichen, gesellschaftlichen, kulturellen und wirtschaftlichen Le-
bens, wird hier einmal mehr deutlich. Opferbereitschaft und Selbstlosigkeit for-
dert die Kirche nicht nur in Beziehung zum Glauben und zu Gott, sondern auch 
bei der Erfüllung der staatlichen Pflichten und der Verantwortung des Einzelnen 
gegenüber der Gesellschaft.  

Das Ideal der Bulgakov’schen Sobornost’ wird im weiteren Verlauf eben-
falls aufgegriffen: „Die Arbeit stellt einen organischen Bestandteil des Lebens 
dar“ (KAS, 2000: 37). Die moralischen Beweggründe zur Arbeit sind zum einen 
die Erwirtschaftung des eigenen Lebensunterhalts, zum anderen die Unterstüt-
zung Bedürftiger und die Ausrichtung der Arbeit auf das Wohl der Menschen, 
die ihren Lebensunterhalt nicht selbst erwirtschaften können. Da das Eigentum 
in den Augen der russisch-orthodoxen Kirche eine Gabe Gottes und zum eige-
nen wie auch zum Wohle der anderen gegeben ist, spricht sie sich nicht explizit 
für die Unantastbarkeit von Privateigentum aus. Die Kirche erkennt lediglich 
das Vorhandensein von Privateigentum an. Zwar hält sie es auch für ein schüt-
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zenswertes Gut, welches nicht gewaltsam entwendet werden darf; das gilt aller-
dings nur so lange, wie es auch mit anderen Teilen der Gesellschaft geteilt wird. 
Der Forderung nach gesellschaftlicher Kontrolle über ökonomische Aktivitäten 
und über Reichtumsmehrung schließt sie die Forderung nach freiwilligem „Ver-
einen von Eigentum sowie Verzicht auf persönliches Besitzstreben“ (KAS, 
2000: 43), also nach gemeinschaftlichem Eigentum, an. Sie unterstreicht, dass 
das freiwillige Geben des Einzelnen für die Gemeinschaft eines der Hauptgebote 
des gesellschaftlichen Zusammenlebens darstellt.  

Das Dokument ist über die Diskurse von gesellschaftlicher Macht und 
Machtverteilung hinaus eindeutig auf die aktuelle Situation im Land hin ausge-
richtet. So verurteilt es beispielsweise die Trunksucht oder gestattet die Ehe-
scheidung, wenn der Ehepartner AIDS hat oder fremdgegangen ist. Sie adres-
siert damit zwei wesentliche Herausforderungen der russischen Gesellschaft, der 
sich zum Teil auch die russischen Unternehmen widmen. Sie duldet und achtet 
weiterhin die weltliche Bildung, ruft zum Schutz der natürlichen Ressourcen 
auf, setzt sich für die Zusammenarbeit der Kirche mit den Massenmedien ein 
und zeigt sich für einen multidimensionalen Dialog offen. Sie möchte den Dia-
log mit gesellschaftlichen Großgruppen fördern und Konvergenzzonen aufzei-
gen, in welchen die Kirche, der Staat, die Gesellschaft und Wirtschaftsorganisa-
tionen gemeinsam tätig sein können. Ihr Ziel ist die breit angelegte gesellschaft-
liche Beteiligung bei der Bewältigung gesamtgesellschaftlicher Herausforderun-
gen, wofür sie Offenheit und auch Öffentlichkeit erwartet. So könne man ge-
meinsam tätig sein, gemeinsam arbeiten, gemeinsam wirtschaften und gemein-
sam auf legitime Weise Werte schaffen. 
 

4.6.1.2 Der Kodex des Patriarchen über moralische Prinzipien und 
die Regeln des Geschäftslebens  

Parallel dazu gibt es eine konkrete Handlungsorientierung für wirtschaftliche 
Akteure: den Kodex des Patriarchen über moralische Prinzipien und die Regeln 
des Geschäftslebens8 der russisch-orthodoxen Kirche (Ê��� ������������ 
����©���� � ������ � ��¨§����������, 2004). Grundsätzlich fordert die 
Kirche in der russischen Wirtschaft, „that the formation of a rational, business-
like ethic of culture in the context of renovating Russia’s economy can and must 
draw upon traditions that are in keeping with original principles that have taken 
shape over the span of centuries of history“ (Temnitskii, 2006: 63).  

                                                            

8 http://www.wco.ru/biblio/books/svod_np/main.htm. 
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Der Kodex des Patriarchen über moralische Prinzipien und die Regeln des 
Geschäftslebens baut auf den zehn christlichen sowie den Geboten anderer 
Glaubensrichtungen in Russland auf. Damit deckt die orthodoxe Kirche gleich-
zeitig das Thema der Diversität ab, das sonst in der gesamten Corporate Social 
Responsibility russischer Unternehmen beinahe keine Rolle spielt9. So enthält 
der Kodex laut eigenen Angaben keine der Bibel entlehnten Handlungsanwei-
sungen, sondern orientiert sich an den Regeln und den Traditionen einer jahr-
hundertealten russischen religiösen und egalitären Lebens- und Wirtschaftswei-
se. Damit wird nicht nur der Gedanke der nationalen Einheit wieder aufgegrif-
fen, dem sich die russische Kirche verschrieben hat. Vielmehr wird auch gleich 
im ersten Grundsatz das Wohl der Anderen in den Vordergrund gerückt, das 
man bei seinen unternehmerischen Aktivitäten nie aus den Augen verlieren soll-
te. Der zweite Grundsatz mahnt die Harmonie zwischen den materiellen Interes-
sen der Gesellschaft und denen des Individuums an. Reichtum sei kein Selbst-
zweck, wie in Bezug auf Bulgakov und Berdjaev bereits diskutiert wurde, son-
dern diene dazu, ein für den Einzelnen und die Gesellschaft ehrenwertes Leben 
zu führen. Er bedeute in erster Linie Verantwortung, sei eine Bewährungsprobe 
und dürfe in keinem Fall auf Kosten der Allgemeinheit geschaffen werden.  

In den folgenden Grundsätzen steht mit der Hinwendung zur Achtung der 
Stakeholder-Interessen das gemeinschaftliche Wirtschaften im Vordergrund, der 
erneuerte ObšOestvo-Begriff, auf dessen Grundlage eine gesellschaftliche Kon-
trolle über die Zumutbarkeit wirtschaftlicher Aktivitäten zu erfolgen hat. Es 
wird außerdem die Vertragstreue der Verhandlungspartner thematisiert, der 
Respekt sowohl vor dem Geschäftspartner als auch vor den geltenden rechtli-
chen Rahmenbedingungen und der Immunität des Firmennamens und -rufs (der 
nicht für private Zwecke missbraucht werden darf). Das Recht auf Erholung und 
persönliche sowie fachliche Entwicklung der Mitarbeiter wird ebenso festgehal-
                                                            

9 Eine Ausnahme bilden hier die russischen Unternehmen mit ausländischer Beteiligung, 
beispielsweise die Erklärung der Gleichstellung und Gleichberechtigung der Baltika 
Breweries in St. Petersburg. Da diese wiederum zu 89 % der Carlsberg Group gehören, 
ist anzunehmen, dass das übergeordnete Mutterunternehmen einheitliche CSR-
Richtlinien hat, die unterschiedslos auf alle Tochtergesellschaften übertragen werden, 
und dass der Diversity-Aspekt keine sich originär aus dem russischen Arbeitsalltag 
ableitende Forderung ist.  

 Bemerkenswert sind unter diesem Gesichtspunkt die Verpflichtungen der Fabrik 
Pervouralsk Novotrubny Plant, die sich ihrerseits zur Unterstützung aller religiösen 
Konfessionen bereit erklärt, und die besondere Berücksichtigung der Völker des 
Nordens (Nomaden) in der Sozialpolitik der Unternehmen Gazprom Neft und Lukoil. 
Damit wird der Russischen Föderation als Vielvölkerstaat Rechnung getragen, was 
allerdings (noch) keine Selbstverständlichkeit ist. 
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ten wie die soziale Sicherung der Angestellten, Mitarbeiter und der aus welchen 
Gründen auch immer aus dem Arbeitsprozess Ausgeschlossenen. All dies sind 
Aufgaben der Unternehmen. Wirtschaftsführung – das ist in den Augen der rus-
sisch-orthodoxen Kirche sozial verantwortungsvolles Tun. Sie mischt sich damit 
aktiv in die Geschäftsethik der Unternehmen ein und fordert neben der sozialen 
Sicherung auch einen gemeinschaftlichen Konsens, der nur über legitimes Wirt-
schaften zu erzeugen ist. Dazu gehört auch die öffentliche Verantwortung, die 
ein Unternehmen habe. Ausdruck dieser Verantwortung ist die Investition in so-
ziale Versicherungen und die Rentenkassen; den Pensionären und Invaliden soll 
besondere Bedeutung in der Betreuung zukommen. Der sechste Artikel befasst 
sich zusätzlich noch mit dem Arbeitsschutz am Arbeitsplatz.  

In den darauf folgenden Artikeln widmet sich der Kodex dem Verhältnis 
von Politik und Wirtschaft, indem er dafür plädiert, dass die Macht in Politik 
und Wirtschaft geteilt sein muss und dass die Einflussnahme der Wirtschaft auf 
die Politik nur öffentlich vonstattengehen sollte. Hier kommen die gesellschaft-
liche Kontrolle zum Tragen und das Verständnis des Unternehmens als öffentli-
che Institution, in der nur die kollektive Entscheidungsfindung, das gemeinsame 
Wirtschaften, legitim sein kann. Zusätzlich wird betont, dass in der Wirtschaft 
kein Platz für Korruption ist. Abschließend ist der verantwortungsvolle Umgang 
mit öffentlichen Gütern genauso Thema des Kodexes wie die Absage an Mono-
polbildung, der faire Wettbewerb zur wirtschaftlichen Belebung und die Mah-
nung, Privateigentum anzuerkennen und zu respektieren. Die ökonomische Au-
tonomie wird den Wirtschaftsorganisationen also keinesfalls abgesprochen, sie 
soll lediglich auf der Grundlage gemeinschaftlich ausgehandelter ethisch-
normativer Prinzipien beruhen. Auch hier sind die ethisch-normativen Prinzi-
pien nicht das Gegenstück zur ökonomischen Rationalität, sondern bilden ein 
Fundament, auf welchem die Verträglichkeit und Zumutbarkeit ökonomisch ra-
tionaler Entscheidungen gegründet werden sollten.  

Ein Beispiel für die enger gewordene Verzahnung von Politik, Kirche und 
Wirtschaft ist der Aufbau eines Männerklosters bei Moskau auf Initiative von 
Präsident Medvedev und dem Moskauer Patriarchen Alexej II., finanziert von 
der russischen Wirtschaft (Ì���������������� Í��� �� �������������� 
Î������������� Ï���-Ð������������� ����������������� �������� 
��������§ ª������ Ñ����������� Ò�����)10. Ganz praktisch setzt die Kirche 
ihren ganzheitlichen Anspruch auch um, wenn sich Vertreter der russisch-
orthodoxen Kirche mit Unternehmern zu gemeinsamen Konsultationen über die 
soziale Lage des Landes treffen. Ein solches Treffen fand beispielsweise im 

                                                            

10 www.ierusalimfond.ru. 



 

82 

Februar 2010 in Moskau statt. Dabei ging es um die Ausformulierung ethischer 
Prinzipien in den Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen11. Ein Jahr danach, im 
Februar 2011, wurde das Strategietreffen „Unterstützung von Bildungspro-
grammen: Wohltätigkeit, Investitionen, Zusammenarbeit“ («Ñ�������� 
����¨���������� ��������: �������������������, �������©��, 
��������������») über die Zusammenarbeit der Kirche mit Großunternehmen 
in einem Moskauer Kloster veranstaltet. Ziel war die Ausarbeitung einer ge-
meinsamen Strategie der Schlüsselindustrien der russischen Wirtschaft mit der 
russischen Kirche im Bereich der Bildung. Daneben kristallisierten sich weitere 
Bereiche der gemeinsamen Verantwortung heraus sowie die konkreten ökono-
mischen und rechtlichen Mechanismen einer Zusammenarbeit. Dazu gehörte 
auch die Formulierung der Bedingungen und der Grenzen dieser Zusammenar-
beit, die sich bislang auf Sponsoring sowie Investitionen in Sozialprogramme 
konzentriert (RIA Novosti, 2011). Darüber hinaus trafen sich im November 
2011 in Ekaterinburg Vertreter der Regionalverwaltung und der Kirche, Unter-
nehmer sowie Vertreter sozialer Organisationen und Initiativen zur Konferenz 
„Orthodoxie und soziales Unternehmertum“ («Ñ���������� � ��©������� 
�������������������»)12. 
 

4.6.2 Die Wissenschaft 
Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit wirtschaftsethischen Konzeptio-
nen ist noch keine Kerndebatte an den betriebswirtschaftlichen Fakultäten russi-
scher Hochschulen. Das mag auch daran liegen, dass die gesamte Management- 
und Betriebswirtschaftslehre in Russland insgesamt gerade einmal zwanzig Jah-
re alt ist. “Business administration, as such, is not thought in Soviet Russia” 
(Delamotte, 1962: 25). In der Sowjetunion wurde an Ingenieurhochschulen 
(Fachschulen) das Fach Ökonomie beispielsweise für Landwirtschaft, Handel 
oder Verkehrswesen gelehrt. Die ausgebildeten Fachkräfte übernahmen darauf-
hin auf der mittleren Leitungsebene im Betrieb Buchhaltertätigkeiten oder arbei-
teten im An- und Verkauf von Waren und Dienstleistungen. Die Fachkräfte für 
Banken und Versicherungen wurden im Hochschulstudiengang für Finanzwirt-
schaft ausgebildet. Um Betriebsleiter zu werden, war, im Gegensatz zur gängi-
gen Praxis in Westeuropa oder Nordamerika, in der Regel das Fachstudium an 
Hochschulen und Universitäten relevant und nicht die rein ökonomische Ausbil-
dung (der Fachschulen). So gesehen, wie Delamotte (1962) beschreibt, wurden 
                                                            

11 http://opora.ru/organization/opora/committee/ethics/#collapsed/4707/. 
12 http://opora.ru/organization/opora/committee/ethics/#collapsed/18237/. 
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die Fähigkeiten zur Bewältigung der Herausforderungen in der Organisation und 
Verwaltung von Betrieben im Verlauf der beruflichen Tätigkeit erworben und 
kamen ausschließlich auf dem Top-Level der Betriebsführung zum Einsatz. 
 

4.6.2.1 Managementschulen und Fakultäten 

Trotz der Herausforderungen, die eine Einführung von Management- und Be-
triebswirtschaftslehre sowie Wirtschafts- und Unternehmensethik mit sich 
bringt, findet mittlerweile in Russland eine rege wissenschaftliche Auseinander-
setzung mit der Anwendung ethisch-normativer Prinzipien auf wirtschaftliche 
Tätigkeiten statt. Träger dieser Debatte ist beispielsweise das von PriceWater-
houseCoopers mitfinanzierte Zentrum für Corporate Social Responsibility an der 
Höheren Schule für Management der St. Petersburger Staatlichen Universität 
unter der Leitung von Jurij Blagov (Ò���� ������������� ��©������� 
���������������, Î��«�§ «���� ����������� (Î×Ø) Ê���Ù, Ì����� 
Ú��� Û���������) und die Abteilung für Ethik an der Philosophischen Fakul-
tät der St. Petersburger Staatlichen Universität. Gleichzeitig bietet die renom-
mierte Higher School of Economics in Moskau unter anderem am Institut für 
sozio-ökonomische Systeme und Sozialpolitik Kurse zu Wirtschaftsethik und 
Corporate Social Responsibility an (Ù������ ���� „Ý�����������§ 
��©������§ ��������“, ��Í���� ��©������-È������������ ������ � 
��©������� ��������, Ï�©��������� ����������������� ����������� 
«Î��«�§ «���� È��������»). Die Moskauer Staatliche Lomonosov-
Universität hat in ihrer Zusatzqualifikation „International Business“ 
(Ñ�������� ��������������� ����¨�����§ «Ø������������ ��¨���») 
Wirtschaftsethik und soziale Unternehmensverantwortung als integralen Be-
standteil der Ausbildung mit im Programm. Die Moskauer Schule Skolkovo für 
Business Administration (Ø��������§ «���� ���������§ Ê�������) hat mit 
Alexej GermanoviO als Direktor für Programme der staatlichen und sozialen 
Sphäre (Þ������� �������� � ��������������� � ��©������� �Í����) einen 
Wirtschaftsexperten für soziale Verantwortung von Unternehmensseite gewin-
nen können. Bis 2009 war GermanoviO stellvertretender Generaldirektor des 
Stahlkonzerns Severstal und in dieser Funktion jahrelang für die strategische 
Kommunikation und die CSR-Politik des Unternehmens verantwortlich. Auch 
die Russische Akademie für Volkswirtschaft und Verwaltungswirtschaft unter 
der Schirmherrschaft des Präsidenten (ª��������§ �������§ ��������� 
��¨§����� � ��������������� ������ ��� Ñ��¨������ ªà) befasst sich unter 
anderem in ihrem Institut für staatliche und kommunale Verwaltung (Ý�Í���� 
���������������� � ����©��������� ���������§) mit dem Thema unter-
nehmerischer Verantwortung. Sie sind alle um eine theoretische, methodische 
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und empirische Aufarbeitung des Feldes bemüht. Aktueller Schwerpunkt ist hier 
die Einführung von Regeln und Standards zu Compliance Practices und zur Kor-
ruptionsbekämpfung in Wirtschaft und Politik. Die Ansiedlung der sozialen 
Wirtschafts- und Unternehmensverantwortung an unterschiedlichen Instituten 
und Fakultäten der einzelnen Hochschuleinrichtungen macht allerdings deutlich, 
dass sich die russische Gelehrtenwelt nicht darüber einig ist, wie diese Themen 
zu handhaben sind, welche theoretische und methodologische Ausrichtung wün-
schenswert ist und welche Bedeutung dieses Wissenschaftsfeld im nationalen 
Kontext zukünftig haben sollte. 
 

4.6.2.2 Internationale Akademie für Philanthropie 

Da man um ein ganzheitliches, den nationalen Rahmenbedingungen angepasstes 
Konzept bemüht ist, wurde neben dem Rückgriff auf westliche Entwürfe die In-
ternationale Akademie für Philanthropie (Ø�����������§ á������§ 
Ø�©��������) gegründet. Sie hat es sich zur Aufgabe gemacht, Wissenschaft 
und Praxis miteinander zu vereinen, um nationale und internationale Erfahrun-
gen rund um das Thema Philanthropie, soziale Investitionen, Sozialpartnerschaf-
ten, soziale Entwicklung und Nachhaltigkeit zu sammeln und weiterzugeben. 
Für den theoretischen und methodischen Hintergrund sorgt die Partnerschaft mit 
der russischen Internationalen Akademie für Gesellschaftswissenschaften 
(Ø�����������§ á������§ ¦�¥��������� Ï���). Während Erstere eher 
praktisch orientierte Aufgaben wie Seminare, Pflege der Beziehungen zur Wirt-
schaft und Weiterbildung übernimmt, kümmert sich Letztere um die wissen-
schaftliche Begleitung in Form von Umfragen und Analysen zum Thema. Zu-
sammen haben sie das Programm „Effektive soziale Investitionen und Sozial-
partnerschaften“ (âÍÍ�������� ��©������� �������©�� � ��©������� 
�����������, âÊÐÊÑ) entwickelt. Mit 100+1 Prinzipien (100 � 1 ����©�� 
âÊÐÊÑ) und konkreten Handlungsempfehlungen richtet sich dieses Programm 
in erster Linie an kleine und mittelständische sowie an Großunternehmen, an 
nationale Politiker und ausländische Diplomaten sowie an Vertreter der Zivilge-
sellschaft (beispielsweise an die Kirche und andere Forschungseinrichtungen). 
 

4.6.3 Wirtschaftsverbände 
Russische Wirtschaftsverbände ihrerseits betonen stets die individuelle ökono-
mische Autonomie, die Anerkennung der Eigentumsverhältnisse sowie den 
Schutz und die Durchsetzung von Eigentumsrechten, damit Wirtschaftsorganisa-
tionen wirtschaftlich, aber auch gesellschaftlich aktiv werden zu können. Sie 
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geben sich dialogbereit, wollen Einigkeit nach allen Seiten hin vermitteln und 
können damit zum Teil zu einer Kommunikations- und Vertrauensplattform 
werden, auf deren Grundlage Vertreter gesellschaftlicher Großgruppen zusam-
menkommen und gesellschaftliche Zielvorstellungen sowie die Legitimität un-
ternehmerischen Handelns auf den Prüfstein stellen. Die bisherige Tätigkeit der 
Wirtschaftsverbände beschränkt sich jedoch im Wesentlichen auf den Dialog 
zwischen Unternehmen und der Regierung, umfasst also keinen breiter angeleg-
ten Gesprächskreis. Dennoch sind die Selbstverpflichtungen der Unternehmen 
im Rahmen dieser Verbände ein bemerkenswertes Beispiel, wie Unternehmens-
ethik in Russland gelebt wird. Allerdings mangelt es auch hier wieder, wie in 
der Geschichte Russlands bereits mehrfach gesehen, an staatlichen Verpflich-
tungen, die eine Gegenseitigkeit der Beziehungen und des Vertrauens untermau-
ern würden.  
 

4.6.3.1 Wirtschaftsethische Richtlinien für russische Unternehmen 

Die Assoziation Unabhängiger Direktoren (ª��������§ ����©��©�§ 
��¨�������� ����������) gründete sich 2002 als Organisation zur Umsetzung 
von Maßnahmen zur Selbstregulierung in der Wirtschaft. Dazu veröffentlichte 
sie 2003 den Kodex unabhängiger Direktoren13. Außerdem unterstützt die Asso-
ziation Unternehmen bei der Einführung und Umsetzung normativer Richtlinien 
für verantwortungsvolles Handeln. Zusammen mit dem russischen Institut für 
Direktoren (ª��������� �������� ����������) entwickelte sie die wirtschafts-
ethischen Richtlinien für russische Unternehmen14. Das Institut für Direktoren 
seinerseits ist eine Partnerschaft von Managern, die von den größten russischen 
Unternehmen 2001 ins Leben gerufen wurde und ebenfalls Geschäftsgrundsätze 
und Leitlinien für die unternehmerische Tätigkeit in Russland erarbeiten sollte. 
Ein weiteres normatives Dokument ist die von diesem Institut 2003 erarbeitete 
Deklaration der Prinzipien der professionellen Gemeinschaft von Unterneh-
mensdirektoren15. Generell sind diese Dokumente sehr an amerikanischen Vor-
bildern, Denkern und Beispielen orientiert. Ob sie tatsächlich eine praktische 
Relevanz für russische Unternehmen haben und nicht nur bloße Lippenbekennt-
nisse sind, ist fraglich. Sie wurden in einer Zeit der Neu- und Umorientierung 
angefertigt; knapp zehn Jahre später kommt man zu der Einschätzung, dass die 
von russischen Organisationen in vollständiger Eigenregie selbst erarbeiteten 
                                                            

13 http://trade.gov/goodgovernance/adobe/Independent%20Director%20Code-
Final_eng.pdf. 

14 http://trade.gov/goodgovernance/adobe/IDARIDBusEthicsGuidelinesEng.pdf. 
15 http://www.ita.doc.gov/goodgovernance/adobe/RIDPrinciples.pdf. 
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Dokumente eine viel höhere Verbindlichkeit darstellen. Sie sind zudem auch 
von den formulierten Ansprüchen sowie den adressierten Herausforderungen her 
viel näher an der russischen Realität. Beispiele dafür sind die Sozial-Charta der 
russischen Wirtschaft und das Memorandum – über die Prinzipien der sozialen 
Unternehmensverantwortung. 
 

4.6.3.2 Sozialcharta der russischen Wirtschaft 

Auf Initiative der russischen Vereinigung der Industriellen und Unternehmern 
wurde 2004 eine Sozialcharta der russischen Wirtschaft erarbeitet, deren neuer-
liche Verabschiedung 2008 erfolgte (RSPP, 2008). Sie enthält freiwillige 
Selbstverpflichtungen der Unternehmen zur Übernahme gesellschaftlicher Ver-
antwortung. Die Prinzipien gehen konform mit dem Global Compact der Ver-
einten Nationen, sie gelten für russische Unternehmen im nationalen wie inter-
nationalen Geschäftsumfeld und bilden den Mindeststandard an zu erfüllenden 
gesellschaftlichen Verantwortlichkeiten. Sie sollen ein Teil des gesellschaftli-
chen Dialogs sein und gleichzeitig versuchen sie, den Rahmen abzustecken, in-
nerhalb dessen die Kontrolle wirtschaftlicher Aktivitäten erfolgen könnte. Das 
Ziel ist die Integration der Sozialcharta in die Unternehmensstrategie sowie die 
Partnerschaft in diesem Netzwerk zur Legitimitätssteigerung wirtschaftlicher 
Aktivitäten, aufbauend auf den Prinzipien ObšOina als „gemeinschaftlicher Kon-
sens“ und ObšOestvo als „gesellschaftliche Kontrolle“. Darüber hinaus werden 
Good-Practice-Beispiele diskutiert und ein gegenseitiger Wissenstransfer in die-
sem Bereich vermittelt. Zentral ist auch hier wieder die soziale Mission der 
Wirtschaft, die ein Unternehmen stets im Auge behalten soll. Die Wirtschaft ist 
ein Teil der Gesellschaft und hat demnach gesellschaftliche Aufgaben und An-
sprüche zu erfüllen, in erster Linie die soziale Sicherung zu garantieren sowie 
den Umweltschutz und die Menschrechte zu achten. Als gesellschaftlicher Teil-
bereich ist die Wirtschaft dazu verpflichtet, sich mit anderen gesellschaftlichen 
Gruppen in konstruktiver Partnerschaft auszutauschen und gemeinsam gesell-
schaftlichen Fortschritt voranzutreiben. Dies könne allerdings nur auf der Basis 
der ökonomischen Autonomie der Wirtschaftsorganisationen und Unternehmen 
vonstattengehen; wirtschaftliche Freiheit und Verantwortung sind unabkömm-
lich (Einhaltung ethischer Normen, Individualität der einzelnen Unternehmen, 
ehrlicher Wettbewerb, Stärke der Wirtschaft zum Wohle des Landes, eigene Un-
ternehmensreputation wichtig, Unternehmen als ehrliche Steuerzahler, Erfüllung 
der Erwartungen von Investoren). Neben Arbeitnehmer- und Verbraucherrech-
ten thematisiert das Dokument auch den Umgang mit Geschäftspartnern. Die 
Teilnahme an der Entwicklung der örtlichen Gemeinden in Form von Corporate 
Citizenship, die Übernahme von Aufgaben auf nationaler und internationaler 
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Ebene, die Partnerschaft mit der regionalen Verwaltung, Volunteering sowie die 
Teilnahme an Nichtregierungsinitiativen entsprechend dem Unternehmensethos 
(Auflage eigener Programme und Projekte im Bereich der gesellschaftlichen 
Verantwortung und Nachhaltigkeit) sind ebenfalls Bestandteil der Sozialcharta. 

Bemerkenswert an der Sozialcharta ist die Sicht der Unternehmen selbst auf 
die Wirtschaft als Teil der Gesellschaft: Als Teilbereich der Gesellschaft haben 
die Wirtschaft und die Unternehmen unbedingt ihren Beitrag am guten und ge-
rechten Zusammenleben zu leisten, was offen zugestanden wird. Die Unterneh-
men sehen in der Sozialcharta jedoch in erster Linie ein neues Bewertungsfor-
mat für sich und ihre Partner. Hat der andere die Charta auch unterschrieben? 
Akzeptiere ich oder der andere diesen Kontrollmechanismus, mit dem das 
Schaffen von Werten auf legitime Weise vonstattengehen soll? Und obwohl im 
westeuropäischen und nordamerikanischen CSR-Diskurs das soziale Engage-
ment in erster Linie freiwillig sein soll, wird in Russland anerkannt, dass es ge-
sellschaftliche Notwendigkeiten gibt, welche ein Unternehmen geradezu zwin-
gen, sich in bestimmten Bereichen gesellschaftlich zu engagieren.  

Hier kommt Ulrichs Legitimationszwang zum Tragen, denn ein Unterneh-
men kann nur auf der Grundlage des gemeinschaftlichen Konsenses legitim 
wirtschaften. Dieser Konsens baut auf einer Geschäftsethik auf, die im Einver-
ständnis mit der Gemeinschaft, betriebsintern wie -extern ausgehandelt wurde. 
Daran wird deutlich, dass russische Unternehmen dringend auf den Konsens in 
der wirtschaftlichen Gemeinschaft angewiesen sind, was im Umkehrschluss be-
deutet, dass sie nicht in jedem Falle freiwillig über ihren Beitrag am gerechten 
und guten Zusammenleben entscheiden können. Eine einheitliche Standardisie-
rung ist aus Unternehmenssicht allerdings nicht notwendig, da es die Individua-
lität des Engagements eindämmen würde und Spezifika in bestimmten Regionen 
und Industriebranchen nicht abbilden könne. Insgesamt halten die Unternehmen 
fest, dass ihre gesellschaftlichen Aktivitäten das staatliche Engagement nicht 
kompensieren können und wollen; eher soll dadurch die Verantwortung des Ein-
zelnen gestärkt werden. Auf der einen Seite wird hier also ein eigener dritter 
Weg gesucht, der russische Unternehmen weder der Freiwilligkeit überlässt 
noch in die internationale Standardisierung sozialer und ökologischer Unter-
nehmensverantwortung drängt; auf der anderen Seite orientiert sich die Sozial-
charta dennoch an globalen Trends und Entwicklungen.  
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4.6.3.3 Memorandum – über die Prinzipien der sozialen Unter-
nehmensverantwortung 

Die Russian Managers Association hat 2006 in ihrem Corporate Responsibility 
Committee ebenfalls ein Dokument über die sozialen Verpflichtungen seiner 
Mitglieder erstellt. Darin verpflichten sich die Assoziationsmitglieder, die wirt-
schaftliche Entwicklung nur für das gesellschaftliche Wohl voranzutreiben, also 
auf der Grundlage des Konsenses über das gute und gerechte Zusammenleben 
und der Kontrolle über das legitime Wirtschaften. Sie verpflichten sich außer-
dem zu Investitionen in Humankapital, in die Gesundheit und Sicherheit der 
Mitarbeiter sowie in den Ressourcenschutz. Neben diesen konkreten Leistungen 
zur sozialen Sicherung werden die sozialverantwortliche Umstrukturierung der 
Unternehmen und der russischen Wirtschaft insgesamt sowie die Unterstützung 
der regionalen und lokalen Gemeinden betont. Hier kommen die gesellschaftli-
che Kontrolle, der Diskurs und die Beteiligung der Öffentlichkeit an ökonomi-
schen Entscheidungen zum Ausdruck. Außerdem stehen die Ermutigung zu 
Freiwilligenarbeit und karitativer Hilfe, die Ressourcenallokation im Unterneh-
men sowie das Engagement im gesellschaftlichen Leben als Verpflichtungen mit 
in dem Memorandum. 

Herausforderungen sehen die Assoziationsmitglieder in der Selbstorganisa-
tion und Selbstregulation der sozialen Verantwortung angesichts zwingender 
politischer und gesellschaftlicher Sachlagen. Doch sie erkennen, dass 
 Charity nur ein Teil ihres Beitrags zum Zusammenleben ist und dass viel 
umfassender über in das Geschäft des Unternehmens eingreifende, grundlegende 
Werte diskutiert werden muss. Im konkreten Bezug zur Corporate Social 
Responsibility heißt das, dass soziale Verantwortung einen Mehrwert generieren 
sollte, Teil des Risikomanagements von Unternehmen werden muss, um neue 
Geschäftsfelder zu erschließen, ein Dialogsystem und eine Plattform mit gesell-
schaftlichen Anspruchsgruppen zu sein hat und gleichzeitig vielfältig und inno-
vativ ist. Führungsansprüche der russischen Wirtschaft und einzelner russischer 
Unternehmen können nur dann geltend gemacht und umgesetzt werden, wenn es 
eine Langzeitstrategie für soziales Engagement gibt. Das heißt nichts anderes, 
als dass ethisch-normative Werte einen übergeordneten Geltungsanspruch haben 
müssen, damit nicht nur Profite maximiert werden, sondern gänzlich neue Wer-
te, Mehrwerte, geschaffen werden können – ökonomische, soziale und ökologi-
sche. 
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4.6.3.4 Russische Partnerschaft für verantwortungsvolle Ge-
schäftspraktiken 

In Kooperation mit dem International Business Leaders Forum haben in Russ-
land ansässige Unternehmer außerdem die Initiative „ Russische Partnerschaft 
für verantwortungsvolle Geschäftspraktiken” (ª��������e ����������o �� 
��¨����� �������������� ��¨����) ins Leben gerufen. Hauptakteure sind 
Interros, Philips, Industrial Investors (Ñ����«������ ���������) und TNK-
BP. Während in den beiden vorangegangenen Beispielen überwiegend auf Ini-
tiative russischer Unternehmer und gesellschaftlicher Gruppen und Interessen-
vertreter gehandelt wurde, sind in diesem Format überwiegend internationale 
westeuropäische Unternehmen vertreten. Inhaltlicher Schwerpunkt der Arbeit 
bilden hier die Themenbereiche Compliance und Social Business, Jungunter-
nehmertum, Minikreditwesen, Wirtschaft und Umwelt sowie Gesundheit. Hier 
ist eine wesentlich stärkere Hinwendung zur Wirtschaft und Ausschließlichkeit 
der Wirtschaft zu beobachten als in den beiden anderen Beispielen. Während 
hier konkrete wirtschaftliche Mechanismen im Vordergrund stehen, wird bei 
jenen die Einheit der Wirtschaft mit anderen Teilen der Gesellschaft betont und 
hervorgehoben, wie wichtig es ist, ein harmonisches Gleichgewicht zwischen 
den einzelnen Interessen herzustellen.  
 

4.6.4 Staatliche Initiativen 
Durch die Vielzahl ordnungspolitischer Regulierungen in gesellschaftlichen 
Fragen sind es vor allem die Regierungsinitiativen und die Initiativen mit Regie-
rungsbeteiligung, die ein aktives Engagement der Wirtschaftsorganisationen mit 
sich bringen. Bei den folgenden zwei Projekten sind die größten Unternehmen 
des Landes mit beteiligt. Dabei handelt es sich fast ausschließlich um russische 
Unternehmen; Tochterunternehmen internationaler Firmen sind in diesen Netz-
werken kaum vertreten. Hier zeigt sich wieder die Suche nach einem eigenen, 
für die russische Wirtschaft adäquaten Weg, um gesamtgesellschaftliche The-
men und Herausforderungen zu adressieren. Mit ihrer Regierungsbeteiligung 
werden diese Initiativen zu einer prioritären Angelegenheit für Unternehmen, 
Verpflichtungen von Seiten des Staates sind aber auch hier, abgesehen von den 
Bekenntnissen zur Korruptionsbekämpfung, kaum Bestandteil der Auseinander-
setzung. Im Zentrum steht die soziale Sicherheit der russischen Gesellschaft so-
wie effektive Kontrollmechanismen des sozialen Engagements von Unterneh-
men, die bisweilen soweit gehen, dass Teile der russischen Sozialpolitik von 
Unternehmen mitgestaltet werden. Auch hier wird wieder die Wahrnehmung des 
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Unternehmens als öffentliche Institution deutlich, die vor allem dem Wohl der 
Allgemeinheit verpflichtet ist und nur besteht, um nicht in erster Linie rein öko-
nomische, sondern gesamtgesellschaftliche Zielvorstellungen umzusetzen – mit 
der Einschränkung allerdings, dass diese gesamtgesellschaftlichen Ziele nicht 
von allen Teilen der Gesellschaft definiert, sondern von staatlicher Stelle ausge-
arbeitet werden. 
 

4.6.4.1 Nationaler Rat für Unternehmensführung 

Der Nationale Rat für Unternehmensführung (Ï�©��������� Ê���� �� 
�������������� ����������), der 2003 auf Initiative des Präsidenten ins Le-
ben gerufen wurde, konzentriert sich auf die Unternehmensführung in Russland 
und vereint neben dem großen russischen Dachverband der Wirtschaft RSPP 
auch die Industrie- und Handelskammer Russlands, die Vereinigung der Mittel-
ständler («Þ�����§ ª����§») und die Assoziation der russischen Banken 
(á���©��©�§ ���������� ������). Vorsitzender ist der Präsident von Interros, 
Vladimir Potanin. Ziel ist die Aushandlung einer zwischen der Politik und der 
Wirtschaft diskutierten nationalen, „vaterländischen“ Kultur der Unternehmens-
führung. Zu den internationalen Partnern gehören die Weltbank, die OECD und 
die NYSE Euronext. Einmal in vier Jahren veranstaltet der Nationale Rat für 
Unternehmensführung ein hochkarätiges Forum, ansonsten kommt jedes Jahr 
der Bericht über Unternehmensführung heraus, der über die Praxis der Mit-
gliedsunternehmen berichtet. 
 

4.6.4.2 Nationales Forum für soziale Unternehmensverantwortung  

Das Nationale Forum für soziale Unternehmensverantwortung (Ï�©��������� 
Í���� ������������� ��©������� ��������������� (ÝÊ¦)) ist die führende 
russische Plattform für den CSR-Diskurs sowie den Dialog mit Vertretern der 
Wirtschaft und der Politik, aber auch einzelner zivilgesellschaftlicher Akteure 
darüber, wie soziale und ökologische Herausforderungen in der russischen Ge-
sellschaft adressiert und soziale Investitionen effektiver gestaltet werden sollen. 
Es wurde 2007 mit Unterstützung des Nationalen Zentrums für soziales 
Monitoring (Ï�©��������� ©���� ��©�������� �����������), der Gesell-
schaftskammer (¦�¥��������§ Ñ�����) und des Rechnungshofs (C�����§ 
Ñ����� ªà) ins Leben gerufen und organisiert Veranstaltungen und Foren, um 
auf Best-Practice-Beispiele der russischen Wirtschaft aufmerksam zu machen, 
den Meinungs- und Erfahrungsaustausch im Bereich interner und externer Legi-
timierung zu erhöhen, um neue Möglichkeiten der Nachhaltigkeit von sozialen 
Initiativen und Investitionen zu diskutieren und den Dialog mit Anspruchsgrup-
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pen zu verbessern. Jährlich findet ein nationales CSR-Forum statt, um das sich 
im Laufe des Jahres weitere Seminare gruppieren, aber auch internationale run-
de Tische sowie individuelle Beratungsangebote für soziale Verantwortung, für 
Cause related Marketing, den Stakeholder-Dialog, die Kommunikation sozialer 
Initiativen, das individuelle Training und die Sensibilisierung der Unterneh-
mensmitarbeiter zum Thema Corporate Social Responsiblity, allerdings über-
wiegend mit ausländischer Expertise. Insgesamt ist die Aufforderung zum En-
gagement sehr praxisorientiert und auf die guten Beziehungen zwischen Staat 
und Wirtschaft ausgerichtet. 
 

4.6.4.3 2006 – Jahr der Wohltätigkeit 

Auch der russische Staat leistet seinen Beitrag zur Promotion gesellschaftlichen 
Engagements: So wurde vom damaligen Präsidenten Putin das Jahr 2006 als 
Jahr der Wohltätigkeit16 ausgerufen. Ziel war die Entwicklung der Wohltätigkeit 
sowie deren Wahrnehmungswandel in der russischen Gesellschaft. Es sollte eine 
Sensibilisierung der Bevölkerung für dieses Thema bewirken, einen Imagewan-
del philanthropischen und karitativen Engagements hervorrufen und gleichzeitig 
zur Beteiligung auffordern. Im Wesentlichen ging es also auch hier um die Her-
stellung der gesamtgesellschaftlichen Einheit, die Harmonie gesellschaftlicher 
Teilsysteme und die Definition der ökonomischen Aktivität als eine dem Ge-
meinwohl und der Gemeinschaft verpflichtete Tätigkeit. Demnach sind der ge-
sellschaftliche Zusammenhalt, die Harmonie und das Verständnis von der Ge-
sellschaft als Einheit sowie von der Arbeit zum Wohle aller die ethischen 
Grundeinstellungen, mit denen dieses Jahr von staatlicher Seite aus veranstaltet 
wurde. Initiatoren waren die Charity Aid Foundation Russia (CAF), der World 
Wildlife Fund (WWF), das Russian Donors’ Forum, die Assoziation für Bera-
tungsunternehmen im PR-Bereich (á���©��©�§ �������� ������������� � 
������� ��§¨�� � ��¥������������) und die Assoziation für Business-
Kommunikation (á���©��©�§ ��¨���-���������©��). Daran wird deutlich, 
dass Philanthropie in der Wahrnehmung nach wie vor einen ausgesprochen in-
strumentellen Charakter hat.  
 

                                                            

16 Die Informationsportale infoblago.ru und blagofest.ru versammeln weiterführend 
nützliche Ressourcen zu diesem Jahr und seine Auswirkungen auf den Bereich des 
gesellschaftlichen Engagements von Privatpersonen, Organisationen und Unternehmen. 
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4.6.4.4 Gesetzesinitiativen 

Die gesetzlichen Impulse im Bereich gelebter Wirtschaftsethik konzentrieren 
sich sehr stark auf die Führung und die Aktivitäten eines Unternehmens sowie 
auf Maßnahmen gegen Korruption. Ein Beispiel in diesem Bereich ist die „De-
klaration über die Integrität von der Geschäftsführung“ (Þ������©�§ 
�������������� ������§ ��¨����)17, welche im Jahr 1998 auf Anregung der 
St. Petersburger Stadtverwaltung erstellt wurde. Von der russischen Industrie- 
und Handelskammer wurden 1999 zusätzlich die „12 Prinzipien der Geschäfts-
führung in Russland“ als Leitfaden für legitimes Wirtschaften sowie Empfeh-
lungen über die Einführung von Wirtschaftsethik in Russland im Rahmen der 
9th International Anti-Corruption Conference mit internationalen Partnern erar-
beitet18. 2001 wurde auf nationaler Ebene außerdem der Russische Nationale 
Kodex der Geschäftsführung (ª��������� Ï�©��������� Ý����� 
Ý������������� ���������§)19 vom Föderalen Dienst für Finanzmärkte 
(à���������§ ������ �� Í��������� ������ ª�����), führenden russischen 
Juristen und Wissenschaftlern sowie der Europäischen Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung (EBRD) aufgesetzt. Außerdem trat 2008 der Nationale Akti-
onsplan gegen Korruption20 von Präsident Medvedev in Kraft. Zudem informiert 
die Internetseite des Kremls ausführlich über die Aktivitäten, welche die Regie-
rung im Kampf gegen die Korruption in der Politik, aber auch in der Wirtschaft, 
unternimmt und welchen Beitrag die Zivilgesellschaft, also die Bürger dazu leis-
ten können. Der Nationale Anti-Korruptionsrat (Ï�©��������� 
á���������©������ Ê���� ª��������� à�����©��)21 bietet außerdem eine 
Reihe von staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen die Möglichkeit, ihre 
Arbeit gegen Korruption und für mehr Transparenz in der russischen Wirtschaft 
vorzustellen und auf einer Plattform auszutauschen22. Zusätzlich hat Medvedev 

                                                            

17 http://www.ethicsrussia.org/index.php?option=com_content&view=article&id=78:de 
claration-of-integrity-in-business-conduct&catid=69:resources&Itemid=171. 

18 http://iacconference.org/en/conferences/details/09th_iacc/. 
19 http://www.ecgi.org/codes/documents/final_code_english.pdf. 
20  http://www.kremlin.ru/acts/996. 
21 http://www.korupcii.net/. 
22 Die Nichtregierungsorganisation „Committee for Fighting Corruption“ hat im Rahmen 

des UN Global Compact ebenfalls ein neues Programm für Wirtschaftsführungskräfte 
entworfen, das auf zehn Prinzipien zur Bekämpfung von Korruption aufbaut: „World 
Without Corruption“ wird von Anatoly Golubev geleitet, der ebenfalls Vorsitzender des 
„Committee for Fighting Corruption“ und Leiter des UN-Global-Compact-Netzwerkes 
in Russland ist. Es ermutigt russische und internationale Unternehmen, an praktischen 
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eine Nationale Strategie der Korruptionsbekämpfung ins Leben gerufen mit ei-
nem im April 2010 verabschiedeten Aktionsplan (Ï�©��������� ���� 
��������������§ ������©�� �� 2010–2011 ���� (�������æ� Ñ��¨������� 
ªà 31 ���§ 2008�. ç Ñ�-1568) (� �����©�� Ù��¨� Ñ��¨������ ªà �� 13 
�����§ 2010 ���� ç460))23. Daraufhin hat das russische Finanzministerium die 
Forderung erhoben, alle Unternehmen unter Generalverdacht zu stellen und ge-
nerell jedes Unternehmen auf Korruptionsvorfälle hin zu überprüfen24. Aus-
schlaggebend für diese Flut an normativen Dokumenten ist die systemimmanen-
te Korruption in Russland. Sie stellt ein zunehmendes Sicherheitsproblem in 
Russland dar, führt zu Abwanderungen von Unternehmern, Fachkräften und 
Nachwuchsführungskräften, zu Kapitalflucht sowie Investitionsmängeln und 
hemmt damit die Bildung von sozialem und kulturellem Kapital im Land insge-
samt25.  

Die nationalen Gesetzesinitiativen werden außerdem von internationalen 
Selbstverpflichtungen flankiert. So sind einige der russischen Großunternehmen 
und staatliche Konzerne wie Russian Railways oder Lukoil beispielsweise Mit-
glied des United Nation’s Global Compact. Teilweise erfüllen die russischen 
Unternehmen im Bereich Soziales internationale Standards, wie beispielsweise 
die ISO-26000-Norm zur sozialen Verantwortung von Unternehmen und die 
ISO-14001-Normen für Umweltmanagement (Polymetal), oder sie verweisen 
ausdrücklich auf die Einhaltung des nationalen Gesetzes über Wohltätigkeit und 
wohltätige Organisationen («¦ ����������������� ��§��������� � 
����������������� ������¨�©�§�»)26. Die OHSAS 18001 für betriebliche Si-
cherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz wird in der industriellen Produktion 
ebenso berücksichtigt wie die Qualitätsmanagementnorm ISO 9001 (Rosatom). 
Das gilt allerdings in erster Linie für Großunternehmen und Unternehmen, die 
                                                                                                                                                                                          

Lösungsansätzen für mehr Transparenz und fairen Wettbewerb im russischen Markt zu 
arbeiten. 

23 http://kremlin.ru/acts/7450. 
24 http://www.minfin.ru/common/img/uploaded/library/2010/12/Pismo_MFRF_07-03-

05_1098_ot_061210.pdf. 
25 Boris Nemzov (2011) ist in seinem Werk „Putin. Korruption“ den Verzahnungen der 

russischen Wirtschafts- und Politikelite nachgegangen, den persönlichen Beziehungen, 
die über den Zuschlag für internationale Geschäfte und staatliche Aufträge entscheiden, 
sowie den privaten und familiären Banden, die sich auf die Verwaltung und das 
Management der größten russischen Unternehmen, Rentenfonds und Banken erstrecken; 
auf Russisch: http://www.putin-itogi.ru/f/Putin-i-korruptsiya-doklad.pdf ; auf Englisch: 
http://larussophobe.wordpress.com/2011/04/03/special-extra-the-nemtsov-white-paper-
part-v-putin-the-thief/. 

26 http://www.consultant.ru/document/cons_doc_LAW_108360/. 



 

94 

im internationalen Geschäftsfeld tätig sind. Materialintensive Unternehmungen 
wie beispielsweise Mostro (Bauunternehmen) weisen ausdrücklich darauf hin, 
dass sie mit ihren Aktivitäten dem Gesetz über Abfallwirtschaft und Umwelt-
schutz (à���������� ¨���� «¦� ������� ����¨������� � ����������§»)27 
sowie dem Gesetz zum Schutz der Gesundheit des Menschen, der Umgebung 
und der Ressourcen (à���������� ¨���� «¦� ������ �������¥�� �����»)28 
entsprechen. Generell ist die Herausforderung also nicht die Schaffung von Ge-
setzen oder Initiativen für zumutbares Wirtschaften sondern, die Umsetzung be-
stehender Regelungen und gesetzlicher Rahmenbedingungen von allen Teilen 
der Wirtschaft und Gesellschaft. Denn diese genannten Normierungen werden 
bislang nur von einem Bruchteil der tätigen Unternehmen in Russland eingehal-
ten. 
 

4.6.4.5 Russische Sozialpolitik unter der Flagge der Wohltätigkeit 

Neben dieser Anzahl normativer Dokumente, Vereinigungen und Würdigungen 
rund um das gesellschaftliche Engagement der Unternehmen gibt es auch eine 
Reihe nationaler Wohltätigkeitsstiftungen mit Regierungsunterstützung und 
Mitarbeit großer Firmen sowie zivilgesellschaftlicher Organisationen. Zu den 
größten gehört die Stiftung von Michail Fridman Linija Žizni (Lebenslinie, 
«ê���§ ��¨��») zur Vorbeugung und Sicherung der Gesundheit sowie einer 
gesunden Lebensweise der Gesellschaft. Zusätzlich sind die soziale Unterstüt-
zung und der Schutz der Bürger ein Anliegen, vor allem von Menschen mit ein-
geschränkten Möglichkeiten; der Mutterschutz, die Kinderfürsorge und die Stär-
kung der Familie sowie der Rolle und des Images der Familie in der Gesell-
schaft sind ebenso zentral. Hier werden politische Ziele mit gesellschaftlichen 
Interessen vereint, die demographische Lage des Landes, die hohe Säuglings-
sterblichkeit, niedrige Geburtenrate sowie Alkohol- und Drogenkonsum werden 
ebenso berücksichtigt wie die zunehmende moralische und sittliche Desorientie-
rung aufgrund mangelnder Lebensperspektiven. Ein ganz ähnliches Projekt ist 
die 1998 von Oleg Deripaska gegründete Stiftung Vol’noe Delo (Freiwillige Sa-
che, «Î������ Þ���»). Diese Stiftung fördert in erster Linie die nationale Bil-
dung und Wissenschaft, trägt zur Bewahrung des historisch-kulturellen Erbes 
sowie der religiösen Werte des Landes bei, hilft bei der Gesundheitsfürsorge und 
sucht damit drängende soziale Probleme zu lösen. Zu ihren wichtigsten Partnern 
gehört das russische Ministerium für Bildung und Wissenschaft, die russische 

                                                            

27 http://www.priroda.ru/law/detail.php?ID=6234. 
28 http://base.garant.ru/12125350/. 
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Akademie für Bildung, die russische Agentur für Angelegenheiten der Jugend, 
das russische Kulturministerium, regionale Verwaltungen von über 40 russi-
schen Föderationssubjekten sowie Kultur- und Bildungseinrichtungen von nati-
onaler und regionaler Bedeutung. Beide Stiftungen der reichsten Männer Russ-
lands regulieren im Einklang mit staatlichen und gesellschaftlichen Organisatio-
nen Teile der nationalen Sozial-, Gesundheits- und Bildungspolitik.  

In Kooperation mit Charity Aid Foundation Russia (CAF) gibt es außerdem 
noch die Stiftung Liga der Gesunden Nation («à��� ê��� ë������§ Ï�©��»), 
die sich mit ähnlichen gesamtgesellschaftlichen Herausforderungen befasst. 
Beide Großprojekte erfahren eine immense Unterstützung von beinahe allen 
großen Unternehmen in Russland. Ähnlich populär ist auch die Stiftung „Wer, 
wenn nicht ich?“ (Ì���������������� Í��� «Ý��, ���� �� ì?»), zu deren 
Partnern alle großen nationalen und internationalen Unternehmen in Russland 
gehören. Die Aktivitäten sind etwas anders gelagert, hier wird im Wesentlichen 
zum Volunteering und zu Spenden für Kinderhilfe aufgerufen. Eine regionale 
und lokale Ausgliederung ist die Bewegung „Wer, wenn nicht wir?“ («Ý�� ���� 
�� ��?»), welche Initiativen zum sozialen Engagement in der eigenen Gemein-
de vorantreibt und neben Unternehmensbeteiligung auch auf Bürgerpartizipation 
aufbaut. Ein beliebtes Beteiligungsangebot für Unternehmen ist auch das russi-
sche Festival zu sozialen Programmen „Unterstützung“ (Î������������ 
à�������� Ê�©������� Ñ������� «Ê�Þ�������»). Es gehört mittlerweile zur 
größten Präsentation sozialer Initiativen der Regierung und der Gesellschaft und 
hat sich zu einer Plattform entwickelt, auf welcher Netzwerkbildung und Mei-
nungsaustausch über aktuelle Fragen der Sozialpolitik Russlands mit allen ge-
sellschaftlichen Gruppen initiiert wird.  

Darüber hinaus werden Teile der russischen Sozialpolitik von Unternehmen 
getragen. Es handelt sich hier in erster Linie um die 2005 ins Leben gerufenen 
nationalen Initiativen und Reformprogramme „Lebenswertes Wohnen“ 
(Ï�©��������� ������ «í���æ»; ������ «Þ�������� � ���Í������ ����æ 
– ��������� ª�����»)29 und „Bildung“ (Ï�©��������� ������ 
«¦���¨������»)30. Die Unternehmen sind hier nicht nur in die Finanzierung der 
Projekte eingebunden, sondern auch in die Erarbeitung von Strukturen für die 
Erfüllung sozialpolitischer Maßnahmen auf Föderations- und Regionalebene. 
Das betrifft vor allem die Modernisierung des Wohnfonds sowie den sozialen 
Wohnungsbau des Landes, an dem sich Banken zur Finanzierung, regionale und 
nationale Bauunternehmen sowie die Administration mit Ausschreibungen und 

                                                            

29 http://www.rost.ru/projects/habitation/habitation_main.shtml. 
30 http://www.rost.ru/projects/education/education_main.shtml. 
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Projektwettbewerben beteiligen. Im Bereich der Bildung arbeitet beispielsweise 
das Unternehmen Prior, ein Partner des russischen Marktführers für Informati-
onstechnologie Compulnik, an der technischen Umsetzung und Bereitstellung 
von Computern, Zubehör, Leitungen sowie an der Finanzierung der Internetzu-
gänge fürs Fernlernen und für Fernstudien von behinderten Kindern und Jugend-
lichen in Privathaushalten. Zusätzlich beteiligt sich das Unternehmen an der 
Aus- und Weiterbildung der Lehrer für diese Art des Lernens und Lehrens. 

 

4.6.5 Zivilgesellschaft 
Über eine Reihe öffentlicher Akteure werden die gelebte Wirtschaftsethik sowie 
die gesellschaftliche Kontrolle weiter verbreitet, die Sichtbarkeit der unterneh-
merischen Tätigkeiten insgesamt sowie die Sensibilisierung für das Verhältnis 
von Wirtschaft und Gesellschaft weiter ausgebaut.  
 

4.6.5.1 Resonanz zivilgesellschaftlicher Akteure 

Berücksichtigt werden muss in diesem Zusammenhang das Russian Donors Fo-
rum (à���� Þ������). Die Organisation ist eine Plattform von philanthropi-
schen Stiftungen, welche unter anderem jährlich das Unternehmen mit den 
höchsten Ressourcenaufwendungen in betriebsinterne und kommunale Sozial-
leistungen mit der Auszeichnung „Leader der Unternehmenswohltätigkeit“ 
(«ê����� ������������� �������������������») ehrt. Außerdem startete das 
Forum den Wettbewerb „Größter unternehmerischer Stifter Russlands“ 
(Ý������ «Ý������«�� ������������� ����� ª�����»). Im vergangenen 
Jahr wurden unter anderem die Sibirtelekom und die TransAero Airlines ausge-
zeichnet. Darüber hinaus finden Veranstaltungen und Seminare zur Philanthro-
pie statt. Herausragend ist die Jahreskonferenz des Forums zu aktuellen Themen 
rund um soziale Unternehmensverantwortung, Sozialberichterstattung, gesell-
schaftliches Engagement von Unternehmen und Rückkopplung zu Politik und 
Bevölkerung. Das erste Rating für soziale Verantwortung wurde allerdings von 
der Delovaya kultura (Geschäftskultur, «Þ�����§ ��������») erstellt, welche 
sich an der Methodik und den internationalen Standards des britischen Instituts 
AccountAbility orientierte. Die führenden Unternehmen sind momentan: No-
rilsk Nikel (1), Lukoil (2), UES of Russia (3), Severstal (4) und Novolipetsk 
Steel (NLMK) (5).  

Eine weitere Auszeichnung für russische Unternehmen im Bereich sozialen 
Unternehmensverantwortung ist die Ehrung als Corporate Donor of Russia 
(«Ý������������ ����� ª�����»). Sie wird von der Zeitschrift Trud (Die Ar-
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beit, ��¨��� «À���») jährlich vergeben, die mit einem eigenen Rating jedes Jahr 
die soziale Unternehmensverantwortung bewertet. Zusätzlich nominiert der Na-
tional Corporate Governance Report jährlich die sozial aktivsten Unternehmen, 
stellt die innovativsten Praxisbeispiele zusammen und berät bei der Erarbeitung 
eigener CSR-Strategien. Andere nationale Auszeichnungen rund um die gesell-
schaftliche Legitimität der Unternehmen sind beispielsweise „Der beste Arbeit-
geber“, den 2009 unter anderem Sitronics gewann, oder „Leader in Environmen-
tal Activity in Russia“, den 2010 das Unternehmen Koks für sich entscheiden 
konnte. Zusätzlich gibt es die vom Ministerium für Gesundheit und soziale Ent-
wicklung verliehene nationale Auszeichnung für die Organisation mit der höchs-
ten „sozialen Effektivität“ (ª��������§ ������¨�©�§ ������� ��©������� 
ÈÍÍ����������), welche unter anderem die Fiabank verliehen bekam. Auf re-
gionaler Ebene werden jährlich die Wohltäter einer Stadt oder Gemeinde geson-
dert ausgezeichnet («Ì������������� ����»). Damit wird zum einen die Kon-
trolle über wirtschaftliche Aktivitäten hergestellt, zum anderen fordern diese 
Wettbewerbe, Ausschreibungen und Preise auch einen Konsens darüber, was ein 
legitimes Unternehmen ist, was es zu leisten hat und wie die Interaktion mit der 
Gemeinschaft dialogorientiert gestaltet werden kann. 
 

4.6.5.2 NGO CSR – Russian Centre 

Die NGO CSR – Russian Centre (Ý�����������§ ��©������§ ����������-
����� – ª������ Ò����), von Alexey Kostin geleitet, ringt um eine effektive 
Einführung der internationalen Standards für Nachhaltigkeit und Corporate 
Social Responsibility in Russland. Sie arbeitet an Konsolidierungsprozessen und 
Sozialpartnerschaften, um die russische Wirtschaft, Politik und Gesellschaft für 
diese Standards und die Themen an sich zu sensibilisieren und eine neue Quali-
tät in den Partnerschaften zu erzeugen. Dabei setzt sie auf dialogorientierte For-
mate, sieht sich als Think Tank für die Entwicklung einer nachhaltigen russi-
schen Gesellschaft und bietet Trainings und Lehrveranstaltungen zu diesen 
Themen an. Außerdem ist das Center um einen Brückenschlag zwischen West 
und Ost bemüht und möchte durch Öffentlichkeitsarbeit die russischen CSR-
Prozesse in Westeuropa sowie die internationalen CSR-Aktivitäten in Russland 
sichtbar machen. 
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4.6.5.3 Zentrum für Wirtschaftsethik und Unternehmensführung 

Beim Zentrum für Wirtschaftsethik und Unternehmensführung (Ò���� ������� 
È���� � �������������� ���������§ (ÒÞâ�ÝÙ)) handelt es sich um eine 
1998 in St. Petersburg gegründete Nichtregierungsorganisation, die für Manager 
und Unternehmer Seminare und Veranstaltungen zum Thema Wirtschaftsethik 
und Unternehmensführung anbietet. Des Weiteren erarbeitet sie Verhaltenskodi-
zes, rechtliche Rahmenbedingungen und Praktiken gesellschaftlicher Legitimie-
rung von Unternehmen. Sie wurde mit Unterstützung der US-amerikanischen 
Firma Sovereign Ventures, Inc. und des Fonds Eurasia gegründet, die in Zu-
sammenarbeit mit regionalen russischen Unternehmen eine Deklaration zu ge-
wissenhaften Geschäftspraktiken in St. Petersburg («Þ������©�§ ������§ 
�������������� ������� �������� � Ê����-Ñ���������»)31 aufsetzten. Das 
Zentrum für Wirtschaftsethik und Unternehmensführung ist seinerseits eine US-
amerikanische Initiative, die im Jahr 2000 gegründet wurde. Sie hat sich zum 
Ziel gesetzt, eine auf Marktprinzipien aufgebaute Wirtschaft in Russland voran-
zutreiben, welche diejenigen Unternehmen belohnt, welche die besten ethischen 
und rechtlichen Umsetzungen in der Geschäftspraxis aufweisen. Sie führt auch 
eine Reihe von Veranstaltungen und Veröffentlichungen über das eigene Enga-
gement durch, ist in der russischen Wirtschaftswelt aber längst nicht so wir-
kungsmächtig wie die vorher genannten Initiativen. Dies gilt auch für eine Reihe 
anderer Deklarationen und Selbstverpflichtungen ausländischer Handelskam-
mern. Zwar werden sie von internationalen Unternehmen rege gebraucht, jedoch 
erweist es sich als schwierig, russische Partner dafür zu gewinnen32. 

 

4.7 Obš�ina – autonome Geschäftsethik der 
Unternehmen? 

Die Geschäftsethik beschreibt die Rolle des Unternehmens innerhalb formaler 
und informaler Institutionen für gesellschaftliche Interessen und Erwartungen. 
Sie umfasst Werte, Normen und Regeln, die aus den Bedürfnissen des Unter-
nehmens, seiner Mitarbeiter sowie der sie umgebenden Gesellschaft resultieren, 
und ist motiviert durch den sozialen Konsens auf der Basis legitimer Erwartun-
gen hinsichtlich der Rolle und der Beiträge aller wesentlichen gesellschaftlichen 

                                                            

31 http://www.cfbe.ru/declaration.htm. 
32 Vgl. dazu: http://russland.ahk.de/ru/kompanii-chleny/komitety/praktika-biznesa/partners 

tvo-protiv-korrupcii/. 
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Gruppen zu einem lebenswerten Zusammenleben und Wirtschaften. Im Folgen-
den liegt das Augenmerk auf denjenigen russischen Unternehmen, die sich 
überhaupt mit dem Thema interne und externe Legitimität befassen und ihre Ak-
tivitäten in irgendeiner Form öffentlich kommunizieren, denn nur so lässt sich 
überhaupt über gelebte Unternehmensethik forschen. Das bedeutet im Wesentli-
chen die Berücksichtigung von Unternehmen mit einem Umsatz ab ei-
ner Milliarde US-Dollar jährlich und schließt damit Klein- und 
Kleinstunternehmen sowie den Mittelstand in Russland aus. Da sich nur ein ge-
ringer Teil der staatlichen Unternehmen öffentlich mit dem Thema gesellschaft-
licher Legitimität auseinandersetzt, bleibt auch hier der Großteil der Unterneh-
men außen vor. Aus dem Kreis der Finanz-Holdings wie Alfa Group, Basic 
Element und Renova Group of Companies sind lediglich ausgewählte Unter-
nehmen mit aufgeführt. Des Weiteren schließt die folgende Betrachtung alle 
Tochterfirmen internationaler Konzerne aus. Berücksichtigt werden Unterneh-
men, die in Russland gegründet wurden, ihren Hauptsitz in Russland haben, 
mehrheitlich von russischen Anteilseignern kontrolliert werden, ihr Hauptge-
schäft in Russland tätigen und deren Management mehrheitlich aus russisches 
Staatsbürgern besteht. Indem die Auswahl hier transparent gemacht wird, sollen 
gleichzeitig Unternehmen ausgeschlossen werden, bei denen das unternehmens-
ethische Denken und Verhalten auf anderen, nicht russischen (oder nicht im We-
sentlichen russischen) Quellen beruht oder beruhen könnte. 
 

4.7.1 Rezeption von Ethikstandards in russischen Un-
ternehmen 

Die starke Einbindung des Unternehmens in den politischen und gesellschaftli-
chen Kontext einer Region sowie die historisch bedingte starke Fokussierung 
auf die wirtschaftliche Gemeinde und das gemeinsame Wirtschaften spiegeln 
sich auch in Standards und CSR-Politiken der russischen Unternehmen wider. 
Empirische Befunde belegen, dass die Hauptaufgabe der Unternehmenskultur in 
der Aufrechterhaltung und Stabilisierung der sozialen Sicherung besteht. Zudem 
ist der überwiegende Teil der Arbeiter und Angestellten der Meinung, dass ein 
Unternehmen dazu da ist, die Produktivität zu erhöhen, damit ein stabiles Ar-
beitsverhältnis garantiert ist und gute Löhne bezahlt werden können. Die Pro-
fitmaximierung ist lediglich das Mittel, um diese Ziele zu erreichen, nicht aber 
Selbstzweck, der begründen könnte, warum Unternehmen überhaupt existieren 
(Clarke, 2004). Und das spiegelt sich auch in der Art und Weise der Legitimie-
rung ökonomischer Aktivitäten sowie im unternehmerischen gesellschaftlichen 
Engagement wider. 
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4.7.1.1 Unternehmerische Berichterstattung 

Die großen börsennotierten Unternehmen haben mittlerweile mehrheitlich Jah-
res- und Geschäftsberichte online gestellt und kommen damit formal internatio-
nalen Standards der Berichterstattung und Transparenz nach. Manche Unter-
nehmen haben eigene CSR-Abteilungen (Norilsk Nikel), bei den meisten ist die 
unternehmerische soziale Verantwortung jedoch Teil der Öffentlichkeitsarbeit. 
Die CSR-Berichterstattung hat sich im Zusammenhang der globalen Entwick-
lungen herausgebildet. Sie erreicht jedoch bis heute nicht alle Bereiche der rus-
sischen Volkswirtschaft, vor allem kleine und mittelständische Unternehmen 
sind wenig in den Prozess eingebunden. Insgesamt variiert die Berichterstattung 
sehr stark, was a) von den Branchen, b) der Region, in denen das Unternehmen 
tätig ist, sowie c) von der Größe des Unternehmens abhängt.  

Wie kann ein Unternehmen darauf einwirken, dass der richtige Adressat die 
richtige Information erhält? Da viele russische Unternehmen auf verschiedenen 
Kommunikationskanälen vertreten sind, ist die Frage nach der richtigen Infor-
mation für den richtigen Adressaten für sie ausgesprochen wichtig und wird al-
lem Anschein nach auch sehr ernst genommen. Die Bandbreite der Kommunika-
tion und damit auch das Spektrum der Ansprechpartner sowie die Art und Weise 
der Informationsvermittlung und damit verbunden auch der Gehalt der Informa-
tionen reicht von Social-Media-Präsenz, diversen unternehmenseigenen Diskus-
sionsplattformen, die fachspezifisch, aber auch betriebsspezifisch sind, über das 
Intranet, unternehmenseigene Blogs, Unternehmenszeitungen, gedruckt und im 
Internet öffentlich zugänglich, Internet-Telekanäle und Betriebsradio bis hin zu 
Messebeteiligungen, regionalen Aktionen, Ständen und Werbung für das Unter-
nehmen wie auch für das gesellschaftliche Engagement. Doch auch hier sind die 
Aktivitäten der Unternehmen ausgesprochen heterogen, manche bemühen bei-
nahe alle Kanäle, andere beschränken sich auf die Mitarbeiterzeitung, die ihrer-
seits eine gewisse Tradition in der sowjetischen Betriebsführung und 
-kommunikation hat. Insgesamt gibt es unter den russischen Unternehmen weder 
eine nachhaltige noch konsistente Berichterstattung. Die Dokumentation fällt 
bescheiden aus, die Öffentlichkeit unternehmerischer Aktivitäten ist selten über-
regional.  

Wird in den Berichten über Schwachstellen gesprochen, das heißt, sind die 
Dokumente glaubwürdig und findet eine differenzierte Kommunikation der Un-
ternehmen statt? Der Bericht des staatlichen Ölkonzerns RosNeft von 201033 
beispielsweise legt die genauen Zahlen und Statistiken zu den Betriebsunfällen 
vor und unterscheidet, wie sich die Zahlen zu den Vorjahren verhalten, welche 
                                                            

33 http://www.rosneft.ru/attach/0/02/68/RN_SR_2010_WEB.pdf. 
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Unfälle tödlich waren, welche mit leichten und schweren Verletzungen sowie 
Arbeitsunfähigkeit endeten. Gleichzeitig veröffentlicht das Unternehmen auch 
die Audits von Ernest & Young, welche die Qualität des CSR-Reports prüfen 
und zu dem Schluss kommen, dass das Reporting noch nicht den internationalen 
Normen und Standards entspricht, da die sozialen und ökologischen Auswirkun-
gen sowie der Einfluss des gesellschaftlichen Engagements zu wenig im Unter-
nehmen gemessen werden und daher auch zu wenig über sie berichtet wird. Es 
stehen lediglich die eingesetzten Mittel im Vordergrund. Diese Form der Offen-
legung und Diskussion über die nichtökonomischen Resultate des Unternehmens 
ist zwar bisher eher die Ausnahme in Russland. Doch das Unternehmen steht 
immer wieder wegen der engen Verflechtungen seiner Führung mit der Politik 
unter Druck34, was wiederum das Augenmerkt der interessierten Öffentlichkeit 
auf das Unternehmen lenkt.  

Soziale und ökonomische Berichterstattung sagt also nicht alles über die tat-
sächliche Geschäftsethik oder den Grad der ordnungspolitischen Mitverantwor-
tung sowie den gesamtgesellschaftlichen Dialog über legitimes Wirtschaften und 
das gute und gerechte Zusammenleben aus. Dennoch gibt es herausstechende 
Beispiele: So hat der staatliche Atomkonzern Rosatom die Gehälter seiner ge-
samten Führungsspitze offengelegt. Darüber hinaus informiert er über das zu-
sätzliche Vermögen der Manager (u. a. Häuser, Grundstücke) sowie über das 
Eigentum der nächsten Familienangehörigen (u. a. Wohneigentum der Gattin-
nen, der Kinder). Rosatom versucht damit in erster Linie den Kampf gegen Kor-
ruption, Betrug und Diebstahl im eigenen Unternehmen erfolgreich zu führen 
und hat für diese drei Herausforderungen auch eigene Programme aufgelegt. 
 

4.7.1.2 Ethikkodexe 

Große, im internationalen Geschäft tätige Unternehmen haben nach und nach 
einen Code of Business Ethics oder Code of Corporate Conduct in ihrem Unter-
nehmen eingeführt, der bindende Geschäftsgrundsätze und -praktiken klärt. Das 
soll jedoch nicht heißen, dass Unternehmen, die kein eigenes Dokument zu ihren 
Geschäftsgrundsätzen erstellt haben, damit auch automatisch nicht nach zwin-
genden Regeln arbeiten. Die Fabrik Chelyabinsk Pipe Rolling Plant (������ 
îÀÑë) hat beispielsweise keine eigenen Richtlinien gegenüber der Gesellschaft 
veröffentlicht. Dennoch ist eine bindende Arbeitsweise auf dem Gelände der 
2010 neu in Betrieb genommenen Zeche 3 (Höhe 239, «Î����� 239») vorgese-
                                                            

34 Vgl.: Nemtsov, B. (2011): Putin. Korruption; auf Russisch: http://www.putin-
itogi.ru/f/Putin-i-korruptsiya-doklad.pdf ; auf Englisch: http://larussophobe.wordpress. 
com/2011/04/03/special-extra-the-nemtsov-white-paper-part-v-putin-the-thief/. 
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hen: Ingenieure und Techniker arbeiten alle in weißen Uniformen, Arbeiter in 
der Produktion tragen rote Uniformen. Von den Mitarbeitern in weißen Unifor-
men, die aufgrund ihrer Tätigkeiten im Unternehmen und ihrer Führungsverant-
wortung ein höheres Gehalt ausgezahlt bekommen, wird ein einwandfreier Le-
benslauf erwartet. Es wird außerdem erwartet, dass sie weder rauchen noch Al-
kohol trinken und einen auf Harmonie bedachten Charakter haben. Darüber hin-
aus ist es verboten, auf dem Betriebsgelände private Mobiltelefone eingeschaltet 
zu haben; ebenso ist das Rauchen und Trinken am Arbeitsplatz verboten. Ge-
prüft wird der eventuelle Alkoholkonsum mit Testgeräten vor Ort35. Das ist ein 
Beispiel für ein sehr moralisierendes Unternehmen mit strikten Geschäfts- und 
Arbeitsgrundsätzen, die gleichzeitig einen erzieherischen Charakter haben – ein 
Arbeits- und Unternehmensethos, wie es ihn bereits im ausgehenden 
19. Jahrhundert gab. Die soziale Kontrolle in der wirtschaftlichen Gemeinschaft 
ist ausgesprochen hoch und soll gleichzeitig die Mitarbeiter zu einer Einheit zu-
sammenschweißen. 
 

4.7.1.3 Sozialleistungen des Unternehmens 

Die Sozialleistungen russischer Großunternehmen sind im Wesentlichen Relikte 
des Betriebsverfassungsgesetzes aus sowjetischen Zeiten. Dazu gehört traditio-
nell der Tarifvertrag, der von den Gewerkschaften mit der Unternehmensleitung 
ausgehandelt wird und neben der Lohnfestsetzung auch ein „Sozialpaket“ 
schnürt. Betriebsrentenkassen, freiwillige Zusatzkranken- und Unfallversiche-
rungen, die über das Unternehmen abgeschlossen werden können, bilden ein 
ganz wesentliches Element dieses Pakets. Darüber hinaus sind der kommunale 
Wohnungsbau, die (zum Teil zinslose) Kreditvergabe für Eigenheime der Arbei-
ter sowie betriebseigene Wohnungen, die den Mitarbeitern zur Verfügung ge-
stellt werden, elementar. Das betrifft in erste Linie Monostädte sowie die Städte 
im Hohen Norden. Die Betreuung der Kinder in betriebseigenen Kindergärten, 
die Erholung der Kinder in eigenen Sanatorien und Ferienlagern, die Verpfle-
gung der Mitarbeiter in den Betrieben gehören ebenfalls dazu.  

Ein weiteres Element des Sozialpakets ist die medizinische Versorgung von 
Angestellten und Mitarbeitern in eigenen medizinischen Einrichtungen auf dem 
Betriebsgelände, in Kreiskrankenhäusern, Reha-Kliniken und Sanatorien. Oft 
schließt diese medizinische Versorgung auch die Familienmitglieder und engen 
Angehörigen der Mitarbeiter ein. Das Sozialpaket umfasst des Weiteren traditi-

                                                            

35 Î�������� (11.06.2010), à������ ����� �����, 106 (2624): http://www.vedo 
mosti.ru/newspaper/article/2010/ 06/ 11/ 237190. 
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onell Extrazahlungen im Falle einer Heirat, bei Familiengründungen und der 
Geburt von Kindern sowie beim Ableben der Verwandten und Ausgleichszah-
lungen bei Betriebs- und Arbeitsunfällen bis hin zu landesweiten Schul- und 
Studienstipendien für Kinder von am Arbeitsplatz Verunglückten. Da es in 
Russland kein duales Ausbildungssystem wie in Deutschland gibt, ist die Aus-
bildung von Facharbeitern in eigenen Ausbildungszentren, Universitäten oder in 
Kooperation mit staatlichen Schulen und Hochschulen von zentraler Bedeutung. 
Neu ist die Einführung von schul- und studienbegleitenden Praktika in russi-
schen Unternehmen, zu denen sich interessierte Schüler und Studenten bewer-
ben können. Nachwuchsführungskräfte werden darüber hinaus auf Firmenkosten 
beziehungsweise mit der Unterstützung des Unternehmens immer häufiger zu 
Aufbaustudiengängen oder zum MBA nach Moskau, St. Petersburg oder ins 
Ausland entsandt.  

Die Motivation der Mitarbeiter basiert heutzutage zwar im Wesentlichen auf 
einer leistungsorientierten Vergütung des Personals. Dennoch werden gesetzli-
che Feiertage, Betriebsfeste und Berufsfeiertage wie etwa der Tag des Lehrers, 
der Tag des Metallurgen oder der Tag des Arztes weiterhin gemeinsam began-
gen, stellen einen Teil des sozialen Lebens in der wirtschaftlichen Gemeinschaft 
dar und binden das Personal an das Unternehmen. Mitarbeiterehrungen in Form 
von Auszeichnungen, Ehrentiteln sowie einmaligen Extrazahlungen oder zusätz-
lichen Urlaubstage sind nach wie vor üblich. Neu hingegen ist die Ehrung der 
sogenannten Mitarbeiterdynastien, der Familien, die schon in der dritten oder 
vierten Generation für ein und dasselbe Unternehmen arbeiten. Neu ist auch das 
Foto-Shooting der Angestellten und Mitarbeiter von namenhaften Künstlern. Da 
wird zum einen die Arbeit des Unternehmens präsentiert, es erfolgt eine Künst-
lerförderung, da die Bilder nicht nur auf der Website des Unternehmens ausge-
stellt, sondern in eigenen Galerien und Katalogen zu sehen sind, und es findet 
eine Wertschätzung der Arbeiter und deren Tätigkeit an sich statt. Der soziale 
Zusammenhalt wird darüber hinaus von unternehmenseigenen Sportclubs in den 
unterschiedlichsten Kategorien hergestellt, über eigene Theaterensembles, Be-
triebsorchester, Frauenvereine und Jugendorganisationen. 

Die Einschätzungen dieser Sozialleistungen gehen weit auseinander: Die ei-
nen bemängeln, dass ein rigeroser Abbau festzustellen ist, die medizinische Ver-
sorgung nur gegen zusätzliche Bezahlung erfolgt, Kindergärten und Schulen 
aufgrund des demographischen Wandels schließen, die Kreditvergabe für den 
Wohnungsbau nur formal unter gleichen Bedingungen stattfindet und nur ein 
Bruchteil der Mitarbeiter über zusätzliche Sport-, Kultur- und Freizeitangebote 
erreicht werden. Die anderen schätzen die Aus- und Weiterbildung in den Be-
trieben, von der praxisnahen Fachkräfteausbildung bis hin zu den internationalen 
Aufbaustudiengängen für die mittlere und höhere Leitungsebene sowie das ins-
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gesamt gute Verhältnis der Unternehmensführung und der Angestellten dadurch, 
dass die Forderungen der Mitarbeiter erfüllt und für die soziale Absicherung der 
Angestellten in Form von zusätzlichen Versicherungen und Beihilfen bei priva-
ten Veränderungen gesorgt ist36. 
 

4.7.1.4 Investitionen in die soziale und kommunale Infrastruktur 

Investitionen in die kommunale Sozial- und Infrastruktur, etwa der Unterhalt 
von Krankenhäusern und der Wohnungsbau, wurden bereits angesprochen. Da-
rüber hinaus finanziert Norilsk Nikel beispielsweise aber auch den Ausbau des 
Flughafens der Stadt Norilsk, andere Unternehmen investieren in den öffentli-
chen Nahverkehr sowie den Straßenbau. Sie beteiligen sich an Stadtprojekten 
wie der Erneuerung von Grünflächen, der Restauration von Kirchen und Kultur-
denkmälern, sie unterhalten Sportanlagen und kulturelle Begegnungsstätten, 
Theater, Opern, Kinos und Festspielhäuser und sogar Hotels. Sie finanzieren 
außerdem lokale und regionale Sportclubs, Kulturensembles, unterstützen zahl-
reiche lokale und regionale Aktivitäten wie beispielsweise Stadtfeste, Festivals 
oder Festspiele nationaler Minderheiten und der indigenen Bevölkerung. Im Be-
reich der Kinderfürsorge, der Bildung, der Kultur sowie des Sports unterstützen 
sie Kinderheime, Kinderkrankenhäuser und Schulen mit finanziellen und Sach-
spenden. Ein zentrales Anliegen der Unternehmen ist beinahe ausnahmslos die 
Unterstützung von Kriegsveteranen, Arbeits- und Kriegsinvaliden sowie Helden 
der Arbeit mit finanziellen und/oder Sachspenden. Dies sind Beispiele für be-
triebliches Engagement, die aus der sowjetischen betrieblichen Sozialplanung 
übrig geblieben sind. Sie sind bei den Großunternehmen des Landes, in Mono-
städten und in den produzierenden Industriebetrieben zu finden. 
 

4.7.1.5 Unternehmensstiftungen 

Darüber hinaus gibt es eine Reihe von neu gegründeten Unternehmensstiftun-
gen. Zum Teil erfüllen sie Aufgaben der oben bereits erwähnten betrieblichen 
Sozialleistungen oder übernehmen die vormals vom Unternehmen getragenen 
Investitionen in die Kommunal- und Sozialinfrastruktur; zum Teil haben sich 
mit ihnen aber auch eigene Projekte und Aktivitäten entwickelt. Eine der größ-
ten Unternehmensstiftungen und die größte im Ural ist die Sinara Foundation 
(����������������� Í��� «Ê�����»), gegründet von der Sinara Group, der 
mittlerweile unterschiedliche produzierende Unternehmen der Stahlindustrie 
                                                            

36 Unter Verwendung von Datenmaterial der Deutsch-Russischen Gespräche Baden-
Baden. 
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sowie eine Regionalbank angehören. Diese Stiftung kümmert sich in erster Linie 
um die soziale Infrastruktur im Ural, um die Gesundheitsfürsorge und die öko-
logische Nachhaltigkeit in der Region, um Bildungsprojekte und -programme 
für Kinder und Jugendliche sowie um Wohltätigkeit und die Unterstützung regi-
onaler Nichtregierungsorganisationen und zivilgesellschaftlicher Initiativen. Das 
Gleiche tut die Regionalstiftung des sibirischen Kohleunternehmens SUEK 
(Í��� ��©������-È������������ ��������� �������� «ÊÙâÝ – 
ª�������») sowie die nicht kommerzielle Organisation Center for Social Pro-
grammes des Aluminiumunternehmens Rusal (Ò���� ��©������� �������� 
ªÙÊáê�), die besonders die Zusammenarbeit mit der regionalen Verwaltung 
zum Zwecke der sozio-ökonomischen Stabilisierung der Regionen, in denen das 
Unternehmen tätig ist, betonen. Hier erfolgt die Auslagerung der Investitionen in 
soziale und kommunale Infrastruktur aus dem Unternehmen in die Unterneh-
mensstiftung.  

Regionale Unternehmensstiftungen unterhält auch Evraz, einmal für den 
Ural und einmal für Sibirien («Ì���������������� Í��� Û���¨� - Ê�����»; 
«Ì���������������� Í��� Û���¨� - Ù���»), um gesellschaftliche Herausfor-
derungen zu bewältigen. Im Vordergrund stehen dabei die Jugendarbeit, die Bil-
dung und die Beteiligung an regionalen gesellschaftlichen und Bürgerinitiativen 
im Bereich Umwelt- und Ressourcenschutz. Das Aufgabenspektrum bleibt al-
lerdings gleich. Ähnliches Engagement legt auch die Unternehmensstiftung des 
größten privaten Ölkonzerns Russlands, Lukoil (����������������� Í��� 
«ê�����»), an den Tag: Gesundheitsförderung inklusive Sport und eine gesun-
de Lebensweise, Bildung, Bewahrung des regionalen kulturellen Erbes, Sozial-
hilfe sowie Unterstützung der örtlichen Bevölkerung sind hier die Themenfelder. 
Der Stahlproduzent Novolipetsk Steel unterstützt mit seiner Unternehmensstif-
tung Miloserdie (����������������� Í��� ÏêØÝ «Ø���������») den Kin-
der- und Jugendsport, Kultur und Kunst sowie die Gesundheitsförderung. Eine 
gleichnamige Stiftung gründete 1999 auch das Unternehmen Tatneft. Ihr Ziel ist 
ebenfalls die Unterstützung im Bereich Erziehung, Bildung und Wissenschaft, 
Kultur und Sport, Gesundheitsförderung sowie die soziale Hilfe für Bedürftige.  

Severstal widmet seine Unternehmensstiftung Blago (������������� 
����������������� Í��� «Ì����») der sozialen Absicherung seiner Pensionä-
re, während das Unternehmen Dalsvayz einen Sozialfond (Í��� ���¨���§ 
����������������� ������������ ����¥�) für seine Mitarbeiter gegründet 
hat, der einspringt, wenn sie unerwartet in kritische Situationen geraten sind, 
beispielsweise kostenintensive Operationen benötigen oder nach Natur- und an-
deren Katastrophen Wohneigentum wieder errichten wollen. Neben finanzieller 
Unterstützung und Sachspenden erhalten sie auch medizinische Betreuung und 
Pflege.  
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Mit ihrer Stiftung Uralsib (����������������� Í��� «Ù������») möchte 
die gleichnamige Finanzholding ganz konkret Kindern in schwierigen Lebensla-
gen helfen und damit das staatliche föderale Programm Deti Rossii (Kinder 
Russlands, «Þ��� ª�����») unterstützen. Des Weiteren legt die Stiftung ein ei-
genes Gesundheitsprogramm und ein Programm für den kommunalen Woh-
nungsbau auf. Die Unternehmensstiftung Renova der Renova Group of Compa-
nies (������������� ����������������� Í��� «ª�����») unterstützt über 
die staatlichen und regionalen Initiativen zur Förderung der sozialen Infrastruk-
tur hinaus auch die Eigeninitiative und das Volunteering von Mitarbeitern, die 
für die Umsetzung eigener Projekte Mittel und Förderungen der Stiftung erhal-
ten können. Außerdem unternimmt die Stiftung Anstrengungen, auch die Ge-
schäftspartner der Renova-Unternehmen zu Wohltätigkeit und gemeinsamen 
Aktionen zu ermuntern. Die Unternehmensstiftung der Finanzholding Sistema 
(����������������� Í��� «Ê������») hingegen engagiert sich beinahe aus-
schließlich im Kunst- und Kulturbereich: bei der Digitalisierung sowie bei der 
Erarbeitung von IT-Lösungen zur Verbreitung und Veröffentlichung von Kunst- 
und Kulturschätzen Russlands, im Rahmen von virtuellen Rundgängen durch 
staatliche Museen sowie im Bereich der Künstlerförderung und des Sponsorings 
von Kulturstätten.  

Dass das Stiftungsengagement nicht nur von politischen Notwendigkeiten 
sondern auch von den persönlichen Neigungen der Unternehmensführung ab-
hängt, macht die Stiftung des staatlichen Konzern Russian Railways deutlich: 
Die Stiftung Transsojuz der russischen Eisenbahnen und ihrer Tochterunterneh-
men (����������������� Í��� «À�������¨») unterstützt vornehmlich das 
geistliche Erbe des Landes, den Aufbau und die Restaurierung von Kirchen und 
Klöstern, engagiert sich aber auch im Bereich Bildung und Kultur. Im weiteren 
Verlauf der Arbeit wird es noch um private Philanthropen gehen, und dort wird 
beleuchtet, wie sich der Generaldirektor des Unternehmens ganz persönlich für 
den Erhalt und die Pflege des geistlich-kulturellen Vermächtnisses der russisch-
orthodoxen Kirche einsetzt.  

Das Medienunternehmen TMK entspricht mit seiner Stiftung eher westeu-
ropäischen und nordamerikanischen Denkkategorien. Es hat seinen Fond dem 
sowjetischen Künstler Jurij Bašment gewidmet (Ø������������ 
����������������� Í��� Ú��§ Ì�«����) und unterstützt junge Talente im 
Bereich Kunst, Kultur und Musik. Der 1996 von Mitarbeitern des Verlagshauses 
Kommersant gegründete Russian Assistance Fund (ª��������� Í��� ����¥�) 
nutzt die Unternehmensressourcen auf gänzlich andere Weise und präsentiert 
sich als eine Plattform, mittels der individuell bedürftigen Kindern lebensnot-
wendige Operationen, Reha-Aufenthalte oder andere medizinische Unterstüt-
zungsleistungen durch Leser und Privatpersonen finanziert werden. Über die 
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öffentlichen Kanäle und Medien erfolgen Spendenaufrufe, die, ebenso wie die 
eingehenden zweckgebundenen Spenden, von der Stiftung kanalisiert, struktu-
riert und veröffentlicht werden.  
 

4.7.1.6 Mitarbeiterbeteiligungen 

Yandex zeichnet sich darüber hinaus durch sein Geschäftsmodell und die Tatsa-
che aus, dass Mitarbeiter des Unternehmens sowie ehemals Beschäftigte über 
circa 25 % der Aktienanteile von Yandex verfügen. Auch das Unternehmen 
Polyus Gold hat einigen Hundert seiner Mitarbeiter aus allen Bereichen des Be-
triebes Anteile verkauft. In immer mehr Unternehmen haben die Mitarbeiter da-
rüber hinaus die Möglichkeit, Verbesserungsvorschläge einzureichen oder auch 
anonym Beschwerden zu äußern oder Verstöße gegen die Geschäftsethik zu 
melden. Volunteering-Programme und die Realisierung eigener sozialer und zi-
vilgesellschaftlicher Projekte der Mitarbeiter erfahren von den Unternehmen 
mehr und mehr Unterstützung. 
 

4.7.1.7 Integrierte Unternehmensverantwortung 

Ein Beispiel für die Suche nach einem gemeinschaftlichen Konsens und die 
Übernahme ordnungspolitischer Mitverantwortung ist das gesellschaftliche En-
gagement des Unternehmens Rosvodokanal, verantwortlich für Wassergewin-
nung und (Trink-) Wasseraufbereitung. Das Unternehmen veranstaltet landes-
weite Journalisten-Wettbewerbe rund um das Thema Wasser, unterstützt ebenso 
landesweit Schülerwettbewerbe mit dem Programm „Wasserprojekte“ und sen-
sibilisiert durch diese und andere spezielle Bildungsprogramme, Aktionen und 
interaktives Lernen Kinder für die Themen Wasser, Ressourcenschutz, ökologi-
sche Nachhaltigkeit und soziale Verantwortung. Ressourcenschutz spielt auch in 
der Zusammenarbeit mit privaten Haushalten eine Rolle, über Massenmedien, 
das Internet und regionale Aktivitäten soll das ökologische und ressourcenscho-
nende Gewissen der Gesellschaft geweckt werden. Da Wasser in Russland nach 
wie vor als ein öffentliches Gut betrachtet wird, ist es dementsprechend nicht 
teuer. Sein Wert wird in der Gesellschaft darum auch nicht in dem Maße er-
kannt, wie es eigentlich nötig wäre. Auf internationaler Ebene arbeitet 
Rosvodokanal mit der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
(EBRD) sowie mit der International Finance Corporation für die Förderung ei-
ner ökologischen Politik, von Umweltschutz und Nachhaltigkeit zusammen. 
Hier kommen die ordnungspolitische Mitverantwortung des Unternehmens so-
wie der gesamtgesellschaftliche Diskurs über eine relevante gesellschaftliche 
Herausforderung zum Tragen. Offen bleibt allerdings die Frage, wie die be-
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triebsinterne Konsensbildung erfolgte und wer an der Erarbeitung dieser unter-
nehmensethischen Grundsätze und Aktivitäten beteiligt war.  

Ein anderes Beispiel ist die University of Personal Finance der Ursa Bank. 
Sie lehrt potentiellen Kunden aller Altersklassen, also auch Schülern und Stu-
denten, den Umgang mit Geld und Krediten sowie das verantwortungsvolle 
Wirtschaften für den privaten Lebensunterhalt. Darüber hinaus bietet sie auch 
Kurse und Lehrgänge über den Umgang mit Finanzdienstleistungen an, darüber, 
wie man gegen Verschuldung angehen und wie der Aufbau gegenseitigen Ver-
trauens zwischen dem Kunden und der Bank hergestellt werden kann. 

 

4.8 Leistungen der russischen Unternehmensethik 
Die angeführten Beispiele zeigen, wie extrem heterogen die interne und externe 
Legitimierung ökonomischer Aktivitäten ist und wie sehr sie sich in Anbetracht 
der Größe, der geografischen Lage und Tätigkeit sowie der Eigentumsstrukturen 
und der internationalen Ausrichtung des Unternehmens unterscheidet. Auffällig 
ist, dass eine Messung des Einflusses von sozialen Investitionen (Knox/Maklan, 
2004) kaum stattfindet. Ebenso gibt es im Bereich Finanzierungsmodelle für so-
ziale Investitionen kaum Innovationen. Deutlich wird bei den vielen genannten 
Beispielen außerdem, dass die Unternehmen auf der einen Seite ausländische 
Konzepte übernehmen, zugleich aber an eigenen Traditionen festhalten und 
teilweise ganz eigene Wege in der gelebten Wirtschaftsethik gehen. Die Suche 
nach dem dritten Weg ist noch lange nicht abgeschlossen, man fokussiert sich 
aber auch nicht ausschließlich auf die Erfahrungen im internationalen Umfeld. 
Besonders deutlich wird das beim Thema Diversity, was bis heute kaum eine 
Rolle in den russischen Unternehmen spielt. So finden zum Beispiel folgende 
Themen in der Sozialpolitik der Unternehmen beinahe gar keine Beachtung: 
 

– Gleichstellung von Behinderten durch das Unternehmen 
– Schutz ethnischer Minderheiten durch das Unternehmen 
– Schutz religiöser Minderheiten durch das Unternehmen 
– Gleichstellung ethnischer und nationaler Minderheiten am Arbeitsplatz 
– Gleichstellung von Mann und Frau am Arbeitsplatz 
– Gleichstellung von Homosexuellen am Arbeitsplatz 

Auch die Themen Jugendkriminalität, Alkohol- und Drogenkonsum sowie AIDS 
sind als gesamtgesellschaftliche Herausforderungen eher Randgebiete, mit de-
nen sich russische Unternehmen bis heute kaum befassen. 
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Dennoch bemühen sich beispielsweise Sistema, TransAero, Sakhalin Energy 
und Alcoa um eine Weiterentwicklung ihrer sozialen Investitionen, angefangen 
mit Ratings zur Messung des Effekts ihrer sozialen Investitionen sowie zur Mes-
sung der Effektivität des sozialen Engagements und der Dialogförderung mit 
den eigenen Mitarbeitern, den Aktionären, der Politik und den Medien. Diese 
Maßnahmen dienen erneut der gemeinschaftlichen Konsensbildung, der Erhö-
hung der Legitimität des Wirtschaftens. Daraus ergibt sich aber auch konsequen-
terweise, dass Unternehmen in hohem Maße der gesellschaftlichen Kontrolle 
ausgesetzt sind. RosNeft bemüht sich um die Messung des Effekts seiner sozia-
len Investitionen, indem das Unternehmen die eingesetzten Ressourcen für Stu-
dienpraktika, Stipendien, Internetbildungsplattformen, gezielte Jugendpolitik 
sowie Aus- und Weiterbildung des Personals im Rahmen der RosNeft-Klassy 
(«ª����Í��-������») mit den Neuanstellungen und Übernahmen der Studenten 
und Facharbeiter aus den vom Unternehmen initiierten Bildungsprogrammen ins 
Verhältnis setzt. Dadurch wird versucht offenzulegen, welchen Einfluss das ge-
sellschaftliche Engagement des Unternehmens auf die betrieblichen bezie-
hungsweise internen Leistungen hat. 

Das Unternehmen Rusal legt seine Investitionen in die medizinische Betreu-
ung der Mitarbeiter sowie die einzelnen Projekte der Prävention, Behandlung 
und Rehabilitation offen. Dieses soziale Engagement setzt das Unternehmen 
dann ins Verhältnis zu den Zahlen der Arbeitsunfälle durch menschliches Ver-
sagen, Krankschreibungen und Todesfälle und benutzt dazu das Verfahren 
LTAFR (Lost Time Accident Frequency Rate). Rusal kommt zu dem Schluss, 
dass durch die Maßnahmen in der medizinischen Betreuung und Versorgung ein 
Rückgang der Krankheiten am Arbeitsplatz sowie ein Rückgang der Personal-
ausfälle zu verzeichnen ist. 
 

4.8.1 Sponsoring als soziales Mäntelchen?  
Das gilt auch für Unternehmensaktivitäten im Bereich des Sponsorings. In der 
Vergangenheit war das staatliche Unternehmen Transneft in dieser Hinsicht Mit-
telpunkt der Auseinandersetzung, weil es unter der Flagge des Sponsorings und 
der Charity die russische Regierung aktiv unterstützte. Konkret handelt es sich 
dabei um die Restaurierung des Konstantin-Palast37 durch das Unternehmen. 
Das Sponsoring von Kulturgütern wird in diesem Zusammenhang kritisch be-
leuchtet, da es sich beim Konstantin-Palast um die Residenz des Präsidenten der 
Russischen Föderation in St. Petersburg handelt. Die unternehmenseigene Stif-
                                                            

37 ��������������� �������� Þ����© Ý���������: http://www.konstantinpalace.ru/. 
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tung, welche dieses Vorhaben finanziert, unterstützt außerdem einen staatlichen 
Fond für technologiegetriebene Start-ups38, der 1994 von der russischen Regie-
rung als einer von drei Wissenschaftsfonds aufgelegt wurde und zu 1,5 % vom 
föderalen Budget für Wissenschaft finanziert wird, sowie einen Fond für die 
Mitarbeiter und Veteranen des nationalen Sicherheitsdienstes, die für den Schutz 
und die Sicherheit der politischen Führungspersönlichkeiten Russlands39 arbeite-
ten.  

Gleichzeitig setzt das Unternehmen jedoch enorme Ressourcen für den 
Umweltschutz und die eigene Betriebssicherheit ein. Wesentlich sind dabei der 
Schutz vor Bränden, die Weiterentwicklung von Feuerlöschgeräten sowie die 
Sensibilisierung und Ausbildung des Personals in Brandschutz und -prävention. 
Für die professionelle Waldbrandbekämpfung sind rund ein Viertel der betriebs-
eigenen ausgebildeten Kräfte landesweit als freiwillige Helfer im Einsatz. So 
auch bei den Wald- und Torfbränden 2010, wo das Unternehmen gemeinsam 
mit dem Ministerium für Katastrophenschutz, eigenen Tochtergesellschaften 
und den regionalen Verwaltungen bei der Eindämmung und dem Löschen der 
Flächenbrände seine Ressourcen, sein geschultes und geübtes Personal sowie 
sein Know-how einsetzte. Hier zeigt sich einerseits die Unterstützung der russi-
schen Regierung und des Katastrophenschutzes, andererseits aber auch gesell-
schaftliches Engagement eines Unternehmens, welches im Falle eine Krise mit 
seinen eigenen Mitteln und Wegen versucht, eine gesamtgesellschaftliche Be-
drohung abzuwenden.  

In Russland gibt es eine Reihe solcher Beispiele und es wird wohl in vielen 
Fällen eine Frage der Auslegung sein, wie man die Legitimität der Unternehmen 
bewertet, was Schmiergelder und Transferzahlungen sind und wo die Grenze 
zwischen lauteren und unlauteren Mitteln des Wettbewerbs verläuft. Wird das 
Unternehmen allerdings als eine wirtschaftliche Gemeinschaft definiert, die dem 
Wohle der Gesamtheit verpflichtet ist, muss sich aus den unterschiedlichen sozi-
alen und gesellschaftlichen Initiativen des gegebenen Beispiels Transneft kein 
Konflikt ergeben – zumindest so lange nicht, wie dieses Engagement sowie die 
wirtschaftlichen Aktivitäten im gesellschaftlichen Diskurs ausgehandelt wurden 
und von allen Seiten, und nicht nur der des Staates, kontrolliert, aber auch in 
Anspruch genommen werden können. 

                                                            

38 à��� Ê��������§ ª�¨����� - à��� ���������§ ��¨����� ØÑ ÏÀÊ: 
http://www.fasie.ru/. 

39 à��� �� ���������� ����������� � ��������� à���������� ������ ������ 
«Ý�����-9»; à���������§ ������ ������ ª��������� à�����©�� (àÊ¦ ª�����): 
http://fso.gov.ru/. 
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4.8.2 Shareholder-Konflikte 
Dass dieser Dialog nicht stattfindet und Unternehmensentscheidungen nicht in 
jedem Falle einvernehmlich mit allen Anspruchsgruppen ausgehandelt werden, 
dass die ökonomische Autonomie der Wirtschaftsorganisationen eingeschränkt 
ist, belegt der unten in Auszügen wiedergegebene Artikel „Transneft Says Hig-
her Dividends Would Deprive Orphans, Sick“. Die Assoziation zum Schutz der 
Investorenrechte (á���©��©�§ �� ¨�¥��� ���� ���������� (áÑÐ))40 wartet 
regelmäßig mit Artikeln und Analysen zu einzelnen Unternehmen auf und do-
kumentiert, wie Entscheidungspraktiken in russischen Unternehmen weder den 
geltenden russischen Gesetzen und Regeln noch der unternehmenseigenen Ge-
schäftsethik oder einem deliberativen Aushandlungsprozess innerhalb der Ge-
sellschaft entsprechen: 

 

                                                            

40 http://www.corp-gov.ru/association/. 
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Transneft, Russia’s monopoly pipeline operator, says paying more dividends would curtail 
aid to orphans and other charity work. 
Higher dividends would reduce money destined for “the sick, supporting sport, renovating 
churches and monasteries,” Moscow-based Transneft said in a document dated March 16 
and filed as part of the company’s appeal against a ruling requiring it to release board mi-
nutes.  
Transneft made 3.2 billion rubles ($112 million) of charitable contributions in 2009, 7.8 
times more than the dividends it paid to private investors, according to the company’s fi-
nancial reports. That spurred preferred shareholders such as Prosperity Capital Manage-
ment Ltd. and East Capital to demand more information as they seek a larger slice of profit. 

“It’s a nice piece of Soviet propaganda,” said Alexander Branis, chief investment 
officer at Stockholm-based Prosperity, which manages about $5.6 billion of assets. 
“But its charter says the company’s main aim is to make money for its sharehold-
ers, not raise money for worthy causes.” 

“I understand the desire of all shareholders to get more dividends,” Igor 
Dyomin, a Transneft spokesman, said in an April 15 phone interview. “I don’t 
know if holders of preferred stock will get major dividends if we stop helping 
orphaned or sick children.”  

“One of the flagship Russian state companies says in all seriousness, ‘Why 
should it pay foreigners dividends?” Navalny said in an interview. “How can 
they talk about improving the investment climate and creating an international fi-
nancial center in Moscow after that? 

Transneft has a 12-month dividend yield of 0.62 percent, according to data compiled by 
Bloomberg. Calgary-based Pembina Pipeline Corp., which operates oil and gas pipelines in 
western Canada, pays 6.81 percent, and San Antonio-based NuStar Energy LP, with 8,417 
miles of pipelines, pays 6.49 percent. 

Abb.4.1: Transneft Says Higher Dividends Would Deprive Orphans, Sick. Quelle: 
http://www.bloomberg.com/news/2011-04-19/transneft-says-increased-
dividends-would-deprive-orphans-sick.html 

Darüber hinaus sprach sich der russische Premierminister Putin im April 
2011 gegen die Einschränkung oder gar Aufgabe sozialer Programme zum Woh-
le der unternehmerischen Profitmaximierung aus41. Zwar glaubt er, dass das 
Wirtschaften effektiver gestaltet werden muss, da nur so soziale Herausforde-
rungen im Land adressiert und gelöst werden können; es könne jedoch nicht 
sein, das eine durch das andere zu ersetzen. Unternehmen sollten sich aktiv in 
                                                            

41 Interfax, 19.04.2011: http://www.mosblago.ru/news/show-722.htm. 
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die Lösung sozialer und gesellschaftlicher Herausforderungen einbringen. Und 
so fordert er in Vorbereitung auf die von Russland ausgestatteten Weltsportspie-
le der Studenten in Kazan 2013, die Olympischen Winterspiele in Sochi 2014 
und die Fußballweltmeisterschaft 2018 die Förderung einer gesunden Lebens-
führung einschließlich Investitionserhöhungen im medizinischen Bereich, mehr 
Sicherheit und Schutz am Arbeitsplatz und den Kampf gegen Alkoholismus und 
mäßige Lebensmittelqualität. Auch hier ist wieder die staatliche Regulierungs-
freude sowie die daraus resultierenden negativen Folgen für das Verhältnis 
Wirtschaft und Gesellschaft spürbar. Einem im Kern richtigen Ansatz und ge-
sellschaftlich akzeptierten Gedanken könnte möglicherweise die gemeinschaftli-
che Legitimation von vornherein entzogen werden, weil er nicht im Diskurs mit 
der Gesamtgesellschaft entwickelt wurde.  

 

4.9 Exkurse 

4.9.1 Exkurs 1: Private Philanthropen in Russland und 
Familienstiftungen 

Philanthropie wurde in der Sowjetunion mit zwei wesentlichen Gesetzen einge-
schränkt. Das erste war struktureller Natur: Alle Unternehmen waren staatseige-
ne Betriebe. Über siebzig Jahre hinweg wurden soziale und kulturelle Program-
me, Benefizien, welche in Westeuropa durch Philanthropen und private Stiftun-
gen betrieben wurden, administrativ reguliert. Als Teil der Gesellschaft organi-
sierten Unternehmen das gemeinschaftliche Leben in ihrer Kommune und stell-
ten eine Reihe von Dienstleistungen zur Verfügung42. Das zweite war ideologi-
scher Natur: Es herrschte die Meinung, dass unternehmerische Wohltätigkeit in 
kapitalistischen Ländern als Selbstzweck betrieben wurde und nicht aus einem 
sozialen Bewusstsein heraus. Philanthropie war in der Sowjetunion verpönt und 
untersagt, nicht zuletzt aus dem Grund, weil es die Kommunistische Partei her-
ausforderte (McCarty/Puffer, 2003). Bis heute ist private Philanthropie vielen 
suspekt, wird mit Zynismus und zuweilen sogar offener Feindseligkeit beant-
wortet. Zudem gibt es kulturelle Spezifika zu berücksichtigen: Tocqueville be-
zeichnet Philanthropie als „Selbst-Interesse“. Doch unterschiedliche Kulturen 
haben ein unterschiedliches Verständnis dieses „Selbst“. Während sich in der 
okzidentalen Lebenswelt eine atomisierte, individualistische Definition heraus-

                                                            

42 Siehe: Zusammenfassung des Betriebsverfassungsgesetzes der UdSSR unter 2.3.3 und 
3.1.5. 
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gebildet hat, ist die russische Idee des „Selbsts“ das einer harmonischen, egalitä-
ren Gesellschaft mit gegenseitigen Abhängigkeiten. Die vorliegende Arbeit hat 
bereits herausgestellt, dass diese Idee ebenso Teil der orthodoxen Kirche wie 
auch Teil von dessen atheistischen Pendants, etwa der Kommunistischen Partei, 
war und ist und damit integraler Bestandteil der modernen russischen Gesell-
schaft bleibt: “Note that there is no word for ‘privacy’ in the Russian language, 
and individualism carries a pejorative connotation of selfishness and 
egocentrism” (Dinello, 1998: 127).  

Einzelne „Gutmenschen“ allein werden also auch in Zukunft den Erwartun-
gen und Bedürfnissen der Gesellschaft nicht vollständig gerecht werden. Ande-
rerseits ist die Ablehnung der tradierten, sozialen Wohlfahrt im heutigen Russ-
land nicht zu bestreiten. Sie hat viel mit der ideologischen Revolte gegen die 
Fundamente der sowjetischen Wohlfahrt zu tun (Blagov, 2007). Mitleid und 
Vergebung sollen, wie überall, privatisiert werden. Damit steigt ebenfalls der 
Bedarf an individuellen und privaten Philanthropen. Andererseits bleibt das 
Misstrauen in der Bevölkerung jedoch bestehen. Es bleibt vor allem dadurch 
bestehen, dass private Wohltäter nicht immer das gesamtgesellschaftliche Wohl 
im Auge haben, sondern eher die Befriedigung von Partikularinteressen verfol-
gen. Das Beispiel des Profi-Fußballclubs Anši aus MachaOkala, der Hauptstadt 
der strukturschwachen nordkaukasischen Republik Dagestan, macht das deut-
lich: Sulejman Kerimov, russischer Milliardär, der durch Erdöl und Immobilien 
zu Wohlstand gekommen ist, kaufte den Verein Anši und stockt ihn nach und 
nach mit Top-Fußballern aus aller Welt auf (FTD, 2011; SpiegelOnline, 2011; 
Focus, 2011). Während in Dagestan Arbeits- und damit verbundene Perspektiv-
losigkeit vorherrschen und die prekäre Sicherheitslage aufgrund der zum Teil 
offen ausgetragenen Auseinandersetzungen zwischen islamistischen Unter-
grundkämpfern und staatlichen Sicherheitsorganen anhält, investiert Kerimov 
Millionenbeträge für die Fußballer und den Bau neuer Stadien. Einerseits tragen 
diese Maßnahmen sicherlich zur Stabilisierung der Region sowie zur Integration 
in gesamtgesellschaftliche Groß(sport)ereignisse bei. Sie werten die Region 
durch ein positives Image auf und können Dagestan helfen, sich aus der Dauer-
krise zu befreien, um neue wirtschaftliche Geschäftszweige auszubauen, die so-
ziale Sicherheit zu erhöhen und das Leben in der Republik insgesamt lebenswer-
ter zu machen. Andererseits liegt die Vermutung nahe, dass diese Investitionen 
in den Profisport Dagestans zum persönlichen Selbstzweck Kerimovs erfolgen 
und die Gelder abhängig von der Person vergeben werden. Mit diesem Beispiel 
wird eine generelle Beobachtung privaten philanthropischen Engagements be-
sonders anschaulich: Dadurch, dass die Gemeinschaft keine Verfügungsgewalt 
darüber besitzt und den Sinn und Zweck einer Investition und der ausgegebenen 
Gelder nicht legitimieren kann, bleibt das Misstrauen gegenüber privaten Stif-
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tern, Spendern, Förderern und Wohltätern bestehen. Zumal es sich hier um eine 
Region handelt, die drängendere soziale und gesellschaftliche Probleme zu be-
wältigen hat als den Einzug ihres Fußballclubs in die Champions League. 

Daneben gibt es aber auch Stifter, Spender und private Philanthropen, die 
sich für das Gemeinwohl in ihrem Land einsetzen. Abgesehen von Fridman, der 
neben Life Line auch die Genesis Philanthropy Group zur Unterstützung rus-
sischsprachiger Juden in der Welt gründete, und Deripaska, dessen wohltätige 
Initiativen sich stark an der Sozialpolitik Russlands orientieren, ist die Dynasty 
Foundation eine der größten Privatstiftungen des Landes. Dmitrij Zimin war 
Mitgründer des Telekommunikationsunternehmens Vimpelcom, welches heute 
Teil der Alfa Group und Comstar UTS ist. Er verkaufte seine Anteile an 
Vimpelcom und gründete mit diesem Geld die Dynasty Foundation (Í��� 
Þ�����§ ë����� «Þ������§»), die sich um die Förderung der Grundlagenfor-
schung und angewandten Wissenschaften sowie um die Verbreitung der Wohltä-
tigkeit in Russland insgesamt bemüht. Vekselberg gründete neben seiner Fami-
lienstiftung 2004 die Stiftung The Link of Times (Í��� «Ê�§¨� ������»), deren 
Ziel die Rückführung der im 20. Jahrhundert ausgeführten kulturhistorischen 
Schätze Russlands ist. Ališer Usmanov, Gründer von UralSteel, tritt ebenfalls 
als privater Stifter in Erscheinung. Er ist Hauptanteilseigner des Londoner Fuß-
ballclubs Arsenal, seine Finanzholding Metalloinvest fördert seit 2008 zudem 
den Moskauer Fußballclub Dinamo. Er selbst gründete die Wohltätigkeitsorga-
nisation „Kunst und Sport“ (Í��� ÏÑ «Ì���������������§ ������¨�©�§ 
«Ð�������� � �����») zur Organisation und Unterstützung gesellschaftlicher 
Großereignisse im Bereich Sport, Kunst und Kultur. Usmanov leitet außerdem 
die soziale Wohltätigkeit des Unternehmens Gazprom Transgas MachaOkala 
(¦¦¦ «��¨���� �������¨ Ø��������»), einer hundertprozentigen Tocherfirma 
von Gazprom, deren wirtschaftliche Aktivitäten sich auf Dagestan, den Nord-
kaukasus und weitere Kaukasusrepubliken konzentrieren und deren soziale Ak-
tivitäten auf die Wohltätigkeit für Kinder gerichtet sind43. Für sein Engagement 
im Nordkaukasus wurde er 2011 mit dem Ehrenorden von Südossetien ausge-
zeichnet44. Außerdem sammelt er Kunst und sowjetische Filmrechte, die er der 
russischen Regierung beziehungsweise öffentlichen Fonds übergibt45. Alexander 
Lebedev, Anteilseigner von Aeroflot und der russischen Zeitung Novaja Gazeta 
sowie Besitzer einiger britischer Zeitungen, ist ebenfalls ein aktiver Philanthrop. 
Er ist Präsident des Charity Provident Fund und arbeitet zusammen mit seinem 
Sohn in der Raisa Gorbachev Foundation. Zusätzlich unterstützt er eine Vielzahl 
                                                            

43 http://www.gazprom.ru/subsidiaries/news/2011/june/article113115/. 
44 http://www.presidentrso.ru/edicts/detail.php?ID=3756. 
45 http://www.konkurent-krsk.ru/index.php?id=2809. 
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von Kultur- und Kunstprojekten sowie die Restauration und Wartung histori-
scher Kulturgüter. 

Gesellschaftliches Engagement zeigt auch der bereits angekündigte Präsi-
dent der Russian Railways, Vladimir Jakunin. Er ist vor allem im religiös orien-
tierten Fond Andrej Pervozvannyj (Í��� «á����§ Ñ����¨�������») sowie in 
der Stiftung „Russkij Mir“ (Russische Welt, Í��� «ª������ ���») zur Förde-
rung der russischen Kultur und Sprache im Ausland aktiv. Alexej Mordašov, 
Haupteigner von Severstal, wiederum ist ebenfalls Sponsor kirchlicher Einrich-
tungen und Klöster, unterstützt zudem aber auch Kulturstätten wie das 
Bolšojtheater oder die Tratjakov-Galerie sowie die russische Schachföderation. 
Die Vladimir Potanin Foundation (����������������� Í��� Î. Ñ�������), 
1999 vom Eigner der Finanzholding Interros gegründet, engagiert sich im Be-
reich der nationalen Bildung und Kultur. Sie vergibt Schüler- und Studiensti-
pendien und unterstützt gezielt Bildungseinrichtungen. Darüber hinaus vergibt 
sie für Mitarbeiter staatlicher Museen, Hochschulen und anderer Kultur- und 
Bildungseinrichtungen Stipendien für bestimmte eigene Initiativen und Pro-
gramme, welche die Mitarbeiter ausgearbeitet haben und umsetzen wollen. Die 
Stiftung unterstützt somit die Eigeninitiative, Selbstverantwortung und Selb-
ständigkeit sowie das Volunteering der Mitarbeiter im öffentlichen Sektor. 

Geschichte, Kunst, Kultur und Religion sowie Bildung, Wissenschaft und 
teilweise Gesundheitsfürsorge – das sind die zentralen Themen, bei denen sich 
die privaten Philanthropen engagieren. Gesamtgesellschaftliche Themen wie der 
demographische Wandel und die damit verbundenen Veränderungen der russi-
schen Gesellschaft, der Wandel der Arbeitswelten in Russland oder die ökologi-
schen Herausforderungen des Landes werden hier hingegen nicht berücksichtigt. 
Bei den vorgestellten Tätigkeiten handelt es sich um klassisches Mäzenatentum; 
man gibt sich möglichst unpolitisch in seinem persönlichen gesellschaftlichen 
Engagement. Lediglich der mittlerweile im Exil lebende Boris Berezovskij, An-
fang der 1990er Investor und Anteilseigner des Automobilkonzerns AvtoVaz 
sowie Gründer der International Foundation for Civil Liberties, hat sich mit poli-
tischen Themen auseinandergesetzt. Das Gleiche gilt für den Milliardär Michail 
Prochorov. Seine Stiftung fördert Buch- und Bildungsmessen in Russland. Er 
selbst hat durch seine politischen Aktivitäten und die Führung der rechtslibera-
len Partei Pravoe Delo (Rechte Sache, «Ñ����� ����»), die sich zur Duma-
Wahl aufstellen lassen wollte, von sich reden gemacht. Prochorov trat jeodch im 
September 2011 aus ihr aus und kandidierte im März des darauf folgenden Jah-
res bei den russischen Präsidentschaftswahlen46. 

                                                            

46 http://www.spiegel.de/politik/ausland/0,1518,803332,00.html. 
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Darüber hinaus gibt es zunehmend mehr Familienstiftungen47. Interessant ist 
hierbei die regionale Ausprägung. Die größte Dichte von Privatstiftungen gibt es 
in Toliatti im Oblast’ Samara, welche neben der Community Foundation 
„Toliatti“ (¦�¥��������� Í��� «À���§���») allein elf Privatstiftungen und 
etwa zwanzig Familienstiftungen vorweisen kann48. Die Stadt Toliatti ist in ers-
ter Linie wegen ihrer Automobilindustrie, dem Unternehmen AvtoVaz und ihrer 
Lada-Werke bekannt. Daraus ergab sich das Engagement des amerikanischen 
Automobilkonzerns Ford sowie der Ford Foundation in der Region. Da Samara 
zu den wirtschaftsstärksten Regionen mit der niedrigsten Arbeitslosenquote in 
ganz Russland gehört, ist der Finanzsektor, aber auch das soziale und kulturelle 
Kapital der Region enorm. Bürgerinitiativen, zivilgesellschaftliches Engagement 
und die aktive Einbettung der Unternehmen in die gesellschaftliche Entwicklung 
spielen hier eine große Rolle. Internationale Partner, allen voran die Ford 
Foundation, haben zu einer nordamerikanisch geprägten 
Engagementinfrastruktur in dieser Wirtschaftsregion geführt, die so in keiner 
anderen Region Russlands zu finden ist. Man kann aber auch argumentieren, 
dass der hohe Grad an Kapitaltransformation, das Bildungsniveau und die star-
ken sozialen Netzwerke dazu führten, dass sich eine solche aktive Bürgerbeteili-
gung herausgebildet hat. 

Ein überregionales Beispiel für eine Familienstiftung ist die von Viktor 
Vekselberg, Eigentümer und Präsident der Renova Group of Companies, mit 
seiner Frau gegründete Stiftung Dobryj Vek (Gütiges Zeitalter, �������� Í��� 
«Þ����� ���»), die sich um die psychotherapeutische Betreuung von geistig 
Erkrankten sowie um die Weiterentwicklung von Behandlungsmethoden im Be-
reich der Psychotherapie kümmert. Eine der wenigen international tätigen Stif-
tungen russischer Philanthropen ist die von Gennadij und seiner Frau Elena 
Timšenko gegründete Familienstiftung Neva Foundation mit Sitz in Genf, 
Schweiz, die sich um den Kulturdialog zwischen Russland und der Schweiz 
kümmert. Im Mittelpunkt steht dabei die Lyrik, die Dichtkunst.  
 

                                                            

47 http://www.cafcf.ru/english/russian_cfs_en.html; http://www.cafrussia.ru/programs/fms 
/fms_contacts_eng/. 

48 http://www.fondtol.org/. 
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4.9.2 Exkurs 2: Kleine und mittelständische Unter-
nehmen  

Kleine und mittelständische Unternehmen führen keine oder nur vereinzelt 
Maßnahmen der sozialen Sicherung ihrer Mitarbeiter oder des gesellschaftlichen 
Engagements durch. Arbeitnehmer in Russland wollen daher überwiegend in 
Großunternehmen beschäftigt werden. Wer dort keine Anstellung erhält, macht 
sich noch lieber mit einem „Malyj Biznes“ (����� ��¨���, Kleinst- und Klein-
unternehmen) selbständig, bevor er in das Arbeitsverhältnis in einem mittelstän-
dischen russischen Unternehmen einsteigt. Gründe dafür sind die fehlen sozialen 
Leistungen und Absicherungen der Angestellten und ihrer Familien, das geringe 
Entgelt und die unkollegialen Arbeitsverträge sowie die schlechten Bedingungen 
hinsichtlich Arbeitszeit, Kündigungsschutz oder rechtliche Durchsetzung von 
Arbeitnehmeransprüchen49. So entwickelte sich der Mittelstand in Russland von 
den Kleinhändlern und Agentenfirmen der 1990er Jahre hin zu produzierenden 
und verarbeitenden Unternehmen nur langsam, auch wenn er von staatlicher Sei-
te zunehmend mehr Beachtung und Unterstützung erfährt, wie etwa durch das 
2010 erlassene Programm des russischen Energieministerium „Über die Ent-
wicklung kleiner und mittelständischer Unternehmen im Bereich der Wärme- 
und Energiegewinnung“50. Zudem haben sich im Zuge der Transformation die 
Wertvorstellungen der arbeitenden russischen Bevölkerung drastisch verschoben 
(Boenko/Garanina, 2008). Aufgrund der hohen Arbeitslosigkeit und der gerin-
gen finanziellen Privatressourcen nach der Auflösung der UdSSR ist das Ein-
kommen die wichtigste Handlungsorientierung geworden. Die Verfolgung mo-
ralischer Prinzipien sowie die Selbstverwirklichung am Arbeitsplatz rangieren 
bei Umfragen zu Arbeitswerten und Handlungsorientierungen auf den letzten 
Plätzen. Gesellschaftliche Werte und soziale Normen werden beinahe aus-
schließlich im familiären Rahmen generiert und gelebt, dabei sinkt gleichzeitig 
der Wert der familiären Bindungen.  

Kleine und mittelständische Unternehmen könnten diese Marginalisierung 
des Einzelnen durch eine gezielte Politik der Mitarbeiterbindung auffangen. Das 
Familienunternehmen mit der Entfaltung familiärer Werte wie Solidarität und 
dem Arbeiten im Gemeinschaftsverband, die von allen Mitarbeitern geteilt wer-
den, könnte ein Vorbild sein. Doch da es in Russland historisch bedingt keine 
                                                            

49 Unter Verwendung von Datenmaterial der Deutsch-Russischen Gespräche Baden-
Baden. 

50 Ñ����¨ Ø����������� È��������� ª��������� à�����©�� (30.03.2010): «ª�¨����� 
������ � �������� ������������������� � �Í��� ��������-È�������������� 
���������». 
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Tradition des Familienunternehmens gibt, haben kleine und mittelständische 
Unternehmen (KMU) in Russland (noch) kein „soziale Gewissen“ für ihre Mit-
arbeiter sowie ihr unmittelbares Arbeitsumfeld entwickelt. Sie sind dementspre-
chend nicht in der Lage, gesellschaftlichen Entfremdungstendenzen aufzufangen 
und ihnen sinnstiftend entgegenzuwirken (Strišov, 2006).  

Durch den beschränkten finanziellen Spielraum, den Mangel an Ressourcen 
sowie die starke regionale Verankerung sind russische kleine und mittlere Un-
ternehmen in den globalen CSR-Prozess wenig eingebunden. Trotz alledem setzt 
sich der russische Mittelstand mit seinen gesellschaftlichen Einflussbereichen 
auseinander und hat auch in seinem Verband, der russischen Vereinigung der 
kleinen und mittelständischen Unternehmen (OPORA), ein eigenes Komitee für 
Unternehmensethik, soziale Unternehmensverantwortung und Wohltätigkeit 
(¦�����¨�©��§ ������ � �������� ������������������� «¦���� ª�����» - 
Ý������ �� ������������� È����, ��©������� ��������������� ��¨���� � 
�������������������). Beispiele für gelebte Unternehmensethik von kleinen 
und mittelständischen Unternehmen sind vor allem in den Regionen anzutreffen, 
beispielsweise bei der Rekonstruktion von Kirchen und Klöstern oder der Unter-
stützung von Kindergärten und Schulen. So unterstützt beispielsweise das Kali-
ningrader Straßenbauunternehmen OOO „Stroex“ den Bau sowie den Infrastruk-
turanschluss örtlicher Kinderheime51. 

Regional verankert und in einer sehr an den lokalen Bedürfnissen ausgerich-
teten Tätigkeit orientiert, bieten zivilgesellschaftliche Initiativen eine Plattform 
des Engagements von ebenfalls örtlich begrenzten Unternehmungen. Ein Bei-
spiel aus dem Raum Moskau ist das Rehabilitationszentrum Reto-Nadežda 
(©���� «ªÛÀ¦ Ï������»). Das Zentrum war ein ehemaliger landwirtschaftli-
cher Betrieb. Heute ist es eine Art Kommune für Drogenabhängige, die von ih-
rer Sucht loskommen wollen. Das Leben ist auf den religiösen Prinzipien der 
Sobornost’ aufgebaut: Durch tätige Arbeit in der Holzwirtschaft, beim Aufbau 
und Reparatur angrenzender Gehöfte, Dörfer und Aushilfsarbeit auf Moskauer 
Großbaustellen sowie durch die emotionale Unterstützung der Mitbewohner 
werden die Menschen vom Drogenkonsum entwöhnt. Die Materialien für ihr 
Leben in der Gemeinschaft werden von Unternehmen in der Region gestiftet; 
wenn sie Arbeit in den benachbarten Dörfern oder für benachbarte Unternehmen 
erledigen oder aber für größere Aufträge nach Moskau fahren, werden sie nie 
finanziell entlohnt, sondern immer in Form von Naturalien ausgezahlt, die sie 
am Ende des Tages in das gemeinschaftliche Leben einbringen (Nahrungsmittel, 

                                                            

51 Unter Verwendung von Datenmaterial der Deutsch-Russischen Gespräche Baden-
Baden. 
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Wäsche, Pflege- und Hygieneartikel). Das Leben verläuft nach den Prinzipien 
der ObšOina und der ObšOestvo: Die Entscheidung zum dortigen Leben steht je-
den frei. Doch wenn er oder sie sich für ein Leben in dieser Gemeinschaft ent-
schieden hat, hat er die geltenden Regeln zu beachten.  

In erster Linie geht es um die gegenseitige Hilfe, darum, sich von der Dro-
genabhängigkeit zu befreien. Dazu sind der Verzicht auf Geldwirtschaft, die Tä-
tigkeit im Freien (Sport, Arbeiten) sowie die psychologische Hilfe der Gemein-
demitglieder elementar. Zur medizinischen Versorgung der Mitglieder mit AIDS 
und anderen Krankheiten hat die Kommune eine Partnerschaft mit dem Regio-
nalkrankenhaus geschlossen. Je stabiler der Mensch nach den ersten Wochen 
des Entzugs ist, desto selbständiger kann er sich eine Tätigkeit innerhalb der 
Gemeinde suchen, die er ausführen möchte – Wald- oder Forstwirtschaft, 
Schreinern, KFZ-Mechaniker, Koch- und Küchendienst, Objektreinigung und 
Instandhaltung, Öffentlichkeitsarbeit in Form von Straßentheater, Musikveran-
staltungen und Schulbesuchen, aber auch Aushilfsarbeiten in der Nachbarschaft 
auf den Dörfern oder in Unternehmen sowie bei einzelnen Moskauer Bauprojek-
ten sind möglich. Diese Form des Gemeindelebens gibt es in weiteren Regionen 
Russlands, in denen Drogen- und Alkoholabhängige durch die Arbeit und die 
soziale Sicherheit einer Gemeinschaft neue Lebensperspektiven erhalten. 
Gleichzeitig sind solche Projekte das Tätigkeitsfeld des sozialen Engagements 
kleiner und mittelständischer Unternehmen und Wirtschaftsorganisationen in 
Russland. 

 

4.9.3 Exkurs 3: Ukraine 
Warum kann es überhaupt legitim sein, in einer Auseinandersetzung mit der rus-
sischen Unternehmensethik ukrainische und belarussische Praktiken mit zu be-
rücksichtigen? Weil sich die hier behandelten wirtschaftsethischen Grundlagen 
des russischen Imperiums ebenso wie die der Sowjetunion nicht nur in den Wirt-
schaftspraktiken des Territoriums der Russischen Föderation niederschlugen. 
Sieht man sich die Herkunft der wichtigsten Vertreter des „russischen“ ökono-
mischen Denkens an, wird man feststellen, dass eine Reihe von ihnen in Kiev 
geboren ist, dort gelebt hat und auch wissenschaftlich tätig war. Beispiele dafür 
sind unter anderem Tugan-Baranovskij, Bunge und Vitte, die sowohl als Vertre-
ter des russischen wie auch als Vertreter des ukrainischen ökonomischen Den-
kens gelten. Sie alle grenzen sich vor allem im 19. und 20. Jahrhundert klar vom 
westeuropäischen Modell der individuellen Wohlstandsmehrung und Marktwirt-
schaft ab. Der osteuropäische Raum wird also durch eine gemeinsame wirt-
schaftsphilosophische Vergangenheit geprägt, angefangen mit den Aufzeich-
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nungen von Herodot und dem Gesetzestext der mittelalterlichen „Russkaja 
Pravda“ (Russisches Recht, «ª�����§ Ñ�����»), welche nicht nur in aktuellen 
russischen Wirtschaftslehrbüchern, sondern auch in ukrainischen Monographien 
über „ukrainisches ökonomisches Denken“ Ausgangspunkt und Grundlage ethi-
scher und normativer Überlegungen sind52. Hinzu kommt die geistliche Macht, 
die sich als „byzantinisches Modell“ (byzantinisch-orthodox, griechisch) im öst-
lichen Europa konfiguriert, während das westliche Europa in das „okzidentale 
Modell“ (lateinisch) eingebunden war.  

Auf dem Territorium der heutigen Ukraine befand sich außerdem das Zent-
rum des ersten slawischen Staates, der Kiever Rus’, die im 10.-11. Jahrhundert 
zu den größten und einflussreichsten Staaten Europas gehörte. Mit dem Einfall 
der Mongolen und Tataren fielen Teile der Rus’ an das Großfürstentum Litauen, 
während sich das geistig-kulturelle Zentrum nach Osten, nach Moskau hin ver-
lagerte. Nach und nach wurde das Territorium vom russischen Imperium absor-
biert, bis die Ukraine zwischen 1917-1920 eine kurze Phase der Unabhängigkeit 
hatte, bevor sie von der Sowjetunion in den 1920er Jahren zurückerobert wurde. 
Nach der Russischen war die Ukrainische Sowjetrepublik die wichtigste wirt-
schaftliche Komponente in der UdSSR, mit einem viermal höheren Produkti-
onsoutput vor der nächstgrößeren Republik. Mit ihren Schwarzerdeböden er-
wirtschaftete sie ein Viertel der gesamten landwirtschaftlichen Produkte, die in 
alle Unionsrepubliken geliefert wurden. Ihre diversifizierte Schwermetallindust-
rie und der Rohstoffabbau lieferten wesentliche Ressourcen für die verschie-
densten Industriezweige anderer Sowjetrepubliken. Kurz nach der Auflösung 
der UdSSR in 1991 fanden eine Preisliberalisierung und die Privatisierung der 
staatlichen Betriebe statt. Doch die Reformmaßnahmen schlugen fehl aufgrund 
mangelnder struktureller Umwandlungen, und Ende der 1990er Jahre erwirt-
schaftete das Land weniger als 40 % des Levels von 1991. Dazu kommt die Ab-
hängigkeit des Landes von russischen Energieressourcen in Form von Gas, Öl 
und Atomenergie. Hauptprobleme sind heute die Schattenwirtschaft, die Korrup-
tion, unvollständige Kapitalmärkte und fehlende rechtliche Rahmenbedingungen 
für wirtschaftliche Aktivitäten. Das wichtigste Exportgut ist nach wie vor Stahl, 
gefolgt von Getreide. Die Finanzkrise 2008 hat die Wirtschaft des Landes mit 
am schwersten getroffen, verringerte sie sich doch um 15 %.  

Seit 2004 gibt es in der Ukraine ein neues handelsrechtliches Gesetzbuch 
(������������� ������ Ù���ð��) sowie das Gesetz über Wirtschaftsunterneh-
men (ë���� Ù���ð�� «Ñ�� �����������ñ ����������»)53. Zusammen legen sie 
                                                            

52 Vgl.: Zlupko, Stepan M. (1998): Ukraïns‘ka ekonomiOna dumka - chrestomatija, 
Znannja, Kyïv, 1998. 

53 http://zakon.rada.gov.ua. 
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das Wirtschaften in der Ukraine fest. Im Wirtschaftskodex der Ukraine 
(ó�¨§��������� ������ Ù���ð��) klären § 46, § 69 und § 177 außerdem den 
Beitrag der Wirtschaft am gesellschaftlichen Leben in Form von sozialer und 
medizinischer Versorgung sowie der Sicherung der sozialen und der kommuna-
len Infrastruktur. 

Insgesamt ist die gelebte Unternehmensethik in der Ukraine heute zweige-
teilt. Auf der einen Seite ist man sehr darum bemüht, die sowjetischen Errun-
genschaften im Bereich der betrieblichen Sozialleistungen zu bewahren und so 
die soziale Infrastruktur zu erhalten. Man liest immer wieder, dass das Land 
strukturell (ökonomisch wie sozial) in einen östlichen und eine westlichen Teil 
gegliedert ist. Spielt das hier eine Rolle? Es spielt sicherlich in die Ausrichtung 
der Unternehmen mit rein; die Zweiteilung im Falle der gelebten Unterneh-
mensethik hat jedoch eher weniger etwas mit der Einteilung in etwas Ukraini-
sches oder Russisches zu tun, als eher mit der internationalen Ausrichtung der 
Unternehmensstruktur, der Unternehmensleitung und der Produktion sowie dem 
Industriezweig an sich. Das Unternehmen Sumy Frunze Machine-Building 
Science and Production Association («Ê������ ÏÑ¦ ��. Ø.Î.à���¨�») bei-
spielsweise zeigt ein ausgesprochen aktives regionales Engagement, ist in das 
gemeinschaftliche Leben und Wirtschaften mit einem hohen Grad an Öffent-
lichkeit und Interaktion mit den Mitarbeitern eingebettet. Das Gleiche gilt auch 
für den Stahlproduzenten Azovstal der Holding Metinvest sowie vor allem für 
die staatlichen Betriebe und Großunternehmen. Holdings und im internationalen 
Geschäft tätige Unternehmen orientieren sich hingegen ausgesprochen stark an 
nordamerikanischen Modellen des Engagements und der sozialen Unterneh-
mensverantwortung. Ein Beispiel dafür ist die Investmentgesellschaft Avec für 
Bauprojekte, die neben dem regionalen Engagement für Sport und Kultur ein 
eigenes Ausstellungsgebäude finanziert, in dem ukrainische Künstler Galerien 
und Soireen abhalten und ihre Werke der Öffentlichkeit vorstellen können. Da-
rüber hinaus hat die Gesellschaft eine eigene Stiftung für ihre Kunstsammlung 
aufgelegt. Die Finanzholding SCM hat sich auf die Entwicklung der Gemeinden 
mit Beteiligungsangeboten, eigene soziale Projekten, eine Privatstiftung des 
Hauptaktionärs und internationale soziale und gesellschaftliche Zusammenarbeit 
spezialisiert. Diese Beispiele sind aber nach wie vor die Ausnahme in der ukrai-
nischen Wirtschaftslandschaft. Insgesamt ist das Verhältnis Wirtschaft-
Gesellschaft durch die anhaltende politische und wirtschaftliche Krise im Land 
derart in einer Schieflage geraten, dass weder die Aufrechterhaltung der sozialen 
Infrastruktur durch Unternehmen gewährleistet werden kann noch sich private 
Philanthropen in nennenswerter Anzahl hervortun und für die Belange der Ge-
samtgesellschaft Verantwortung übernehmen können.  
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4.9.4 Exkurs 4: Belarus 
Belarus war über sieben Jahrzehnte konstituierende Republik der UdSSR, bevor 
das Land 1991 seine Unabhängigkeit erklärte. Sie war die „Werkbank der Sow-
jetunion“, in welcher 80–90 % der Produkte für den Binnenhandel bestimmt wa-
ren. Dafür mussten allerdings 96 % der Rohstoffe aus den anderen Unionsrepub-
liken eingeführt werden (Mildner, 2000). Im Vergleich mit allen übrigen ehema-
ligen Sowjetrepubliken hat das Land auch heute noch die engsten wirtschaftli-
chen und politischen Beziehungen zu Russland. So unterzeichneten beide Staa-
ten 1999 einen Vertrag über eine Zweistaatenunion für eine vertiefte wirtschaft-
liche und politische Integration, die jedoch bis heute nicht weiter vorangetrieben 
wurde. Der 1994 gewählte erste Präsident der Republik, Aleksandr Lukašenko, 
herrschte im Laufe seiner Amtszeit nach und nach autoritärer. Gründe für diese 
„Lukanomics“-Politik sind das Fehlen einer eigenen Staatlichkeit in historischer 
Perspektive und die verspätete Nationalbewegung im 20. Jahrhundert. Zudem 
fehlte die breite gesellschaftliche Basis für die Transformation, da die Auflösung 
der Sowjetunion nicht von gesellschaftlichen Kräften getragen wurde, die einen 
Wertewandel vollziehen wollten, sondern im Hinblick auf Belarus eher als ein 
zufälliges Produkt der Geschichte gesehen werden muss (Mildner, 2000). Der 
radikale wirtschaftliche und soziale Niedergang führte das Land auf den Weg 
der Restauration nach sowjetischem Vorbild. Und so ist auch die ethisch-
normative Grundlage des Wirtschaftens eine vom staatlichen Herrschaftssystem 
sowie von einer planmäßigen Umverteilung der Produktionsgüter geprägte Wirt-
schaftsethik.  

Seit 1995 ist eine Hinwendung zum Marktsozialismus festzustellen, bei dem 
es zwar eine Vielfalt an Eigentumsformen gibt (staatlich, genossenschaftlich, 
privat), die staatliche jedoch in den dominanten Sektoren vorherrscht und die 
Preisbildung einerseits über den Markt, andererseits über staatliche Regulierun-
gen erfolgt. Durch die Marktmechanismen soll es zu einer effektiveren Vertei-
lung und zu einem besseren Einsatz der Ressourcen kommen, während die Ge-
samtgesellschaft in Form staatlicher Herrschaftsstrukturen die Kontrolle über die 
Produktion, die Verteilung sowie das Management sogar in privaten Unterneh-
men behält. 2005 wurden außerdem eine Reihe privater Unternehmen erneut 
verstaatlicht, Unternehmer wurden stärker kontrolliert, die Wechselraten und der 
Außenhandel waren staatlich reguliert. Dennoch wuchs die Wirtschaft und er-
reichte vor der Finanzkrise eine Wachstumsrate von über 10 %. Mit der Krise 
fiel der Wert jedoch auf beinahe null, eine Unterstützung des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) folgte. 2010 schloss sich das Land mit Russland und Ka-
sachstan zu einer Zollunion und Freihandelszone zusammen, woraufhin Russ-
land Belarus alle Öl- und Gasverpflichtungen erließ.  
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Die Wirtschaftsethik ist demnach „von vier Grundkonzepten geprägt: a) Au-
tokratie, b) Paternalismus und Klientelismus, c) Inanspruchnahme von Vergüns-
tigungen (rent-seeking) sowie d) Populismus und polizeistaatliche Kontrolle. 
Hier zeigt sich deutlich, dass die Wirtschaftspolitik des Präsidenten nicht auf 
eine Rückkehr zur Planwirtschaft gerichtet ist, sondern darauf zielt, über staatli-
che Regulierung und systemimmanente Korruption die Wirtschaft des Landes in 
das präsidiale Machtsystem einzuordnen, die Machtapparate zu finanzieren und 
die Loyalität der Clans im Umfeld des Präsidenten sicherzustellen“ (Mildner, 
2000: 4). Die staatliche Herrschaftsausübung in der Wirtschaft konzentriert sich 
in erster Linie auf die Versorgung der Hauptsektoren Landwirtschaft, Bauwesen 
und Schwerindustrie mit günstigen Krediten, der Subventionierung des Woh-
nungsbaus und der Kommunalwirtschaft, dem Ausbau der Rolle des Staates in 
der Wirtschaft, Preisregulierung, Devisen- und Außenhandelskontrollen sowie 
administrativen Verteilungssystemen (Mildner, 2000). Zwar ist die ökonomische 
Autonomie, was die Vielfalt der Eigentumsformen betrifft, gegeben, doch die 
persönliche Kontrolle der Wirtschaft durch den Präsidenten, der zwingende Er-
halt einer industriellen Produktion und der entsprechenden Arbeitsplätze, die 
Rentenabsicherung über die Betriebe und die Subvention einer sozialen kom-
munalen Infrastruktur sowie die Nahrungsmittelverteilung durch das Kolchos-
system und über regulierte Preise schränken diese Autonomie stark ein. 

Die gelebte Wirtschaftsethik stützt sich also stark auf die Bewahrung der 
sowjetischen Traditionen sozialer Unternehmensverantwortung und die Stellung 
des Unternehmens als Garant der sozialen Ordnung. Zwei rechtliche Grundlagen 
dafür sind einmal das Gesetz über den Umgang mit den Bürgern von 1996 
(ë���� ª��������� Ì������� �� 6 ���§ 1996 �. ç407-XIII «¦� ����¥���§� 
�������») und zum anderen der Präsidentenerlass von 2007 über die zusätzli-
chen Leistungen in der Arbeit mit den Bürgern und juristischen Personen (Ù��¨ 
Ñ��¨������ ª��������� Ì������� �� 15 ���§��§ 2007 �. ç498 «¦ 
�������������� ����� �� ������ � ����¥���§�� ������� � ����������� 
��©»).  

In der Praxis spielt der Erhalt der sozialen Infrastruktur eine zentrale Rolle. 
Der Staat regelt die soziale und ökologische Sphäre sowie den Beitrag der Un-
ternehmen an der Gesamtgesellschaft. Das lässt den Unternehmen kaum Mög-
lichkeiten einer kreativen und innovativen Gestaltung ihrer sozialen Unterneh-
mensverantwortung oder ihres eigenen sozialen Engagements. Dennoch ist der 
überwiegende Teil der Großunternehmen an internationale ISO-Standards für 
Produktqualität, ökologische Verantwortung, Management und/oder Sicherheit 
am Arbeitsplatz angepasst. Ein Beispiel sind die Belarussian Steel Works, ein 
staatliches Unternehmen, das seit 2003 jährliche Tätigkeitsberichte verfasst und 
für die Jahre 2008 und 2009 auch CSR-Reporte vorgelegt hat. Darüber hinaus 
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befolgt das Unternehmen internationale Standards der Normierung einer Ge-
schäftsethik und veröffentlicht seine interne und externe Kommunikationsstruk-
tur. Diese Art der Öffentlichkeit ist aber eher die Ausnahme; in der Regel gibt es 
kaum Reporting oder normative unternehmenseigene Dokumente, abgesehen 
von der Veröffentlichung staatlicher Erlasse.  

Wie das Unternehmen Intertransavto als privates mittelständisches Unter-
nehmen allerdings zeigt, spielen die Sozialpolitik, Arbeitsbedingungen, sportli-
che Betätigungsmöglichkeiten für die Mitarbeiter, Charity und der kommunale 
Wohnungsbau nicht nur in staatseigenen Betrieben oder genossenschaftlich or-
ganisierten Unternehmen eine Rolle. Bemerkenswert ist auch das Umweltmana-
gement der staatlichen Produktionsassoziation Beloil. Neben der Förderung, 
Verarbeitung und Forschung von Öl- und Ölprodukten unterstützt sie die Land-
wirtschaft zum Erhalt der regionalen wirtschaftlichen Gemeinschaft und zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen außerhalb der Ölindustrie. Freigesetzte Arbeits-
kräfte werden in die Landwirtschaft umgelenkt, um die regionale Selbstversor-
gung sicherzustellen sowie das Problem der aufkommenden regionalen Arbeits-
losigkeit zu bewältigen. Die Mitarbeiter der Ölindustrie sind den Umgang mit 
Hochtechnologie gewöhnt, was sie zu gesuchten Kräften in der zunehmend 
hochtechnisierten Landwirtschaft macht54. Zusätzlich wird die regionale Produk-
tion von Mineralwasser gefördert. Die soziale Infrastruktur mit Sport- und Kul-
tureinrichtungen ist ebenfalls Bestandteil des Engagements. Insgesamt hat man 
hier ein Beispiel für die wirtschaftliche Gemeinschaft sowjetischen Typs, in 
welcher der Abbau eines Energieträgers über die weitere Ansiedlung von Indust-
rie- und Wirtschaftszweigen in der Region entscheidet. Zusätzlich kommt hier 
der zeitgenössische Anspruch des ökologisch wie sozial nachhaltigen Wirtschaf-
tens ins Spiel. 

Lediglich Unternehmen wie die Brauerei Alivaria (Tochterunternehmen der 
Carlsberg Group) sind als Teil großer internationaler Konzerne in der Gestaltung 
ihrer gelebten Unternehmensethik um einiges freier. Sie haben das Volunteering 

                                                            

54 Da die Landwirtschaft technisch immer komplexer wird, sind Traktoristen und 
Landmaschinentechniker im Agrarbereich mittlerweile die höchstbezahlten Arbeiter – 
ein Phänomen, das ebenso in der Ukraine, in Russland und sogar in Kanada zu 
beobachten ist. Landmaschinentechniker und Traktoristen werden in der Regel 
systematisch von der Öl- und Gasindustrie abgeworben, weil sie zuverlässig und 
verantwortungsvoll mit komplizierter Technik umgehen können sowie mit der Arbeit 
im Freien vertraut sind. Allerdings werden sie im Energiesektor wesentlich besser 
bezahlt als in der Landwirtschaft. In Belarus erlebt man aufgrund der Transformation in 
der Energiewirtschaft des Landes genau den gegenteiligen Trend: die Arbeiter aus der 
Ölindustrie gehen in die Landwirtschaft. 
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der Mitarbeiter in einem Kinderkrankenhaus ins Leben gerufen, initiieren Akti-
onen im verantwortungsvollen Umgang mit Alkohol sowie im Wald- und Kli-
maschutz. Das sind keine typisch sowjetischen Maßnahmen, sondern intendiert 
eine spezifische Sensibilisierung der Bevölkerung für unternehmens- und pro-
duktrelevante Themen und zielt auf die Einbeziehung der Mitarbeiter und der 
Bürger in diesen Prozess der Öffentlichkeit und Beteiligung. 

 

4.10 Zwischenbilanz 
Die Erneuerung der Begriffe Obš�ina als „gemeinschaftlicher Konsens“ und 
Obš�estvo als „gesellschaftliche Kontrolle“ schafft die zeitgemäße Legitimitäts-
voraussetzung für wirtschaftliche Tätigkeit in Russland. 

Da der gemeinschaftliche Konsens und die gesellschaftliche Kontrolle je-
doch nicht in jedem Falle integrale Bestandteile der Wirtschaftsethik sind, fehlt 
wirtschaftlichen Tätigkeiten oft die Legitimität. Das drückt sich unter anderem 
in der mangelhaften Durchsetzung von Eigentumsrechten aus, aber auch in der 
Willkürlichkeit von Regelungen und Aktivitäten sowie der Korruption auf Sei-
ten des Staates wie der Wirtschaft. 

Im Ergebnis der Betrachtung ausgewählter Beispiele einer gelebten Wirt-
schaftsethik in Russland kann man feststellen, dass die Gesetzgebung bezie-
hungsweise die Verpflichtungen dem Staat und der regionalen Administration 
gegenüber einen erheblichen Einfluss auf die Gestaltung des Verhältnisses von 
Wirtschaft und Gesellschaft haben. Dabei sind Unternehmen in der Regel bereit, 
ihren Verpflichtungen gegenüber dem Staat nachzukommen und auch die An-
forderungen der Mitarbeiter zu berücksichtigen. Dennoch fehlt der gemein-
schaftliche Konsens über die Legitimität wirtschaftlicher Aktivitäten, da nicht 
alle Beteiligten einer Wirtschaftsregion in gleichem Maße am Aushandlungs-
prozess über den Sinn und die Zumutbarkeit ökonomischer Tätigkeiten sowie 
über den Sinn und die Zumutbarkeit staatlicher Forderungen gegenüber den 
Wirtschaftsorganisationen involviert sind. Die föderale und regionale Verwal-
tung ist nach wie vor der energischste Treiber gelebter Wirtschaftsethik. Das 
hindert folglich auch die gesamtgesellschaftliche Kontrolle über ökonomisches 
Handeln. Zwar verfügt der Staat über Kontrollmechanismen, um die Legitimität 
zu prüfen, es mangelt allerdings an der gleichberechtigten Anhörung der öffent-
lichen Meinung sowie der öffentlichen Kontrolle. Darüber hinaus mangelt es 
den Unternehmen sowie den einzelnen Regionen und auch den Regionalverwal-
tungen an qualifiziertem Personal, das entweder bei der Umsetzung wirklich gu-
ter und innovativer CSR-Ansätze unterstützend tätig ist oder aber einen ganz-
heitlichen Dialog mit diversen Anspruchsgruppen in die Wege leiten kann. 
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Nichtregierungsorganisationen spielen im Meinungsbildungsprozess und bei der 
Ausarbeitung sozialer Unternehmensverantwortung kaum eine Rolle, da ihnen 
generell Misstrauen entgegengebracht wird. Dennoch gibt es landesweit lokale 
und regionale gemeinschaftliche Initiativen, die von lokal und regional veran-
kerten Wirtschaftsorganisationen mitgestaltet werden. Die Legalitätsvorausset-
zungen für wirtschaftliche Tätigkeit in Russland sind also nach wie vor ObšOina 
und ObšOestvo, wobei die wirtschaftliche Gemeinschaft nur dann legitim wirt-
schaftet, wenn ihr eine autonome, aber dennoch konsensfähige Geschäftsethik 
zugrunde liegt, und das gemeinschaftliche Wirtschaften nur dann legitim ist, 
wenn es nicht ausschließlich auf ordnungspolitischer Regulierung aufbaut.  

Erst eine in der wirtschaftlichen Gemeinschaft ausgehandelte Geschäftsethik 
als Basis für die interne Legitimation unternehmerischen Handelns und für den 
„solidarischen Zusammenhalt jenseits der Partikularinteressen“ trägt zum guten 
und vor allem gerechten Zusammenleben bei. Nur in der Wirtschaftsgemein-
schaft ausgehandelte Grundsätze und Prinzipien, die auch für jeden verbindlich 
und richtungsweisend sind, die von allen einheitlich erarbeitet, beschlossen und 
akzeptiert worden sind, haben Bestand. Gleichzeitig müssen sie dem Einzelnen 
dennoch größtmögliche Freiheit gewähren. Das heißt beispielsweise, dass Mit-
arbeitern die reale Möglichkeit gegeben wird, sich sinnstiftend und gewinnbrin-
gend in das Unternehmen einzubringen sowie sich an Aushandlungs- und Ent-
scheidungsprozessen zu beteiligen.  

Zudem ist erst eine reale Beteiligung der Unternehmen an ordnungspoliti-
scher Mitverantwortung, die Schaffung einer Engagementinfrastruktur für Un-
ternehmen zur externen Legitimation unternehmerischen Handelns eine Voraus-
setzung für das faire Zusammenleben in einer Gesellschaft. Unternehmen sollten 
als quasi-öffentliche Akteure am gesellschaftlichen und politischen Mei-
nungsbildungs- und Gestaltungsprozess beteiligt sein, sie sollten nicht bloß die 
staatlichen Anforderungen erfüllen müssen. Sie verfügen über immense Res-
sourcen finanzieller, organisatorischer und intellektueller Art, die sie sinnstif-
tend und gewinnbringend in den gesamtgesellschaftlichen Diskurs über das gute 
und gerechte Zusammenleben einbringen können. Gleichzeitig muss über die 
Zumutbarkeit ihrer wirtschaftlichen Aktivitäten immer wieder neu reflektiert 
werden. Doch auch das geht nur in einem Netzwerk verschiedener Akteure und 
Anspruchsgruppen, da jeder einen anderen Blickwinkel hat und man nur ge-
meinschaftlich die Interessen aller verfolgen kann. So ist in den Konzepten des 
Staatskapitalismus und Solidarismus durchaus auch die ökonomische Autono-
mie der Wirtschaftseinheiten mitgedacht, das Recht auf Privateigentum, die Si-
cherung von Eigentumsrechten, ebenso aber auch die Garantie einer Gemein-
schaft, der ObšOina, durch ein einnehmendes „Wir“-Gefühl sowie die gesell-
schaftliche Einbettung von Wirtschaftsorganisationen.  



 

128 

Kul’kov, Sorokin und Abalkin setzen teilweise Gesellschaft und Staat 
gleich, und sie begrüßen entsprechend die staatliche Vormachtstellung in öko-
nomischen und sozialen Prozessen zur Sicherung gesamtgesellschaftlicher Inte-
ressen. Das ist zwar auch bei den angeführten Beispielen in kirchlichen Doku-
menten und in den Stellungnahmen der Wirtschaftsverbände zu spüren, doch 
wird dort stets auch auf die Anerkennung ökonomischer Autonomie verwiesen. 
Mit ihrem Engagement machen die Kirche und die wirtschaftlichen Interessen-
verbände darauf aufmerksam, dass es neben dem Staat auch andere gesellschaft-
liche Kräfte gibt, die ein Mitspracherecht und eine ordnungspolitische Mitver-
antwortung einfordern. Nach wie vor regulieren regionale und föderale Admi-
nistrationen die zu leistenden Sozialmaßnahmen der Unternehmen durch ent-
sprechende Gremien und Ausschüsse. Die Unternehmen ihrerseits reagieren 
mehrheitlich auf staatliche Anreize und Maßnahmen, pflegen das sowjetische 
Erbe und fangen gerade erst an, sich dezidiert mit den Forderungen anderer An-
spruchsgruppen als des Staates und der Mitarbeiter zu befassen. Denn: kann der 
Staat in jedem Falle gesamtgesellschaftliche Interessen vertreten? Die Artikula-
tion der Interessen und Bedürfnisse muss aus der Gesellschaft selbst heraus 
kommen, daraufhin muss ein Konsens darüber hergestellt werden, welches Inte-
resse es zu verfolgen gilt und welches nicht, um schließlich auf gesamtgesell-
schaftlicher Ebene zu kontrollieren, ob dieser ausgehandelte Kompromiss adä-
quat verfolgt wird. Insofern stellt sich die Frage, ob die strikte Verfolgung von 
Mitarbeiterforderungen der größten Betriebe einer Region die wirtschaftliche 
Gemeinschaft daran hindert, sich weiterzuentwickeln, wie behauptet, oder ob es 
doch die Kommunikationsstrukturen gesellschaftlicher Großgruppen in Russ-
land sind, die dem, zumindest teilweise, im Wege stehen. 
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Abb. 4.2: Darstellung der russischen integrativen Wirtschaftsethik. Quelle: eigene 
Darstellung, 2011 
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5 Der gesellschaftliche Mehrwert 

5.1 Ökonomische Autonomie und soziale 
Sicherheit 

Welchen Mehrwert können der gemeinschaftliche Konsens und die gesellschaft-
liche Kontrolle über wirtschaftliche Aktivitäten erbringen? Grundsätzlich setzt 
sich gesellschaftlicher Mehrwert aus einer Bandbreite an Indikatoren zusammen. 
Hier wird lediglich der Mehrwert Gegenstand näherer Betrachtungen sein, den 
ökonomische Akteure mit ihren Beiträgen leisten können. Der gesellschaftliche 
Mehrwert, zu dem Unternehmen durch ihre spezifischen Fähigkeiten beitragen, 
ist einmal die ökonomische Autonomie der Wirtschaftsorganisationen und der 
wirtschaftlichen Subjekte in einer Gemeinschaft. Zum anderen garantiert das 
Prinzip ObšOestvo die soziale Sicherheit der Gesamtgesellschaft durch staatliche 
und zivilgesellschaftliche Kontrollmechanismen (Kirche, Wirtschaftsverbände, 
Wissenschaft, bürgerschaftliche Initiativen). Die ökonomische Autonomie einer 
wirtschaftlichen Gemeinschaft baut ihrerseits auf einer unternehmenseigenen 
Geschäftsethik auf, welche zur Schaffung von betriebsinternen Beteiligungsinf-
rastrukturen beiträgt sowie zu Ressourcensynergien im Unternehmen führt. Die 
Voraussetzungen dafür sind die persönliche Freiheit und die individuelle Auto-
nomie der Mitarbeiter einer Wirtschaftsorganisation. Die soziale Sicherheit ba-
siert ihrerseits auf einer ordnungspolitischen Mitverantwortung der Unterneh-
men, welche die Selbstorganisation fördert und die Sichtbarkeit ökonomischer, 
politischer und gesellschaftlicher Aktivitäten eines Unternehmens erhöht. 
Grundlage dieser Verantwortung zur Regulierung gesellschaftlicher Herausfor-
derungen im Namen der Interessen größtmöglicher gesellschaftlicher Teile sind 
Eigentums- und Rechtssicherheit der Wirtschaftsorganisationen vor politischer 
und gesellschaftlicher Willkür. In diesem Konzept haben traditionell russische 
Wertvorstellungen und auf der Gemeinde basierende Handlungsorientierungen 
ebenso einen Platz wie die aktuellen internationalen Debatten rund um ökono-
mische Liberalisierung und Autonomie. Im Ergebnis verbindet die russische in-
tegrative Wirtschaftsethik, wenn sie denn gelebt wird, das Beste aus beiden 
Welten. 
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Tab. 5.1: Darstellung des gesellschaftlichen Mehrwerts. Quelle: eigene Darstellung, 2011 

ObšOina ObšOestvo 

individuelle Auto-
nomie in der wirt-
schaftlichen Gemein-
schaft  

kollektive Autonomie 
durch die wirtschaftli-
che Gemeinschaft als 
Kommunikations-
plattform 

gesellschaftliche Kon-
trolle durch ordnungs-
politische Regulierung 

gesamtgesell-
schaftliche Kontrol-
le ökonomischer 
Tätigkeiten durch 
die Sobornost’ 

ökonomische Autonomie soziale Sicherheit 

gesellschaftlicher Mehrwert ökonomischer Akteure 

 
Ökonomische Autonomie und soziale Sicherheit benötigen Netzwerke ge-

sellschaftlicher Großgruppen und individuelle wie gesellschaftliche Bildung, um 
am Entscheidungs-, Produktions- und Verteilungsprozess teilhaben zu können. 
Sie sind ihrerseits also Formen der Kapitaltransformation und -akkumulation, 
bei der sich vorhandenes ökonomisches Kapital in soziales und kulturelles um-
wandelt. Gesellschaftlicher Mehrwert lässt sich daher wie folgt beschreiben: 
 

– Er ist keine bloße Wertsteigerung und Profitmaximierung, sondern die Schaf-
fung neuer ökonomischer sowie sozialer und ökologischer Werte. 

– Er beruht auf dem Geltungsanspruch ethisch-normativer Prinzipien, bei der 
die Frage im Mittelpunkt steht: „Ist dieses konkrete wirtschaftliche Handeln 
sozial und ökologisch zu rechtfertigen?“ 

– Gesellschaftlicher Mehrwert ist das Streben nach ökonomischer Autonomie, 
um gewinnbringend zu wirtschaften. 

– Er ist zudem das Streben nach sozialer Sicherheit, um sinnstiftend zu wirt-
schaften. 

Umzusetzen ist diese ethisch-normative Grundhaltung durch den gegenseitigen 
Know-how-Transfer aus Wirtschaft, Gesellschaft und Politik sowie durch die 
dialogorientierte Ausbalancierung von Interessen zwischen der ökonomischen 
Profitmaximierung und der Zumutbarkeit beziehungsweise Verträglichkeit des 
unternehmerischen Handelns. 
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5.1.1 Das Schaffen des gesellschaftlichen Mehrwerts 
Was können Unternehmen tun, um diesen Beitrag zum gesellschaftlichen 
Mehrwert zu leisten? Wie kann Mehrwert überhaupt legitim sein? Er ist dann 
legitim, wenn er auf der Grundlage eines gemeinschaftlichen Konsenses sowie 
unter den Augen der gesellschaftlichen Kontrolle generiert wird und wenn er 
ökonomische Autonomie sowie gleichzeitig soziale Sicherheit gewährt. Wirt-
schaftliche Tätigkeit kann nur dann legitim sein, wenn sie für die russische Ge-
samtgesellschaft in gleicher Weise sinnstiftend und gewinnbringend ist, nicht 
nur für den einzelnen Arbeiter, Politiker oder Unternehmer. Die maximale Inte-
ressendurchsetzung steht nicht im Vordergrund, sondern der Interessenausgleich 
zwischen allen gesellschaftlichen Großgruppen. Und da die Wirtschaft ein Teil-
system der Gesellschaft ist, muss sie einen bestimmten Nutzen für die Gesamt-
gesellschaft haben, sonst würde sie abgeschafft; sie muss also irgendeine Art 
von Mehrwert generieren. Das sollte jedoch auf eine für alle verträgliche Art 
und Weise geschehen, soll es nicht zu einer Verschärfung der sozialen Ausei-
nandersetzungen kommen, wie wir sie seit der Finanzkrise 2008 erleben. Der 
gesellschaftliche Mehrwert beschreibt also einen Wert, der entsteht, wenn das 
Engagement eines Unternehmens über den Business Case von Unternehmens-
verantwortung sowie über die traditionelle Corporate Social Responsibility hin-
ausgeht. Der so geschaffene Neuwert, die unternehmerische Wertschöpfung, ist 
damit mehr als die soziale Wohlfahrt und stellt gleichzeitig auch nicht bloß ein 
Instrument der Unternehmen dar, um noch profitabler zu sein. Was sind also die 
Werte, die ein Unternehmen über seine Autonomie und Kommunikation, über 
ordnungspolitische Regulierungen und gesamtgesellschaftliche Kontrolle 
(Sobornost’) zu schaffen in der Lage ist? 
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Tab. 5.2: Das Schaffen des gesellschaftlichen Mehrwerts. Quelle: eigene Darstellung, 2011 

ô unternehmerische Wertschöpfung õ 

– Kundenattraktivität 

– Brand-, Wertereputation 

– intellektuelles Kapital 

– Risikoprofil 

– Innovation 

– Handlungs-, Tätigkeits- 
 legitimierung55 

–  moralische Verpflichtun
 gen 

– Nachhaltigkeit 

– Forderungen diverser Ans
 pruchsgruppen 

– Reporting 

– Beteiligung  

– Ressourcensynergien 

– Selbstorganisation  

– Sichtbarkeit 

 

 

Business Case für Corporate 
Social Responsibility 

Corporate Givings gesellschaftlicher Mehrwert 
ökonomischer Akteure 

 
In der aktuellen Debatte über das Verhältnis von Wirtschaft und Gesell-

schaft ist der ganzheitliche Ansatz zwar mittlerweile unstrittig. Die Interpretati-
onen gehen hier allerdings weit auseinander. Großen Zuspruchs erfreut sich in 
der aktuellen Debatte das Konzept „Creating Shared Value“ (CSV) (Por-
ter/Kramer, 2011), bei dem die Schaffung ökonomischer Werte mit der Schaf-
fung gesellschaftlicher Werte einhergehen soll. Dazu sei jedoch ein neuer Weg 
für die Erzielung ökonomischen Erfolgs wichtig, für den es drei Möglichkeiten 
gibt: Produkte und Märkte überdenken, die Produktivität und die Wertschöp-
fungskette neu definieren sowie regionale Entwicklung ermöglichen. Damit 
grenzt sich dieses Konzept klar von Corporate Social Responsibility ab. Doch 
das ethisch-normative Prinzip der Profitmaximierung in der Wirtschaft wird 
auch bei dem Creative Shared Value-Ansatz nicht infrage gestellt. Ethik wird 
auch hier als Gegenstück zur ökonomischen Rationalität wahrgenommen, und es 
wird versucht, beides so gut es geht zu vereinen. Die ordnungspolitische Rolle 
von Regierungen wird außerdem bei diesem Ansatz weit an den Rand gedrängt; 
Staat und Verwaltung treten eher als Beobachter denn als Regulatoren auf. Die 
Unterscheidung des gesellschaftlichen Mehrwerts vom Creative Shared Value-

                                                            

55 Die Agentur SustainAbility (2001) hat in einem Business Case für Nachhaltigkeit diese 
Indikatoren der Unternehmensentscheidungen für oder gegen gesellschaftliches 
Engagement differenziert.  
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Ansatz und beides in Abgrenzung zur Corporate Social Responsibility sind in 
der folgenden Tabelle dargestellt: 

Tab. 5.3: Abgrenzung des gesellschaftlichen Mehrwerts. Quelle: eigene Darstellung, 
2011; angelehnt an Porter/Kramer (2011) 

Corporate Social 
Responsibility 

Creative Shared Value  Gesellschaftlicher Mehrwert 
ökonomischer Akteure 

Wert: Gutes tun Wert: ökonomische und sozi-
ale Benefizien in Relation zu 
den Kosten 

Wert: unternehmerisches 
Gewinnstreben in Relation zu 
der sozialen und ökologi-
schen Verträglichkeit 

Bürgerschaft, Philanthropie, 
Nachhaltigkeit 

gemeinsame Unternehmens- 
und gesellschaftliche Wert-
steigerung 

Kreierung neuer Werte 

willkürlich oder als Antwort 
auf externen Druck 

Wesentlich für den Wettbe-
werb 

Basis für jede unternehmeri-
sche Tätigkeit 

separat von Profitmaximie-
rung 

Integral für Profitmaximie-
rung 

Ergebnis von verantwortbarer 
Profitmaximierung 

Agenda ist von externer Be-
richterstattung und persönli-
chen Vorlieben beeinflusst 

Agenda ist unternehmensspe-
zifisch und internalisiert 

Agenda wird im Dialog mit 
Gemeinschaft aufgesetzt  

Einfluss auf Unternehmensbi-
lanz und CSR-Budget ist be-
schränkt 

ordnet das gesamte Unter-
nehmensbudget neu 

bezieht Gesamtheit der Un-
ternehmensressourcen mit ein

Beispiel: Fairen Handel un-
terstützen 

Beispiel: Transformation der 
Beschaffung, um Qualität und 
Erträge zu erhöhen 

Beispiel: integriertes soziales 
Engagement, bei dem Unter-
nehmensaufgabe und be-
triebsinterne und -externe 
Beteiligung am Leben in der 
Gemeinschaft eins sind 
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5.2 Generieren des gesellschaftlichen Mehrwerts 
in der betriebsinternen wirtschaftlichen 
Gemeinschaft  

Gesellschaftlichen Mehrwert zu generieren „is more than demonstrating concern 
for the environment, fair business practices, and socially responsible business 
decisions. It can entail making extra efforts to improve social welfare“ (London, 
2008: 314). Zentral ist hier die Beteiligung der Mitarbeiter am Meinungsbil-
dungs- und Entscheidungsprozess innerhalb des Unternehmens, damit sie öko-
nomische Tätigkeiten und Entscheidungen mittragen können. Dazu ist allerdings 
die Bildung und Qualifizierung der Mitarbeiter und Angestellten nötig, damit sie 
überhaupt zu einer begründeten Meinung gelangen und ein qualitatives Urteil 
fällen können. Das ökonomische Kapital der Unternehmen kann dazu eingesetzt 
werden, um dieses kulturelle Kapital zu akkumulieren. Unternehmen stellen so-
mit eine neue Art von Kommunikationsplattform dar, auf der intern ein Konsens 
über das richtige und gerechte Wirtschaften hergestellt wird. Russische Unter-
nehmen verfügen teilweise über Mitarbeiter-Blogs und interne Foren, auf denen 
man sich vernetzen und austauschen kann. Damit wächst automatisch die Ei-
genverantwortung der Mitarbeiter für sich, ihr Handeln, ihre Tätigkeit am Ar-
beitsplatz sowie ihr Interesse an außerbetrieblichen Partizipationsmöglichkeiten, 
was insgesamt eine Vitalisierung der wirtschaftlichen Gemeinschaft und der 
Wirtschaftsregion zur Folge haben kann. Das Einbringen von Verbesserungs-
vorschlägen, die Beteiligung der Mitarbeiter an Aktien des Unternehmens oder 
regelmäßiges Einholen von Mitarbeiter-Feedback sind bereits erwähnte Beispie-
le solcher Partizipationsmöglichkeiten. 

Der Dialog fördert außerdem die betriebsinterne, abteilungsübergreifende 
Wahrnehmung und Vertretung von Interessen, Wissenstransfer und Austausch. 
So entsteht die Sensibilisierung der Arbeiter für die Tätigkeiten und Aufgaben 
der jeweils anderen, Netzwerke bilden sich im Unternehmen, die wiederum ef-
fektiv zur Lösung gemeinsamer Herausforderungen durch Synergieeffekte beim 
Zusammentragen verschiedener Ressourcen beitragen können. 

Ein weiterer Aspekt ist die Selbstorganisation der Gemeinschaft, um ve-
rantwortungsvoll und im Austausch mit allen gesellschaftlichen Gruppen Kont-
rollmechanismen für die Zumutbarkeit wirtschaftlicher Aktivitäten zu entwi-
ckeln: Die Menschen, die von einem Problem betroffen sind, sollten sich der 
Lösung ihres Problems selbst annehmen. Bildung und Partizipationsmöglichkei-
ten sind dafür notwendig, wenn die Eigenverantwortung innerhalb einer Wirt-
schaftsregion erfolgen soll. So sollte beispielsweise in einem Gipswerk in Süd-
sibirien die Verringerung der Anzahl der Mitarbeiter aufgrund des Nachfrage-
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einbruchs in 2008 erfolgen56. Betriebsführung und Management waren sich be-
reits über Art und Umfang der Kürzungen einig, als die Mitarbeiter des Betrie-
bes beschlossen, auf einen Teil ihres Lohnes zu verzichten, damit alle weiter 
angestellt bleiben könnten. Für den sozialen Frieden in den regionalen Gemein-
schaften ist die Arbeitslosigkeit einiger manchmal wesentlich gefährlicher als 
die Lohnminderung aller. Kommunikations- und Partizipationsmöglichkeiten 
führten dazu, dass sich die Mitarbeiter einbrachten und mit ihrer Forderung auch 
durchsetzten. Darüber hinaus tritt auch hier wieder das ObšOina-Prinzip, die 
wirtschaftliche Gemeinschaft, zutage. 

Die vierte Komponente, die Öffentlichkeit der Aktivitäten, muss zudem über 
die bloße Berichterstattung auf firmeneigenen Internetseiten und in Broschüren 
hinausgehen und die Mitarbeiter am Öffentlichkeitsprozess teilhaben lassen. Da-
rüber hinaus ist die Gesamtgesellschaft in Form von Plattformen zu beteiligen, 
welche einerseits den Dialog und die Kontrolle wirtschaftlicher Aktivitäten for-
dern und fördern sowie andererseits Zugang zu Informationen von und für das 
Unternehmen schaffen. Den Datentransfer optimieren, Maßnahmen messen, die 
Frage nach dem Sinn ökonomischer wie sozialer Aktionen stellen und einen 
Diskurs darüber anstreben, wie die Sinnhaftigkeit nachhaltig erhöht werden 
kann – dazu braucht es die unterschiedlichen Anspruchsgruppen, deren Forde-
rungen, deren spezielles Wissen und deren eigene Netzwerke. Entsprechende 
Maßnahmen können auch die Präsentation des Engagements im Internet, in 
Werbefilmen oder durch das Drehen von Spielfilmen zu einem bestimmten sozi-
alen Problem umfassen. Laut der Internet-Marktforschungsfirma comScore 
(2007; 2009) hat Russland die weltweit größten Wachstumszahlen an Internet-
Usern und besitzt weltweit die größte Social Network Audience, was für die 
Wirtschaft, aber auch für die Politik und die Öffentlichkeit nutzbar ist. Hier kann 
sowohl die IT-Abteilung als auch die Abteilung für Öffentlichkeitsarbeit eines 
Unternehmens unterstützend eingesetzt werden. Dazu braucht es nicht in erster 
Linie mehr Geld, sondern gegebenenfalls nur eine Umverteilung bereits inves-
tierter Ressourcen. 

Berechtigt ist natürlich die Frage, wie die Mitarbeiter zu ändern sind, wie sie 
die Inkorporierung des sozialen Engagements umsetzen. Die Frage ist je nach 
Unternehmen sicherlich verschieden zu beantworten. Viele werden sich nicht 
ändern. Und sie werden sich sicherlich auch nicht freiwillig engagieren. Zumin-
dest nicht alle und auch nicht bei jedem Thema. Zum einen führt das zur Erosion 
des Bereichs der sozialen Fürsorge und des sozialen Status Quo in einem Unter-

                                                            

56 Unter Verwendung von Datenmaterial der Deutsch-Russischen Gespräche Baden-
Baden. 
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nehmen. Zum anderen wird ein Vorgesetzter nicht in jedem Fall ein Interesse 
daran haben, dass die Mitarbeiter einen Teil ihrer Arbeitszeit für andere Dinge 
aufwenden. Dennoch können Prozesse in Gang gesetzt werden, die im zweiten, 
dritten Schritt vielleicht einen Wandel mit sich bringen. Ein Beispiel für den be-
triebsinternen Einstellungs- und Verhaltenswandel ist die Nichtraucherprämie. 
Sie wird in Betrieben an Mitarbeiter vergeben, die nicht rauchen. Da diese keine 
Raucherpausen während des Arbeitsprozesses benötigen und durch das Nicht-
rauchen einen gesünderen Lebenswandel führen, ein niedrigeres Krankheitsrisi-
ko haben und entsprechend eine höhere Arbeits- und Leistungskraft aufweisen, 
werden sie vom Unternehmen „belohnt“. Diese Maßnahme wirkt in hohem Ma-
ße disziplinierend und bewirkt außerdem, dass auch andere Regeln am Arbeits-
platz eingehalten werden57. 

Es stellt sich die Frage, welche Personen die Konvergenzzonen identifizie-
ren können, in denen die Kernkompetenzen des Unternehmens zur Lösung sozi-
aler Fragen und damit zur Erhöhung des gesellschaftlichen Mehrwerts beitragen. 
Sie müssen in der Lage sein, Herausforderungen zu identifizieren und sein so-
ziales Umfeld sowie Möglichkeiten des Gestaltens und Wandelns zu erkennen. 
Sie sind gekennzeichnet durch ein hohes Commitment gegenüber ihrem Unter-
nehmen beziehungsweise gegenüber ihrer sozialen, gesellschaftlichen oder bür-
gerlichen Organisation, besitzen Führungsqualitäten und kennen sehr genau ihre 
Stärken und Schwächen. Zudem besitzen sie die Fähigkeit, Strategien zur Lö-
sung bestimmter Herausforderungen zu entwickeln, und sie sind in der Lage, 
ihre (Führungs-) Verantwortung zu teilen. Des Weiteren verfügen sie alle über 
für eine neue sektorenübergreifende Partnerschaft notwendigen und relevanten 
Kenntnisse, sie können von anderen etwas Neues annehmen und dies in ihrem 
Wirkungsumfeld weitergeben. Pinchot (1985) hat diesen Personenkreis treffen-
derweise als „Intrapreneurs“ bezeichnet – unternehmerisch denkende und han-
delnde Menschen in einer bestehenden Organisation. Das müssen nicht in jedem 
Falle Unternehmen sein. Auch auf Regierungsseite oder in gesellschaftlichen 
Initiativen sind solche Leute aktiv und können zu mehr Kostenbewusstsein, 
Stakeholder-Orientierung und Eigeninitiative geschult werden. 

 

                                                            

57 Unter Verwendung von Datenmaterial der Deutsch-Russischen Gespräche Baden-
Baden. 
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5.3 Generieren des gesellschaftlichen Mehrwerts 
in der betriebsexternen wirtschaftlichen 
Gemeinschaft  

Versteht man die wirtschaftliche Gemeinschaft also nicht nur als die Belegschaft 
eines Unternehmens, sondern als Wirtschaftsregion, die sich um eine Hauptin-
dustrie herum angesiedelt hat beziehungsweise angesiedelt wurde, ist es mög-
lich, gesellschaftlichen Mehrwert in diesen vier Kategorien auch regionsintern 
mit der Beteiligung der Politik, der Kirche, der Wirtschafts- und Sozialverbände 
sowie der bürgerschaftlichen Initiativen zu schaffen. 

Welche Projekte fallen in diese Konvergenzzonen? In erster Linie sind es 
soziale Projekte, die signifikant mit den Unternehmen in Verbindung stehen. 
Nur so ist ein Unternehmen bereit, Risikokapital zur Verfügung zu stellen. Die-
ses Risikokapital kann dann für die Skalierung einer bereits bewährten Initiative 
verwendet oder sozialen Organisationen bezeihungsweise der öffentlichen Ver-
waltung zur Verfügung gestellt werden. Es sind Konzepte, die bereits einen 
Proof of Concept hinter sich haben und sich in der kleinsten Einheit des (Sozi-
al-)Marktes bereits bewährt haben. Sie orientieren sich an einem bestimmten 
Business Model, haben eine Roadmap oder Ähnliches und können bereits einen 
sichtbaren positiven Einfluss vorweisen. Sie genießen außerdem lokale Unter-
stützung und die Akzeptanz der Bevölkerung. Die Projekte müssen so angelegt 
sein, dass sie sich mittel- und langfristig selbst finanziell tragen können, somit 
nachhaltig sind und ganz klar kommunizieren können, welche Investition sie 
sich vom Unternehmen erwarten (finanzielle Ressourcen, Know-how, Infra-
struktur, Lobbying). Außerdem müssen sie sagen können, was sie dem Unter-
nehmen zurückgeben werden. Dabei geht es nicht um ein Tit-for-Tat-
Tauschgeschäft, sondern um die Frage der Gegenseitigkeit, der Schaffung eines 
gemeinsamen, gesellschaftlichen Mehrwerts58.  

Umgekehrt funktioniert es ebenfalls: Auch große Unternehmen können sich 
an nicht kommerzielle Organisationen oder Projekte wenden mit dem Angebot, 
bestimmte Ressourcen zur Verfügung zu stellen, um gemeinsam skalierbare Pro-
jekte auszubauen und weiterzuentwickeln. Vielfach sind sie auf der Suche nach 
zu ihnen passenden Projekten und Maßnahmen, werden jedoch selten fündig, 
weil im Unternehmen längst nicht das Wissen vorhanden ist, geeignete Initiati-

                                                            

58 Die hier vorgestellten Gedanken über die Eigenschaften der Personen und die 
Besonderheiten der Projekte sind einer Gruppenarbeit (vier Personen, mich, die Autorin, 
eingeschlossen) im Rahmen des Themas „Social Entrepreneurship“ am 6. April 2011 an 
der Universität St. Gallen, Schweiz, entlehnt. 
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ven zu identifizieren, oder weil der Unterstützung staatlicher Initiativen Vorrang 
eingeräumt wird. Und Geld allein löst die gesellschaftlichen Probleme nicht – es 
geht um die Wertschöpfung, darum, wie man mit den eingesetzten Ressourcen 
mehr für die Gesellschaft leisten kann, wie das gute und gerechte Zusammenle-
ben fairer organisiert werden kann. 

Tab. 5.4: Beispiele, wie gesellschaftlicher Mehrwert generiert wird. Quelle: eigene Darstellung, 2011 

Gesellschaftlichen Mehrwert  

generieren 

Beispiele 

• Beteiligung schaffen 

 

• Events, über Internet, Öffentlichkeit, mediale 
 Aufmerksamkeit schaffen, neue Partnerschaften 
 initiieren und vermitteln, Nachahmer suchen, 
 Social-Franchise-Modelle und PSPP entwerfen 

• Ressourcenallokation im  

 Unternehmen 

• Objektnutzung, Business Improvement Districts, 
 Infrastruktur, Know-how-Transfer, Fürsprache, 
 Lobbying 

• Selbstorganisation  

 fördern 

 

• Social Commissioning zur Bewältigung sozialer 
 Verantwortungsbereiche eines Unternehmens, die 
 nicht direkt zum Produktionsprozess gehören: 
 soziales Unternehmertum etablieren, sektoren
 übergreifende Zusammenarbeit initiieren 

• Sichtbarkeit schaffen • Unternehmenszeitung, -blog, -radio, -TV, Inter-
 net, Social-Media-Präsenz, Filmproduktion 

 

5.4 Beispiele russischer Unternehmen 
Die im Folgenden dargestellten Beispiele gesellschaftlichen Engagements russi-
scher Unternehmen spiegeln dieses Mehr wider. Bei dieser Auswahl steht die 
gelebte Unternehmensethik einerseits signifikant mit dem Unternehmen in Ver-
bindung, das heißt, die Kernkompetenzen eines Unternehmens tragen zur Lö-
sung gesellschaftlicher Herausforderungen bei. Andererseits fördert das Enga-
gement aber auch den sektorenübergreifenden Dialog, wie in den ersten Beispie-
len dargestllt. Es macht den Aushandlungsprozess über die gesellschaftliche 
Zumutbarkeit ökonomischer Aktivitäten durch Beteiligungs- und 
Engagementinfrastrukturen sowie durch die Erhöhung eigenständiger wirtschaft-
licher und gesellschaftlicher Selbständigkeit möglich. 
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5.4.1 Beteiligung schaffen 
 

• Kuzbassenergo (Energieunternehmen): Durch das Programm „Molodež – 
Architektor budušOevo!“ (Die Jugend – Architekt der Zukunft, «Ø������� – 
���������� ����¥���!») sensibilisiert das Unternehmen Kinder und Jugend-
liche für soziale Mitverantwortung. Außerdem unterstützt es das Engagement 
von Kindern und Jugendlichen im sozialen Bereich in Form von Sozialpart-
nerschaften mit regionalen Stiftungen, sozialen Initiativen und einer breit an-
gelegten Aktivierung der Jugendlichen sowie der Initiierung neuer Partner-
schaften. 

• Sozialreklame russischer Unternehmen (u. a. das Metallurgische Kombinat 
MMK in Zusammenarbeit mit SkyCinema)59 ist ein Betätigungsfeld zur Sen-
sibilisierung der russischen Öffentlichkeit für gesellschaftliche Herausforde-
rungen, das mehr und mehr an Bedeutung gewinnt. In der Sowjetunion gab es 
bereits so etwas Ähnliches, beispielsweise wurde mit Werbefilmen oder Pla-
katen gegen Trunkenheit am Steuer geworben oder für das täglich mehrmali-
ge Händewaschen und Körperhygiene, um sich vor Infektionskrankheiten zu 
schützen. Damit soll auf die gesellschaftliche Haltung und Einstellung zu be-
stimmten Themen eingewirkt werden, woraus sich eventuell auch Verhal-
tensänderungen ergeben oder Aktionen und Projekte initiieren lassen.  

• Evraz (Montan-Unternehmen in der Stahlproduktion): Die Ideenwettbewerbe 
für eine lebenswertere Stadt, das beste Volunteering-Projekt und die schönste 
Gestaltung der Höfe und Vorgärten (Ý������ ���������� �������� 
«����� ���¨�� - ����� ����», Ý������ ������������ �������� «À� 
����� ������!» und Ñ�������� ��������������� ���������� 
���������� «Þ����») schaffen gemeinschaftliche Beteiligung an der städti-
schen Infrastrukturentwicklung von Monostädten, sensibilisieren speziell die 
Jugend und Unternehmensmitarbeiter, aber auch die lokale Bevölkerung für 
die städtische Sauberkeit und Ordnung und damit für die Erhöhung der At-
traktivität des Wohn- und Wirtschaftsraums Ural und die Entwicklung inner-
städtischer Bereiche. 

• Rusal (Metallindustrie): Das Unternehmen hat ein Internetportal für die Ver-
netzung sozial aktiver Kinder und Jugendlicher mit regionalen Nichtregie-
rungsorganisationen und anderen gesellschaftlichen Initiativen eingerichtet60. 

                                                            

59 http://www.1soc.ru/. 
60  www.parkprojektov.ru. 
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Es initiiert und fördert damit den Aufbau und die Entwicklung einer Infra-
struktur für soziales und zivilgesellschaftliches Engagement.  

• UralKhim (Chemieunternehmen): Mit seinem Projekt Liga Liderov («ê��� 
ê������») sucht das Unternehmen Nachahmer und Katalysatoren sozialer 
und gesellschaftlicher Initiativen, die eventuell einmal zu Social-Franchising-
Projekten führen können. In jedem Fall fördert UralKhim damit die soziale 
Engagementinfrastruktur und geht mit eigenem gutem Beispiel voraus, indem 
es gleichzeitig Jugendliche auffordert und unterstützt, die soziale Herausfor-
derungen in der Region angehen und lösen wollen. Dazu wurde bereits eine 
Zusammenarbeit mit dem Roten Kreuz initiiert. Außerdem trat das Unter-
nehmen 2009 der internationalen Initiative „Responsible Care“ bei. 

 

5.4.2 Selbstorganisation fördern 
 

• AvtoVaz trug in Toliatti nicht nur durch die Förderung des Stiftungssektors 
zur Selbstorganisation der regionalen Gemeinde bei. Neben der Schaffung 
einer eigenen GmbH für soziale Programme (¦¦¦ «Ê�©������� 
���������»), welche die sozialen Anforderungen der Mitarbeiter und der 
Gemeinde an den Konzern regelt, trug das Unternehmen auch mit der Über-
führung seines betriebseigenen Hotels («�������©� Ú�������§») in eine 
eigenständige GmbH neben der ökonomischen Vitalisierung zu eigenverant-
wortlichem Wirtschaften in der Gemeinde bei. Die betriebseigenen Sport-
clubs für Handball und Hockey («����������� ���� ê���», «ó�������� 
���� ê���») sind ebenfalls als eigenständige Organisationen ausgegliedert 
worden. Darüber hinaus kam es 2003 zur Gründung der Unternehmensstif-
tung AvtoVaz – novomu pokoleniju (Ð������ Í��� «á���Î�¨ — ������ 
���������!») im Rahmen der Toliatti Community Foundation (��������� 
����������������� Í��� «à��� À���§���»). Diese Beispiele sind gleich-
zeitig Arten des Social Commissioning, bei dem soziale und gesellschaftliche 
Verantwortungsbereiche des Unternehmens an andere Organisationen und 
Nichtregierungsorganisationen abgegeben werden. Insgesamt steht hier die 
unternehmerische Selbständigkeit im Vordergrund. 

• Das Unternehmen Sakhalin Energo Invest61 aus der Öl- und Gasindustrie bie-
tet seinen Mitarbeitern ein erweitertes Volunteering-Programm zur Unter-

                                                            

61 Obwohl Shell einen wesentlichen Anteil an der Sakhalin Energo Invest Ltd. hält, ist das 
Unternehmen als Beispiel für die Schaffung von Engagementinfrastrukturen, einen 
dialogorientierten Ansatz zur Lösung der Herausforderungen auf der Insel und die 
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stützung ihrer wohltätigen Initiativen und sozialen Projekte. Es beteiligt sich 
bei den Aktionen der Mitarbeiter jedoch nicht nur finanziell, sondern auch 
organisatorisch und konzeptionell. Damit fördert und begleitet das Unter-
nehmen die Eigeninitiative und das private Engagement seiner Angestellten, 
was vor allem im Zuge eines dialogorientierten Ansatzes im Rahmen der Er-
schließung neuer Rohstofflagerstätten auf der Insel Sakhalin zum Tragen 
kam. Gerade im Bereich Naturschutz und Meeresschutz hat sich eine hohe 
Sensitivität und ein bereitwilliges Engagement entwickelt, was durch das En-
gagement der Unternehmensmitarbeiter für den Umweltschutz auf ihrer Insel 
und an den Küstengebieten sowie durch eine rege Internet-Kommunikation 
über Öllecks, Wasserverunreinigungen und unsachgemäßen Umgang mit der 
Natur zum Ausdruck kommt. Hier steht die interessengebunde Selbständig-
keit sowie die Formierung von Initiativen, die Artikulation gesellschaftlicher 
Zielvorstellungen und die gemeinsame Problemlösung mit Unternehmensbe-
teiligung im Vordergrund. 

• Die Gruppa Ilim aus der Forst- und Papierwirtschaft gründete 2005 die Un-
ternehmensstiftung Ilim-Garant (Ì���������������� Í��� «Ð���-
������»), welche sich eigenverantwortlich, aber in Kooperation mit dem Un-
ternehmen um die sozialen Belange der Unternehmensmitarbeiter sowie regi-
onaler Anspruchsgruppen kümmert, Volunteering-Projekte einführt und neue 
Sozialpartnerschaften initiiert. Zu bemerken ist an diesem Beispiel die orga-
nisatorische und verwaltungstechnische Selbständigkeit des Fonds, damit ei-
ne reibungslose Gegenseitigkeit möglich ist. 

 

5.4.3 Ressourcenallokation im Unternehmen 
 

• Das Medien- und Kommunikationsunternehmen Vimpelcom bietet für Nicht-
regierungsorganisationen und soziale Initiativen die Möglichkeit, kostenlos 
SMS-Fundraising zu betreiben und für ihre sozialen und ökologischen Pro-
jekte zu werben. Das Unternehmen stellt damit kostenlos seine Produkte und 
Dienstleistungen für gesellschaftliche Organisationen und die Verbreitung 
gesellschaftlichen Engagements zur Verfügung.  

                                                                                                                                                                                          

aktive Unterstützung von Mitarbeitervorschlägen für soziale und ökologische 
Aktivitäten hier mit aufgenommen. Durch die Erschließung der neuen 
Rohstofflagerstätten Sakhalin-2 ist dieser Dialog überhaupt erst nötig geworden. Die 
Erschließung führte jedoch auch dazu, dass die russischen Partnerunternehmen in die 
Vergrößerung ihrer Anteile investierten, es zu einer Umstrukturierung im Management 
kam und die Unternehmensleitung heute unter russischer Dominanz steht.  
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• Von der bereits erwähnten unternehmenseigenen Stiftung des Finanzdienst-
leisters Uralsib wurde eine strategische Partnerschaft mit der Stiftung Vikto-
rija («Î������§») für sozial benachteiligte Kinder ins Leben gerufen. Ziel 
dieser Partnerschaft ist die gegenseitige Bereitstellung und Nutzung der eige-
nen Infrastrukturen und des eigenen Know-hows im Sozialen wie im Finan-
ziellen. Als Finanzdienstleister kümmert sich das Unternehmen um die 
Buchhaltung, die ökonomische Darstellung der Stiftungskennzahlen und die 
Weiterentwicklung des Fundraisings, während die Stiftung ihrerseits das 
Volunteering der Unternehmensmitarbeiter unterstützt und die Sensibilisie-
rung der Angestellten für soziales Engagement vorantreibt. 

• Die größte private Fluggesellschaft Russlands, TransAero, stellt für Kinder 
zum Zwecke der medizinischen Versorgung kostenlose Flüge – national und 
international – zur Verfügung. Ihr Programm „Zurück zur Zukunft“ («Ï�¨�� 
� ����¥��») unterstützt darüber hinaus die Rehabilitierung von Kindern 
nach Krebserkrankungen. Die Fluggesellschaft bildet dafür extra sein Flug-
zeugpersonal im Umgang mit Kindern, Behinderten und Schwerkranken aus, 
um adäquat auf die Bedürfnisse junger Patienten an Bord eingehen zu kön-
nen.  

5.4.4 Sichtbarkeit schaffen 
 

• Mit ihrem breit gefächerten Angebot an Veröffentlichungen und Publikatio-
nen ist die Rosbank beispielgebend, was das Öffentlichmachen der Tätigkei-
ten des Unternehmens anbelangt. Die Bank gibt unter anderem ihre unter-
nehmenseigene Zeitung Žurnal Rosbank (í����� «ª������») heraus62, die 
nicht nur für ihre Mitarbeiter, sondern auch für ihre Kunden und Geschäfts-
partner konzipiert ist. Diese Publikation wurde aufgrund ihres Kommunikati-
onsangebots, ihrer Gegenseitigkeit und der Qualität der Veröffentlichungen 
bereits mehrmalig ausgezeichnet; sie berichtet sowohl über Finanzen und 
Märkte als auch über das Unternehmen an sich, über seine Mitarbeiter und 
Angestellten sowie sein gesellschaftliches Engagement. 

• Die russische Fluglinie TransAero strahlt seit Februar 2011 auf ihren Linien 
mit dem Film „Ein anderes Leben“ («Þ����§ ��¨��») die künstlerische Auf-
arbeitung des eigenen sozialen Engagements aus. Der Film befasst sich mit 
dem Thema Corporate Volunteering und wirbt um die Verbreitung dieses 
Konzepts sowie seine Verankerung in der Unternehmensphilosophie eines 

                                                            

62 www.rb-j.ru. 
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jeden russischen Unternehmens63. Da der Film lediglich in der Business Class 
gezeigt wird, handelt es sich außerdem um eine sehr zielgruppenspezifische 
Kommunikation des sozialen Engagements, die auf der einen Seite zur Sen-
sibilisierung, auf der anderen Seite aber auch zum Nachdenken darüber anre-
gen soll, was man als Unternehmer oder Manager selbst mit seinem Betrieb 
oder seiner Abteilung machen kann, um zum guten und gerechten gesell-
schaftlichen Zusammenleben beizutragen. 

• Die Ural Mining and Metallurgical Company gründete eine Stiftung namens 
„Kinder Russlands“, welche Programme zu Begabtenförderung sowie zur 
Förderung von behinderten Kindern entwickelt hat und sich damit aktiv für 
die Kinder sowie kranke und behinderte junge Menschen in Russland ein-
setzt. Das ist an sich nicht neu. Interessant ist bei diesem Beispiel allerdings 
die Sichtbarkeit des Engagements: Das Unternehmen hat eigens dafür einen 
eigenen TV-Kanal und Kinderprogramme („5+“, „Good News“, 
„Multicoloured Umbrella“) sowie eine eigene Kinderzeitschrift („Quite Mi-
nute“) gegründet, in welcher sie Wissenswertes, Spiel und Spaß für Kinder 
aufbereitet. Gleichzeitig kommuniziert sie über diese Kanäle ihr soziales En-
gagement und ruft zur Beteiligung an sozialen Initiativen auf. Die Ausstrah-
lung der Fernsehprogramme erfolgt in Kooperation mit den TV-Unternehmen 
„Oblastnoe Television“ (Ekaterinburg) und „Telekon“ (Nižnij Tagil) im Ural, 
wodurch das Unternehmen mit den Sendeanstalten gleichzeitig eine Sozial-
partnerschaft und das gemeinsame Investieren in dieselben sozialen Projekte 
ins Leben gerufen hat. 

Die hier angeführten Beispiele schließen allerdings nicht aus, dass Unternehmen 
dennoch einen Business Case aus ihrem Engagement machen und sich nur dann 
an der Lösung gesamtgesellschaftlicher Herausforderungen beteiligen, wenn ihr 
Image und ihre Handlungslegitimierung dabei gestärkt, ihre Produkte besser 
verkauft, die allgemeine Reputation gefördert und, damit einher gehend, ihr Ri-
sikoprofil positiver werden. Hier ist die Nachhaltigkeit des Engagements von 
entscheidender Bedeutung, um eine Abgrenzung der gelebten Unternehmens-
ethik vom reinen Business Case für soziale Unternehmensverantwortung zu be-
wirken. Nachhaltigkeit bezieht sich hierbei allerdings nicht nur auf die Dauer 
oder die vom Unternehmen aufgewendeten Ressourcen für soziale Projekte, 
sondern auch auf die Beteilungsinfrastruktur, die sie mit ihnen aufbauen oder die 
Nachahmer, die sie für ihre Initiativen gewinnen können. Die vorgestellten Ak-
tivitäten sind diesbezüglich von Unternehmensseite her vage formuliert und las-
sen offen, ob neben dem Willen der Unternehmen, neue Partnerschaften zu initi-
                                                            

63 Quelle: http://www.aviaport.ru/digest/2010/11/22/206015.html. 
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ieren oder die Fürsprache für gesellschaftlich relevante Fragen und Probleme 
auch tatsächlich ein Wandel angestoßen wurde. Die Auslagerung sozialer Ve-
rantwortungsbereiche aus dem Kerngeschäft des Unternehmens in Form von 
Unternehmensneugründungen, Stiftungen und Fonds hat neben den positiven 
Effekten wie beispielsweise eine erhöhte unternehmerische Selbständigkeit auch 
den Nachteil, dass immanente Fragen des fairen miteinander Arbeitens und Le-
bens separat von der Wirtschaftsorganisation diskutiert werden und die erhoffte 
Dialogorientierung trotz der erhöhten Selbständigkeit genau in ihr Gegenteil 
verkehrt wird. Sektorenübergreifende Zusammenarbeit bleibt eine Herausforde-
rung, der sich Unternehmen tagtäglich stellen müssen. Denn sie ist keine Selbst-
verständlichkeit und lebt nur mit der gegenseitigen Überzeugung, dass man ohne 
den anderen nicht wirtschaften kann. 

 

5.5 Zwischenbilanz 
Auf der Basis dieser Legitimitätsvoraussetzung können ökonomische Akteure 
durch Erweiterung ökonomischer Autonomien sowie durch Erhöhung sozialer 
Sicherheiten ihren Beitrag zum gesellschaftlichen Mehrwert leisten. 

Die vorgestellten Praxisbeispiele zeigen dennoch, wie ein Unternehmen ge-
sellschaftlichen Mehrwert generieren kann. Sie zeigen, dass es in erster Linie 
nicht um die Aufstockung der finanziellen Ressourcen für eine spezifische Sozi-
alpolitik oder um die soziale Absicherung ganzer Gemeinden und Kommunen 
geht. Was ein Unternehmen leisten kann, ist die Schaffung von Kommunikati-
onsplattformen für den gegenseitigen Austausch über ein lebenswertes Zusam-
menleben, oder es kann selbst zu solch einer Kommunikationsplattform werden. 
Dabei geht es in erster Linie darum, Informationen zu verbreiten, sich am Pro-
zess der Verbreitung aktiv zu beteiligen und andere aktiv mit einzubeziehen. 
Denn während früher die Kaste, der Stand, die Klasse oder das Gehalt über die 
soziale Stellung des Einzelnen in der Gesellschaft entschieden haben, ist es heu-
te der Zugang zu Informationen, die Netzwerkbildung und die Wissensanreiche-
rung, also die Akkumulation von sozialem und kulturellem Kapital, die über die 
soziale Stellung des Einzelnen, aber auch über die Stellung einer Gesellschaft im 
internationalen Umfeld entscheidet. Der Zugang zu Kommunikationsmedien, 
die Schaffung von Informations- und Kommunikationskanälen muss Aufgabe 
des Unternehmens sein beziehungsweise werden. 

Natürlich bleibt der ökonomische Kapitalertrag solchen Engagements wei-
terhin schwer fassbar. Dennoch können auch hier ökonomische Vorteile erzielt 
werden: etwa durch erhöhte Selbständigkeit und Firmengründungen in der Ge-
meinde oder Region, durch Ressourceneinsparung aufgrund ökologischer Nach-
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haltigkeit, durch weniger Krankschreibungen und Arbeitsunfälle aufgrund medi-
zinische Betreuung und erhöhter Sicherheitsstandards am Arbeitsplatz, durch 
erhöhte Loyalität der Mitarbeiter im Zuge von Mitbestimmung und Beteiligung 
oder durch die Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiter zu qualifiziertem Perso-
nal.  

Denn obwohl die Entwicklung zwar zeigt, dass Unternehmen in den vergan-
genen Jahrzehnten alles getan haben, ihre Gewinne zu maximieren und sämtli-
che Produktivitätszuwächse zu okkupieren, geht es in einer postindustriellen 
Wirtschaftsgemeinschaft doch um mehr, als die Anhäufung materieller Güter. 
Ganz im Sinne Bulgakovs geht es heute viel eher darum, die Kreativität im Ar-
beitsprozess anzusprechen, damit der Mensch schöpferisch tätig sein kann. 
Denn, die Arbeit in einer postinudstriellen Gesellschaft definiert sich nicht mehr 
ausschliesslich nur über die fiskalische Entlohnung, das man mit ihr verdient, 
sondern über den Grad der Kultur, die sie schafft. Dabei definiert sich „Kultur“ 
im Teilsystem Wirtschaft über die Innovationsfähigkeit einer Gesellschaft, über 
die Anmeldung von Patenten, über die Ausdifferenzierung von bestimmten (in-
tellektuellen) Dienstleistungen, der Akkumulation von kulturellem Kapital und 
die Generierung immer neuen Wissens. So ist nicht mehr nur die Höhe des Ein-
kommens bei einer Tätigkeit entscheidend, sondern zunehmend auch die innere 
Befriedigung, die diese Tätigkeit verschafft, und das Ziel, auf das man hinarbei-
tet, oder das Wohl der Menschen, für die oder mit denen man zusammenarbeitet. 
Die ökonomische Aktivität muss Sinn machen, das heißt, sie muss nicht nur 
wirtschaftlich rentabel sein, sondern auch sozial, gemeinschaftlich. Dazu passt 
auch eine Verknüpfung der zurzeit viel diskutierten Work-Life-Balance mit 
Bulgakov: Er nimmt die Arbeit lediglich als Grundlage des menschlichen Seins 
wahr und nicht als Möglichkeit, seine Sünden zu tilgen oder um sich einen Platz 
im Himmel zu sichern. Die Arbeit sollte darum seiner Meinung nach in genau 
dem Maße stattfinden, in dem die Harmonie und Einheit mit der Natur herge-
stellt und das Gleichgewicht zwischen Gewinnerwirtschaftung und Kreativität 
im Arbeitsprozess hergestellt ist, ohne dass der Einzelne oder ganze gesell-
schaftliche Teile an den Folgen psychischer oder physischer Überlastung und 
Erschöpfung leiden. Auch das können Unternehmen leisten, außerhalb ihrer Or-
ganisation durch einen dialogorientierten Umgang mit der sozialen und ökologi-
schen Umwelt und innerhalb derselben durch eine stets erneuerte Konsensbil-
dung über die Zumutbarkeit der Tätigkeiten. 
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6  Anforderungen an Unternehmen 

Wie können Kommunikationsplattformen und ein harmonischer, ein ausgewo-
genen und gemeinschaftlicher Arbeitsprozess umgesetzt werden? Im Folgenden 
geht es um die Anforderungen an Unternehmen zur Schaffung von Kommunika-
tionsplattformen und einer ausgewogenen Arbeitsweise im betriebsinternen wie 
-externen Umfeld.  

 

6.1 Das Unternehmen als Kommunikationsplatt-
form 

Russische Unternehmen spielen historisch bedingt eine wichtige Rolle im ge-
samtgesellschaftlichen und sozialen Gefüge. Entsprechend der Gesellschaft sind 
auch sie von einer strikten und sehr stark hierarchischen Gliederung geprägt. 
Innerhalb des Unternehmens und auch in der Außendarstellung haben die Ge-
schäftsführung sowie die jeweiligen Abteilungs- und Gruppenleiter eine große 
Verantwortung als Vorbild und Orientierungspunkt individueller Handlungen. 
Aufbauend auf den theoretischen Bausteinen der russischen integrativen Wirt-
schaftsethik sowie den bereits zusammengetragenen Beispielen gelebter Wirt-
schaftsethik russischer Unternehmen, kann folgende Systematik erstellt werden. 
Sie ist ein Vorschlag und bietet Beispiele dafür, in welchen Unternehmensberei-
chen die Integration von ökonomischer Autonomie und sozialer Sicherheit sinn-
voll implementiert werden kann. Zentral sind dabei die Wahrung der individuel-
len Autonomie des Einzelnen sowie der Wirtschaftsorganisation innerhalb einer 
wirtschaftlichen Gemeinschaft sowie die Förderung von Kommunikationsplatt-
formen durch das Unternehmen beziehungsweise die Erschaffung des Unter-
nehmens als Basis für den Informations- und Wissensaustausch64: 

                                                            

64 Kennzahlen wie Anzahl der Projekte/Initiativen und der daran beteiligten 
Personen/Mitarbeiter/Abteilungen, die dafür aufgewendete Arbeitszeit in Stunden sowie 
Höhe der Sach- und Produktspenden oder auch die Zeiträume der Aktivitäten können 
für jede Maßnahme in jedem Bereich zusätzlich erstellt werden (Schunk, 2009). 
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Tab. 6.1: Handlungsempfehlungen im Rahmen der wirtschaftlichen Gemeinschaft. Quelle: 
eigene Darstellung, 2011 unter Berücksichtigung von Ulrich, 1993; Ulrich, 
2001; Knox/Maklan, 2004; Chen/Sil, 2006; Blagov/Ivanova, 2009 

Top-down-Prozesse  

Indikatoren für ObšOina-Prinzip

Geschäftsführung Sinngebende unternehmeri-
sche Wertschöpfungsaufga-
be 

Mission Statement, das auf be-
triebsinternem Konsens beruht 

Geschäftsgrundsätze Business Principles, Code of 
Conduct, Code of Business 
Ethics, Unternehmensverfas-
sung, Richtlinien im Umgang 
mit der Gesamtgesellschaft 

Selbstverpflichtung CSR-Reporte, Veröffentlichung 
der Aktivitäten auf diversen 
Kommunikationsplattformen 

Unternehmensstruktur CSR-Abteilung Wie kann eine höhere Effektivi-
tät der Abteilung hergestellt 
werden? Durch Spezialisten, 
die sich in einer eigenen Abtei-
lung diesen Themen intern und 
extern widmen, denn Corporate 
Social Responsibility ist nicht 
Teil der Öffentlichkeitsarbeit 
oder Aufgabe der Kommunika-
tionsabteilung oder der Perso-
nalpolitik. 

Kommunikations-abteilung Sichtbarkeit der sozialen Initia-
tiven, Netzwerkbildung mit 
anderen Unternehmen, die ähn-
liche Projekte verfolgen, oder 
Sammlung/Weiterleitung von 
Initiativen, die an das Unter-
nehmen herangetragen werden 
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Fortsetzung Tab. 6.1: Handlungsempfehlungen im Rahmen der wirtschaftlichen Gemeischaft 

 Personalwesen Verankerung der Corporate 
Social Responsibility im Unter-
nehmen prüfen, fähige Leute 
einstellen oder gegebenenfalls 
selbst ausbilden, ethische Kom-
petenzbildung, „Ethiktraining“, 
Stabilität der Strukturen/des 
Personals, Diversity fördern, 
Chancengleichheit (bei Neube-
werbungen sowie innerhalb des 
Unternehmens) herstellen 

Top-down-Prozesse  

Indikatoren für ObšOina-Prinzip

Prüfung Betriebsinterne Beurteilung Anreiz-Leistungs-
Beurteilungssysteme für ethisch 
konsistente Führungsebene 

Betriebsexterne Beurteilung Standardisierung sozialer Inves-
titionen mithilfe nationaler 
und/oder internationaler Nor-
men  

Leistungen Tarifverträge Soziales Engagement eines rus-
sischen Unternehmens über-
wiegend in Tarifverträgen fest-
gehalten 

Fonds/Stiftungen Unternehmensstiftungen, Ren-
tenkassen, Betriebskrankenkas-
sen  
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Fortsetzung Tab. 6.1: Handlungsempfehlungen im Rahmen der wirtschaftlichen Gemein
 schaft 

 Gewerkschaften Gute Verhandlungsposition, da 
gut vernetzt und Bindeglied 
zwischen Manager und Mitar-
beiter sowie Unternehmen und 
Politik; neue Attraktivität der 
Gewerkschaftsführer nach Me-
tamorphose der Gewerkschaf-
ten in den 1990ern (juristische, 
finanzielle, operationale Auto-
nomie); freiwillige Mitglied-
schaft und Wettbewerb zwi-
schen den Gewerkschaften er-
höht die Aufmerksamkeit der 
Gewerkschaft gegenüber regio-
nalen Problemen und Schwie-
rigkeiten der Arbeiter; radikale 
Marktreform brachte bestimmte 
Konvergenzen in der Arbeit der 
Gewerkschaft als Arbeiterver-
tretung und nicht bloß Vermitt-
lung von Entscheidungen der 
Unternehmensleitung65 

Top-down-Prozesse  

Indikatoren für ObšOina-Prinzip

Leistungen Charity/Sponsoring Charity, Spenden, auch wenn 
sie in Russland nicht steuerlich 
absetzbar sind 

                                                            

65 Vgl.: Olimpieva, I. (2011): „Free“ and „Official“ Labour Unions in Russia: Different 
Modes of Labor Interest Representation. In: Russian Analytical Digest, 27.10.2011 
(104): www.res.ethz.ch. 



 

153 

Fortsetzung Tab. 6.1: Handlungsempfehlungen im Rahmen der wirtschaftlichen Gemein
 schaft 

 Soziale Zusammenarbeit Global/regional/lokal: Bewer-
tung der gesellschaftlichen Ini-
tiativen und sozialen Projekte: 
Passen die zu uns? Wo gibt es 
Konvergenzzonen? Was kann 
in neuen Partnerschaften um-
gewandelt werden? Wo gibt es 
Innovationspotential? Im Er-
gebnis: Intensivierung des En-
gagements oder aber Änderung 
der sozialen Investitionen 

Betriebseigene Objekte Immobilien, Büroinfrastruktur, 
Neu-, Ausgründungen, Bürger-
initiativen für soziale Projek-
te/Initiativen neu- und Aus-
gründungen zur Verfügung stel-
len; oder Sozialunternehmen 
aus vorhandenen Objekten (u. 
a. Hotels, Sanatorien) machen 

Anerkennung Wettbewerbe/Aus-
zeichnungen 

Externe Konsensbildung, Aner-
kennung des legitimen Wirt-
schaftens durch die Gemein-
schaft  
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Fortsetzung Tab. 6.1: Handlungsempfehlungen im Rahmen der wirtschaftlichen Gemein
 schaft 

Bottom-up-Prozesse  

Indikatoren für ObšOina-Prinzip 

Intern Mitarbeiter Mitmachstrukturen in Sachen 
Unternehmensverantwortung, 
Verbesserungsvorschläge, 
Ideengenerierung „Soziales“; 
Volunteering, individuelle 
Spenden an unternehmenseige-
ne Sozialprojekte, da effektiver 
(Ausmaß, Beträge), höhere 
Identifikation; Unterstützung 
der Mitarbeiter, wenn sie ihr 
eigenes Projekt starten wollen; 
Vernetzung über unternehmens-
eigenen Chat/Plattform und die 
festliche Anerkennung einmal 
gesetzter Meilensteine als „Or-
te“ der Moral des Wirtschaftens

Extern Kommunikation Zusammenarbeit bezüglich der 
Berichterstattung mit Mitarbei-
tern und Anspruchsgruppen 
(Was wollt ihr wissen?), Part-
nerschaften mit gesellschaftli-
chen Organisationen und Zu-
sammenarbeit mit der Admi-
nistration für hohe gesellschaft-
liche Legitimation der Aktivitä-
ten, Sozialreklame, Ideengene-
rierung für neue Investitionen, 
Projekte, Initiativen über Um-
fragen, Vorschläge für neue 
Projekte, Anreizsysteme schaf-
fen (Awards für beste Vor-
schläge)  
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Fortsetzung Tab. 6.1: Handlungsempfehlungen im Rahmen der wirtschaftlichen Gemein
 schaft 

Bottom-up-Prozesse  

Indikatoren für ObšOina-Prinzip 

Extern Sozialpartnerschaften Lokale Projekte, Initiativen, 
Ressourcen bestimmter sozialer 
Organisationen: Wie können sie 
für das Unternehmen eingesetzt 
werden? „Es ist nicht alles un-
moralisch, was unternehmeri-
schen Erfolg bringt, aber auch 
nicht alles unökonomisch, was 
ethisch verantwortbar und sinn-
voll ist“ (Ulrich, 1993: 16) 

Administration Know-how in der Verwaltung, 
den Steuern; überregionale 
Netzwerke, stellt ordnungspoli-
tischen Rahmen zur Verhand-
lung 

 
Mit solchen Maßnahmen kann man auf der obersten, aber auch auf der un-

tersten Ebene des Unternehmens starten. Zusätzlich kann ein Unternehmen sei-
nen Mitarbeitern die Möglichkeit bieten, im Sinne der Partizipation, der Teilha-
be, der Mitbestimmung und Mitgestaltung etwas zu riskieren und etwas Neues 
zu starten, wobei sie sich allerdings des Rückhalts der Geschäftsleitung sicher 
sein müssen. Die ökonomische Autonomie des Unternehmens ist hier ebenso zu 
berücksichtigen wie die individuelle Gestaltungsfreiheit des Einzelnen innerhalb 
der wirtschaftlichen Gemeinschaft: 
 

• Out-of-the-box-Projects: Unternehmen können ein gewisses Budget für un-
konventionelle Projekte zur Verfügung stellen. Gerade für Großunternehmen, 
von denen ganze Regionen abhängen, ist es leichter, dieses Risiko zu tragen. 
Sie können für unternehmensbezogene Pläne und Vorhaben von Mitarbeitern 
aus allen Unternehmensbereichen, für Verbesserungsvorschläge oder neue 
Geschäftsideen der Mitarbeiter Pitchs und Wettbewerbe veranstalten, die von 
einem Komitee für Strategie und Investitionen bewertet werden. Dabei ist es 
wichtig, keine Themen zu tabuisieren oder zu vermeiden, auch wenn es sich 
um schwierige Herausforderungen handelt. Diese Wettbewerbe, Ausschrei-
bungen, Auswertungen und erste Umsetzungen werden dann im Unterneh-
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men weitergetragen, und es werden sich nach und nach mehr Mitarbeiter vor-
stellen, die sich mit ihrer Idee einbringen wollen. 

• Problem-Vernetzung: Die Problem-Vernetzung zielt auf die spezielle Part-
nersuche für die Lösung eines ganz bestimmten gesellschaftlichen Problems 
ab, welches auch das Unternehmen betrifft. Durch diese Know-how-
Vernetzung ist nicht nur das Ergebnis ausgearbeiteter und durchgeführter 
Projekte besser, es spart Transaktionskosten, Zeit und Ressourcen auf allen 
beteiligten Seiten. Ein Beispiel ist das ökologische Netzwerk Ecorussia66, zu 
dem sich Unternehmen, soziale und ökologische Initiativen sowie Regie-
rungsorgane zusammengeschlossen haben, um umweltfreundliches, Energie 
und Ressourcen schonendes Leben, Bauen und Wirtschaften in Russland zu 
unterstützen und zu fördern. 

• Vernetzung fachfremder Abteilungen und Organisationen: Diese Vernetzung 
geht unter Umständen mit der Einführung flacherer Hierarchien einher, was 
für russische Unternehmen ein eher ungewohnter Gedanke ist. Grigor’ev 
(2008) hält in diesem Zusammenhang die Übertragung von Verantwortung 
für unabdingbar. Das Überdenken von Kommunikationswegen, das Ausnut-
zen der kollektiven Intelligenz zur Schaffung einer Kommunikationsplatt-
form für ökonomische und gesellschaftliche Belange kann zum gesellschaft-
lichen Mehrwert beitragen. Ein Beispiel ist das allerdings nicht aus dem wirt-
schaftlichen Umfeld stammende Gosbook («���Ì��»)67, die erste interaktive 
Kommunikationsplattform, welche speziell für Staatsbedienstete ausgearbei-
tet wurde, damit ein fach- und abteilungsübergreifender Austausch stattfin-
den kann. Ebenso können Experten aus diversen Sphären der Gesellschaft 
und des öffentlichen Lebens daran teilhaben. Diese Idee kann auf die Unter-
nehmens- sowie auf die Branchen- und Regionalkommunikation übertragen 
werden. 

Eine Herausforderung ist natürlich die Koordination, die nötig wird, wenn Mit-
arbeiter aus ihrer alltäglichen Arbeit teilweise herausgelöst werden, um sich für 
gemeinschaftliche Projekte engagieren zu können. Denn die Arbeit muss trotz-
dem erledigt werden. In erster Linie sind hier ein leidenschaftliches Interesse 
und das persönliche Engagement der Mitarbeiter zu nennen. Der Rückhalt der 
Vorgesetzten, die entsprechende Freiräume schaffen können, ist aber genauso 
wichtig. Wenn man sich zum Beispiel die Organisation von Betriebsfeiern an-
sieht, die Mitarbeitern während und neben ihrer Arbeitszeit bewältigen, wird 
klar, dass die generelle Bereitschaft, sich einzubringen, vorhanden ist. Nun geht 

                                                            

66 http://ecorussia.info/ru. 
67 www.gosbook.ru. 



 

157 

es darum, sie auch auf andere Projekte, Initiativen und Aktivitäten umzulenken. 
Dabei muss die Self-Efficacy derjenigen Mitarbeiter unterstützt werden, die 
glauben, einen Wandel herbeiführen zu können. Zugleich brauchen sie die orga-
nisatorische Unterstützung anderer. Auch in Russland ist man sich darüber einig, 
dass die unternehmensinterne Motivation für gesellschaftliches Engagement er-
höht werden muss (Grigor’ev, 2008); dazu braucht es jedoch geeigneter Rah-
menbedingungen, innerhalb derer dies möglich ist. 

Budgetkürzungen, wie sie im Zuge der Krise 2008 stattgefunden haben, sind 
dabei nachteilig für jede Innovation, für jedes Engagement, da extreme Unsi-
cherheit verursacht und Frustration generiert wird. Ein Lösungsvorschlag für 
dieses Problem ist die Gründung einer Stiftung oder eines Fonds. Eine einmal 
festgelegte Summe wird vom Unternehmen und den Betriebswirten als Investi-
tion abgeschrieben. Das Geld taucht nicht mehr in den Büchern auf und ist dem 
Einfluss der Geschäftsführung entzogen. So lassen sich, unabhängig vom Ver-
halten der Märkte, soziale Investitionen finanzieren. Die bereits angeführten Un-
ternehmensstiftungen und Fonds sind ein gutes Beispiel. Die Frage ist nur, auf 
welcher Basis sie entstanden sind und wer die Entscheidung über den Einsatz 
der Mittel trifft. 

 

6.2 Die Umsetzung eines ausgewogenen Arbeits-
prozesses 

Staatskapitalismus und Solidarismus stellen darauf ab, dass nur eine Rahmen-
ordnung es den Unternehmen überhaupt ermöglicht, nicht nur ökonomischen, 
sondern auch anderen, und das meint ethischen Prinzipien zu folgen. Indem ord-
nungspolitische Regulierungen einer Wirtschaftsorganisation den Verzicht auf 
Profitmaximierung zugunsten anderer moralischer Prinzipien gleichzeitig zuge-
steht und abverlangt, kann eine soziale Sicherung mit der Ausrichtung auf die 
Sobornost’, das heißt mit der Schaffung ausgewogener Arbeits- und Lebenspro-
zesse, möglich werden. Diese Harmonie mit Umwelt und Gesellschaft führt da-
zu, dass idealerweise nur so viel erwirtschaftet wird, wie das Gleichgewicht zu-
lässt, wie ökologisch zumutbar und gesellschaftlich akzeptabel ist. Dafür bedarf 
es ethisch-normativer Prinzipien als Grundlage des Wirtschaftens, aber auch der 
Teilhabe der Unternehmen am gesellschaftlichen Prozess der Problemidentifika-
tion und -lösung. Nur so ist ein effizientes Wirtschaften möglich, das im Ein-
klang mit gesellschaftlichen Zielvorstellungen einerseits ökonomisch rentabel, 
andererseits aber auch ökologisch und gesellschaftlich verträglich, also insge-
samt legitim ist. Der Vorschlag lautet, den Wirtschaftsorganisationen eine ord-
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nungspolitische Mitverantwortung auf Firmen- und Verbandsebene sowie für 
die Regionalentwicklung der Wirtschaft und soziale Initiativen zu übertragen: 

Tab. 6.2: Handlungsempfehlungen im Rahmen des gemeinsamen Wirtschaftens. Quelle: 
eigene Darstellung, 2011 unter Berücksichtigung von Raymond, 2010; Monitor 
Institute, 2009 

Ordnungspolitische Mitverantwortung 

Direkte Unternehmensbeteiligung/ 

Verwendung eigener Ressourcen

Sozial verantwortungs-
volles Investieren 

Mutual Funds (Î¨������ 
Í���): Fonds, die ausarbeiten, 
wie gesellschaftliche Heraus-
forderungen adressiert werden 
sollten 

Serebrjanaja Tajga («Ê�����§��§ 
�����»), Fond zum gemeinschaftli-
chen Dialog über nachhaltige öko-
nomische Waldnutzung, Beratung 
zur FSC-Zertifizierung, Zusam-
menarbeit mit Gemeinden zum 
bewussten Umgang mit natürlichen 
Ressourcen in Komi, Wissenstrans-
fer in andere Regionen Russlands 

Ordnungspolitische Mitverantwortung 

Direkte Unternehmensbeteiligung/ 

Verwendung eigener Ressourcen

Sozial verantwortungs-
volles Investieren 

Separat verwaltete Konten Betriebsrentenkassen, Krankenkas-
sen, Zusatzversicherungen 

Kommunale Investitionen  Investitionen in die Sozialprojekte 
und Wettbewerbe der regionalen 
Bevölkerung 

Investitionen zur Erhöhung 
gesellschaftlichen Mehrwerts 
des Unternehmens sowie sei-
ner Produkte und Dienstleis-
tungen  

Severstal: Living Steel - Entwick-
lung energieeffizienter Häuser für 
den russischen Norden; Verwen-
dung von Produkten des Unter-
nehmens für Klima- und Ressour-
censchutz 
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Fortsetzung Tab. 6.2: Handlungsempfehlungen im Rahmen des gemeinsamen Wirtschaftens 

 Unternehmenseigenes Risiko-
kapital zur Verfügung stellen 

Talentwettbewerbe, Stipendien, 
Bildung für Dritte, Investitionen in 
Forschung/Start-ups, Innovations-
wettbewerbe 

Kapitalerhöhung des Invest-
ment-Bankings für soziale 
Investitionen 

Renova-Unternehmensstiftung 
plant eine solche Initiative mit rus-
sischen börsennotierten Unterneh-
men 

Lobbying Fürsprache der Unternehmen 
für Unterstützung neuer sozia-
ler Investitionen 

Internet-Spendenplattformen Russ-
lands, Beteiligung der Unterneh-
men an staatlichen Initiativen 

Ordnungspolitische Mitverantwortung 

Direkte Unternehmensbeteiligung/ 

Verwendung eigener Ressourcen

Lobbying Ausbalancierung diverser Inte-
ressen, Konvergenzzonen in 
Politik, Wirtschaft, Gesell-
schaft finden 

Expertenrat für Entwicklung und 
Investitionen im nordwestlichen 
föderalen Okrug (È��������� 
����� �� ��¨����� � 
�������©�§� ��� ����������� 
������������� Ñ��¨������ ªà � 
Êëà¦) zur strategischen Planung 
unter Beteiligung aller gesellschaft-
lichen Akteure 

Auflegen gezielter öffentlicher 
Kampagnen, um die Erfolge 
sichtbar zu machen 

Diverse Auszeichnungen von ge-
sellschaftlichen Akteuren für sozia-
les Engagement russischer Unter-
nehmen 
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Fortsetzung Tab. 6.2: Handlungsempfehlungen im Rahmen des gemeinsamen Wirtschaftens 

Netzwerkbildung Schaffung themenspezifischer 
(sozialer/ gesellschaftlicher/ 
ökologischer) sektorenüber-
greifender Investment-Clubs 

Vernadsky Foundation von Ölun-
ternehmen68; Brände 2010 und di-
verse Hilfsaktionen; spontane Hilfe 
für Hinterbliebene des Flugzeugab-
sturzes von Jaroslavl 2011 (Russian 
Railways), daraus könnte gezieltes 
Engagement aufgebaut werden; 
übergeordneter Club für Investitio-
nen bei sozialen Tragödien, Zu-
sammenfassung des Engagements 
Einzelner 

Ordnungspolitische Mitverantwortung 

Direkte Unternehmensbeteiligung/ 

Verwendung eigener Ressourcen

Netzwerkbildung Public-Private-Fonds auf regi-
onaler Ebene für die Unter-
stützung sozialer Programme 

Toliatti Community Foundation 
von kommerziellen und privaten 
Stiftern 

In Beziehung mit dem 
Unternehmen stehende 
Investitionen 

Produktbezogene Investitionen Kusbassrazrezugol: kostenlose 
Kohle für öffentliche soziale Ein-
richtungen 

Programmbezogene Investiti-
onen 

Severstal finanziert Maßnahmen in 
der Umschulung, bei der Arbeits-
platzsuche und in der Jobvermitt-
lung ehemaliger Angestellter, Hilfe 
wird bei Erfolg, also zum Beispiel 
neuem Job, zurückgezahlt, muss 
auch nicht in Geld sein, könnte 
beispielsweise in Form von Sozial-
arbeit geschehen 

                                                            

68 http://www.wbcsd.org/ plugins/GENERICDB/details. asp?DBID=4&id=NTI2. 
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Fortsetzung Tab. 6.2: Handlungsempfehlungen im Rahmen des gemeinsamen Wirtschaftens 

 Auf eine bestimmte soziale 
Mission bezogene Investitio-
nen 

Diverse Unternehmen, welche die 
Vedomosti-Stiftung unterstützen 

Ordnungspolitische Mitverantwortung 

Direkte Unternehmensbeteiligung/ 

Verwendung eigener Ressourcen

Investitions-strategien, 
die Wohltätigkeit un-
terstützen 

Automatisch geht ein be-
stimmter Prozentsatz des Gel-
des, was durch Aktien-/ 
Hedgefonds und gute Aktien-
kurse erwirtschaftet wurde, an 
soziale Initiativen – Philanth-
ropie wird damit zu einem 
Produkt des Investitionserfol-
ges der Investoren und ist 
gleichzeitig das grundsätzliche 
Commitment zu Philanthropie 
als Teilhaber an wirtschaftli-
chen Erfolgen (und nicht nur 
als Nehmer mit der offenen 
Hand) 

Börsennotierte russische Unter-
nehmen oder Finanzholdings könn-
ten bei der Umsetzung dieser Stra-
tegie führende Akteure sein 

Ordnungspolitische Mitverantwortung 

Indirekte Unternehmensbeteiligung/ 

Infrastruktur- und Capacity Building, 

nur bedingt finanzielle Beteiligung

Ausarbeitung/ Einfüh-
rung von Industrie- und 
Branchenstandards für 
die Messbarkeit gesell-
schaftlichen Mehrwerts 

ISO-Normen, UN Global 
Compact, nationale Initiativen, 
Reduzierung der Betriebsun-
fälle, Krankschreibungen, 
Umweltbelastung 

Erste Schritte, Orientierung erfolgt 
weniger an der Branche an sich als 
an traditionellen Methoden 
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Fortsetzung Tab. 6.2: Handlungsempfehlungen im Rahmen des gemeinsamen Wirtschaftens 

Ordnungspolitische Mitverantwortung 

Indirekte Unternehmensbeteiligung/ 

Infrastruktur- und Capacity Building, 

nur bedingt finanzielle Beteiligung

Ausarbeitung/ Einfüh-
rung von Industrie- und 
Branchenstandards für 
die Messbarkeit gesell-
schaftlichen Mehrwerts 

Schaffung öffentlich ver-
gleichbaren Datenmaterials 

Erweiterte CSR-Reports, welche 
den Impact des sozialen Invest-
ments berücksichtigen 

Wettbewerbe/Auszeichnungen 
für die sozialen Investitionen 
mit dem größten gesellschaft-
lichen Mehrwert 

Auszeichnung „Vertrauenswürdigs-
tes Unternehmen“ 

Zusammenarbeit mit For-
schungseinrichtungen zur 
Weiterentwicklung sozialer 
Investitionen, die nachweislich 
gesellschaftlichen Mehrwert 
erhöhen 

International Academy of 
Philantrophy und International 
Academy of Social Sciences 
(IASS) mit ihrem Projekt: 
Î������������ ©���� �¨�����§ 
ÈÍÍ�������� ��©������� 
���������� und: À��������� 
«Ê�©������� ���¨�����», interak-
tive Medienplattform für die Sicht-
barmachung und die Effektivitäts-
bewertung von Sozialpartnerschaf-
ten, CSR-Politiken  

Förderung regionalen 
(Sozial-) Unternehmer-
tums 

KMU-Förderung sowie die 
Förderung von Sozialunter-
nehmertum 

Förderung und Kommunikations-
plattform für Sozialunternehmer-
tum, beispielsweise auf regionaler 
Ebene (u. a. à��� ������������ 
��©������� �������� «Ï�«� 
����¥��» (www.nb-fund.ru)) 
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Fortsetzung Tab. 6.2: Handlungsempfehlungen im Rahmen des gemeinsamen Wirtschaftens 

Ordnungspolitische Mitverantwortung 

Indirekte Unternehmensbeteiligung/ 

Infrastruktur- und Capacity Building, 

nur bedingt finanzielle Beteiligung

Förderung regionalen 
(Sozial) Unternehmer-
tums 

Regionale Aufwertung/ Ver-
besserung der Wirtschafts- und 
Gewerbegebiete 

Severstal: á�������� ���������� 
��¨����§ �. î�������© für loka-
le/regionale KMU-Förderung sowie 
das Projekt „Saubere Stadt“ 
(«î����� �����») für Aufwertung 
der Gewerberäume in der Stadt  

Koordination einer Kommuni-
kationsplattform, damit jeder 
„die gleiche Sprache“ spricht – 
einheitlichen Erwartungshori-
zont schaffen 

Dokumente der Kirche und der rus-
sischen Wirtschaftsverbände über 
die Stellung der Wirtschaft in der 
Gesellschaft können als Grundlage 
dienen, über gesellschaftliche Teil-
systeme hinweg ein gemeinsames 
Verständnis der Problematik und 
den damit verbundenen Herausfor-
derungen zu erlangen 

Einbeziehen der regi-
onalen/nationalen 
Verwaltung 

Zusammenarbeit von Unter-
nehmensverbänden, gesell-
schaftlichen Organisationen 
und der Regierung 

Vereinbarungen (u. a. ª�«���� «¦ 
��¨����� ��©�������� 
����������� � á�������� ���� � 
Í����������� ��©������ 
�������������� ��������§ 
������������� �� ����� �����») 
und Wettbewerbe (u.a. ������� 
«Ê�©������§ ¨��¨��») der Region 
Kuzbass mit sozialen Initiativen 
und Unternehmen 
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Fortsetzung Tab. 6.2: Handlungsempfehlungen im Rahmen des gemeinsamen Wirtschaftens 

Ordnungspolitische Mitverantwortung 

Indirekte Unternehmensbeteiligung/ 

Infrastruktur- und Capacity Building, 

nur bedingt finanzielle Beteiligung

Engagement-
infrastrukturen 

Volunteering, Plattformen 
für Soziales schaffen, Aus-
zeichnungen für die Ver-
dienste im gesellschaftlichen 
Bereich 

Blutspendeaktionen von Mitarbeitern, 
Auszeichnung der Mitarbeiter, die 
bereits bestimmte Menge gespendet 
haben in russischen Unternehmen 

Stützung regionaler 
sozialer Initiativen 

Soziale Infrastruktur Sport-, Kulturpaläste, Clubs, Vereine, 
Community Foundations => hier Un-
ternehmen oft sehr aktiv, doch es 
kommt auch hier auf das Geschäfts-
modell an, welches, um die Beteili-
gung/Selbstverantwortung zu erhöhen, 
in sich selbst tragende Strukturen ein-
gebettet werden sollten 

 

6.3 Förderung des regionalen Unternehmertums  
Der alleinige Fokus auf soziale Initiativen wäre zu kurz gegriffen, ein Schwer-
punkt muss auch auf der Förderung des regionalen Unternehmertums liegen. 
Wirtschaft und Gesellschaft müssen zusammengedacht werden (Sobornost’), 
und die Wahrnehmung kleinster und Kleinunternehmen sei im Gegensatz zu 
mittleren und einem großten Teil der Großunternehmen in Russland weitaus po-
sitiver, so Yakovlev und Avraamova (2008). Diese Aussage ist durchaus strittig, 
denn immerhin sind kleine und mittelständische Unternehmen angesichts ihrer 
geringen sozialen Sicherungsleistungen für die Mitarbeiter und des bereits er-
wähnten fehlenden „sozialen Gewissens“ keine attraktiven Arbeitgeber. Zu be-
achten ist allerdings, dass ihnen innerhalb gleicher sozialer Netzwerke (Familie, 
Freunde, Bekannte, Nachbarn) ein hohes Maß an Vertrauensvorschuss gewährt 
wird. Schließlich handelt es sich oft um Menschen, die versuchen, aus dem 
Nichts etwas aufzubauen und die sich nicht am Staats- und Volkseigentum be-
reichert haben. Außerdem werden mit ihnen zusätzliche Arbeitsplätze und die 
Reduzierung der Arbeitslosenrate in Verbindung gebracht. Gleichzeitig kann der 
Bevölkerung eine breitere Palette an Gütern und Dienstleistungen angeboten 
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werden. Großunternehmen können durch ihr Engagement bei der Infrastruktur-
förderung für Unternehmertum einen nachhaltigen Beitrag zur Weiterentwick-
lung ihrer jeweiligen Wirtschaftsregionen leisten und zu einem besseren Image 
neuer Gründungen im Allgemeinen und der Arbeitsmigranten, die sich mit einer 
bestimmten Idee in einer bestimmten Region verwirklichen wollen, im Besonde-
ren beitragen. Denn nach wie vor wird die wirtschaftliche Tätigkeit von „Outsi-
dern“ mit größter Skepsis betrachtet. Die Menschen sehen die Gefahr, dass an-
dere, ortsfremde und lokal nicht verwurzelte Geschäftsleute und Unternehmer 
die traditionell angesiedelte Produktion in den jeweiligen Regionen zerstören 
könnten. Damit würde ein Gebiet seinen spezifischen, individuellen Charakter 
sowie seinen tradierten Lebensstil verlieren (Yakovlev/Avraamova, 2008). Die-
se Sorge der Bevölkerung können sich Großunternehmen wiederum auch zunut-
ze machen, indem sie gezielt lokale Ideen und Menschen fördern – die aufgrund 
der höheren gesellschaftlichen Legitimation am Markt erfolgreich sein werden, 
vorausgesetzt, ihr Produkt oder ihre Dienstleistung ist markttauglich.  

Die Form sowie die Gestaltung der Projekte und der gemeinsamen Initiati-
ven mit der regionalen Verwaltung kann wie folgt aussehen: Community Joint-
Venture, Public-Social-Private-Partnerships (PSPP) (��������������-������� 
�����æ����� (�îÑ), ��������������� �������§��§ � �������� �������� 
��������). Dazu hat die OECD 2005 eine Liste mit russischen PPP-Projekten 
zusammengestellt. Auf nationaler Ebene gibt es weiterhin die Initiative des Prä-
sidenten zu Verbesserung des Investitionsklimas in Russland (10 ���©����� �� 
����«���� �������©������� �������)69, die Regierungsinitiativen zusam-
menfasst, welche als Basis für Kooperationen mit der Wirtschaft dienen können. 
Auf regionaler Ebene gibt es außerdem eine Reihe von Blogs70, in denen aus-
führlich über die staatliche Unterstützung neuer Geschäftsmodelle und Business-
Ideen gesprochen wird. 
 

                                                            

69 http://news.kremlin.ru/news/10777. 
70 Beispielsweise bietet http://tatiana-mineeva.livejournal.com/22471.html Informationen 

zum Innovations-Tag in Astrakhan und dem regionalen Innovationswettbewerb (Þ�� 
������©�� á����������� ������� bzw. Ý������ „ê��«�� ������©������ 
������“, http://minec.astrobl.ru/article/article/view/1224), zu nennen sind aber auch das 
Portal für Jungunternehmer und Gründungswillige (������ ����������� 
�������������������, astradelo.ru/) und der Blog der regionalen Verwaltung von As-
trakhan für ökonomische Entwicklung (Ì��� �������� È������������� ��¨����§ 
á����������� ������� ác���� Ý��������, http://kabikeev.livejournal.com/15727. 
html). 
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6.3.1 Beispiele für die Förderung des regionalen Un-
ternehmertums durch Wirtschaftsorganisationen 

 

• Das Ölunternehmen TatNeft hat verschiedene Programme zur KMU-
Förderung aufgelegt, unter anderem den Technopark Idea-South-East 
(À�������� «Ð��§ — Ú��-������»). Dabei handelt es sich um eine GmbH 
in Leninogorsk, die in einem Netzwerk von Unternehmen, Wirtschaftsassozi-
ationen und regionalen Administrationen zur Förderung regionaler kleiner 
und mittlerer Unternehmen sowie zur Schaffung eines Business-Inkubators71 
beiträgt. Das Projekt Azalija-Jugo-Vostok (¦¦¦ «á¨���§-Ú��-������») im 
Bereich der Leichtindustrie ist beispielsweise ein Unternehmen, das aus dem 
Technopark heraus entstanden ist. Außerdem fördert der Technopark das Pro-
jekt Agro-Ideja (������ ¦¦¦ «á���Ð��§») zur Produktion und Bereitstel-
lung von Landtechnik. Diese GmbH soll zum Wiederaufbau und zur Restruk-
turierung bestehender landwirtschaftlicher Unternehmen beitragen.  

• Das Unternehmen Rusal gründete dafür eine eigene Stiftung (à��� «Ò���� 
��©������� ��������»), deren Aktivitäten auf Facebook und Youtube mit 
Fallbeispielen einsehbar sind. Sie unterstützt die regionale und betriebsexter-
ne Arbeitsplatzkreierung, schreibt außerdem Mini-Stipendien der Weltbank 
für Start-ups und kleine bis mittlere Unternehmen aus. 

• Yandex unterstützt Start-ups in der IT-Branche und bietet Open-Source be-
ziehungsweise Information-Sharing zur Unternehmensgründung und Gene-
rierung von Geschäftsideen (ì�����.Ê����, «ì�����.à������», 
ì.Ê���������)72 an. Dort werden alle Vorträge, Analysen und das Datenma-
terial des Unternehmens rund um Geschäftsideen, Geschäftsmodelle und Un-
ternehmensgründung veröffentlicht. Zusätzlich veranstaltet das Moskauer 
Büro auch Vortragsreihen sowie Studententage und Konferenzen rund um 
das Thema Start-ups. 

• Sakhalin Energo Invest, SUEK und RusHydro beteiligen sich ebenfalls an 
der KMU-Förderung in ihrer Region. SUEK konzentriert sich dabei eher auf 
die Schaffung von Arbeitsplätzen innerhalb des Unternehmens sowie die 
Umqualifizierung der freigesetzten Mitarbeiter, während Sakhalin Engergo 
Invest aktiv die Gründung von neuen Unternehmen durch diverse Starthilfen 
unterstützt. RusHydro hingegen bevorzugt bei seinen Auftragsvergaben Un-

                                                            

71 http://www.tpideayv.ru. 
72 http://company.yandex.ru/public/start/; http://company.yandex.ru/public/start/factory. 

xml; http://company.yandex.ru/public/subbotnik/. 
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ternehmen aus der Region, um eine wirtschaftliche Vitalisierung der Ge-
meinde voranzutreiben. 

• Das Öl- und Gasunternehmen Surgutneftegaz fördert die Mobilitätsinfra-
struktur der indigenen Bevölkerung im Norden und im Fernen Osten, damit 
diese ihre Subsistenzwirtschaft und somit ihre traditionelle Lebensweise auf-
rechterhalten kann. Das Unternehmen richtete beispielsweise Benzin- und 
Dieselpunkte ein, an denen sich die Fischer mit Treibstoff für den Fischfang 
versorgen sowie ihre Boote reparieren können. 

• Severstal ist eines der ganz wenigen russischen Unternehmen, die neben den 
nationalen auch internationale Projekte auflegt. Zu den nationalen gehören 
die Agentur für städtische Entwicklung und der Business-Inkubator in 
Åerepovec («á�������� ���������� ��¨����§» und «Ì�¨���-���������») 
zur KMU-Förderung. Zu den internationalen Projekten, die im Zuge der in-
ternationalen Aktivitäten des Konzerns in die Wege geleitet wurden, gehört 
die Unterstützung der „Michigan Economic Development Foundation“ in 
Nordamerika, die ebenfalls die Gründung und Entwicklung von kleinen und 
mittelständischen Unternehmen fördert.  

Die dargestellten Beispiele zeigen, welche Gestaltungsspielräume Großunter-
nehmen im Rahmen der Gründungsförderung haben. In erster Linie handelt es 
sich um Anschubfinanzierungen und die Gewährleistung von Rechtssicherheit 
und Lobbying für eine Entfaltung ökonomischer Aktivitäten in der Region. Da-
mit können neue Akteure in der lokalen und regionalen, in Zukunft vielleicht 
auch in der nationalen und globalen Wirtschaft auftreten. Da die Unternehmen, 
zumindest in ihrer Startphase, regional sehr verwurzelt sind, können sie ein ho-
hes soziales Verantwortungsbewusstsein und eine besondere Sensibilität für die 
Zumutbarkeit ihrer wirtschaftlichen Aktivitäten in ihrer Region entwickeln. Sie 
können außerdem zur weiteren Spezialisierung und Diversifizierung der russi-
schen Wirtschaft beitragen. Dafür ist die Zusammenarbeit wichtig, damit sich 
bessere Chancen ergeben, um im Wettbewerb konkurrieren zu können: Partner-
schaften mit anderen kleinen und mittelständischen Unternehmen, mit Großun-
ternehmen in der Region, vor allem, wenn es um Infrastruktur und Logistik geht, 
mit der regionalen Verwaltung für die Regelungen in Sonderwirtschaftszonen, 
Hubs (Netzwerke), für die Gestaltung von Innovationszentren sowie bei der Re-
gistrierung neuer Unternehmen. Zwar sind solche Formen der Zusammenarbeit 
in Russland ausgesprochen korruptionsanfällig, sie können jedoch durch Kom-
munikation und Publizität, aber auch gerade durch gesamtgesellschaftliche 
Kontrollmechanismen vor unlauteren Methoden geschützt werden. 

Offen bleibt bei den dargestellten Beispielen allerdings der Einfluss dieses 
Engagements und der Unternehmensinvestitionen in Neugründungen. Wie viele 
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Ideen werden eingereicht? Wie viele umgesetzt? Schaffen die Neugründungen 
einen Existenzaufbau, der über die berühmten sieben Jahre hinausgeht? Wie vie-
le Menschen betreffen diese Neugründungen? Wie viele werden in Jungunter-
nehmen eingestellt? Für wen sind die Umschulungen erfolgreich und rechtferti-
gen sie die Kosten? Wie viel zusätzliches Kapital für Neugründungen kommt 
aus anderen Branchen, von der Regierung, oder sind es lediglich die Großunter-
nehmen, die Start-ups zu 100 % finanzieren? Gibt es staatliche Programme, die 
zur Projektumsetzung in Anspruch genommen wurden? Sind dafür Menschen 
von einer Region in eine andere gezogen, erhöhte sich also die Binnenmigrati-
on? Haben Mitarbeiter von Großunternehmen für ein Start-up ihre Arbeitsstelle 
verlassen? Wie wirken sich die Neugründungen auf das gesellschaftliche Um-
feld aus, auf die lokalen Business Districts, auf den sozialen Frieden, die Ju-
gendarbeitslosigkeit? Das sind nur einige der offenen Fragen, die in diesem Zu-
sammenhang zu diskutieren wären und sicherlich genügend Stoff für eine vertie-
fende Auseinandersetzung mit dem Thema bieten.  

 

6.4 Das Unternehmen als öffentliche Institution 
Damit werden Unternehmen zu öffentlichen Akteuren, die einen wesentlichen 
Einfluss auf das politische und gesellschaftliche Leben einer Wirtschaftsregion 
haben. Zwar sind russische Großunternehmen seit jeher auch auf die politische 
Legitimierung angewiesen, doch im Hinblick auf ihre neue Rolle als öffentlicher 
Akteur – und dies in jedem Sinne des Wortes „öffentlich“ – befinden sie sich im 
Findungsprozess. Das gilt zum einen für die Entwicklung von gemeinschaftli-
chen Kommunikationsplattformen, zum anderen aber auch für die Publizität der 
eigenen ökonomischen Tätigkeiten. Ein Beispiel für diesen Lernprozess ist ein 
Betriebsunfall bei der RusHydro: Die RusHydro ist der größte Produzent von 
Elektrizität aus Wasserkraft und besitzt mehrere Werke, darunter auch das größ-
te Russlands: Der Staudamm „Sayano–Shushenskaya GES“ («Ê�§��-
×�«�����§ �âÊ») am Jenissei in Chakassien. Im August 2009 kam es zu ei-
nem verheerenden Betriebsunfall, als zwei Turbinen brachen, was 75 Menschen 
das Leben kostete und weitere 60 Menschen verletzte. Der Vorfall löste sowohl 
national wie auch international eine Welle der Bestürzung und des Mitgefühls 
aus. In den betroffenen Republiken wurde Staatstrauer ausgerufen, Feste, Feier-
lichkeiten und Gedenkveranstaltungen abgesagt. Damals nahmen 2.000 Men-
schen an der Bewältigung der Folgen der Katastrophe teil. Gleichzeitig kam 
wieder die Kritik an den veralteten russischen Industrieanlangen auf, am Versa-
gen des Staates und der Privatwirtschaft, die es versäumt hätten, ihre Unterneh-
men zu modernisieren, und generelle Kritik an der Art und Weise des russischen 
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Wirtschaftens wurde laut. Als Reaktion darauf veröffentlichte das Unternehmen 
sämtliche Unterlagen zu dem Fall, Videofilme über den Hergang der Katastro-
phe, den Wortlaut des Protokolls der Unfallkommission73, es baute einen eige-
nen Unternehmensblog74 auf und begleitet seither in Zusammenarbeit mit RIA 
Novosti mit Web-Cam und zeitgleicher Berichterstattung den Wiederaufbau des 
Staudamms, den Transport der zwei Turbinen sowie die Aktionen rund um die 
Versorgung und Pflege der Angehörigen der Unfallopfer («Ê�§��-×�«�����§ 
�âÊ: ����§ ��¨��»; «Ø� � ����, Ê�§��!», Î��-����c�§©�§ � Ê�§��-
×�«������ �âÊ; Ø��«��� ������� ¨������§)75.  

So tragisch der Unfall auch war, er hat im Unternehmen zu einer gänzlich 
anderen Politik der Offenheit und Transparenz geführt – nicht nur im Umgang 
mit dem Unfall an sich. Es bezog die gesamte Öffentlichkeit am Wiederaufbau 
des Staudamms mit ein und stellte sich der Legitimitätsfrage seitens der Öffent-
lichkeit und der Medien. Zusätzlich führte das Unternehmen die Standards in-
ternationaler Normung für Risikobewertung ein (ISO 31000, ISO 31010), veran-
staltete Konferenzen über das Risikomanagement in der Energiewirtschaft in 
Zusammenarbeit mit dem Journal „EnergoRynok“ (Energiemarkt, «â�����-
ª����») und legte beim Wiederaufbau, der Sanierung und der Wartung der An-
lagen Wert auf die Zusammenarbeit mit Unternehmen aus der Region, um die 
lokale Wirtschaft und Gesellschaft, die durch den Unfall so zu Schaden gekom-
men ist, wieder zu stärken und eine soziale und ökonomische Infrastruktur neu 
zu kreieren. Es schafft dadurch Beteiligung, Sichtbarkeit der Aktivitäten, bezieht 
Partner bei der Kommunikation des Engagements mit ein und hat als Unterneh-
men im organisatorischen Lernen einen großen Schritt gemacht.  

Deutlich wird hier aber auch, dass Unternehmen heute mehr sind als reine 
Wertschöpfungsorganisationen, dass sie einen öffentlichen Auftrag haben, dass 
sie der Öffentlichkeit gegenüber zur Rechenschaft verpflichtet sind und dass sie 
nur in Aushandlung mit anderen Akteuren ihre Legitimität zum Handeln über-
haupt besitzen. RusHydro hat dafür ein eigenes „öffentliches Vorzimmer“ einge-
richtet, das jedem offensteht, wo jeder seine Sorgen, Nöte, Ansprüche an das 
Unternehmen äußern kann, vor Ort oder im Internet. Das Unternehmen versucht 
auf diesem Wege, Partnerschaften mit regionalen Unternehmen in die Wege zu 
leiten, den Draht zur regionalen Verwaltung kurz zu halten und herauszube-
                                                            

73 á����§ �� Ê�§��-×�«������ �âÊ; Î����¨����� ������� ������ / Êûæ��� ������ 
��������� ���������§; á��� ������������ ������������§ ������ ������ �� 
Ê�§��-×�«������ �âÊ 17 ������� 2009 ����. 

74 rushydro.livejournal.com/profile. 
75 http://ria.ru/hydro/; http://www.sshges.rushydro.ru/press/live/; http://www.sshges.rushy 

dro.ru/press/tracing. 
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kommen, wie es in der Region den Menschen helfen kann. Für 2010 wurden 411 
Anträge an das Unternehmen gestellt, von denen 64 abgelehnt, 253 erfüllt wur-
den und weitere 194 noch in der Ausführung sind (CSR-Report RusHydro, 
2010). Am Rande sei noch erwähnt, dass das Unternehmen im Bereich Sponso-
ring und Charity alle Wassersportarten, von lokalen Sportclubs bis hin zum Pro-
fisport, unterstützt. 

Unternehmen können als öffentliche Institutionen jedoch auch ganz anders 
gedacht werden. Alexander Lebedev plädiert in einem Artikel der Vedomosti für 
die Umstrukturierung der Eigentumsverhältnisse in Russland und fordert, dass 
das Volk darüber entscheiden solle, wie Eigentum neu verteilt wird. Schließlich 
wurde der Großteil des Privatbesitzes in den 1990ern einerseits unrechtmäßig 
und andererseits zu viel zu geringen Preisen erworben. Für Lebedev bleibt das 
Privateigentum nach wie vor die Grundvoraussetzung, um aus dem Volk Bürger 
zu machen. Doch es soll selbst die Verfügungsgewalt über das gesamte Vermö-
gen in Russland haben und eine gerechte Verteilung vornehmen76. 

 

6.5 Zwischenbilanz 
Die russische integrative Wirtschaftsethik kann zu gewinnbringenden und sinn-
stiftenden Wirtschaften führen. 

Indem Unternehmen als nach innen sowie nach außen gerichtete Kommuni-
kationsplattformen auftreten und vermittelnd zwischen Politik, Wirtschaft und 
Gesellschaft wirken, tragen sie zum einen zu einer Erhöhung ihrer eigenen Au-
tonomie bei und leisten zum anderen einen legitimierten Beitrag zur Sicherung 
des gesellschaftlichen Zusammenhalts. Die Harmonisierung der Lebens- und 
Arbeitsprozesse in der betriebsinternen sowie -externen wirtschaftlichen Ge-
meinschaft durch die ökonomische Autonomie der Wirtschaftsorganisationen 
sowie die individuelle Entfaltung im Einklang mit der wirtschaftlichen Gemein-
de und der natürlichen Umgebung trägt ebenfalls zum gesellschaftlichen Mehr-
wert bei. Gleichzeitig führen sie zu einer Erhöhung der sozialen Sicherheit in 
der Wirtschaftsregion sowie zu einer ökonomischen Vitalisierung, die wiederum 
neue Lebens- und Gesellschaftsperspektiven entstehen lässt. Um der Kommuni-
kationsaufgabe gerecht zu werden und einen Ausgleich der Interessen sowie die 
gegenseitige Kontrolle gewährleisten zu können, ist die Teilhabe der Unterneh-
men an gesellschaftlichen Aushandlungs- und Entscheidungsprozessen notwen-

                                                            

76 http://www.vedomosti.ru/opinion/opinions/2011/09/27/1376014;http://www.vedomosti. 
ru/opinion/news/1376014/grazhdane_sobstvenniki. 
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dig. Diese sollten jedoch immer mit so vielen Partnern wie möglich erfolgen, um 
auf breiter Basis einen Konsens über die Art und Weise des Wirtschaftens und 
Lebens herbeiführen sowie eine Kontrolle der wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Aktivitäten gewährleisten zu können. Gesellschaftlicher Mehrwert, den 
Wirtschaftsorganisationen erbringen können, sind zum einen die ökonomische 
Autonomie (individuelle Autonomie und Kommunikationsplattform) sowie die 
soziale Sicherheit (ordnungspolitische Regulierung und Sobornost’) als gewinn-
bringender und sinnstiftender Beitrag zum guten und gerechten Zusammenle-
ben. 
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7 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

Die Aufgabe besteht nicht darin, die Welt zu verändern, sondern den Blick der 
Unternehmen auf die Welt zu ändern, ihnen ihre Legitimitätskrise vor Augen zu 
führen und Lösungsvorschläge anzubieten, wie sie ihrer Rolle als Teil des ge-
sellschaftlichen Ganzen gerecht werden können. In Russland wurde erst kürzlich 
das Zertifikat „Vertrauen des Arbeitnehmers“ eingeführt, um öffentlich sichtbar 
zu machen, welches Unternehmen tatsächlich auf dialogorientierter Basis arbei-
tet und die volle Unterstützung und Legitimität seiner Umwelt genießt.  

In einem ersten und zweiten Schritt erfolgten die Herausarbeitung sowie die 
Zusammenführung integrativer wirtschaftsethischer Grundhaltungen mit den 
Prinzipien der traditionellen ökonomischen Wertvorstellungen und wirtschaftli-
chen Handlungsorientierungen der russischen Gesellschaft. Alsdann wurde der 
Beitrag ökonomischer Akteure zur Schaffung des gesellschaftlichen Mehrwerts 
herauskristallisiert. Der von Wirtschaftsorganisationen hier zu erbringende ge-
sellschaftliche Mehrwert ist einerseits die ökonomische Autonomie, andererseits 
die soziale Sicherheit. Beide Aspekte führen über betriebsinterne und -externe 
Dialog- und Beteiligungsformen zu einer wirtschaftlichen Effizienz der Unter-
nehmen, welche gemeinschaftlich eingebunden, das heißt auch ökologisch ve-
rantwortbar und gesellschaftlich zumutbar, also insgesamt legitim ist. Ziel sollte 
jedoch die wirtschaftliche Selbstbestimmung der Wirtschaftsorganisationen sein, 
die im Einklang mit gesamtgesellschaftlichen Zielvorstellungen immer wieder 
neu aus- und verhandelt wird. Zusätzlich wird durch den Zugang zu Informatio-
nen, der Beteiligung an Kommunikationsinfrastrukturen sowie durch das aus-
gewogene Ineinanderwirken der gesellschaftlichen Teilsysteme im Arbeitspro-
zess das gute und gerechte Zusammenleben gefördert. 
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Tab. 7.1: Zusammenfassung der vorliegenden Arbeit. Quelle: eigene Darstellung, 2011 

Unternehmen als Kommunikati-
onsplattform 

 

Individuelle Autonomie der Wirt-
schafts-organisationen 

Sobornost’, i. e. ausgewo-
gener Arbeitsprozess 

 

Ordnungspolitische Regu-
lierung 

SOLL: 

Zugang zu Informationen, 
Beteiligung an Kommunika-
tions-infrastruktur sowie 
Harmonie und Einheit der 
gesellschaftlichen Teilsys-
teme;  

autonome Selbstbestim-
mung im Einklang mit ge-
samt-gesellschaftlichen 
Zielvorstellungen 

Ökonomische Autonomie Soziale Sicherheit IST: 

Gesellschaftlicher Mehrwert 
einer russischen Integrativen 
Wirtschaftsethik:  

wirtschaftliche Effizienz, 
die gemeinschaftlich einge-
bunden ist 

Gemeinschaftlicher Konsens über 
Beteiligung und Ressourcensy-

nergien 

Gesellschaftliche Kontrolle 
über Selbstorganisation und 

Sichtbarkeit 

Schaffung von gesellschaft-
lichem Mehrwert durch 
ökonomische Aktivität 

Interne Legitimität durch Einheit Externe Legitimität durch 
Einigkeit 

Grundlage ökonomischer 
Aktivität auf traditioneller 
Vorstellung darüber aufbau-
en, wie Gesellschaft zu or-
ganisieren sei 

ObšOina, wirtschaftliche Gemein-
schaft als unternehmenseigene 

Geschäftsethik 

ObšOestvo, gemeinsames 
Wirtschaften als ordnungs-

politische Mitverantwortung

Traditionelle Wertvorstel-
lungen in Deckungsgleich-
heit mit wirtschaftsethischen 
Prinzipien 

Russische Integrative Wirtschaftsethik  
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Welche Schlussfolgerungen lassen sich daraus ziehen? Das Unternehmen als 
Kommunikationsplattform fördert über Gleichheit und Schutz der Beteiligten 
eine auf den Dialog aufbauende Vertrauensbildung und bietet gleichzeitig Parti-
zipationsmöglichkeiten an. Diese Vitalisierung der wirtschaftlichen Gemein-
schaft ist unter den russischen Ökonomen im Wesentlichen unstrittig. Sie muss 
jedoch an die Bedingungen des 21. Jahrhunderts angepasst und weiterentwickelt 
werden. Die in der russischen Öffentlichkeit bereits angestoßene 
Solidarismusdebatte kann ein Weg in diese Richtung sein. Hier muss allerdings 
berücksichtigt werden, dass die individuelle ökonomische Autonomie trotz der 
Einschränkung absoluter Freiheiten zugunsten eines lebenswerten Lebens in ei-
ner Gesellschaft gewahrt bleibt und nicht zum Wohle staatlicher Interessen auf-
geopfert werden muss. Eine neue digitale Agenda, regions- und grenzüber-
schreitende Onlineplattformen, um unternehmerische Innovationsfähigkeit zu 
stärken und gleichzeitig die Mitarbeiter verschiedener Standorte und Betriebe 
einzubinden, kann ein Weg einer nach allen Seiten hin vermittelnden Wirt-
schaftsethik sein. Aber auch der Zugang zu Informationsmedien und Telekom-
munikationsmitteln, die Qualifizierung der Mitarbeiter und Angestellten für Be-
teiligung und Partizipation sollten stärker berücksichtigt werden, damit, wie bei 
Vyšeslavcev dargestellt, die Gleichheit der Menschen im Sinne ihrer Autonomie 
hergestellt wird.  

Hier ist an die individuelle Autonomie anzuknüpfen. Ihr Fehlen in der russi-
schen Wirtschaftswelt war gerade für die Ökonomen des 19. und 
20. Jahrhunderts eine Herausforderung, stellt aber ebenso bei Kul’kov ein 
Hauptbetätigungsfeld für Verbesserungen und die Entwicklung neuer Modelle 
dar. Denn wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung bedürfen der indi-
viduellen Autonomie. Intrapreneure in Unternehmen, unternehmerische Selb-
ständigkeit, Firmen- und Neugründungen, aber auch die ökonomische Autono-
mie von Wirtschaftsorganisationen – ökonomische Autonomie heißt dabei noch 
nicht, dass sie in anderen Bereichen auch autonom, das heißt von anderen ge-
sellschaftlichen Teilsystemen abgekoppelt sind – müssen weiter in das Zentrum 
der Aufmerksamkeit gerückt werden. Dies könnte Innovation und Wachstum 
hervorrufen. Ökonomisch geht es in der Weiterentwicklung des Innovationsge-
dankens um eine Zunahme russischer Patente. Für deren Schutz und Sicherung 
braucht es aber ein wirkungsvolles Patentrecht, einen geeigneten Patentschutz 
und eine durchsetzungsfähige Patentgerichtsbarkeit. Bei der Weiterentwicklung 
des Wachstumsgedankens wirken sich bei der Kreditvergabe gleiche Zinsen für 
kleine und mittelständische Unternehmen einerseits und Großunternehmen an-
dererseits negativ aus. Sie verschärfen die Gründungsunwilligkeit und die Ab-
hängigkeit vor allem von kleinen oder jungen Wirtschaftsorganisationen. Zu-
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sätzlich sind der Schutz von Eigentumsrechten und die Durchsetzung des gel-
tenden Rechts wesentliche Voraussetzungen. 

Die dritte Schlussfolgerung bezieht sich auf die Sobornost’, die in ihrer Ei-
genschaft einerseits die gleichberechtigte Teilhabe am Arbeits- und Produkti-
onsprozess bei ebenso gleicher Beteiligung am Verteilungsprozess meint und 
andererseits das Einbeziehen aller, auch anderer Ethnien des Landes, sowie die 
Reduzierung der ethno-ökonomischen Differenzierung, wie Kul’kov es fordert, 
berücksichtigt. In der Konsequenz kann daraus eine zielgerichtete Arbeits-, 
Einwanderungs- und Migrationspolitik abgeleitet werden. Denn die Sobornost’ 
stellt nicht nur die nationale Einheit und Harmonie zwischen Wirtschaft und Ge-
sellschaft dar, sondern das Zusammenwirken der Gesamtheit der Menschen. 
Aufgrund der prekären demographischen Lage kann es sich Russland nicht leis-
ten, eine restriktive Einwanderungspolitik zu verfolgen, vielmehr könnten Punk-
tesysteme und gesteuerte Einwanderungen die Lösung für dieses Problem sein. 
Ebenso müssen Anreize gesetzt werden, die Binnenmigration zu erhöhen. Denn 
Sobornost’ heißt auch, alle Mitglieder einer Gesellschaft am Arbeits- und Wert-
schöpfungsprozess teilhaben zu lassen. Das bedeutet nicht, dass die Arbeits-
pflicht wieder eingeführt werden soll, sondern dass die Strukturen des Wettbe-
werbs auf dem Arbeitsmarkt und der Binnenmobilität ausgebaut werden müssen. 
Und hier kann die ordnungspolitische Mitverantwortung von Unternehmen ei-
nen entscheidenden Beitrag leisten. 

Doch die ordnungspolitische Mitverantwortung der Unternehmen, als vierte 
Schlussfolgerung, muss auf einer ausgewogenen Industriepolitik der Regierung 
fußen. Die Europäische Union spricht derzeit von einer „Reindustrialisierung“77 
ihrer nationalen Ökonomien, da die industrielle Produktion im Zusammenhang 
mit der Finanzkrise als Stabilisierungsfaktor einer Volkswirtschaft erkannt und 
für die gesamtgesellschaftliche Entwicklung wiederentdeckt wurde. Russland 
hat durch seine diversen Industriezweige einen globalen Wettbewerbsvorteil, 
den es nutzen muss, aber nur nutzen kann, wenn seine starke industrielle Basis 
auf gesamtgesellschaftlicher Legitimität aufgebaut ist. Die Ausübung ordnungs-
politischer Mitverantwortung heißt jedoch auch die gleichförmige Umsetzung 
der Gesetze in allen Regionen sowie das Überdenken von Rechtsinstrumenten 
und Verordnungen unter Einbeziehung aller relevanten gesellschaftlichen An-
spruchsgruppen. Ebenso bedeutet sie finanzielle Stabilität der Regionen, Konso-
lidierung ihrer Finanzen mit realen Steuereinnahmen und deren ausgewogene 
Verteilung zwischen Zentrum und Peripherie.  
                                                            

77 Vgl. dazu Konferenz des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie, Berlin, 
Deutschland: „Wettbewerbsfähigkeit in Europa – Stabilität und Wachstum“, 
1. Dezember 2011. 
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In dieser Arbeit werden die Chancen, Voraussetzungen und Rahmen-
bedingungen für Change Management als Konzept von geplantem Wandel 
in russischen Unternehmen unter den Bedingungen einer globalisierten 
Weltwirtschaft untersucht. Der Zeitrahmen der Untersuchung liegt dabei 
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